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! ie Staatspraxis zerfällt der Natur der Sache nach in zwei % 
Haupttheile, nämlich in die materielle und in die formale, 
von welchen die erste in das Gebiet der Theorie der Staatskunde 
gehört, die formale aber die Formen, sowohl für die Behand- 
lung, als für die Einkleidung aller Arten von Geschäften, zum 
Gegenstand hat, Und in Beziehung auf diese, theils wesentlich! 
theils mehr willkürlich sind. (*) 

Die ersteren, nämlich diejenigen, die auf die Behandlung 
der Geschäfte sich beziehen, sind zum Theil von dem Systeme 
abhängig, das für die Bildung der Behörden in einem gegebenen 
Staate besteht. Dieselben sind einfacher in dem Ein hei ts— oder 
Büreausysteme, in welchem die Behandlung einer Hauptgattung 
von Geschäften, oder eines ganzen Geschäftszweiges, und Bezie- 
hungsweise^ jedes einzelne Geschäft, jedesmal nur ein Indivi- 
duum beschäftigt f verwickelter dagegen in der Kollegialverfassung, 



1} B e n s e n : Versuch einer systematisch. Entwickelung der Lehre von 
den Staatsgeschäften, und zwar in Hinsicht ihrer formalen Bestimmung, 
nur angehende Staatsbeamten. Erlangen, hu Palm. 2Th. 1800 u. 1802 ; 
vorzüglich der zweiteTheil, in welchem auch eine ziemlich vollständige 
Litteratur ober diesen Gegenstand. Schade, daß die für den Zweck zu 
grofse Weitschweifigkeit, das klare Vortreten des vielen Guten verhindert. 
IL - 1 
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in welcher ein jeder einzelne Gegenstand , selbst solche , die be- 
sondere, nicht allen Mitgliedern eigene Kenntnisse erfordern, 
die Thatigkeit aller Glieder ein e\ Kollegiums jedesmal in An- 
spruch nimmt, und durch diese Theilnahme zugleich die Be- 
handlung komplizirt. ; • ' 

Die formelle Einrichtung der Kollegien ist in 
der Hauptsache in allen Staaten die nämliche. In allen ein Vor- 
stand (Chef- Präsident, Präsident , erster Direktor) 
für die Leitung der Geschäfte, ihres Ganges und der Formen für 
dieselben; (') sodann Direktoren, theils zur Assistenz des 
erstem, theils zur speziellen Kon trole der Geschäftsbehandlung 
überhaupt, und der Vorträge, so wie für den Vorsitz in den ein- 
zelnen Abtheilungen, wo dergleichen angeordnet sind; ferner 
R a t h e und Assessoren, unter welche die Geschäfte zur Bear- 
beitung und zum Vortrag vertheilt sind ; endlich Referendarien, 



1) Der Präsident, als der Mittelpunkt der ganzen Verwaltung, führt 
die allgemeine Aufsicht auf das gesammte Personal , sorgt für dessen 
zweckmäfsige Beschäftigung ; ertheilt Urlaub an die Direktoren , ver- 
sammelt das Plenum ; kann eilige Sachen, die jedoch nicht wichtig ge- 
nug sind , um eine aufserordentliche Sitzung des Kollegii zu veranlas- 
sen , in Gegenwart des Direktors der betreff. Abtheil. , sich allein vor- 
tragen lassen, und das Erforderliche verfugen, wovon jedoch dem 
Kollegio am nächsten Sitzungstage Kenntnifs gegeben werden mufs; 
ordnet aufserordentliche Landes- und Kassenyisitationen an, und er- 
nennt die Kommissarien zu Lokal- und auswärtigen Geschäften. Dem- 
selben liegt ob : die Sorge für die pünktliche Erstattung der periodi- 
schen Berichte; für die Sammlung, Zusammenstellung und 'Ordnung 
zweckmässiger statistischer Nachrichten ; für die erschöpfende Ausar- 
beitung der jährlichen Verwaltungsberiehte etc. Instrukt: für die Ge- 
schäftsruhr, der Regierung in Preufsen v. 23. Oktober 1617. Die 
Stellung und die Verhältnisse der Präsidenten sind nicht in allen 
Staaten die nämlichen; die Stelle 'selbst aber ist, aufser ihrer Bezie- 
hung zum Kollegio , auch in vielfaltiger anderer Hinsicht für die Ver- 
waltung von grofser Bedeut'enheit, könnte es wenigstens seyn, wenn 
der Präsident in das Verhältnifs eines besondern Kommissärs der Re- 
gierung mit angemessenen Attributionen gestellt würde, wodurch man- 
che Schattenseite des Kollegialsystems gemildert , mehr Einheit und Le- 
ben in den Geschäftsbetrieb gebracht werden könnte. Ein Direktor 
allein., ohne Präsident, dürfte bei Würdigung aller Verhältnisse, 
schwerlich als zureichend zu erachten seyn. 



Auditoren, theils zur Assistenz der Räthe , theils und vorzüg- 
lich aber zu ihrer Bildung für den praktischen Dienst. 

Aufser und neben den Befugnissen, die. dem Präsidenten in 
Absicht auf die Leitung der Geschälte und auf die Aufsicht auf 
die Geschäftsführung, vermöge seiner Stellung , und Bestimmung, 
nothwendig zustehen , sind demselben in mehreren Staaten 
auch noch besondere Geschäfte übertragen ; manche ausschliefs- 
, lieh , manche aber auch , die derselbe nur gemeinschaftlich mit 
den Direktoren, die mit ihm vereint das Präsidium bilden, 
erledigen kann, wodurch, in sofern die Beschlüsse durch Stim- 
menmehrheit gefafst werden , seine selbstständige Wirksamkeit 
bis auf einen gewissen Grad beschränkt ist. (') 

Die übrigen , dem Präsidenten oder Präsidio nicht beson- 
ders Teservirten Geschäfte , sind unter die Mitglieder des Kolle- 
giums vertheilt, und zwar gewöhnlich eine oder mehrere Haupt— 



1) Ein solches Präsidium findet z. B*hei den Regierungen inPreu- 
fsen statt, wo die Direktoren der beiden Abtheilungen mit dem Präsi- 
denten vereint , ein besonderes Kollegium bilden , in welchem die Be- 
schlüsse durch Stimmenmehrheit gefaßt werden. Über die Verhältnisse 
und Attributionen desselben , die allegirte Instrukt. §. 39. 

In anderen Staaten, z. B. in Baiern und Würtemberg, ist ein 
solches Präsidium nicht angeordnet. Jedoch sind in dem erstem 
dieser beiden Staaten dem Präsidenten, der zugleich Ge neralk om- 
ni i s s ä r ist, besondere Geschäfte, theils eoc k 1 u s i v übertragen Cdie jährli- 
chen Visitationsreisen ; diu Vorkehr nöthiger Maafsregeln , in Fällen be- 
drohter oder gestörter öffentlicher Sicherheit etc.), theils gemein- 
schaftlich mit jedem 4er beiden Direktoren Verordn. vom 27. März 
1817, Geschäftsgang bei der Kammer, §. 1 folg. In Würtemberg 
findet eine solche Übertragung spezieller Geschäfte nicht statt; dagegen 
ist dem Präsidenten überlassen,, Anzeigen und Berichte an das Ministe- 
rium, welche kein Gutachten, sondern nur die Mittheilung von akten- 
mafsigen Notizen zum Gegenstand haben; Vollziehung der Entschlie- 
fsung der höheren Behörden , insofern diese keine näheren Bestimmun- 
gen erfordern ; Mittheilungen an koordonirte Stellen , überhaupt alle 
blofs einleitende Anordnungen, die auf die Entscheidung der Sache kei- 
nen wesentlichen Einflufs haben, für sich zu verftigen; eben so in Fällen, 
wo Gefahr auf dem Verzug haftet, ohne Zuziehung des Kollegiums 
die erforderlichen Anordnungen zu treffen. Instrukt. für die Kreisre-, 
gierungen vom 21. Dez. 1819. §. 22. 24. 

i *. 
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gattungen von Geschäften, insofern nicht für einzelne derselben! 
z. B. für die Doniänialverwaltung etc., eine Vertheilung nach 
Bezirken oder sonstigen Lokalbeziehungen , unter mehrere Re- 
ferenten statt findet (Departementsvertheilung, Ge— 
«chaftstheiler etc.), die in der Regel nur nach Ablauf länge- 
rer Perioden abgeändert wird. ( f ) Zur Beseitigung der Nach— 
theile, die vorzüglich daraus, dafs der Beschlufs des Kollegiums 
mehr oder weniger von dem Vortrage des Referenten abhängig 
ist, erwachsen können, überhaupt zur Milderung eines zu grofsen, 
willkürlichen Einflusses auf die Geschäfte, ist dem Chef des 
Kollegiums die Befugnifs zugestanden , in Fällen , wo er dieses 
für noth wendig erachtet, einzelne Geschäfte aus einem solchen 
Departement, an andere Referenten zu übertragen. Ausferdem 
sind dem Departementsrath , entweder für beständig, oder für 
einzelne Gegenstände Koreferenten zur Seite gestellt, die 
dafür verantwortlich sind, dafs bei dem Vortrage einer Sache 
keine faktischen Irrthümer obwalten , und dafs die Verfügungen, 



1) In Preufsen, wo die Departementsvertheilung so selten 
als möglich abgeändert werden soll, ist die Benignus zur Ände- 
rung des Referenten in einzelnen Fällen dem Präsidio zugestanden. 
M. s. die alleg. Instinkt. $.22. InBaiern dagegen soll dieselbe mit 
Jedem Jahr neu entworfen werden 5 "jedoch steht dem Präsidenten 
die Befugnifs zu Abänderungen in einzelnen Fällen, benehmlich mit 
dem Direktor der Kammer, zu. Die alleg. Verordn. v. 1817. Vom Ge* 
scjiaftsgang, §. 2. In Würtemberg dagegen ist beides, totale oder 
partielle Abänderung, der Willkür des Präsidenten überlassen. Die 
alleg. Instrukt §. 26. 

Der öftere Wechsel der Departements gewährt allerdings den 
Vortheil, dafs nach und nach eine gröisere Anzahl von Mit- 
gliedern des Kollegii eine vollständigere Kenntnifs vom Detail der ein- 
zelnen Geschäftszweige erhalten 5 auf der andern Seite steht aber auch 
diesem Vortheiie der Nachtheil entgegen , dafs jeder Rath über das 
Einstudiren in ein neues Departement, viele Zeit, die Behandlung selbst 
aber an Konsequenz verliert, weil der bisherige Referent mit den Akten 
nicht auch seine gemachten Erfahrungen efcc» abgeben kann. Zudem er- 
fordert die Bearbeitung eines jedenGreschäftszweiges eigenthümliche Kennt- 
nisse, welche, ein Referent, der seines Referates auf eine längere Zeit 
gewifs ist, mit gröfsejfer Liebe und sorgfaltigerem Fleifse grundlich 
zu erwerben sich bestreben wird , als wenn derselbe mit jedem Jahr in' 
einen andern Zweig sieh einarbeiten muß. 



/* 



den bestehenden Gesetzentund Normen, und auch den Beschlüs- 
sen des Kollegiums gemäfs, abgefafst und redigirt werden. (*) 
Insbesondere besteht allgemein die Anordnung, dafs in techni- 
sch e n Angelegenheiten nichts ohne Theilnahme» des betreffenden 
technischen Mitgliedes , — die in der Regel nur in Gegenstän- 
den ihres besondern Geschäftekreises «ine zählende -Stimme ha— 
ben, — verfugt werden darf ; dafs in solchen, durch welche Rechts- 
verbindlichkeiten für den Fiskus erwachsen , überhaupt in allen 
Prozefssachen , der Justitiar beständiger Koreferent ist, was in 
mehreren Staaten auch auf alle Kassenangelegenheiten in dem 
Maafse ausgedehnt ist, dafs alle diese betreffende Verfügungen, 
von dem Departementsratfa für das KassenwesA* angegeben, oder 
doch mit unterzeichnet seyn müssen. . (•) 

\. 69. 

In der Regel müssen alle Geschäfte in demKolIegio vor- 
getragen, und nach Maafsgabe der einhellig, oder durch Stim- 
menmehrheit gefafsten Beschlüsse, erledigt werden. Als Auf- 
nahme von dieser Regel,, können minder wichtige Gegenstände 
und solche, die weniger auf die Sache selbst, und mehr auf die 
Einleitung und den mechanischen Betrieb derselben Bezug ha- 
ben, ohne Kollegialberathung erledigt werden, was in niehre^- 



1) InPreufsen ist jedem Departementsrath ein beständiger Ko- 
referent zugetheilt, an welchen alle Sachen' zuerst gelangen, und der alle 
vom Referenten angegebenen Dekrete mit unterzeichnen mufs. Bei ei- 
ner Meinungsverschiedenheit kann derselbe die seinige zwar auf dem 
Stück bemerken,, darf aber ohne Einverständnis des Referenten nichts 
abändern. Die alleg. Instrukt. §.24, In Baiern und*Wu>temberg 
findet die Ernennung eines Koreferenten nur für wichtigere Geschäfte 
statt; in dem leztorn Staate ist aufserdem verfugt, dafs, um in Verhin- 
derungsfällen des Referenten Stockungen zu verhüten, ein zweites Mit- 
glied sich mit dem Oeschaftstheiler eines jeden Referenten heüannt ma* 
chen; — sodann, dafs in allen medizinisch-polizeilichen, und in allen 
Bausachen, dem technischen Referenten' ein Koreferent heige<*eben 
werden soll. Die alleg. Instrukt. §. 27. 30. 

2) In P r e u f s e n, die allerg. Instrukt §. 45. In B a i e r n müsset) die- 
selben von der, aus dem Präsidenten, dem Direktor der J<. der Finar- 
zen und dem Kassenrath gebildeten Kommission , unterzeichnet wer- 
den* Die alleg. Verordn. $. 5. 
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ren Staaten selbst vorgeschrieben, ( l ) und zugleich den Referen- 
ten die Befugnifs zugestanden ist, in ihrem eigenen Namen zu 
handeln, ( a ) was in anderen Staaten denselben streng untersagt ist. 
In Absicht auf die Geschäfte selbst, ist jeder De p arte- 
mentsrath zunächst und vollständig verantwortlich, nicht 
nur für den schnellen und ununterbrochenen Fortgang, sondern 
auch für die gründliche und vorschriftsmäßige Bearbeitung 
der zu seinem'Referate gehörigen Angelegenheiten, von welcher 
prinzipalen Verantwortlichkeit nur ein von seinem Antrage ab- 
weichender Beschluß de» Kollegii, ünd< auch in diesem Fall, 
nur dann .ihn befreit, wenn derselbe seinen Dissenz, und die 
Motiven desselben^ dem -Protokoll oder in den Akten niederge- 
legt hat. Nächst dem Referenten und dem K o r. e f e r e n t e n , — für 

1) In Preufsen sind die Dezernenten verpflichtet, „alle blofs 
einleitende und vorbereitende Verfügungen, so wie überhaupt alle 
Sachen, die ihren gewiesenen Gang,, ihre [Vorm und Form haben, 
in sofern wtf nicht erhebliche Zweifel bei denselben haben, ohne 
Vortrag anzugeben und abzumachen, Zum Vortrag kommen die Sa- 
chen in der Regel erst dann, wenn es darin auf eine materielle 
Entscheidung ankommt. Beruht diese auf unzweifelhaften, ausdrück- 
lichen Vorschriften, so sind die Dezernenten berechtigt, sie eben- 
falls ohne Vortrag abzumachen. 1h allen Fällen i welche der Dezer- 
nent ohne Vortrag abmacht, mufs solches aber von ihm ausdrück- 
lich auf dem Stück bemerkt werden." 

Überhaupt ist es nur eine geringe Anzahl von Gegenständen, die 
noth wendig vorgetragen werden müssen Celle Sachen von besonderer 
Wichtigkeit, Vorstellungen und Beschwerden gegen Verfügungen der 
Regierung; Sachen, wo es auf die Frage ankommt: ob Fiskus sich in 
einen Rechtsstreit einlassen soll ; alle Anweisungen zu Geldzahlungen, 
die nicht auf klaren Vorschriften beruhen ; alle Sachen, über welche 
der Referent und Koreferent nicht einverstanden sind etc.) Die alleg. 
bistrukt. §. 26. 27. 

In Baiern und Wurtemberg, so wie in den meisten Staaten, 
besteht die entgegengesezte Regel, und müssen, mit Ausnahme dessen, 
was auf den mechanischen Fortschub der Geschäfte Bezug hat , : aüe 
Einlaufe kollegialisch erledigt werden« Die alleg, Verordn. v. 1817. 
§. 6., und die Instrukt. v. 1819, §. 22. 

2) In Preufaen, wo die Referenten hierzu, die Behörden zur 
Erlheilung der auf diese Art verlangten Auskunft, die ersteren zugleich 
verpflichtet sind, von solchen Erlassen in ihrem eigenen Namen dem 
Koreferenten und Direktor ihrer Abtheilung Nachricht und das Kon- 
Kept, nebst d.#r Antwort, zu den Akten zu geben. Die alleg. Instr. $.26, 
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diesem in der indem vorhergehenden §. Angedeuteten Beziehung, — 
ruhet diese Verantwortlichkeit auf den Direktoren und auf 
dem Präsidenten) nach welcher erst jene des g an z e n K o 1- 
legii eintritt. (*) ' 

Ob in den Sitzungen Hofs mtmdlicher freier Vortrag ge- 
halten; oder oh derselbe schriftlich ausgearbeitet zu den- Akten 
"gegeben werden mufs? (*) ob regelmässig und über alle Vor- 
träge, Umfrage gehalten und abgestimmt wird?- die Ordnung, in 
welcher diese statt findet, die Form ' des' Protokolls , nämlich: 
oh im Fall einer förmlichen Abstimmung ein jedes einzelne Vo- 
tum vollständig in dasselbe eingetragen , oder ob dasselbe mehi 
historisch und so redigirt wird, dafs : nur der Gegenstand^ der 
Beschlufs und die von diesem dissentirenden Stimmen in dasselbe 
eingetragen werden; od der Präsident, überhaupt der Chef des 
Kollegiums, ulibedingt an den Beschlufs der Mehrheit gebunden, 
öder aber überhaupt t und unter welchen Modifikationen, zu 
dessen Sistirung befugt ist,( 3 ) die Gegenstände, für welche, und / 
die Fälle, in welchen, wenn ein Kollegium in mehrere Abtheilungen 
getrennt ist, diese zu einer Plenarsitzung zusammentreten; endlich 
die Formen für die Geschäftsverbindung, sowohl unter diesen Au- 
fhellungen, als mit allen übrigen höheren, koordinirten öder unter- 
geordneten Behörden, — ist in jedem Staate durch die allgemeinen 
oder besonderen Dienstreglements besonders vorgeschrieben, 



1) Die alleg. Inttrukt. rar dieRegg. in Preufsen, $. 34 folg.; die 
*Ueg. baiersche , Verordn. §. 19 folg. ; die würtemb. alleg. Instr. §. 28. 
■■ 2) Das leztere, .z, B, in Bai er n r in wichtigen und systemati- 
schen., so wie in allen administrativ-kontentiösen Sachen« Die alleg. 
Verordn. §.10. j eben so in Würtembe rg, die alleg. Instrukt. §. 29. 

3) Jn P.reufsjJ* kann das Präsidium, wenn dasselbe 'mit einem 
Beschlüsse, auch nachdem derselbe an das Plenum gebracht war, nicht 
einverstanden ist, der Vollziehung desselben auf seine Verantwortlich- 
keit Anstand geben, in diesem fall denselben zur Entscheidung an den 
Obeu-Präsidenten einsenden ; jedoch qcur dann, wenn keine Gefahr anf 
dem Verzag haftet, in welchem leztern Fall der Beschlufs des Kollegiums 
ohne Anstand vollzogen werden mufs. Die alleg. Instr. §. 29. Nr. 3. 
In Baiern und Würtemberg, jedesmal, wenn der Präsident da- 
von grofsen Nachtheil rar das Staats wohl befürchtet, jedoch 'unte* der 
Verpflichtung sofortiger Anzeige an das Ministerium. Verordn. v. 27. 
März 1817. $. 9. Würtettb, Instrukt. *. 37. 
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Werden die Anordnungen in den genannten Staaten, de- 
nen sich jene in den übrigen mehr oder -weniger nähern, 
unter einander verglichen, dann möchte vielleicht die Ansicht 
als gerechtfertigt erscheinen, dafs in B ai e r n und W ü r t e.m- 
berg die Selbstständigkeit und freie Bewegung der Behör- 
den, mehr als mit einer raschen Geschäftsbehandlung verein- 
bar, eingeengt ist, während in Preufsen die Kollegialver— 
fassung in der That bis auf einen gewissen Grad 'aufgelöst, 
die Geschäftsbehandlung dem Büreausystem genähert ist, ohne 
alle Nachtheile, des enteren zu vermeiden, und ohne alle 
Vortheile des lezteren zu gewähren , oder, seinen Nachthei- 
len auszuweichen. • Vielleicht hätte das eine und andere er- 
reicht werden können, wenn die .vorgeschriebene büreaumä— 
fsige Erledigung auf alle Geschäfte, mit alleiniger Aus- 
nahme derjenigen, die ihrer Natur nach eine kollegialische 
Berathung erfordern, oder für welche eine solche aus beson- 
deren Gründen vorgeschrieben ist, in der Art ausgedehnt, 
worden wäre , dafs der Direktor einer jeden Abtheilung als 
alleiniger Dezernent aufgestellt, die Mitglieder derselben auf 
einen blofs gutachtlichen Antrag beschränkt, dem. Prä- 
sidenten aber die obere Aufsicht und Leitung über beide Ab- 
theilungen übertragen worden wäre, aufserdem noch die Attri— 
butionen, die dem Präsidioin Absicht auf «ämmtliche Beam- 
ten, auf den Einzug der Gefälle, ihre Verwendung und auf die 
Verwaltung der Kasse beigelegt sind, so wie endlich jene der 
Oberpräsidenten. 

Überhaupt aber, und selbst bei einer strengen Befolgung 
des Kollegialsystems, möchte kaum zu verkeimen seyn, däfs 
ein gf pfser Theil der Ausstellungen gegen dasselbe , weni- 
ger in dem Systeme selbst, als in der BÄiandlungsform der 
Geschäfte ihren Grund haben. Wenn auch'nicht alle AussteL* 
lungen , 'wie z. B. der Zeitverlust durch umständliche Bera-* 
thung von technischen *und von solchen Gegenständen, die 
nicht sämmtliche Mitglieder zu betirtheilen vermögen, sodann 
dadurch, dafs jedes einzelne Geschäft die Aufmerksamkeit, 
aller Mitglieder in Anspruch nimmt, deren eigene Thätigkeit 
während dieser Zeit ruhet, und andere der Art, ganz besei- 
tigt werden können, so leidet es dennoch keinen Zweifel, 
dafs dieselben durch zweckmässige Einrichtung, der Vorträge, 



durch Vereinfachung des mechanischen Geschäftsbetriebes, 
und durch möglichste Befreiung der Räthe von Arbeiten, 
die mehr eine blofs mechanische Fertigkeit erfordern, we- 
sentlich gemildert werden .könnten. # Insbesondere glaubt der 
Verfasser der Vorschrift erwähnen zu müssen, „dafs die Räthe 
in allen wichtigen Sachen, mit Ausnahme derjenigen, in , 
welchen der Beschlufs des Kollegiums dem Referenten zwei- 
felhaft seyn möchte , ihre Anträge schriftlich, und in der 
Form ihrer nachherigen Ausfertigung in die Sitzung mitbrin- 
gen sollen." — Durch dieselbe wird eine Garantie für die 
gründliche Bearbeitung /bezweckt , die aber hierdurch nicht 
vollständig , -und weit eingreifender durch die Kontrole eines 
tüchtigen Dirigenten erreicht wird» t)ie Befolgung die- 
ser Vorschrift raubt den . Referenten fine kostbare Zeit, die 
sie zweckmäßiger auf die Durchsicht der Akten und auf das > 
Überdenken ihrer Vortrage verwenden könnten ; ohne au er- 
wähnen, dafs ein zaghafter oder bequemer Referent, der an-* 
ter dem Scheine grofser Thätigkeit in der That gern untha- 
tig ist, alles als- zweifelhaft ansehen, und dem Kollegio durch 
lange Vorträge zur Last fallen wird , wahrend ein anderer, 
des leichter zu Werke. geht, die wichtigsten Sachen als un- 
bedenklich ansieht, und, in sofern die Kontrole des Dirigen- 
ten •ihn nicht in Schranken hält, mehr oder weniger der 
s Kenntnifs des Kollegiums entzieht. 

Überhaupt sollten, wie es scheint;, schriftlich ausgear- 
beitete Vorträge nur für solche Sachen gestattet seyn , in Be- 
treff welcher die genaue detaillirtere Kenntnifs der Motiven ei- 
nes Beschlusses auch in späteren Zeiten von Interesse seyn kann. 

..§. 70. 
Abweichend von diesen Formen für die Geschafsbehandlung 
intern Kollegialsysteme, sind die in der büreaumäTsigen Behand- 
lung, in welcher zwar ebenfalls die Bearbeitung der Geschäfte 
unter einzelne Referenten vertbeilt ist, die jedoch nicht wie in 
dem Kollegialsysteme von der Beurtheilung und von dem Be- 
schlüsse einer Mehrheit von Mitgliedern , sondern in Betreff der 
ersteren, lediglich von ihrer individuellen Ansicht und Überzeu- 
gung, in Ansehimg der Genehmigung öder Verwerfung ihrer An- 
trage aber, lediglich von der Entscheidung ihres Chefs abhängig, * 
und diesem für die Richtigkeit ihrer Vorträge verantwortlich sind. 
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Eine gleiche Verschiedenheit findet »ach in Betreff der in— 
nern Einrichtung der Geschäftsbehörden ^ selbst statt, die nicht, 
wie die Kollegien, als identisches Ganzes konstituirt, son- 
dern in einzelne, von einander unabhängige* Abtheilungen , — 
Divisionen, Direktionen, Sektionen» — und jede von 
diesen *wieder in Bureaus aufgelöst sind , in welche da> Detail 
der einzelnen Geschäftszweige vertheilt ist. 

In der Regel haben nur die Chefs der Divisionen , Vortrag 
bei dem obersten Chef eineT Verwaltung , wogegen dieselben für 
die Arbeiten in den Bureaus, verantwortlich sind, und diese, so 
wie überhaupt die Geschäftsbehandlung und Förderung, vertreten 
müssen. 

Von dieser Einrichtung findet auch selbst dann eine Abwei— 
chung nicht statt, wenn z, B. in den Ministerien die Divisions— 
chefs sich periodisch (wöchentlich) in ein Comitt^ vereinigen, 
was nur die Erhaltung der Übersicht im Ganzen zum Zweck hat: 
oder aber die Generalinspektoren oder Administratoren bei den 
Generaldirektionen, ein beständiges Konseil bilden , dessen At- 
tributionen in der Hauptsache nur berathend und auf die Form 
der Geschäftsbehandlung ohne Einfiufs sind, wenn gleich das 
Entscheidungsrecht des Chefs in gewissen, gesetzlich bestimmten 
Fällen beschränkt, und die Enscheidung dem Minister selbst 
vorbehalten ist. * 

Bei einem jeden Kollegio befinden sich für den mechani— 
sehen Geschäftsbetrieb: 

a) ein Sekretariat zur Führung der Protokolle in den Si- 
tzungen und für die Ausarbeitung der Beschlüsse, Be- 
richte , Verfügungen etc. , die nicht von den Käthen selbst 
redigirt, sondern nur angegeben oder dekretirt worden sind. 
'In mehreren Staaten sind die Sekretäre in Protokoll- 
und Expeditionssekretäre getheilt; in anderen ist der 
Kanzleidirektor oder der erste Sekretär mit der Führung 
des Sessionsprotokolls beauftragt, hin und wieder auch Ex- 
peditoren angestellt, deren Geschäfte mit jenen der Se- 
. kretäre die nämlichen sind; 

h) eine rVanzlei fiir die Expedition der schriftlichen Ar- 
beiten bei dem Kollegio ; 
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c) ein Rechnungsbiireau (Rechnungskommissariat, Kai* 
külatur, Probaturetc.),' für die Bearbeitung aller Rechnungs- 
Sachen, gewöhnlich unter der speziellen Leitung eines Rathes; 

d) endlich die Registratur, häufig in die kurrente und 
in die Hauptregistratur (oder Archiv) abgetheilt; die 
erstere für die Iristruirung und Aufbewahrung der Akten 
von denjenigen Gegenständen, die in Bearbeitung sind ; die 
lezfere für ihre definitive Repohirung. 

Theils zur Erhaltung der 'Übersicht von den Geschäften 
überhaupt und von ihrer jedesmaligen Lage, theils zur Kontrole 
ihrer Förderung, werden besondere Geschäftsjournale 
gefuhrt , in welchen der Fortgang der Behandlung einer jeden 
Sache und eines jeden Geschäftes, von ihrem Einlaufe bei der 
Behörde,- bis zu ihrer vollständige» Erledigung eingetragen wird. 
Aufser diesem Journale wird in den Sitzungen des Köllegii ein 
besonderes, Sessionsprotokoll gehalten , in welchem die 
Gegenstände, die in jeder Sitzung zum Vortrag gekommen sind, 
und die Beschlüsse über dieselben konsignirt werden, und die 
Abstimmungen derjenigen Mitglieder, die von diesen lezteren 
dissentiren. Endlich werden ähnliche Journale für das Se&feta- 
riat, die Kanzlei, das Rechnungsbüleau , in der Registratur aber 
ein alphabetisches und ein Realrepertorium. geführt, 
für welche um so gröfsere Ordnung und- Vollständigkeit , so wie 
richtige Trennung und Kiassirung der Akten erforderlich sind, 
weil zum Theil auf diesen die Vollständigkeit und Gründlichkeit 
der Arbeiten beruhen. (*) 

§• 72 - 

Die angezeigten Einrichtungen sind in dem Büreausysteme 
in sofern verschieden, als in den Ministerien, Generaldirektio- 
nen, Fiäfekturen etc. gewöhnlich ein Generalsekretariat 

angeordnet ist, welchem nebst den übrigen Geschäften, die dem- 

• 
_ 

1) Diese Einrichtung ist beinahe in allen Staaten die nämliche, ob- 
gleich die Benennungen verschieden sind, ein Ostreich z. B. bei jedem 
JKoUegio: Protokoll, Bxpedi t , Re g i s t ra t u r). — Schriften ober die 
Einrichtung -des Registraturwesens, in Er seh Handbuch der teutschen 
Litteratur, 1. Bd. 3. Abth. S. 219 folg,} und in Kluber öffenrt. 
Recht des teutschen Bund. §• 2(39. 
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selben etwa zugetheilt sind, die Aufsicht auf die Ordnung in 
der innern Geschäftseinrichtung übertragen ist.(*) Die spezielle 
Aufsicht im Innern der Divisionen hingegen, ist Sache der Di- 
visionschefs. 

Bei dem erstem wird das allgemeine Einlaufs— , Abgangs- 
und Vertheilungsjournal gefuhrt , für welches meistens ein be- 
sonderer Cormnis d* ordre angestellt ist; das spezielle für die 
Geschäfte der Divisionen, in diesen selbst, deren jeder nicht 
selten ihr besonderes Expeditionspersonal zngetheilt ist, so. wie 
jede eine besondere Registratur* hat. * 

Endlich ist auch die Romptabilitätsdivision oder das Bu- 
reau für dieselbe, von den Rechnungsbureaus oder der Kalku- 
lator bei den Kollegien in sofern verschieden, als die erstere 
eigentlich die Buchhaltern und den Zentralpunkt für den Geld— 
haushält der Behörde bildet, wogegen die lezteren, wenigstens 
in der Regel, zunächst nur auf die Bearbeitung und Prüfung von 
Rechnungssachen beschränkt sind. 

§. 73. 

Die Formen für dieEinkleidung der Geschäfte sind 
theils allgemeine, für An Geschäftsbetrieb iibe/fiaupt, für 
die Verbindung der Behörden unter sich, und ftq^Äie Einwir- 
kung dieser auf die Staatsangehörigen; theils besondere, die 
durch die Eigen thümHchkeit einer jeden Art von Geschäften be- 
dingt sind , und daher dieser angemessen seyn .müssen. 

Die ersteren, nämlich die allgemeinen, können unter 
nachstehende Hauptkathegorien zusammengefaßt werden, näm- 
lich: 

c) Vorträge, besonders in Kollegien, oder auch an vorge- 

sezte Behörden; 
V) Berichte untergeordneter Behörden an die höheren, und 
c) Verfügungen von den lezteren an die ersteren, und auch 

auf Eingaben von Einzelnen, in Angelegenheiten, die ihr 

Privatinteresse betreffen; 



1) In der neuesten Zeit ist das Generalsekretariat in dem Kriegs- 
und in dem Finanzministerio aufgehoben worden, diese Aufhebung 
jedoch mehr scheinbar als reel, weil die Funktionen des Generalse- 
kretärs anderen Beamten in den Bureaus übertragen ist. 
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cZ) Geschäftsmittheilungen unter koordinirten Behörden; 

e) Verordnungen, die entweder nur die inneren Verhält- 
nisse der Verwaltung betreffen (Reglements, Instruktio- 
nen etc.), oder aber die Gesammtheit der Staatsangehörigen 
berühren (Gesetze). 

Vorträge bestehen in einer deutlichen, klaren, voll— 
ständigen Darstellung einer Sache , damit über dieselbe ein ße— 
. schlufs gefafst, oder in Betreff derselben eine Verfügung erlas- 
sen werden kann, ohne"dafs die Behörde , die beschliefsen oder 
verfügen soll, der eigenen Einsicht der Akten bedarf. 

Aus dieser Bestimmung entwickeln sich für die Bearbeitung, 
und Redaktion derselben nachstehende Pöstulate, nämlich: 

dafs der Gegenstand oder die Frage, um die es. sich handelt, 
einfach , mit scharfer Bestimmtheit und vollständig expo- 
nirt; die faktischen Umstände in chronologischer,' die 
sonstigen Verhältnisse aber, die in Betreff derselben statt 
finden, oder auf dieselbe von Einfluß sind, in einer solchen 
Ordnung zusammengestellt werden, wie dieselben sich 
wechselseitig erläutern oder begründen ; 

dafs Inzidentpunkte und Fragen von dem Haliptgegenstande 
und von der Hauptfrage getrennt; erörtert, und nach 
Maafsgabe ihres möglichen oder wirklichen Einflusses, auf 
die Entscheidung dieser lezteren, geordnet; 

dafs die Gründe für und gegen, in demMaafse alscüeselben 
sich wechselseitig unterstützen, oder aber entkräften, ent- 
wickelt und gegen einander gestellt; diejenigen Stellen aus 
Gesetzen , Dokumenten etc* , deren Kenntnifs für die Wür- 
digung oder Entscheidung der Frage erheblich seyn kann, 
so wie in gleicher Beziehung der Inhalt von Verhandlun- 
gen, die etwa statt gehabt haben, oder von Verfügungen, die 
bereits getroffen worden sind, nach Bedürfnils wörtlich aus- 
gehoben , oder vollständig angedeutet werden ; 

dafs nichts, das nicht wesentlich zur Sache gehört,, aufgenom- 
men; endlich, 

dafs der Finalantrag mit \ Präzision gestellt, und wenn der 
Vortrag mehpere Punkte oder Fragen umfafst, dieser Final- 
antrag in eben so viele besondere Fragen oder Punkte auf- 
gelöst werde. * 
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§. 74. ' 

Die nämlichen Forderungen finden auch in Ansehung der 
Berichte statt, die im Wesentlichen in schriftlichen Vorträgen 
von Behörden oder Beamten an die vorgesezten höheren Stellen 
bestehen , und von diesen nur in Ansehung ihrer aufsern Form 
verschieden sind, die theils von den Amts Verhältnissen des Be- 
richterstatters, theils auch von dem. Gegenstande (ob in ei- 
ner Justiz- oder Verwaltungssache etc.) ^bjiängig ist. Die Vor- 
schrift, zufolge welcher in früheren Zeiten die Berichte an die 
höheren Behörden , mit einem Bombast von Kanzleikurialien 
verbrämt, an die Person des Regenten haben gerichtet ,, oder wo 
die Adressirung an die höheren Behörden , in weitläufigen Ti- 
tulaturen hat eingekleidet werden müssen, i>st in den meisten 
Staaten einfacheren Formen gewichen, so dafs dergl. Berichte 
gegenwärtig , ohne alle unwesentliche Förmlichkeiten \ in einem 
einfach darstellenden Styl redigirt werden ; höchstens mit Vor- 
setzung der Behörde von welcher, und an .welche derselbe er- 
stattet wird. 

Die nämliche einfachere Form findet auch in Ansehung der 
Verfügungen statt, die in den meisten Staaten im Namen der 
Behörde , und nur in bestimmten Fällen, in jenem des. Regen- 
ten ausgefertigt werden. (*) Dergleichen Verfügungen wer- 
den entweder als Bescheidung auf Berichte und Anfragen, 
oder von Amtswegen erlassen (Reskripte, Verfügungen etc.), oder 
als Bescheidung auf Gesuche von Einzelnen in Gegenständen ih- 
res Privatinteresses (Resolutionen , Bescheide etc.), was auf ihre 
aufsere Form in sofern von Einflufs ist, als die ersteren gewöhn— 



1) Z.B. in Preufsen, Verordn. v. 27. Okt. 1810: „dafs der^Ku- 
rialstyl in allen seinen Abstufungen von Reskripten, Dekreten u. dg?, 
durchgängig abgeschafft und von jeder Behörde, sowohl von oberen, 
auf gleicher Stufe stehenden oder untergebenen Behörden und Perso- 
nen, in dem gegenwärtigen Styl des gemeinen Lebens, verfügt und 
geschrieben werden soll." 

In Würtemberg, Verordn. v. 24. Dex. 1816, die Form der 
Berichte an den König und die höh. Behörd. betreffend. In Baden, 
Verordn. v. 10. Febr. 1810 (St. u. IiegbLYHO In Nassau, Verordn. v. 
^ Sept. 1815. Über den Gebrauch des, königlichen Titels in Baiern, 
Schmelzing 1. c. II. 278* » 
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lieh förmlicher, die Iezteren gewöhnlicher nur als Extrakte 
ans den Protokollen ausgefertigt werden, was auch in mehreren 
Staaten für die Verfügungen an untergeordnete und für die 
Geschäftsmittheilungeh an koordonirte Behörden der Fall ist. ( l ) 
Dabei besteht die zweckmäfsige Vorschrift , dafs weder in dem 
nämlichen Berichte, noch in der nämlichen Verfügung,, mehrere 
fremdartige Gegensande zusairimengefafst werden dürfen , und 
j'erie, dafs die Ordnungsnummer des Berichtes, durch weichen 
eine Verfügung, oder umgekehrt, der leztern, durch welche 
der erstere veranlafst worden ist, und die summarische Anzeige 
des Inhalts des erstem, gleich auf der ersten Seite vorgetragen 
seyn müssen. 

Die Form von Verordnungen endlich , sowohl solcher , 
die lediglich auf innere Verhältnisse der Verwaltung Bezug ha- 
ben (Dienstreglements., ' Instruktionen etc.), als. auch solcher, 
welche die Gesammtheit der Staatsangehörigen betreffen (all- 
gemeine Verordnungen, Edikte, Gesetze), ist zum Theil durch 
den Gegenstand und Inhalt derselben bedingt. Als die zweck- 
mäßigere , besonders . für solche , in welchen in Beziehung auf 
Sachen und Personen, verschiedenartige Vorschriften ertheilt 
werden , möchte diejenige zu betrachten seyn , wenn alle Vor- 
schriften, die eine gleiche Beziehung haben , in Hauptabtheilun- 
gen (Kapitel, Titel etc.) zusammengefaßt, diese in derjenigen 
Folgeordnung, öjie aus der Natur der Sache, oder aus. dem 
Zwecke der Verordnung sich ergibt, an einander gereihet, die 
Vorschriften selbst aber in einzelne, kurze, dispositive Sätze re— 
digirt werden. 

Eine Vereinigung gesetzlicher Vorschriften, mit 
blofsen Verwaltungsanordnungen, in eine und dieselbe 



1) In P reu fs en, ß ai er n, Wü r fem b e r g etc. werden die Erlasse 
der, Kreisstellen in ihrem Namen (z. B. die Regierung) erlassen, in 
dem ersteren Staate im Korrespondenzstyle , in den beiden Iezteren im 
befehlenden Styl redigirt. Dabei müssen in Preufsen , wo es geschc- 
hen kann, die Verfügungen blofs durch Abschrift des Dekrets, 
und in Sachen, die sich ' dazu eignen , mit einem blofsen Vormerk an 
die Behörden remittirr werden , die ersteren jedoch gehörig vollzogen 
seyn. Die allfg. Verordn. u, Instrukt. . 
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Verordnung, scheint um defswilleh nicht zweckmässig, weil die 
lezteren, ihrer Natur nach, öfteren Veränderungen unterworfen 
sind, ohne des* Einflusses zu erwähnen, der in Staaten mit ei* 
ner ständischen Verfassung, den Ständen auf die ersteren^ nicht 
aber auf die lezteren zusteht, wefshalb auch auswiesen* Grunde 
ihre Sonderung nothwendig ist. 

§. 75. 

i 

t X 

Die besonderen Formen für die Behandlung der Staats— 
geschalte, können nach Maafsgabe der eigentümlichen Ver- 
schiedenheit der Haupt zweige der Verwaltung, in nachstehende 
vier Hauptkathegorien zusammengefafst werden, nämlich: 
1) Formen für die Einkleidung der Geschäfte in dem Depar- 
tement der auswärtigen Angelegenheiten;' 
2| dergleichen für jene in dem Ressort des Justizdepar- 
tements; '. 

3) sodann dergl. für die Militärverwaltung; 

4) endlich Formen für die Behandlung und Einkleidung der 
Geschäfte, die in das Kessort der Verwaltung des Innern, 
und in jenes der' Finanzen gehören, von welchen lezteren 
beinahe ein jeder Geschäftszweig besondere Formen erfordert, 
die ~ theils durch die Eigen thiimlichkeit des Gegenstandes, 
theils durch die besonderen Zwecke, deren Erreichung beauf- 
sichtigt wird^ bedingt sind. 

* 

Auswärtiges Departement. Die Geschäfte in dem 
Departement der auswärtigen Angelegenheiten betreffen theils 
die inneren und ökonomischen Verhältnisse desselben , und jene 
mit den anderen Ministerialdepartements , —für welche die For- 
men die nämlichen wie bei diesen sind, — theils beziehen dieselben 
sich auf die Behandlung der politischen Verhältnisse des Staates zu 
anderen Staaten ,.. in Absichtauf welche, theils durch Verabredung, 
theils durch Herkommen und Gebrauch, bestimmte Regeln und For- 
men sich gebildet haben, die auf dem Grundsatze der Unabhängigkeit 
und Gleichheit der Staaten und auf den bestehenden Titel und 
auf Rangverhältnissen beruhen (diplomatisches Zere— 
moniel und diplomatische! Kanzleistyl, style des 
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Gour$)i Und in der Redaktion aller Arten von Staats Schrif- 
ten, und nach Maafsgabe ihrer Verschiedenheit in Anwen- 
dung kommen. ( l J 

Diese Staatsschriften (Actes diploma^iquäs) können nach 
Maatsgabe }hrer Bestimmung unter zwei Hauptkathegorien ge- 
' bracht Werden , nämlich solche, die blofe für die bei ihrem 
Inhalte betheiligten Behörden und Individuen, -+- sodann sol- 
che, die zugleich, oder zunächst für die Publizität bestimmt sind. 
In die leztere Hauptkathegorie gehören : 
1) Alle Arten von Staats vertragen (Präliminar- und 
Definitiv vertrage , Haupt— und Nebenverträge, alle Arten 
von Kriegsverträgen und Konventionen, ( 8 ) etc. Die Form 
ihrer Redaktion ist im Allgemeinen willkürlich und an keine 
besondere Regeln gebunden; die gewöhnlichere jedoch die, 
dafs nach Vorausschickung der Anrufung des höchsten We- 
sens, nebst der Intimationsformel, (•) und nach der Anzeige 



1) Über das Zeremonie], K ! üb er* europäisches Völkerrecht. Stutt. 
gart in der Cottaischen Buchhandl. 1821. I. §. 90 folg. und $. 217 folg. 
und die dasetyst angef. Schriften. — Ompteda Litterat. des V. R. II., 
499 folg. —Besondere Arten des Zeremoni'els sind : a) dasjenige der Sou- 
veräns bei ihren persönlichen Zusammenkünften ; by das gesandtschaft- . 
liehe oder diplomatische Zeremoniel; O das Kriegszeremoniel ; d) das 
See- oder Schifiszeremoniel. Dasselbe gehört ausschliefslich in das Völ- 
kerrecht , wefshalb dasselbe hier ganz übergangen wird , so wie auch 
in Absicht auf die Einkleidangsformen, die in das Gebiet der diplomati- 
schen Praxis gehören , und die dem Zweck des vorliegenden Werkes 
fremd sind , da der Verfasser sich lediglich auf allgemeine Andeutun- 
gen beschranken mufs. 

Über die politische Untorhandmngskunst und über den diplomat. 
Kanzleisty] : de Ca llieres, de la moniere de ne*gocier avec les Souve- 
rains. fifouvel. Mit. //. liytiwick 1757. Ma blys Principe* des JVe'gotiations, 
als Einleitung zu seinem Droit -public de VEurope. Be€k, Versuch 
einer Staatspraxis, oder Kanzleiübung aus der Politik, dem Staats- und 
Völkerrechte. Wien 1754. — Sneedorf, Essai dun traile du style 
des Cours, revu et corrige*par de Colom. Hannovre 1776. de Mar - 
ten*, Ch. , Manuel, diplomatique etc. Paris 1822» 

Über die Sprache in diplomat. Verband/., Kl üb er I.e. §. 113 folg! 

2) Über die verschiedenen Arten von Kriegsverträgen, Klub er 
1. c. §. 274 folg. 

3) Au nom de la sainte trinite; ä tourpresens et a venir soit notoire 
Beck 1. c. S. 162. 

II. 2 
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der Ursachen, die zu dem Vertragt Anlafs gegeben haben, 
sodann jener der Namen der paciszirenden Souveräne und 
ihrer Bevollmächtigten, der bewirkten gegenseitigen Aus- 
wechselung der Vollmachten, — die Punkte, über welche die- 
selben übereingekommen sind, — in distinkten Artikeln, und 
nach Maafsgabe ihres materiellen Zusammenhanges, und 
als sie Haupt— oder Nebenbestimmungen enthalten, nach 
diesen aber, unter Voraussetzung der Bekräftigungsfor- 
mel, (*) die Unterschriften und die Besiegelung folgen. ( a ) 

2) Ratifikationsurkunden, die in gleicher Art redigirt 
sind, nämlich so, dafs der Titel der ratinzirenden Souveräns, 
die Veranlassung und gewissermaaTsen das Geschichtliche des 
%u ratiiizirenden Instruments vorausgeschickt, sodann der 
geschlossene Vertrag vollständig eingerückt, und mit der 
Ratifikation»- oder Genehmigungsformel geschlossen, die 
Urkunde mit dem grofsen Staätssiegel versehen, von dem 
Souverän unterzeichnet uiftl vom Minister des auswärtigen 
Departements kontrasignirt wird. ( 3 ) 

3) Deduktionen, zur Darstellung einer streitigen Sache, 
zur Begründung von Ansprüchen, welche ein Staat geltend 
zu machen beabsichtigt , oder zur Zurückweisung von sol- 
chen, die gegen ihn erhoben werden, endlich zur Rechtferti- 



1) Enfoide qvoi y Noux {Ambassadeurs^ Ministres plenipot. etc.) de — 
en vertu de Nos pouvoirs respeetifs y avons aux dits noms signe le present 
troitd, et y avons appose* 1*9 caehets de Not Anne; ete. Sneedorfl. c. 

-5.144- Beck 1. c. S. 162. 

2) Über die Rangordnung der Souveräne und ihrer Bevollmäch- 
tigten in Verträgen und bei den Unterschriften, Kl üb er I. c. §. 100. 
104. Im Kontexte, vorzüglich auch im Eingange, hat der zuerst genannte 
den ersten Platz, der folgende den zweiten, etc. Die Unterschriften ge- 
schehen nicht* selten auf zwei Kolumnen, wo denn auf der heraldisch 
rechten Kolumne (dem Leser zur linken) , die oberste Stelle den ersten 
Platz, auf der heraldisch linken Kolumne t die oberste Stelle den zwei- 
ten Platz u. s. f. , bezeichnet. Unter gröTseren Mächten , und auch un- 
ter minder grofsen unter sich, ist gewöhnlich das Alter na-t eingeführt, 
nämlich, dafs hm Eingänge , Kontext und in der Unterschrift , so ge- 
wechselt wird , dafs jede in dem für sie bestimmten Exemplar zuerst 
genannt wird. JNach ganz neuen Beispielen, auch die Ordnung in der 
Unterschrift, nach der Folgeordnung der Initialbuchstaben im Alphabet. 

3) Beck 1. o.S. 177. 
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gang von Handlungen, welche derselbe unternommen hat, 
oder zu unternehmen im Begriff steht; — in Hinsicht hier— 
/auf -a) rechtliche (mit Ausnahme der Manifeste,, selten), 
b) politische, und c) gemischte (nämlich: rechtlich und 
politisch), welche beide lezteren Arten nicht selten durch die 
Benennung von Exposi des motifs, mimoirea raisonnes und 
dergl. bezeichnet sind. 

Ihre Redaktion ist an keine bestimmten Regeln gebun- 
den, die gewöhnliche Form jedoch die, dafs nach einer 
bestimmten Anzeige des Gegenstandes, die Grunde zur 
Rechtfertigung de* aufgestellten Ansichten und Behauptun- 
gen, oder zur Entkräftung der entgegengestellten, in ih- 
rer sich ergebenden materiellen Ordnung dargestellt wer- 
' den,( l ) 
-Aufsei \ diesen genannten Arten von Staatsschriften, gehören 
in diese Kathegorie, die Manifeste (zur Bekanntmachung 
eines Ereignisses, Rechtfertigung einer Handlung oder eines 
Krieges) ; Patente (besonders bei Besitzergreifungen); Renun- 
ziationen; Acceptationen; Zessionen (gewöhnlich in 
der Form von Patenten ausgefertigt); Protestatipnen; Re— 
Versalien; sodann Kart eis, Kapitulationen u. dergl. (*), 
deren Einkleidungsform sich aus der Natur des Aktes und sei- 
ner Bestimmung ergibt, und defshalb an keine besonderen Re- 
geln gebunden ist. 

. '.'. §. 77. 

Die in die erste Kathegorie gehörenden Staatsschriften, sind 
im Allgemeinen in so fern unterschieden, als ihre Form brief- 
lich ist, oder nicht; sodann, in wiefern dieselben unmittel- 
bar von dem Souverän selbst, oder von dem Departement aus- 
gehen : oder aber aus Veranlassung der Geschäftsführung durch 
diplomatische Agenten , und in Bezug auf diese. 

In die erste Klasse , nämlich der brieflichen, die von ^em 
Souverän ausgehen, gehören: 



1) Beckl. c. 147. Sneedorf S. 152. Muster z.B. in Herzherg 
Recueil des Deductions, Manifestes , De'elarations > Traue's et autres 
Actes et Berits public*. 2. Aufl. Berlin 1796. 

^Sneedorfl. c. S. 144. — Beck l.cS. 150 — 161. SSm£o\& 

2 * 
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I ' 

1) Die Zeremonieischreiben (letireg en Cirimohie y oder 
de Gotiseil, Kanzleischreiben), in welchen cjas zwischen Staa- 
ten herkömmliche Zeremoniel in allen Theilen vollständig 
beobachtet ist , in dem Eingange der vollständige Titel 
des Souveräns, der schreibt, und desjenigen, an welchen 
das Schreiben gerichtet ist, nebst der Begrüfsungsformel, 
vorausgeschickt wird, (*) und nach dieser eine eben so 
vollständige Anrede folgt; — in dem Kontexte oder 
Vortrage, der schreibende Souverän von sich in der Mehr- 
zahl (Nousy "Wir, Uns) spricht, demjenigen, an welchen 
das Schreiben gerichtet ist, den ihm gebührenden Titel 
beilegt (Votre Majesii, Ew. kaiserliche, Ew. königliche 
Majestät), dem unter Fürsten gleichen Ranges gewöhnlich 
das: Ew. Lieb den, beigefügt wird; in dem Schlüsse 
aber, der in einen Wunsch eingekleidet ist, die Anrede 
wiederholt wird ; ( *•) die U n t e r s c h r i f t endlich , ohne 
Zusammenhang mit dem Kontext^ unter Vorsetzung einer 
Schlufsanrede , die unter Fürsten gleichen Ranges in der 
Wiederholung des Titels (de Sa Maj., Ew. Hoheit, Ew. 
Liebden) besteht , und mit der Beobachtung der hergebrach- 
ten Courtoisie (z. B. le bort frere et amij Freund , Bruder, 
Vetter) unter das Datum gesezt wird. 

2)Die Kabi netsschreiben, in welchen in dem Eingange 
weder eine Vorsetzung von Titeln, noch eine Be- 
grüfsungsformel, sondern nur eine einfache Anrede statt 
findet , die nach dem Verhältnisse der Schreibenden modi— 
üzirt ist; ( 3 ) in dem Kontexte, der Schreibende von 
sich selbst, in der einfachen Person spricht, an Souveräne 
gleichen oder höheren Ranges, die Würde (Ew. Maj., Ew. 



i 

1) Z. B. iV. . . . par la grdce de Dieu Roi de — au 1rt8~haut, tris- 
puidsant, par la mime grdce de Dieu , Roi de — 

tree-kaut , tres-excellent et trts-puissant Prince, Notre tr2s-cher et 
trts T ainU hon frere et ami. 

, 2) Z. B. Sur ee Now prion* Dieu , tfuHl voue ait , trls-haut , fr£«- 
eXcellent, tres-puis&ant Prince, Notre tr&*-cher et tres-aimi hon frtre et 
ami , en ea «ainte et digne gar de. Donn4 dane Notre palaie royal 9 VAn 
de grdce — et de Notre Regne. 

3) Z.B. Alonsieur tnonfrere y Madame ma eoeur; Durchlauchtigster 
Purst , freundlich lieber Vetter. 
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Durchlaucht) ausgedrückt, an .solche niederem Ranges« 
blofsdas Vous, Sie, gebraucht wird ; der Schiufa end- 
. lieh mit dem Kontexte durch eine verbindliche Wendung 
verbunden; die Unterschrift, ohne Schlüfsanrede, un- 
mittelbar unter den Kontext ; das Datum entweder unter 
diese , oder an die Seite gesezt wird. Die Kanzleischrei— 
ben werden gewöhnlich von dem Departementsminister 
oder von dem Staatssekretär kontrasignirt , was bei den 
lezteren nicht der Fall ist; die ersteren ohne Kouvert, 
mit dem groben Kanzleisiegel; die lezteren in einem Um- 
schlage mit dem Kabinetssiegel verschlossen; in der Auf- 
schrift oder Adresse auf den lezteren, der vollständige Ti- 
tel desjenigen an welchen das Schreiben gerichtet ist, 
ausgedrückt, wogegen die lezteren nur ganz einfach über-« 
„ schrieben sind. (*) 

3) Billetschreibeir, oder solche ohne Beobachtung ir- 
gend einer Förmlichkeit, die in Hinsicht auf ihren Inhalt 
in vertrauliche '{billets famüiers) oder ernsthafte 
(bilUts serieux) unterschieden werden. ( 2 ) 
Der Gebrauch der einen oder andern Form von Schreiben 
ist im Allgemeinen willkürlich, jedoch Regel, daüs Fürsten von 
einem niedrigem Range, an solche von einem höhern, keine 
Kanzleischreiben, sondern nur Kabinetsschreiben erlassen, wel- 
che lezteren unter Fürsten gleichen Ranges, als Merkmai freund- 
schaftlicher Verhältnisse, von höheren gegen solche niedrigeren 
Ranges, als eine Auszeichnung betrachtet werden. {*) 

§. 78. 

Staatsschriften, deren Form nicht brieflich ist, werden 
im Allgemeinen durch die Benennung von Mimoires (Denk- 
schriften) bezeichnet, die vorzüglich dadurch von jenen der 
erstem Klasse unterschieden sind, dafs in denselben der Ge- 
genstand , weif hen sie behandeln , mit gänzlicher Weglassung 



1) Z. B. A Monsieur mdnfrere U Roi de — 

2> Sneedorfl. c. S. 102, daselbst auch Beispiele von den drei 
Arten von Schreiben. 

3) Über den Gebrauch der verschiedenen Arten von Schreiben^ 
Sneedorf. S. 15. Beck 1. c. S. 15. 
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aller Förmlichkeiten, einfach vorgetragen wird, sodann, dafs i n 
der Regel der Referent von sich selbst, und auch von dem- 
jenigen, an welchen das Memoire gerichtet ist, in der dritten 
Person spricht. ( l ) 

Dieselben sind entweder mhnoires en form* de lettres, in 
welchen der Exhibent von sich in der ersten, von dem 
Addressaten in der zweiten Person spricht; oder so redigirt, 
entweder dafs der Referent von sich in der dritten, von 
dem Addressaten aber in der zweiten Person spricht; oder 
aber, dafs die Erwähnung beider in der dritten Person 
geschieht. 

In der ersten, gegenwärtig nur wenig mehr üblichen, 
Form, auch in der zweiten, welche für Memoire* , die ein 
Minister an einen Fürsten unmittelbar einreicht, die gewöhn- 
lichere ist, wird dem Kontexte zuweilen eine kurze Anrede 
{Sire } Madame , Monseigneur) vorgesezt, und derselbe. mit 
einem verbindlichen Kompliment geschlossen, was beides in 
der dritten Redaktionsform, welche die allgemeiner übliche 
ist,' nicht statt findet, in dieser vielmehr nach einer kurzen 
Anzeige oder Erwähnung des Auftrages, die dem Exhibenten 
'geworden ist, sogleich zur Darstellung der Sache geschritten, 
am Schlafs derselben, Ort und Datum auf gleicher Linie ange— 
reihet, die Unterschrift aber unmittelbar darunter gesezt wird. 

Gemeinschaftliche Memoire* mehrerer Minister, 
sind von den obenerwähnten nur dadurch, dafs die Überein- 
stimmung ihrer Höfe in dein Eingange angezeigt und ausge- 
drückt wird; — die sogenannten Verbalnoten, die vorzüg- 
lich zur Vergewisserung über die in einer Konferenz statt ge- 
fundenen Äußerungen, und zur Verläfsigung des richtigen 
Sinnes derselben, übergeben werden, vorzüglich nur in Ab- 
sicht auf den Styl, der durchaus referirend ist, — verschie- 
den; was auch in Ansehung solcher Memoire* der Fall ist, 
die nicht an einen bestimmten Hof gerichtet, sondern zunächst 
für das Publikum gestimmt sind, und mit den Deduktionen 
gleichen Zweck haben; — - Deklarationen, welche eben- 
falls ohne alle Förmlichkeiten/ in einem einfach daxstellenden 
Styl in der dritten Person redigirt sind. 



1) Sneedorf 1. c. $. 16 u. 110. — Beck 1. c S. 95. 
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§. 79. 

. Di« gesandtschaftlichen Handlungen eines diplo- 
matischen Agenten beziehen sich theils auf seine Geschäftsord- 
nung, (') theils auf den Geschäftsverkehr mit meinem eigenen Gou- 
vernement und dessen Behörden , theils auf seine Verhandlungen 
mit demjenigen, an welches derselbe gesandt ist, und mit, an- 
deren fremden Gesandten an dem Ort seiner Sendung; — die 
Staatsse hriften aus Veranlassung einer solchen Sendung 
aber, theils auf die Beglaubigung und Instfuirung eines Ge- 
sandten, theils auf die Geschäftshandlung, sowohl in dem Orte 
seiner Sendung, als mit seinem eigenen Gouvernement. Es 
sind nachstehende: 

1) Die Beglaubigung — Akkreditirung — wird mit- 
telst eines Beglaubigungsschreibens (Kreditiv, let- 
tres cU creance) oder durch eine Vollmacht bewirkt, 
durch welches erstere ein Gesandter als solcher bei ei- 
nem andern Hof konstituirt und akkredirt und zur Ver- 
handlung der Geschäfte seines Gouvernements ermächtigt 
wird. Diese Kreditive sind gewöhnlich im der Form ver- 
schlossener Kanzleischreiben ausgefertigt, in welchen nach 
allgemeiner Bezeichnung des Objektes .der Mission, des 
Namens und diplomatischen Karakters des Gesandten, die 
Bitte: demselben in allem, was derselbe im Namen seines 
Hofes vorbringen wird, Glauben beizumessen, enthalten ist. 
Die Form der Vollmachten, — Generalvollmacht 
zur Verhandlung überhaupt, oder Spezialvollmacht 
für ein bestimmtes Geschäft, beide entweder unbe- 
schränkt (pouvoir Kbre), oder aber b e s c hrä n k t (poi*- 
voir restreini), ( a ) — in welcher, nebst der Alizeige des 
Gegenstandes wofür, der Name und Karakter des Be- 



1) Zu dieser gehören die zweckmäßige Betreibung und Bearbei- 
tung der Geschälte überhaupt, die Konzipirnng der schriftlichen Aufsä- 
tze, die Revision der Konzepte, ihre Ausfertigimg und Beförderung, die 
Aufsicht über die Führung der gesandtschaftlichen Journale , auf die 
Registratur, Kanzlei, etc. Klub er 1. c. §. 197. 

2) Callieres, I. 84; II. 59 folg. -* Sneedorf, S. 164. 184. 
Beck, S. 225 u. 253$ — Bielfeldt, II. $. 164. $.4, u. S. 183 §. 6 
— 6; — Klüber, $. 193 u. 94. 



\ 
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vollm ächtigten , der Umfang seiner Befugnisse und die 
Garantieformel enthalten seyn mufs, ist im Allgemeinen 

- -willkürlich, entweder die eines offenen Briefes in 
forma patente, plein-pouvoir, Vollmacht im engern Sinn), 
oder auch die eines an <Jen fremden Souverän gerichteten ver- 
schlossenen Schreibens, welches alsdann von dem Be- 
glaubigungsschreiben nur durch die speziellere Bezeich- 
nung des Objektes unterschieden ist. Beide Arten, von 
welchen die legtere für die Beglaubigung und Bevollmäch- 
tigung bei einem Souverän, die erstere, für jene bei Kon- 
gressen, die gewöhnlicheren sind, werden nach Formularen 
ausgefertigt , die in den Kanzleien des Departements vor- 
handen sind; von dem Souverän unterzeichnet, und von 
dem Departementsminister kontrasignirt. '(•) Abgeordnete 
ohne gesandtschaftlichen Karakter, werden gewöhnlich 
nur durch biofsq Ad drefs schreiben legitimirt. 

2) Die Instruktionen, oder vollständige Anweisungen 
über die politischen Grundsätze, Ansichten und Zwecke 
des absendenden Gouvernements überhaupt, und in so 
fern die Mission einen bestimmten Zweck zum Gegen— 
stand hat, in Absicht auf diesen; — sodann über die 
Mittel zur Erreichung desselben, überhaupt über das Be- 
nehmen, welches der Gesandte beobachten soll. Diese In- 
struktionen sind entweder allgemeine oder spezielle; 
ostensible, von welchen der Gesandte nach Erforder- 
nils der Umstände öffentlichen Gebrauch machen kann, ' 
oder geheime, die ausschliesslich und lediglich zu 
seiner Direktion bestimmt sind. Die Form ihrer Redak- 
tion ist willkürlich, gewöhnlich die eines Reskripts, ode? 
auch einer raisonnirenden Darstellung, in welcher die ver- 
schiedenen Gegenstände in besonderen distinkten Abschnitt 
ten oder A rt iWn behandelt sind. ( a ) 



i+ 



1> Wenn das Kredit!? in Form eine« verschlossenen Sehreibens 
ausgefertigt ist, mufs demselben eine beglaubigte Abschrift beigefügt seyn, 

Bei mehreren Höfen ist es üblich, den Gesandten besondere Em- 
pfehlungsschreiben mitzugeben. 

2) Callieres, I. S. 87. DL S. 64 folg, -*- Sneedorf, S. 178. 
Beck, S. 245. — Bielfeldt, II. S. 180. — Muster so vorzüglicher 
JnstniU. in den Memoire* y f Wal*in gham t P'avaux, Torty etc, 
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3} Rappel Ischreiben, durch welche ein Gesandter von 
seiner Mission abberufen wird, für welche in der Haupt- 
sache die nämlichen Formen wie für die Krediüve statt 
finden. (*) 

4) Rekreditive» oder die Antworten auf die vorstehen- 
den, die mit den nämlichen Formen ausgefertigt werden. (*) 

§. 80. 

Die Geschäftsverbindung der diplomatischen Agenten 
mit ihrem eigenen Gouvernement, wird von den ersteren 
durch Berichte (Relationen, Depeschen), von dem leztern 
durch Reskripte; jene mit dem Gouvernement, bei wel- 
chem dieselben akkreditirt sind, und mit anderen diplomatischen 
Agenten an dem Orte ihrer Mission, durch Mimoires, Ver- 
balnoten, Noten, unterhalten; — bei Kongressen, Ver- 
sammlungen und dergleichen, durch Abstimmungen (Vota), 
die zum Sitzungsprotokoll abgegeben werden. 

Die Form der gesandtschaftlichen Berichte, sowohl über 
die' Vollziehung der einem diplomatischen Agenten ertheilten 
Aufträge, als überhaupt über alle Ergebnisse, die für seinen 
Hof von Interesse seyn können, ist im Allgemeinen willkür- 
lich. In früheren Zeiten waren dieselben in manchen Staaten 
unmittelbar an die Person des Regenten gerichtet und mit Beo- 
bachtung aller Kanzleiförmlichkeiten redigirt, was gegenwär- 
tig nicht mehr, oder doch nur Ausnahmsweise, der Fall ist, 
lind die Briefform, oder die eines einfach erzählenden Vortra- 
ges, ohne irgend eine Kanzleiförmlichkeit, die gewöhnlichere 
ist. (») 



/ 



1) Sneedorf, S. 258. Beck, S. 28 f. 

2) Sneedorf, S. 283. Beck, S. 295. 

3) Vorschriften in Betreff der Abfassung dieser Berichte (meistens 
Klugheitsregebv) in Beck, L c. S. 276. Sneedorf, 1. e. S. 245. 
ßielfeldt, H. S. 186, §. 11 folg. Callieres, I. S. 125 folg. 

„Lea lettre« y qu'un Nigociateur 4erit d son Prinee , doivent itre 
exemptes de preambult et hörnernen» vains et inutiles ; — il faut y que 
le stylt soit ntt et concis , eans y employer des parolts inutiles, et 
sans y rien omettre de ce qui sert ä la clarie du discours^ qu'il y ri- 
gne une noble simplicite, aussi iloignee d'une vainc affeetaiion de 
science tt de bei esprit, que de ncgligcnce et de grpssiertte, tt qu'ellee, 
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Berichte in Chiffern geschrieben, .sind von jenen in ge- 
wöhnlicher Schrift, nur durch die Anwendung des Chiffers 
▼erschieden, (*) was auch in Ansehung der Hauptberichte 
der Fall ist, die in manchen Staaten von den diplomatischen 
Agenten nach ihrer Rückkehr von einer Mission erstattet werden, 
und die von den gewöhnlichen Berichten nur dadurch sich unter— 
scheiden, dafs in denselben alle Verhältnisse des Hofes und 
Staates, in welchem sie residirt haben, in einem raisonnirenden 
Vortrage dargestellt sind. 

Die Form der Reskripte an die diplomatischen Agenten 
im Auslande, ist im Allgemeinen von derjenigen abhängig, 
die für die Verfugungen und Erlasse der vorgesezten Behör- 
den in einem Staate überhaupt üblich ist, jene eines einfa- 
chen Schreibens, die gewöhnlichere; jene der^ MSmoires und 
Noten für den Verkehr mit anderen diplomatischen Agenten, 
die nämliche, die für Schriften der Art, vorstehend angedeu- 
tet worden ist. 

Die Formen endlieh für einzelne gesandtschaftliche Akte, 
z. B. für Pässe, Lebenszeugnisse, Legalisirung von Dokumen- 
ten und dergleichen, sind, in so fern dieselben nicht durch den 
Gegenstand selbst bedingt sind, willkürlich. 



eoyent igalement e^puriee de certaineefacone de parier nouvellee et affec- 
tiv*, et de Celles , qui eont baseee et höre du bei usage." 

M H faut f deduire lee faxte avec les circonetancee principales, qui 
servent äleaMaircir, et & faire pinetrerlee motife lee plue sicrete, qui 
fönt agir cejix , avee qui on traite ; une depiche, qui ne rend eompte que 
dee faits , eane entrer dane .lee motifa, ne peut poeser que pour une 
gaxette. — TJn JPfinittre public ne doit pae detcendre jusqu'ä *empHr 
aes (Mp&chee Sovonturee et de circonstances indignee de V attention de son 
Prince, surtout lorequ'ellee n*ont poini de rapport aux affaires, dont il 
eet chargi, etc." 

1) Über das Chiffriren der Depeschen, Callieres, I. S. 36. 
Bielfeldt, IL S. 190. §. 19 folg. Über die Kunst, in Chiffers zu 
schreiben: Klub er Krjrptographik ; Lehrbuch der Geheimschreibe- 
kunst CChiflrir- und Dechiflrirkunst) , Tübingen in der Cottaischen 
Buchhandl. 1809. In der Regel erhält ein Gesandter drei Chiffers, näm- 
lich: einen Chiffre chiffrant, einen Chiffre dechiffrant, und einen 
Chiffre bannal oder Konununikationschifcr zur Korrespondenz der Ge- 
sandten eiftes Hofes unter sieh. 
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- j. 81. 

J-ustizdepartement. Die Geschäfte in Absicht auf 
die Justizverwaltung, beziehen sich theils auf die Realisirung 
der obersten Staatsaufsicht auf die Rechts— und Ge— 
Schäftspflege und auf das gesammte Justizpersonal; theils be- 
treffen dieselben die Rechtspflege selbst in ihren drei Haupt- 
zweigen, nämlich : - in bürgerlich— streitigen , in nicht streitigen, 
und in peinlichen Sachen, in Absicht auf welche die Formen 
für die Behandlung und Einkleidung von der in jedem Staate 
bestehenden Rechts— und Gerichtsverfassung abhängig sind. 

Die Staatsaufsicht auf die Rechts— und Geschäftspflege 
ist darauf beschränkt, dafs das Recht den bestehenden Gese- 
tzen gemäfs verwaltet werde. Die Formen für ihre Realisi- 
rung sind nach " Maafsgabe Verschieden , als für dieselben be- 
sondere Aufsichts— und Kontroibehörden, die in dieser Be- 
ziehung zugleich als Agenten des Justizministers fungiren,.— * 
Staatsprokuratoren, (*) — angeordnet sind, oder aber diese 
Kontrole und Aufsicht durch die Justizbehörden selbst, in ab- 
steigender hierarchischer Ordnung realisirt wird, — jene für 
die Rechtspflege selbst aber, nach Maafsgabe als öf- 
fentliches und mündliches Verfahren, und in peinlichen Sa- 
chen, Geschwornengerichte; für die Verwaltung der # nicht 
streitigen Gerichtsbarkeit, besondere Behörden und Beamten 
angeordnet sind. ( a ) 



1) Über das Institut der Staatsprokuratoren, als Wächter 
und Kontroibehörden für die Vollziehung der Gesetze, inFrankreich 
und in den 1 teutschen Provinzen auf dem linken Rheinufer, daa De- 
kret sur la police des Coura et tribunaux v. 25. März 1808 ; Diction- 

naire de Ugiilation. T. I. S. 22 folg.; T. II. S. 211 folg. 5 Saalfeld, 
St. R. v. Frankreich, S. 283. In Rufsland, Vofs, Rufsland heim 
Anfange des 19. Jahrhund., II. S. 252 folg. Zum Theil auch in 
Schweden, Konstit. v. 1809. §. 27. 96—100. v 

2) Das Notariat in Prankreich und in mehreren teutschen 
Provinzen auf dem Unken Rheinufer. Loi eontenant Organisation du 
Notariat v. i5. Ventote XL C16. März 1803); Saalfeld, 1. o. S 374. 
In Würtemherg, Edikt über die Einrichtung der Gerichtsnotariate 
r. 27. Aug. 1819. In Baden, die Amtsrevkorale. In Nassau, die 
Amtsschultheifse, Vem&ltungsordn. für die Amtsbeh'ördea r. 5. Ju- 
nius 1816. 
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In Absicht auf. diese Formen, muTs indessen auf die in 
jedem Staate bestehenden Gesetze und auf die 'Gerichts- und 
Prozefsordnunsen um so mehr verwiesen werden, als bei der 
grofsen Verschiedenheit, die in Betreff ihrer Anordnung und 
Bildung statt findet, eine vollständige,, diese Verschieden- 
heiten umfassende Andeutung, kaum thunlich, aufserdem 
aber auch, dem Zwecke des vorliegenden Werkes fremd seyn 
würde, weil die Verwaltung der Rechtspflege, mit welcher 
diese Formen wesentlich verbunden sind, ein aus der Verwal— t 
tung ausgeschiedenes, für sich abgeschlossenes Ganzes bildet. (*) 

§. 82. 

Von den administrativen Geschäften für die Ju- 
stizverwaltung überhaupt,' und in dem Justizdepartement ins- 
besondere, bedingen nur wenige, besondere Formen, die von 
jenen für analoge Geschäfte in der Regiminal— und Finanz— 
Verwaltung, nur in Absicht auf den Gegenstand verschieden 
sind. 

Diese Geschäfte lassen sich unter nachstehende Rubri- 
ken zusammenfassen : 

1) das Etatswesen für das- Justizdepartement im 
Allgemeinen, -*• und wo für den Einzug und die Ver- 
waltung der Sportein und Taxen etc. nicht eine beson- 
dere Rasse bei diesem Departement besteht, in welche 
die übrigen^ Fonds einfließen und aus welcher sodann der 
gesammte Aufwand für die Justizverwaltung befriedigt 
wird , — blofs Ausgabeetats , für das Personal , für die 
Kanzlei- und sonstigen Kosten ; und wo der Aufwand für 
den Transport und für die Verpflegung der Gefangenen, 
für die Gefangnisse etc. nicht ausschliefsend von dem 
Ministerio des Innern saldirt wird, auch für diesen 

2) das Sportelwesen, sowohl Entwertung und Redak- 
tion der desfallsigen Tarife , entweder in fixen Sätzen für 
bestimmte Handlungen und Akte, oder nach Verschieden— 



1) Eine solche allgemeine Andeutung ist in dem allegirten Werke 
von Bensen, 2. Th. S. 181 folg. versucht, die jedoch aber sich mehr 
auf die ReohtspÖege in Preufsen bezieht. 



— 29 — 

heit' des Betrages und Werthes der Gegenstände und 
der Instanzen, als auch des Etats über den Ertrag der 
Sportein und Taxen, nach Erfahrungsätzen, die aus Durch- 
schnittssätzen abstrahirt, und auf diese gegründet sind; 

« 3) periodische Situationsetats über den Geldhaus- 
halt des Departements, wo dem Justizminister die Dispo- 
sition über die für dasselbe ausgesezten Fonds zusteht; 

4) Übersichten über die Geschäftsförderung, so- 
wohl periodische und spezielle, als jährliche und allge- 
meine, über die Anzahl der anhängigen, erledigten oder 
nicht erledigten Rechtssachen, über den Stand diese* lez- 
teren etc., die* bei eineT jeden Behörde gefertigt werden müs- 
sen, und aus welchen eine Generalübersicht zusammenge- 
stellt wird; sodann, dergleichen Übersichten über die 
Verwaltung der freiwilligen Gerichtsbarkeit, über die Lage 
der Vormundschaftssachen, des Hypotheken- und Depo- 
sitalwesens, über die Gefangenen, etc. 

Für das Etatswesen des Justizdepartements, finden im All- 
gemeinen die nämlichen Grundsätze und Formen statt, die für 
dasselbe überhaupt vorgeschrieben sind, nämlich: dafs der 
bekannte, bestimmte Aufwand, in den Reskriptmafsig , oder 
sonst feststehenden Sätzen; der unbestimmte und variable aber, 
nach Durchschnitten ausgeworfen, in Haupt- und Spezi alru- 
briken dargestellt wird. 

Für den Einzug und für die Verrechnung der Sportein 
und Taxen, so wie überhaupt für v die formelle Be- 
handlung des Sp ortelwesen s , bestehen in jedem Staate beson- 
dere Vorschriften, Normen und Formen; die Behandlung selbst 
ist einfacher oder verwickelter, nach Maafsgabe als dem Spor— 
tel- und Taxwesen eine mehr oder minder grofse Ausdehnung 
gegeben ist. 

Die Form der periodischen Situationsetats über den Geld— 
haushält des Departements ist die nämliche wie für die übri- 
gen Departements; jene der Übersichten über die Geschäfts- 
lage endlich , willkürlich, im Allgemeinen tabellarisch und so, 
dafs bei Zivilprcfcessen . die Anzahl der anhängig gewordenen 
Sachen und die Art ihrer Erledigung, bei Kriminalsachen, aber 
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die Anzahl und Äxten von Verbrechen und die darauf erkann- 
ten Strafen, speziell und in grofsem Detail, dargestellt sind. (*) 

§. 83. 

Militärdepartement. Gleiche Verhältnisse finden 
auch in Ansehung der Militärverwaltung statt, die mit den 
übrigen Hauptzweigen der Staatsverwaltung nur in Ansehung 
einer kleinen Anzahl von Gegenständen in unmittelbarer Be- 
rührung steht, die sämmtlich in. den Wirkung»— und Geschäfts— 
kreis des Departements des Innern gehören. Diese Gegen- 
stände betreffen vorzüglich die Ergänzung der Armee (Kon- 
skription oder Kekrutirung) ; die Einquartierung, wo Kasernir- 
rung- nicht statt findet, und die Serviseinrichtung eingeführt 
ist ; die Einquartirung und Verpflegnug bei Durchmärschen ; — 
die Gestellung von Pferden zur Remonte und zum Train , so-* 
dann die Fouragelieferung für die Kavallerie und übrigen Mili- 
tärpferde , wo beides in dem Verwaltungssystem eingeführt ist. 
Die Arbeiten, die auf dieselben Bezug haben, bestehen 
vorzüglich, in Konskriptionsmatrikeln der waffenfähigen und 
Pflichtigen Mannschaft, in Ser^visreglements, Standesausweisungen 
über diezubequartirende Mannschaft, und in Vergütungsliquida— 
tionen über diejenige Einquartirung, die wirklich statt gehabt hat, in 
solchen über die bei Durchmärschen verabreichten Rationen und 
Portionen, und geleisteten Vorspann; in Nachweisungen über den 
vorhandenen diensttauglichen Pferdestand, endlich in Nachwei- 
sungen und Liquidationen über die gelieferte Fourage; deren 
Form durchaus tabellarisch und so eingerichtet ist, dafs die Qua- 
lität und Quantität der Leistung, der Name und die Charge 
des Empfängers, das Korps, welchem derselbe angehört etc., auf 
einen Blick zu übersehen ist. 

Die Formen für die Einkleidung der Geschäfte für die ei- 
gentliche Militärverwaltung, sowohl der allgemeinen, als 
für jene in Beziehung auf den innern Haushalt der Regi- 
menter, Korps etc., sind wesentlich von dem Systeme abhän- 
gig , das in jedem Staate für den Armeehaushalt besteht, ins- 
besondere davon, in wie fern manche Zweige der allgemeinen 



1) Beispiele solcher tabellarischen Übersichten in den Regierungs- 
blättern von Baiern und Baden. 
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Verwaltung ebenfalls der Besorgung und Industrie der einzel- 
nen Korps überlassen sind, oder .aber in wie fern alles durch 
eine Zentralverwaltung beschafft -w^rd, das Revgie-, oder aber 
das Massensystem statt findet. Überhaupt ist der Militär- 
hau$halt von allen übrigen Verwaltungszweigen dadurch ka- 
rakteristisch unterschieden, dafs für jede Art von Bedürfnifs 
und von Aufwand (für jedes einzelne Stück der Bekleidung, 
der Equipirung , der Bewaffnung; für die Verpflegung, Feue- 
rung, Beleuchtung, für die Pferde etc.) in Absicht auf Qualität, 
Quantität, Zeitdauer oder Geldbetrag, Normalsätze vorgeschrie- 
ben sind, in deren Anwendung auf den kompleten, effektiven, 
präsenten Stand, so wie in der Nachweise dieser Anwendung, das 
Wesen der Militärverwaltung im engern Sinne besteht, aber 
auch nur diese berührt. ( l ) 

§. 84, . 

Departement des Innern. Die Geschäftszweige in 
dem Departement des Innern, welche besondere Einkleidungs- 
formen erfordern , lassen sich unter, nachstehende Hauptkathe— 
gorien zusammenfassen, nämlich: , 

1) Geschäfte, die auf die ipnere Verwaltung des innern Haus- 
haltes des Departements und auf die Übersichten von dem 
Geschäftsbetrieb, Bezug haben; ' 



1) Aus dieser Ursache mufs der Verfasser sich auf diese ganz 
allgemeinen Andeutungen beschränken, indem die Darstellung von nur 
einem Systeme, nicht genügen, eine solche, von den verschiedenen 
Hauptsystemen und der Formen in jedem derselben , ' weit über die 
Grenzen, die derselbe sich nach seinem Zwecke setzen mufs, hinaus- 
fähren , und ein eigenes Werk erfordern würde. Ohnehin; aber ist 
die Kenntnifs dieser Formen nur für die Militarbeamten von Inter- 
esse , welche dieselben in den für jede Armee vorgeschriebenen Reg- 
lements etc. sich erwerben müssen. Eine vollständige Sammlung der- 
selben, z. B. für die Ostreich; Armee, in Bundschuh, Übersicht 
des bei der k. k. Armee bestehenden Militärökonomiesystems etc. 2. 
Aufl., Prag bei Haase, 3 Tble. und 4 Supplementbände 1816 — 1818. 
Für die französ. Armee und das Massensystem, Quillet, Etat ac- 
tuel de la Ugislation sur V administration des troupes, ä Paria 1806. 
3 Theile. — Über die Militärokonomie im Frieden und Kriege etc. 
2 Bde. , Petersburg 1818 u. 1820. 
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das Etatswesen für das Departement selbst, und über 
den Personal- und Materialaufwand etc.. der Beamten 
und Anstalten in demselben etc., für welches die nämli- 
chen Formen, wie für das Etatswesen überhaupt (§. 11 5), 
monatliche tabellarische Übersichten über den Ge- 
schäftsbetrieb , etc. 

2) Geschäfte in Beziehung auf die Realisirung der Oberaufsicht! 
und die Einwirkung des Staates , auf Institute , auf welche 
demselben eine solche zusteht , oder deren Verwaltung von 
der Leitung des' Departements abhängig ist; 

das Etatswesen dieser Institute und Anstalten (Waisen-, 
Irren—, Kranken-, Korrektion»- und Strafhäuser; Witt- 
wen-, Spar-, Sterbekassen und dergl. ; Brandasse— 
kurationsanstalten , Leihhäuser etc.) — Situations- 
etats zur Übersicht und Kontrole ihrer ökonomischen, 
personellen und sonstigen Verhältnisse. Die Grund- 
sätze für die Fertigung der Berechnungen und Einrich- 
tung der Witlwen-Sparkassen etc., gehören in das Gebiet 
der politischen Arithmetik, die zugleich die Formen 
für dieselben lehrt; 

3) Geschäfte in Beziehung auf die Verwaltung der Polizei in 
ihrem ganzen Umfange; — Sicherheits-, Gesundheits-, Ar— 
menpolizei etc. — sodann die Anfertigung von Polizeitaxen, 
wo dergleichen noch üblich sind. (*} 



1) Die Elemente für die Bildung von Polizeitaxen für Brod, Fleisch, 
Bier etc., und die Form für ihre Bildung ergehen sich aus dem Zwecke 
derselben. Die ersteren bestehen in der Zusammenstellung des An- 
kaufspreises der Waare (Getreide, Vieh), der Nebenkosten 
oder sogenannten Ungelder (Öffentliche und Lokalabgaben) , der Fabri- 
kationskosten (Holz, Licht , Lohn der Arbeiter) , bei Gewerben, die? 
wie bei Brauereien, ein Fondskapital erfordern, in der Verzinsung 
dieses Kapitals; endlich, in der sogenannten Mannsnahrung 
(oder dem Fabrikationsgewinne zur Sustentation des Gewerbtreibenden), 
aus welcher nach Abzug der Nebeneinnahmen, durch Kalkulation 
nach bestimmten Prinzipien, entweder der Preis, der für eine be- 
stimmte Quantität Waare, oder umgekehrt die Quantität Waare, die 
für einen bestimmten Preis gegeben werden nrafs , festgesezt wiriL — 
Weisser über Fleischtaxen, Leipzig und Tübingen 1788. — Schlup- 
per, Bemerkungen über die Biertaxen. Erlangen 1821. — Über sol- 
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4) Geschäfte in Beziehung auf die Oberaufsicht und Einwir- 
kung des -Staates auf die Verwaltung des Vermögens der 
Kommunen, Korporationen, Stiftungen, Kirchen, Schu** 
len, etc. ; 

Aufstellung von InVentarien -ton dem Vermögen der- 
selben; beziehungsweise Entwerfung oder Revision 
der Etats von städtischen und Ruralgemeinden^ Repar-* 
titionen zum Behuf von Umlagen u. dergh 

5) Geschäfte in Beziehung auf staatswirthschaftliche Gegen-« 
stände, die in das Ressort dieses Departements gehören; 

ökonomische Ausmittelungen tum Behuf von Gemein-« 
heitstheilungen, die Regulirung der gutsherrlichen und 
bäuerlichen Verhältnisse, etc. (*) 

6) Geschäfte in Beziehung auf die Konkurrenz dieses Depar- 
tements, zur Militärverwaltung (m. st den vorsteh. $.) $ 

Peräquationen von Kriegskosten , etc. 

7) Endlich, die Formen für die Geschäfte in Absicht auf die 
Bearbeitung der Statistik, für welche in mehreren Staaten 
besondere Behörden oder Bureaus aufgestellt sind; ( s ) 

Populationsetats, sowohl von der Seelen zahl über— ' 
haupt , ihrer Zu— und Abnahme , als in Hinsicht auf , 
Geschlechts-, Alters-, Gewerbe- und sonstige Verhalt-* 
nisse; Ubersichtstabellen von den Wohnplätzen und 
sonstigen Gebäuden, in Städten und Landgemeinden; 
Viehtabellen, zur Darstellung des vorhandenen Vieh-« 
standesund jeder Gattung desselben; Übersichtstableans 
von der kultivirten oder ' ünkultivirten Fläche jeder 
Art; von den Verhältnissen und Resultaten der Urpro- 
duktion , sodann der industriellen Produktion , in Ab« 



che Taxen, Lot« Revision etc. l.Th, S.319 (gegen dieselbe); Hazs'i 
Betrachtungen über Theuerung und Noth. München 181 6. S. 130. 

1) Meyer über Gerne inheitst hei hin gen. 3Thle. Celle 1801 — 1305. 

2) Z.B. in Ostreich, Preüfsen, Baiern. Würtemberg eto. 
Lichtenstern über statistische Bureaus, ihre Geschäfte, Einrich- 
tungen und nöthigen Formen. 4. Aufl. Dresden 1820. 

Beispiele von solchen Arbeiten und Tableaus, in den Werken von 
Krug, Colqühoun) in der Slatisgue ginirale de lei France \ und 
ahnlichen Werken* 
IL 5 
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* »cht auf Produktion , Konsumtion, lmportatioir, Ex- 

portation, etc. — überhaupt dergl. Obersichten über al- 
les, was auf die vollständigste Kenntnifs aller Verhält- 
nisse eines Staates in jeder Hinsicht Bezug hat, für 
welche die Einkleidungsformen aus der Natur der Ge- 
schäfte sich von selbst ergeben. 
Von.den technischen Geschäftszweigen in diesem Departe- 
ment, erfordern mehrere besondere eigentümliche Formen, z. 
B. das Bauwesen, für welches Bauanschläge oder detail— 
lirte Berechnungen des Aufwandes aller Art , für jedes Bauwe- 
' sen im Ganzen , und für einen jeden einzelnen Theil eines sol- 
^ chen, nebst den zu denselben gehörigen Planen, Grund- und 
Aufrissen und der Nivellements bei Strafsen und Wasserbauten etc. ; 
Bauetats, oder summarische Zusammenstellungen der Bauge— 
genstände und des Aufwandes für einen jeden derselben, ge- 
wöhnlich nach Bezirken, aus deren Zusammenstellung und 
der Hinzufügung von dem Personal— und sonstigen allgemeinen 
Aufwände, der Generalbauetat gebildet wird; endlich Bau- 
revisions- und\ Abnahmsprotokolle zur Prüfung und 
Konstatirung, in wie fern jedes Bauwesen überhaupt und in 
seinen einzelnen Theilen dem Anschlage gemäfs ausgeführt 
ist; von welchen die enteren und lezteren als rein technisch, 
zunächst die technischen Behörden, und nur die Bauetats die 
administrativen näher berühren. ( 1 ) 

Ein zweiter Zweig , bei welchem eine solche Eigentüm- 
lichkeit von Formen statt findet, ist die Verwaltung der 
Posten, sowohl in Absicht auf ihr*, Berührung mit dem Pub- 
likum (die Taxtarife über das Briefporto, nach Gewicht der 
Briefe von Distanee zu Distance steigend, dergleichen für die 
fahrenden Posten, für Güterund Kontanti), als auch für die 



\ 



1) In mehreren Staaten Gestehen nlr die Fertigung der Anschlage 
und Revisionsprotokolle detaillirte Instruktionen, wogegen in anderen, 
anstatt der ersteren , eigentlich nur Überschläge gemacht werden , die 
lezteren gar nicht üblich , in diesen aber auch Überschreitungen um 
mehr als die Hälfte des Überschlages, nicht selten sind. Eine Anzeige 
von Schriften über das Bauwesen, in Harl Handbuch der St. Wirth- 
schaft und St. Finanzwissenschaft, 5. 102, und in Flothov Versuch ei- 
ner Anleitung etc. S. 142. 
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Geschäftsbehandlung im Innern der Postbüreaus, die indessen 
noch ausschließlicher nur die Fostoffizianten , die allgemeinen 
Verwaltungsbehörden aber nur in Absicht auf die Aufsicht und 
Kontrole ihrer Beobachtung berühren. 

5. 85* 

Finanzdepartement (*) Sämmtliche Geschäfte in 
dem Finanzdepartement zerfallen in zwei Hauptmassen, 
nämlich : 

1) solche, die auf die genaue Kenhtnifs der Staatskräfte und 
der Quellen des öffentlichen Einkommens, die wirklich 
vorhanden sind, oder eröffnet werden können; auf jene 
ihrer Gibigkeit, der wahrscheinlichen Wirkungen ihrer 
Benutzung auf die Verhältnisse der verschiedenen Klassen 
von Staatsangehörigen ; auf das Verhältnifs dieser Mittel 
zu den Bedürfnissen des Staates, überhaupt auf die Anord- 
nung und Begründung des ganzen Staatshaushaltes Bezug 
haben ; 

2) sodann die Geschäfte für die Vollziehung der beschlösse** 
nen Maafsregeln, und für die wirkliche Verwaltung. 

Die ersteren , nämlich die Geschäfte in Absicht auf die An— 
Ordnung und Begründung des Staatshaushaltes, bedingen die 
Erwerbung einer möglichst genauen und vollständigen Kennt-* 
nifs von der Gröfse der Population überhaupt, und von den 
Verhältnissen der Staatsangehörigen , in Absicht auf Erwerb, 
Gewerbsthätigkeit etc.; von allen Verhältnissen der Urpro- 
duktion in Absicht auf Kultur,' Ertragfähigkeit und wirkliche 
Produktion, nach Qualität und Quantität; von den Verhältnis- 
sen der Produktion zur Konsumtion , sowohl überhaupt, als in 
wie fern die leztere einen Uberschuls zum Verkehr in das Aus- 
land übrig läfst, und von der Gröfse desselben; von den ver- 
schiedenen Zweigen der gewerblichen und industriellen Produk- 
tion, und eines jeden insbesondere, von der Anzahl der Men^ 



1) Über den Geschäftskreis des Finanzministeriums, Das Fl n an s~> 
minijterium; ein historisch - staatswirthscfcaftlicher Versuch. In 
der Nemesis, 11. Bd. 1. St. S. 47 

Wecker, Eloge de /. JB. ColberU Derselbe, in der Introduction 
der Administration de* finanees , i» Tn« 

3 * 
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sehen, die sie beschäftigen, und von dem Gewinne, welchen sei 
denselben gewähren; von den Ursachen, die eine gröbere Ent— 
Wickelung hemmen , so wie von den Mitteln zu ihrer Erweite- 
rung und Vervollkommnung; -r- von dem Handel in allen seif 
nen Beziehungen, sowohl des innern Verkehrs, als- mit dem 
Auslande; — von dem Verhältnisse der öffentlichen Abgaben 
und sonstigen Lasten zu dem Nationaleinkommen überhaupt, 
und jeder Abgabe insbesondere, mit der Quelle, aus welcher die— 
selbe erfolgt; — überhaupt, eine möglichst vollständige Kennt— 
nits von allem, was auf Bevölkerung, Nahrungsstand, Ur- und 
industrielle Produktion , auf Nationalvermögen und Einkommen 
Bezug hat, oder von Einflufs seyn kann. 

Die Materialien zur Gewinnung und Begründung dieser 
Kenntnifs, werden durch die Statistik (allgemeine, und be- 
sondere finanzielle) ( l ) beschafft. Die Verarbeitung für die be- 
absichtigten Zwecke aber, mit Zuhilfnahme gewisser, ausge- 
machter Erfahrungssätze, sind Gegenstand der politischen 
Arithmetik, die in dieser Beziehung zwischen den allge- 
meinen Vorschriften der Nationalökonomie- und der Finanzver- 
waltung, gewissermaßen als vermittelndes Element eintritt, ( 2 ) 
und auch die besonderen Formen für jede dieser Arten von Ar— 

1) M e u s e I , Litteratur' der Statistik. Leipzig 1790. — Gromer 
über die Kulturverhältnisse der europäischen Staaten , ein Versuch, 
mittelst Größe und Bevölkerung, den Grad der Kultur der Länder 
Europas zu bestimmen. Leipzig 1792. — Harl, vollständiges Hand- 
buch der SU Wirtschaft und St. Finanzwissenschaft, $.789.— v. Ja- 
kob, Einleitung in das Studium der Staatswissenschaft. Halle 1819. 
§. 94. 95. 

2) Über die Verbindung der Statistik mit der politischen Arithme- 
tik, der Discours pre'liminairc in der Statistique gtnirale et -particuliere 
de la France , ä Paris 1803. Tom. L> und Lang, Grundlinien der pO 1 - 
H tischen Arithmetik. Gharkov 1811. — Über diese selbst, die Werke 
von Petty; Louis Chanal^ Vauban-; Pennunt; Price} Lam- 
bert; Ritter; Kritterj Young, politieal Arithmetik (übers. Kö- 
nigsberg 1777), Süfs milch gottliche Ordnung des Menschenge- 
schlechts etc. 3. Aufl. Berlin 1775. — Malthus', Versuch über die 
Bedingungen und Folgen der Volksvermehrnng (übers, v. Hegewisch, 
JJtona 18070 — von Florencourt, Abhandl. aus der juristichen 
und politischen Rechenkunst. Altenburg 1782. — Michelsen, An- 
leit. z. Jurist -polit.- Ökonom. Rechenkunst. Halle 1782. — M. §. 
E r s c b , Handbuch 'der teutschen Litteratur, 1. Bd. 3. Abtheil« 
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beiten nachweiset, für welche wegen ihrer Mannioh&Ittgkeitund 
Eigentümlichkeit, allgemeine Andeutungen nicht thunlich sind. 
Die Geschäfte hingegen, die sich auf die Finanzverwal- 
tung im engern Sinne beziehen, können sammtlich 
unter nachstehende Hauptklassen zusammengefaßt werden, näm- 
lich: 

d) solche in Beziehung auf dje.K.onservation der Sub- 
stanz und auf) die Benutzung des unmittelbaren 
Staatsvermögens und der Regalien; 
4) die nämlichen in Betreff des mi 1 1 el b a r en Einkommens ; 

c) solche in Beziehung auf die Begründung und Darstellung 
des Einkommens aus den verschiedenen Quellen desselben, 
und auf die Ausmittelung, Feststellung und Nachweise des 
Staatsaufwandes, Etatswesen; 

d) solche in Beziehung auf den Einzug der Revenuen , ihre 
unmittelbare Verwaltung und auf die Nachweise ihrer Veiv 
Wendung, — Kassen«- und Rechnungswesen, — in 
Absicht auf welche , die für ihre Behandlung und Einklei- 
dung erforderlichen Formen, theils durch die Eigentüm- 
lichkeit eines jeden Geschäftszweiges bedingt, zum Theil 
auch durch besondere Instruktionen in jedem Staate vor- 
geschrieben sind, 

}. 86. 

Domänenverwaltung. Das unmittelbare Stäatsein- 
kommen besteht in Domänen, Forsten, Bergwerken etc. 
(geschlossene Güter, einzelne Güterstücke, Gefälle aller Art, 
gewerbliche Etablissements) ; zum Theil auch in den sogenann- 
ten Finanzreg alien (Rechte und Gerechtigkeiten des Staates), 
zum Theil auch Anstalten, einzig in 'der Absicht und für den 
Zweck , um aus denselben und mittelst derselben , ein öffentli- 
ches Einkommen zu beziehen. (*) 



,. 13 Über die rechtlichen Verhaltnisse der Domänen im Allgemeinen 
(die in den einzelnen Staaten verschieden sind), Klub er, öffentl. 
Recht d. t. B. §. 252—259; 393 — 396. Über den Ursprung und die 
rechtlichen Verhältnisse der Regalien! ebendaselbst.-— r. Jakob Staats- 
nnansmssenschaft, $.309. 
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Die Geschäfte in Absicht auf das erstere , betreffen theih 
die Konservation der Substanz der Domänen etc., und die in 
denselben zirbewirkenden Veränderungen, tbeils ihre Benutzung ; 
endlich , den Einzug des Einkommens aus denselben , und des- 
sen Verrechnung. 

Insbesondere bestehen jene in Beziehung auf die Kons er- 
vation jder Substanz der Domänen zunächst und vorzüglich 
in der Aufstellung von detailKrten, dokumentirten Beschreibun- 
gen der Bestandteile einer Domäne, der rechtlichen, ökono- 
mischen und sonstigen Verhältnisse, die in Absicht auf ihren 
Besitz etc. statt finden ; der Real— und sonstigen Lasten, die auf 
dieselbe radizirt, der besonderen Rechte, die derselben zuständig 
sind; mit Beifügung der Rechtstitel, durchweiche das Besitz- 
recht dieser besonderen Rechte und Lasten begründet sind. — • 
Diese Beschreibungen umfassen entweder das gesammte Doma- 
naleigenthum eines Staates, — - General— oder Hauptin- 
ventirien,— oder nur dasselbe in einem bestimmten Bezirke, 
in einem Amte oder in einer Feldmark , — Amtsbeschrei- 
bung, Grund— und Lagerbücher, —»oder aberund end- 
lich sind dieselben nur auf einzelne Parzellen beschränkt, z. B. 
auf Zehnden, Dienste, etc. *— Zehnd- oder Dienstbe- 
schreibungen von den Personen und Grundstücken, die zu 
diesen Leistungen verpflichtet sind, der Qualität und Quantität der 
Leistung, der Gegenleistungen von Seiten des Berechtigten, über- 
haupt von allen Verhältnissen, die in Absicht auf das Recht auf 
der einen Seite, und auf die Pflicht auf der andern Bezug haben. 
Die Form und innere Einrichtung dieser Inventarien etc, 
ergibt sich aus ihrer Bestimmung, Dieselbe ist nothwendig 
tabellarisch, und ihrem Zwecke um so entsprechender, je über- 
sichtlicher die einzelnen Bestandteile nach Maafsgabe ihrer 
verschiedenen Natur, beziehungsweise gesondert und zusam- 
mengestellt sind. In diesen Tabellen selbst können nur die Re- 
sultate der Ausmittelung dargestellt werden. Die Data, auf wel- 
chen dieselben beruhen, und welche zu ihrer Begründung dienen, 
werden in einem besondern Protokolle. konsignirt, welchem die 
erforderlichen Dokumente beigefügt seyn müssen. 

«■HP«*«**"""""""""« 
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Die Frage: ob der Staat überhaupt Domänen besitzen 
soll, und ob die Vortheile eines solchen Besitzes, nicht 
durch eminentere Nachtheile überwogen werden? — ist vor- 
züglich in neueren Zeiten, Gegenstand einer vielseitigen Er- 
örterung geworden. 

Die Grunde aus welchen , wenn die Frage in ihrer All- 
gemeinheit aufgestellt wird, ein solcher Besitz mit den 
Grundsätzen der Nationalökonomie nicht vereinbar erachtet 
wird, sind: 

a) weil die Einkünfte, die der Staat aus denselben bezieht, 
sowohl durch geringern Ertrag, als gröfsem Verwal— 
tungsanfwand und aus anderen Ursachen, der Nation 
weit mehr kosten , als sie derselben einbringen ; 

b) weil die Nation nicht nur durch den überhaupt geringern 
Ertrag dieser Güter, sondern auch ausserdem noch die 
Summe verliert,* die, wären sie besser bewirtschaftet, 
für das Nationaleinkommen gewonnen werden könnte ; 

c) weil der Staat seine Domänen nur in Konkurrenz mit 
den übrigen Landwirthen in Produktion bringen kann, 
wobei die lezteren, weil die Finanzverwaltung die Macht 
in Händen'hat, gefährdet werden, oder doch gefährdet 
werden können; 

d) weil der Regent durch den Besitz von Domänen zur 
Parthei derjenigen gezogen werde, die Befreiung von 
Abgaben genieüsen , wodurch die Verhältnisse der übri- 
gen Unterthanen drückender werden können; sodann, 
weil der Regent durch Theilnahme an solchen Privat— 
Verhältnissen veranlaßt werden könne , diesen das All- 
gemeine aufzuopfern ; endlich 

"<?) weil die Verwaltung der Domänen dem Staate mehr 
koste, als sie Privateigenthümern kosten würden, wel- 
cher Mehraufwand, in so fern durch denselben der 
Staatsaufwand überhaupt vergrößert werde, durch Auf- 
lagen gedeckt, hierdurch die Lasten der Unterthanen 
vermehrt werden mülsten. ( l ) 



« 

1) Smith, Unters, über die Natur und Ursach. des Nat.|Reichtn. 
Breslau 1796. 4. Bd. S. 228. v. Jakob, Grundsätze der National- 
ökonomie. Halle 1805. $.587 folg. — Krauls, angewandte Staats- 



— 40 — 

In dem in der Note allegirten Werke de* Hin. Grafen v. 
Soden, sind die Gründe der Gegner und jene der Verthei— 
diger des Domänenbesitzes in der Hand des Staates, ein-, 
an der gegenübergestellt, an welche leztereh sich neuerlich Hr. 
v. J a k o b angeschlossen hat, ( l ) jedoch lediglich ans politi- 
schen, Gründen, die bei Erörterung der Frage allerdings 
und ebenfalls Berücksichtigung verdienen. Diese Gründe 
sind: 

1) daüs in Hinsicht darauf, dais bis jezt noch keine Methode 
erfunden *ey 9 wie die Auflagen so vertheilt werden kön- 
nen, dafs der Einzelne nicht mehr und nicht weniger, 
als er, nach Grundsätzen der Nationalökonomie und der 
Gerechtigkeit beitragen soll, auch wirklich nur beitrage, 
die möglichste Verminderung der Auflagen zu wünschen, 
diese aber nur durch Konservation der Domänen zu 
erlangen sey; 

2) weil es überhaupt ein grofser Vortheil sey, sowohl 
für die Regierung, als für das Volk, wenn ein grofser 
Theil der Einkünfte aus einer Quelle erfolge, die dem 
Staate ausschließlich angehöre, weil hierdurch Scho- 
nung des Privatvermögens eher möglich, und zugleich 
leichter thunlich sey, dem Volke die Vortheile de* 
Staatseinrichtungen sichtbar zu machen ; 

3) weil das Volk gewohnt sey, das Einkommen aus Do-* 
mänen, als Privateigentum des Regenten oder Staates, 
und alles was aus diesem für Öffentliche Zwecke geleistet 
werde, als eine Wohlthat zu betrachten , was für die 
Erhaltung, der Liebe und des Vertrauens des Volkes 
von grofser Bedeutung sey; — welchen Gründen Hr. 
Graf v. Soden auch noch den beifügt, 

4) weil, im Fall der Wohlstand einer Nation durch allge- 
meine Kalamitäten erschüttert wird , und hierdurch die 
Steuerquellen versiegen , nach Veräußerung der Dpma- 



wirthschaft. Königsberg 1811. 5. Th. S. 8 folg. — y. Soden, die 
Nationalökonomie, 1811. 5. Bd. §. 38 folg. — Lotz, Revision der 
Grundbegriffe der Kationahvirthschafalehre, Leipzig 1814. 4. Bd. 
$ 273 fqlg.t; und dessen Handb. der St. Wirt», Lehre* 3. Bd. S. 87 folg. 
1} Staatafinans wissen scfraft, $. 76, 77. 181 — 196. 
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nen , der Staat nicht nur einer Quelle zur Befrie- 
digung »einer Bedürfnisse, sondern auch zugleich der 
Hypothek entbehrt, mittelst welcher derselbe sich Kre- 
dit verschaffen kann,— welcher leztere Grund indes- 
sen • auf Staaten mit einer repräsentativen oder ständi- 
schen Verfassung nicht Anwendung finden kann, über- 
haupt nur in kleinen Staaten von praktischem Werthe 
seyn dürfte. 
Indem Hr. v. Jakob diese politischen Rücksichten für 
den Besitz der Domänen in der Hand des Staates geltend 
macht, bedingt derselbe jedoch zugleich: 

a) dafs von denselben eine jede Axt von Nutzung und je- 
des Verhältnifs getrennt werde, das den Grundsätzen 
der Nationalökonomie widerstreitet, und die National— 
Produktion schwächt; 
6) dafs von den Domänengütern alle Vortheile , * die dem 
Individuum, welches dieselben*leistet, mehr kosten, als 
sie dem Staate einbringen, getrennt, und gegen Ent- 
schädigung für das Einkommen , aufgehoben werden ; 
c) dafs die, Güter vererbpachtet, oder in Erben zins ver- 
liehen, die gröfseren zugleich in solche Theile zerschla- 
gen werden , wie sie ein Laadwirth durch freie Arbeit 
auf das vollkommenste bewirthschaften kann. 
Diese, in vielfacher Beziehung allerdings wichtige, Frage, ( ' ) 
möchte, in so fern von ihrer blofs staatswirthschaftlichen Seite 
und Beziehung abstrahirt wird , nicht im Allgemeinen be- 
antwortet werden können , indem eine solche Beantwortung 
zu sehr von den besonderen Verhältnissen in jedem Staate ab- 
hängig ist. Eben so scheint es, dafs in Absicht auf die An- 
wendbarkeit der erwähnten politischen Rüchsichten und 
Gründe , zwischen solchen Staaten , in welchen die Domä- 
nen noch* wirklich als Eigenthum des Regenten betrachtet 
werden, sodann jenen unterschieden werden mufs, in wel- 
chen dieses nicht mehr der Fall ist, dieselben vielmehr nur 
als eine Quelle von Staatseinkommen betrachtet werden, 



1) Eine vollständige Erörterung dieser Frage, vrurde dem Zwecke 
dieses Werkes fremd seyn ; doch hat der Verfasser geglaubt, die vorste- 
henden Andeutungen nicht umgehen cu dürfen. 



— 42 — 

an welches der Regent nur öffentliche Rechte hat, die 
von keiner andern Natur als diejenigen sind , vermöge wel-% 
eher derselbe berechtigt ist, von den Staatsgenossen Abga- 
ben zu fordern. In Beziehung auf diese lezteren, dürften 
mehrere der angeführten politischen Gründe an Gewicht ver- 
lieren, 'das denselben überhaupt nur in einem mehr unter- 
geordneten Verhältnisse einzuräumen seyn dürfte. Sodann 
aber möchte yi Hinsicht auf die rechtliche Natur der Ver- 
erbpachtung und der Erbenzinsverleihung, so wie auf die 
übrigen beschränkenden Bedingungen, an welche Hr. v. Ja- 
kob die Konservation der Domänen knüpft, kaum zu ver- 
kennen seyn , dafs seine Vorschläge in der That eine modi- 
fizirte Veräufserung bezwecken , die von dem gewöhnlichen 
Verkaufe sich nur dadurch unterscheidet, dafs dem Staate 
der Kaufschilling in einer bleibenden unmittelbaren Einnahme 
berichtigt, und eine, freilich entfernte, Möglichkeit des Rück- 
falls der Güter erhalten wird. — Wollte man indessen eine 
Beantwortung der Frage im Allgemeinen versuchen, dann 
dürfte eine solche als praktisches Resultat ergeben: daüs ein 
Staat, in welchem die Staatsschuld einen bedeutenden Tbeil 
des Staatseinkommens , voraussichtlich auf eine lange Reihe 
von Jahren absorbirt, und hierdurch denselben in die Not- 
wendigkeit versezt, die Abgaben hoch spannen zu müssen, 
in der durch Veräufserung von Domänen möglichen Scho- 
nung der Abgabenquellen, in dem vergrößerten Ertrage, den 
die Domänen in den Händen von Privateigentümern ge- 
währen, in der Verminderung des Verwaltungsaufwandes, 
der einen bedeutenden Theil dieses Ertrages aufzehrt, nach 
einer Reihe von Jahren, wenigstens mittelbar Ersatz für das 
weggegebene Domänenkapital findet, vorzüglich in gröfseren 
Staaten, in welchen für die Entwicklung der wohlthätigen 
Folgen, ;die aus dem Übergange der Domänen in das Privatei— 
genthum erwachsen, ein weiteres Feld eröffnet ist. 

Es möchte nicht schwer seyn , diese Ansicht durch Be- 
rechnung von Staaten, deren staatswirthschaftliche und finan- 
zielle Verhältnisse genauer bekannt sind, zu begründen* zu- 
gleich aber auch jene, daüs eine solche Veräufserung, die in 
gröfseren Staaten wohlthätig wirken kann, iri kleineren 
nicht immer als räthlich zu betrachten 6eyn möchte. 
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§• 87. 
Veränderungen der Substanz der Domänen 
\verden vorzüglich durch ihre Verleihung in Erbpacht oder 
Erbenzins, sodann durch Umwandelung der Naturaldienst— 
p flicht und der Zehndpflicht in eine jährliche Rente, oder auch 
durch ihre gänzliche Ablösung bewirkt. 

Das Wesentliche der Geschäfte bei der Vererbpachtung 
besteht: 

d) in der Ausmittelung des rohen Ertrages des zu verleihen- 
den Gutes, in Körnern; 

b) sodann in jener aller Wirthschafts- und sonstigen Kosten, 
die in Abzug kommen; 

c) in jener der Zinsen von dem' Erbstand— oder Einkaufe- 
gelde, und zwar ebenfalls in Getreide, auf welches diese 
lezteren , nach eben der Taxe , nach welcher der Körner- 
ertrag selbst veranschlagt ist , reduzirt werden; endlich 

<2) in der Festsetzung des Erbpachtkanons, oder der 

jährlichen Rente , die in dem reinen Ertrage besteht, 

der nach Abzug der erwähnten Kosten und Zinsen, und 

- mit Berücksichtigung eines billigen Gewinnes, dem Erb-? 

pachter verbleiben mufs. Der Geldwerth desselben wird 

• gewöhnlich nach 30jährigen Durchschnittspreisen festge- 
sezt, und damit derselbe mit dem wirklichen Ertrage fort- 
dauernd in einem annähernden Verhältnisse bleibe, eine 
30jährige Revision vorbehalten. Aufser dem Erbpachtska- 
non wird in der Regel auch ein Erb Stands- oder Ein- 
kaufsgeld regulirt, zur Sicherheit für die richtige Entrich- 
tung des erstem, und als solche gegen Deterribrationen, 

* das jedoch nur ein für allemal bezahlt, und nicht höher als 
der so eben angezeigte Zweck erfordert, bestimmt wird, 
weil die Zinsen desselben an dem Kanon in Abzug kommen, 
sodann auch, weil durch eine zu hohe Festsetzung dem Erb- 
pachter ein Theil der Kapitalien entzogen wird, die derselbe 
auf Meliorationen des Gutes verwenden könnte. Die Gebäude 
und alles was zu dem Wirthschaftsinventario gehört, werden 
dem Erbpachter gegen Taxe übergeben, alle übrigen Bestim- 
mungen aber in dem Erbpachtskontrakte regulirt. ( l ) 

O Kräufs I. c. 5. Th. S. 13; Mkolai I. S. 246, — Thasr 
1. c. I. S. 54. — Jakob §. 176 folg. 
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Die andere Art von Veränderung der Substanz, nämlich, 
die Erbenzinsverleihung, unterscheidet sich von der 
Vererbpachtung vorzüglich dadurch, dafs durch dieselbe nicht 
blofs das Nutzungsrecht, wie in dieser, sondern das vollkommne 
erbliche Eigenthum dieses Rechtes, gegen Entrichtung einer 
jährlichen unwandelbaren Abgabe überlassen wird; sodann da- 
durch, dab der Erbeneins nicht als Äquivalent der Nutzung, 
sondern nur als Anerkennung des Obereigen thums, das dem 
Grundherrn verbleibt, entrichtet wird, in Hinsicht auf welche 
bei einem jeden Veränderungsfall, ein besonderes Lau dem iura 
bezahlt werden mufs. Der jährliche Erhenzins. wird in der 
Hegel in Geld festgesezt, die Verleihung nicht durch einen 
Kontrakt, sondern durch einen Grund«- oder Erbenzinsbrief 
bewirkt, in welchem alles, was auf die wechselseitigen Verhält- 
nisse zwischen dem Grundherrn und Erben zinsmann Bezug 
hat (Bestimmungen wegen der Zahlungstermine, Erlafs, Ermä^ 
(sigung, wegen Veräußerung,. Verpfändung,, etc.), regulirt ist. 

Die Dismembratzon ist an und für sich selbst keine 
Veränderung der Substanz, und nur in so fern, als sie zur Reali— 
sirung der einen der beiden vorgenannten Arten bewirkt wird, (*} 
und welche Charterung und Konsignirung der Parzellen in die 
Grund— und Lagerbüche? , jis die einzigen besonderen Arbeiten 
erfordert. 

}. 88. 

* Verschiedenartiger und mannichfaltiger sind die Geschäfte 
und die Formen für ihre Einkleidung für die dritte Art von 
Veränderung der Substanz, . nämlicb die durch Reluirung 
der Natural-^ Dienst?- und Zehndleistung, entweder 
gegen eine jährliche Rente, oder durch gänzliche Ablösung der 
Pflicht mittelst Entrichtung eines Kapitals. In beiden Fällen 
bestehen diese Geschäfte in Absicht auf die Naturaldienste, in 
der vollständigen Ausmittelung der Qualität und Quantität der- 
selben (Spanne oder Handdienst; ob der Dienst im Allgemei- 
nen blofs nach Tagen, oder mit Rücksicht auf besondere land— 
wirthschaftLiche Arbeiten— Pflugtage, Er ndtetage etc. --bestimmt 



1) Thaer rationelle Landwirtschaft , !• §. 132. — Jakob, 
St. Finanzwissenschaft, $, 197 folg« 
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* 

ist); in jener der Gegenleistungen (Proevön), die der Dienstpflich- 
tige rechtlich ansprechen kann ; in der Ausmittelung der ökono- 
mischen Arbeiten, welche die Bewirtschaftung der Domäne, 
zu welcher die zu reluirenden Dienste pflichtig sind, nach 
Quantität und. Qualität erfordert; in der Reduktion dieser 
Arbeiten durch Dienstgespanne, auf solche durch Hofge— 
spanne ; der Kosten der Anschaffung dieser lezteren , überhaupt 
des erforderlichen Schiffes und Geschirres, der Unterhaltungs- 
und Ergänzungskosten von beidem; des Aufwandes für das ver- 
mehrte Gesinde etc* Zu diesen Arbeiten kommen , im Fall die 
Keluition gegen eine Rente in Getreide bewirkt wird, die 
Reduktion des, ausgeniittelten Aufwandes auf Körner (gewöhn- 
lich nach einem 30jährigen Durchschnitt des Geldwerthes 
des Getreides), im Fall eines gänzlichen Abkaufes 
aber , die Erhebung dieses Totais zu Kapital , wofür das 
Prozent, mit welchem kapitalisirt wird, gesetzlich vorge- 
schrieben , die Gröfse desselben aber in so fern verschieden ist, 
als der ökonomische Werth der Dienste an und für sich selbst, 
oder aber nur der Aufwand für das nothwendige eigene Spann— 
werk, vergütet werden mufs. ( l ) 

Einfacher sind diese Arbeiten bei Ablösung vonZehnden 
n nd anderen Gefällen, sowohl bei ihrer temporären Relui- 
tion, als auch bei gänzlicher Ablösung der Zehndpflicht. Die- 
selben bestehen in der Ausmittelung der Gröfse der zehndpflichtigen 
Flur und der Besitzer der Güterstücke in derselben ; in jener der Be- 
schaffenheit des Zehndens, ob allgemeiner oder besonderer , gro- 
ber oder kleiner Zehnden etc. ; des Maafses der Zehn dpilicht, in 
Absicht auf Qualität und Quantität, so wie in jeder anderen Be- 
ziehung; des Naturalertrages desselben, nach Durchschnitten 
oder mittelst Schätzung; in jener der Lasten, die auf denselben 



1> In der Nichtbeachtung dieses Wesentlichen Unterschiedes, and 
darin, dafs bei den Ablösungen meistens nur der absolute ökonomi- 
sche Werth der Dienste berücksichtigt wird, möchte vorzüglich der Grund 
des geringen Fortganges der in den meisten Staaten gestatteten Ablö- 
sungen liegen. Über die verschiedenen Arten von Diensten , Hage- 
mann, Handbuch des Landwirthschaftsrechts, §. 229. Eine Verglei- 
chung der Arbeiten mit Dienst- oder Hofgespann, in Brieger öko- 
nomisch-kameralistischen Schriften, Leipzig 1803. 1. Samml. S. 52.; 
und weiter unten in dem vierten Abschnitt* 



\ _ 
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radizirt sind; in der Berechnung des Geldwerthes von dem Na- 
turalertrage und der Rente; endlich, und im Fall einer völligen 
Ablösung, in der Erhebung derselben zu Kapital, nach Maafs- 
gabe des Prozentes, welches gesetzlich normirt ist. (*) 

§. 89. 

Die Frage : über die beste Benutzungsart der Domänen , ist 
eben so häufig aufgeworfen , als verschieden beantwortet wor- 
den, zum Theil wohl aus dem Grunde, weil bei dieser Be- 
antwortung der Umstand, dafs der Besitzer der Domänen 
zugleich Landesherr ist, nicht immer gehörig berücksichtigt 
wird. (*) 

Die gewöhnlichen Arten dieser Benutzung sind nachstehende : 
1) Bewirthschaftung auf eigene Rechnung. — 
Für den Gutsbesitzer, der seine Wirthschaft an Ort und 
Stelle selbst ordnet und leitet, die vorteilhafteste , ist die- 
selbe, nach (allen Erfahrungen, für die Finanzverwaltung 
die nachtheiligste , wegen der Gröfse des fixen und umlau- 
fenden Wi#hschaftskapitals (Inventarium , Bestandsausla- 
gen etc.) , das der Staat auslegen mufs , wegen des Unter— 
bleibens von Meliorationen; endlich, wegen des gröfsern 
Aufwandes, den diese eigene Bewirthschaftung aus Mangel 
einer direkt wirkenden Aufsicht und Leitung erfordert und 
des geringern Ertrages , den sie aus der nämlichen TJrsache 
gewährt, — wefshalb dieselbe auch nur als Ausnahme 
statt findet, z.B. bei Gütern, deren Einkünfte gröfstentheils 
in baaren Gefallen bestehen, und bei solchen, die zu ihrem 
Retablissement ein grofses Kapital erfordern , "dessen Auf- 
wendung von einem Pachter nicht erwartet werden kann. (*} 



1) Beispiere solcher Berechnung, in (Gericke) Ökonomische 
Hefte, 31. Bd. OJctoberheft 1808, S. 339. Meyer, über Gemeinheit»- 
theilung, 3. Th. S. 172. 

2) Just i, politische und Finansschriften , 2. Bd. S. 390., 3 Bd. 
S. 438. P f e i f f e r , Lehrbuch der Kameralmssenschaft. . 2. Bd. 2. Th. — 
Streun, Revision der Lehre von Auflagen, und von Benutzung der 
Domänen. Erlangen 1821. S. 209 folg. — Jakob, St F. W. §. 85. 

3) Als Beispiel einer Instruktion für solche Domänenadminifttratio- 
nen, d^ie Anweisung zur Bewirthschaftung derjenigen 
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2)DieGewähradministration f — die in einer Kombina- 
tion von Pacht und Administration, besteht, in der Art, 
dafs der^ Bewirthschafter eine» Gates zur irremisiblen Be- 
zahlung einer als Pacht festgesezten Summe, und zur 
gleichmäfsigen Übernahme bestimmter Lasten, z. B. eines 
bestimmten Antheils an den Baukosten, eines solchen an 
Unglücksfällen, an öffentlichen v und anderen Abgaben etc. 
verpflichtet ist, v o n dem über die al* Pacht stipulirte Summe 
erzielten Mehr ertrage aber, einen bestimmten An— 
t h e i 1 (ein Dritttheil, Viertheil etc.) bezieht, wobei dem- 
selben mit Ausnahme von Hauptveränderungen, die Disposi- 
tion über die Wirthschaft überlassen ist. Diese Methode 

verbindet die wesentlichen Vortheile der Verpachtung 
mit jenen der Administration, ohne den Nachtheilen dieser 
leztern bloßzustellen ; hierdurch ist dieselbe für den Eigen— 
thümer vorteilhaft , defshalb aber auch selten. 

3) Die Vererbpachtung oder erbliohe Überlassung der 
Nutzung einer Domäne, entweder auf alle Erben des 
Erbpachters, -oder nur für bestimmte Generationen und 
Grade, gegen einen mit dem Ertrage des' Gutes im Verhält- 
nisse stehenden Erbpachtskanon, und der Verpflich- 
tung des Erbpachters, zur Übernahme aller Lasten, Un- 
terhaltungskosten und Unglücksfälle; sodann gegen Ent- 
richtung eines ein für allemal zu bezahlenden Erbstand— 
g e 1 d e s ; — wie neuere Versuche und Erfahrungen beweisen, 
nicht nur für die Staatskasse , sondern überhaupt vortheil— 
Jufft, besonders wenn damit die Di$membration grofser 
Domänen .verbunden wird. (*) ^ 



Pertinenzen der neuen südpreufsischen Amter, die in 
eigener Administration .genommen werden sollen, v. 6, 
Sept. 1797. 

1) Thaer, Grundsätze der rationellen Land wirthschaft , 2. Ausg. 
Berlin 1811; 1. Bd. S. 54. — Kraufsl. c. 5.Th. S.13. — v. Ja- 
kob, Staatsfinanzwissenschaft, §. 176 folg. — Dem möglichen Nach- 
theile, der aus der gesetzlichen Unveränderlichkeit des Kanons, heim, 
Fallen des Werthes des Geldes, und Steigen der Preise von Naturalien 
erwachsen kann , wird dadurch begegnet , wenn der Kanon selbst in 
Körnern , sein GeJdtverth aber nach Durchschnittspreisen regulirt, und 
eine periodische Revision dieser lezteren vorbehalten wird. Über die 
Berechnung dieser lezteren, Kr aufs 1. c. 1. Bd. S. 268. 



— 48 — 

4) Die Erbcnzinsverleihung, — bei grofsen, lukrativen 
Pertinenzen nicht vortheilhaft, und nur zweckmässig zur 
Gründung neuer, kleiner Etablissements auf kulturlosen, 
aber kulturfähigen Grundstücken, und zur Vermehrung der 
Anzahl von kleinen Wirthen; sodann für die Benutzung 
gewerblicher Etablissements, welche die Finanzverwaltung 
selbst nicht gut unmittelbar benutzen kann. 

5) Das Inten danjtursystem,,-— in welchem über eine An- 
zahl Domänengüter (Gefälle, Parzellen), die in Zeit- oder 
Erbpacht gegeben sind, oder auch in Selbstadministration 
stehen, ein besonderer Beamter angestellt ist, zur Erhebung 
der Pacht und sonstigen Gefälle, zur kontrolirenden Auf- 
sicht auf das wirtschaftliche Verfahren der Pächter und 
Administratoren, etc. , und der zugleich die Anschläge von 
den pachtlos werdenden Gütern fertigt, die Bauten besorgt 
etc., überhaupt als Kommissär der Finanzkammer und- Ober— 
administrator fungirt; in Fällen, wo die Verhältnisse , der 
Werth und der Ertrag von Domänen etc. noch nicht hin- 
länglich bekannt sind, zweckmässig, auf eine Zeitlang viel- 
leicht selbst nothwendig; ohne solche besondere Verhält- 
nisse aber nicht zu empfehlen,, indem alle Mängel der 
Selbstadministration diesem Systeme eigen sind. 

6) Zeitpacht, — und zw,ar Separatverpachtung von 
einzelnen Parzellen, oder Generalpacht, nämlich, daJjs 
die Nutzung von einem ganzen Komplex von Gütern, Ge- 
fallen, gewerblichen Etablissements etc., einem Pachter 
auf eine bestimmte Reihe von Jahren , gegen eine anschlage 
mäfsige Pacht , überlassen wird. 

}. 90. 

Die Nutzungszweige, die gewöhnlich in einer General- 
pacht zusammengefafst werden, bestehen aufser den Grundstufe-» 
ken, in den Gefällen aus einem bestimmten Bezirke, in Brauereien, 
Brennereien, Mühlen und anderen gewerblichen Etablissements. ( ' ) 



1) Die Frage über die Vortheile oder Nachtheile solcher Generalpach- 
tungen , hat zu wiederholten Erörterungen Anlafs gegeben. Im All- 
gemeinen möchte dieselbe dahin zu beantworten seyn, daß, in so fern 
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^?ur einen > jeden dieser verschiedenen Ntitzungsz-vveige wird 
ein Ertrags ans chlaggefertigt; oder eine spekulative Be- 
rechnung Von dem ^Ertrage, und von demjenigen Theile dieses 
Ertrages, den ein jeder dieser Nutzuhgsfcweige für sich, und 
alle vereint, unter gegebenen "oder vörausgesezten Umständen, 
als Pacht gewähren kann. Die Grundsätze für die Fertigung 
dieser Anschläge sind theÜs von lokalen , landwirtschaftli- 
chen und sonstigen Verhältnissen abhängig; theils bestehen in 
jedem Staate, und in grösseren* für jede* Provinz, besondere 
Normen und Geldsätze für die Werthsbereöhnürtg von einzelnen 

_ » 

Gegenständen '(Anschlägsprinzipi en y' y die bei 1 der Veran- 
schlagung befolgt, Abweichungen vott denselberi' besonders 
gerechtfertigt werden müssen. (*) 

Die bei einer Veranschlagung zum Behuf einer General— 
pacht gewöhnlichen Nachweisungen und Anschläge^ sind nach- 
folgende: 

1) Ein Pjästationsregister über die beständigen 
Gefälle, öder diejenigen, die ' in Hinsicht auf, Qualität, 
Quantität und die Zeit ihrer Fälligkeit fixirt, weder von 



die Guter und Pertmense n, die in einer solchen gegriffen werden, ein 
geschlossenes Ganzes bilden , der ganze Komplex nicht zu grofs ist, um 
von einem Pachter übersehen und selbst bewirthschaftet werden zu 
können, die Generalpacht allerdings um defs willen den Vorzug verdie- 
nen möchte, weil durch die Kombination von Parzellen, die sich wech- 
selseitig unterstützen, ihr Ertrag höher ausgebracht werden kann, dann 
auch, weil ein solcher Generalpachter besser im Stande ist, Unglücks- 
falle ertragen, und erlittene Verluste ausgleichen zu können. . 

1) Über, die Methode, wie solche Anschläge angefertigt werden, 
Nicolai, ökonomisch-juristische Grundsätze, von der Verwaltung des 
Domänenwesens. 2 Tille. Berlin 1802. Instruktion für die Kommissa- 
rien zur .Veranschlagung der }<ön. südpreufs. Domänen, inBrieger Öko- 
nom. -kameralist. Schriften, 3. Samml. S. 68 folg. Leipzig 1809. M äy e r, 
Grandsätze zu Verfertigung Und ifeurtheilmig richtiger Pachtanschläge. 
Hannover 1809. Flothov, Versuch einer Anleitung zur Fertigung 
der Ertragsanschlage. Leipzig 1820. (enthält zugleich eine ziemlich 
vollständige Li tleratur über diesen Gegenst.) Derselbe,* das Verfah- 
ren hei Fertigung der Ertragsaitschläge etc., durch Beispiele erläutert. 
Leipzig 1822. Thaer, rationelle Landwirtschaft, 1. Bd. §. 66 folg. 
Derselbe erklärt die preußische Methode als die bis jezt vorzüglichere, 
die auch bei den vorstehenden Andeutungen zum Grunde gelegt ist. 
*H. 4 
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dem Berechtigten , noch von dem Pflichtigen , einseitig ab- 
geändert werden können. 

Diese Gefälle selbst, die beinahe in . jedem Staate 
verschieden sind, werden ans den .Amtsregistern, mit 
-welchen die Qnittnngsbücher der Pflichtigen verglichen 
werden, ausgemittelt; die Geldgefalle in ihrem wirklichen 
Betrage, wie derselbe in den Registern und Quittungsbü— 
ehern verzeichnet ist; der Geldwerth der Getreidegefalle 
nach der Kammertaxe ; jener der übrigen Naturalien, nach 
vorgeschriebenen Werthsätzen, die den Mittelpreisen sich 
nähern, berechnet. und ausgeworfen. 

* Das Prästationsregister selbst wird Kommunenweise 
in tabellarischer Form und so gefertigt, dafs alle Prästa— 
tionen, die ein Pflichtiger zu leisten hat,, in nebeneinan— 
der laufenden Kolumnen auf einer Linie übersehen wer- 
den können ; die Erläuterungen aber zu ihrer Begründung, 
werden in einem besondern In f o rm a.tivprotokolle 
konsignirt, welchem, in so fern dieses nothwendig, vidi— 
mirte Abschriften von den : auf die- Prästationen Bezug 
habenden Dokumenten beigefügt werden, das Protokoll 
selbst aber, zur Beurkundung seiner Richtigkeit, von dem 
Zensiten, dem Ortsvorstande, und dem Pachtbeamten un- 
terzeichnet seyn mufs. (*) 

2) Eine Nachweisung von den unbeständigen Ge- 
fallen, oder derjenigen, deren Ertrag mehr von zufälli- 
gen Umständen abhängig, steigend oder fallend ist, und 
aus dieser Ursache, mittelst eines Durchschnitts aus ei- 
ner Anzahl von Jahren, ausgemittelt, und wobei in der 
Hauptsache auf die nämliche Art, wie bei der Ausmitte— 
lung der ersteren verfahren wird. (*) 

t 



1) In großen Ämtern, oder wenn das Prastationswesen sich in Un- 
ordnung befindet, wird d(e Revision dieser Gefalle, nicht selten im 
voraus, durch besondere Kommissarien bewirkt, und diese Revision 
sodann auch fcur Sammlung von Notizen über sonstige Verhältnisse, 
und zur Aufstellung eines vollständigen Lagerbuches benuzt. 

2) Auch diese Gefalle,' sind in jedem Staate verschieden. Verzeich- 
n beiden Arten, in Runde, Grundsätze des gem. teutschen 

to. 3. Aufl. $. 507. — In Lang historischer Entwicklung 
< der te^$ben Steuerverfassung , S. 130 folg. 
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3) Ein Dienstregister von den zu den Domäne Pflichti- 
gen Spann- und Handdiensten, und von dem Dienstgelde, 
oder ein tabellarisches Verzeichnifs von sämmtlichen Spann- 
und Handdienstpflichtigen, der Qualität und Quantität 
der Dienste, des Geldvverthes einer jeden Art, nach vor- 
geschriebenen Werthsätzen, so wie von den Gegenlei- 
stungen, mit einem Informativprotokolle, in wei- 

• chem der Grund der Dienstpflicht, die Art und das Maafs 
ihrer Leistung (ob mit ganzem oder halbem Gespanne, 
Pflug-, Eggetage etc., die Dauer der Arbeitszeit etc.), 
diePröven und sonstigen Gegenleistungen, vollständig be— 
schrieben und nachgewiesen seyn müssen- 

4) Ein Arrendeanschlag von dem Ertrage des Acker- ; 
baues, der Wiesen- und Gartennutzung, und von der 
Viehzucht; endlich 

5) Spezialanschlage von Brauerei, Brennerei, Mühlen, 
Fischteichen, überhaupt von allen besonderen Nutzung«— 
zweigen, die in der Generalpaeht begriffen sind. 

§. 91. 

Die Fertigung des Arrehdeanschlages * von dem Ertrage 
des Ackerbaues,- der Wiesen und Gärten, sezt eine vollstän-- 
dige Vermessung. sämmtlicher Ländereien zum voraus , und 
ein Vermessungsregister, in welchem nicht nur der 
Flächeninhalt der einzelnen Güterstücke mit ihren beson- 
deren Benennungen verzeichnet, sondern auch die Klasse 
angegeben ist, in welche ein jedes in Absicht auf seine Er— 
tragsfähigkeit gehört; (*) sodann eine Information, in wel- 
cher alle Verhältnisse, in so fern sie auf den Ertrag und auf 
die Bewirtschaftung von Einflufs sind, aufgenommen seyn 
müssen. 



Die beständigen Gefalle werden gewöhnlich nicht in der Pacht 
begriffen, wohl aber ihr Einzug für Rechnung der Hasse, dem Pach- 
ter zur Bedingung gemacht,, wogegen die unbeständigen in der 
Art in der Pacht begriffen werden, dafs der Pachter das nach Abzug 
eines bestimmten Theils für Ausfalle C*» i) bleibende Residuum, irre- 
misibel liefern mufs. 

1) Über die Klassifikation, Thaer, a. a. 0. 1. Th. $. 70* 

2. Th. §. 125. — Flothov, $. 26 u. S. 176 folg. 

4 * 
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Bei der Ausmittelung de« Ertrage« vjan dem Ackerbaue, 
wird diejenige Feldereintheilung , die in der Markung statt 
hat, nämlich: Drei- oder Vierfelder wirthschaft, zum Grunde 
gelegt; bei der erstexen, die vorhandene Fläche in drei, bei 
der lezteren in vier Theile getheilt, ( l ) die Aussaat x Ernte 
und der Ausdrusch für ein Jahr ausgemittelt , und auf die 
-Resultate dieser Ausmittelung der Anschlag von der Pacht ge- 
gründet, die von dem reinen Ertrage aus -dem Ackerbaue 
zu entrichten ist. Als solcher wird der Überschufs ange- 
nommen, der nach Abzug des Saatkorns, und der gleichfalls 
auf Körner reduzirten Wirthschaftskosten , von demjenigen 
Getreide, das überhaupt erzeugt worden ist, übrig bleibt, was 
daher die Ausmittelung von beidemvoraussezt. Für diese Aus— 
mittelung werden zwei Methoden befolgt, nämlich: entweder, 
dafs für jede Art von Getreide, bestimmte, aus ökonomi- 
scher Erfahrung abstrahirte Quantitäten für die Einsaat auf 
den Morgen in jeder Klasse, und für den Ertrag von einem 
solchen angenommen, und auf die zu veranschlagende Fläche 
angewandt werden, (*) oder aber, dafs beides, nach der 
Wirklichkeit, wie diese aus dem Durchschnitte aus einer 
Reihe von Jahren (gewöhnlich sechs) sich ergibt, aus den 
Wirthschaftsregistern extrahirt, und das Resultat dieses Extrak- 
tes in die zu veranschlagende Fläche eingetheilt wird. 

Die erstere dieser beiden Methoden sezt unbedingt 
eine Klassifikation der Ackerfläche zum voraus, was bei der 
zweiten nur in so fern der Fall ist, als sie gegen die aus 
den ebenerwähnten Extrakten gezogenen Resultate zurKontrole 
dient, oder als umgekehrt diese Extrakte zur Beurtheilung 
der Richtigkeit der für die Einsaat und den Ertrag vom Mor- 
gen angenommenen Sätze benuzt werden. — Die zweite Me- 



1) Über das Feldersystem, Thaer, l.Bd. §. 294. Bei dem Drei- 
feldersysteme wird #e Ackerfläche in der Regel in drei gleiche Theile, 
Winterung, Sommerung und Brache getheilt, und ebenfalls in der Re- 
gel nur von den beiden ersteren ein Ertrag berechnet, die Brache nicht 
berücksichtigt. £)fe Bestellung selbst ist von der in jedem I<ande 
üblichen Kulturart abhängig. 

2) Solche fixe Satze für Einsaat und Ertrag, e. B. in Thaer L c. 
$. 86u.88.^ in Nicolai I.e. l.Th. 3.41 tu 43. BeiL 1. 



\ 
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thode hingegen bedingt, dafg über die Aussaat, die Ernte, 
und über den Ausdrusch, genaue Register, zu deren Führung 
die Domänenpächter in ihren Kontrakten verpflichtet werden, 
und deren Richtigkeit sie beschwören müssen, vorhanden sind, 
aus denen Extrakte über .die Quantität von Saatkorn, die im 
Durchschnitte aus einer Reihe von Jahren in eine jede 
Breite ausgestreut ; über die Anzahl von Garben , die davon 
geerndtet, und über die Quantität Körner, die aus diesen aus- 
gedroschen worden ist, gefertigt werden, und in welchen, im 
Fall einzelne Güterstücke zehndpflichtig sind, der in gleicher 
Art ausgemittelte Betrag des Zehndtfns, und eben so jener von 
Äckern, die etwa verafterpachtet und, dieser leztere nach 
Maafsgabe des Bestellungssystems proportionirt, zugesezt wird. 
Die auf diese Art ausgemittelte Einsaat wird sodann mit 
Rücksicht auf die bestehende Feldereintheihjng, in die vor-* 
handene Ackerfläche eingetheilt. In Ansehung des Ausdrusches 
aber, besteht in manchen Staaten die Vorschrift, da£s ohne 
Rücksicht auf die gröfsere Anzahl von Körnern, die sich aus 
dem Extrakte ergibt, eine vorgeschriebene Anzahl derselben 
(z. B. 7te , 8te Korn) nicht , überschritten werden darf, und 
der Mehrbetrag dem Pachter zur Deckung von Ausfallen , die 
nicht besonders vergütet werden, belassen wird. 

§. 92. 

In der Regel werden in den Anschlägen nur die vier 
Hauptarten von Getreide, nämlich: Weizen, Roggen, 
Gerste und Hafer, veranschlagt, und andere Produkte, wenn 
dergl. erzeugt werden, auf eine der genannten Getreidearten 
reduzirt; (*) Futterkräuter und Küchengewächse, als blofse 
Wirthschaftsmittel , Stroh aber defshalb nicht berücksichtigt, 
weil der Pachter dasselbe ganz in die Wirthschaft verwenden 
rhufs , und von demselben nichts verkaufen darf. 

Anstatt einer Ausmittelung der wirklichen Wirth- 



1) Doch wird auch hin und wieder bei derDreifeldemiithscKafti 
Bohnen, Erbsen, Rübesaat, besonders; wohl auch ein Theil der 
Brache zu Getreide veranschlagt, in welchem Fall aber diese Wirth- 
schaft den Namen von freifelderrorthschaft mit Unrecht trägt. Ni- 
colai, 2.Th. &40. 
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schafs kosten» und zu ihrer Deckung, wird dem Pachter 
ein Theil von dem ausgemittelten Körnerertrage freigelassen, 
gewöhnlich zwei Körner, im Fall der erstere fünf oder 
eine gröfsere Anzahl Körner beträgt, wogegen bei einem ge- 
ringeren Ertrage, die nach Abzug des Saatkorns verbleibende 
Anzahl in zwei gleiche Hälften vertheilt, die eine als Wirth— 
schaftskom angenommen, derGeldwerth der andern aber nach 
der Kammertaxe berechnet und als Pacht ausgeworfen wird. (*) 
Aufser dem Ertrage von dem Ackerlande, wird auch je- 
ner der Gärten, — der Morgen Garten gewöhnlich j- oder 
die Hälfte höher als 4 er Anschlagsatz vom Morgen des be- 
sten Ackerlandes, ( 9 ) — in den Arrendeanschlag einbegriffen ; 
sodann jener von den Wiesen — entweder nach Klassen 
(gewöhnlich drei: gut, mittel, schlecht), mit fixen Geldsätzen 
für den Morgen einer jeden derselben , oder aber nach Maafs— 
gäbe des Heugewinnes, und ebenfalls nach Klassen, die durch 
die Quantität des erzeugten Heues und dessen Geldwerth 
normirt sind;( 3 ) — jener der Waiden, — nach Flächenge— 
halt oder' Stückzahl des aufgetriebenen Viehes ;.( 4 ) — jener 
der Hopfengärten, Weinberge, wo dergl. vorhanden 
sind, nach der Aüsmittelung ; ( 4 ) endlich die Viehnutzung, je- 
doch nur von dem Nutzvieh (Kühen, dem jungen Rindvieh, 
Schweinen und von Schaafen) und nicht die wirklich vorhandene, 
sondern die prinzipien mausige Anzahl, von welcher {-als Jung- oder 
Gastvieh gerechnet, und der Kopf von diesem gewöhnlich zu 
£ des Ertrages vom milchenden Vieh abgeschlagen wird. (•) 

1) Thaer 1, c, §.90, 91. §.135, Nicolai, 2. Th. S.44, Fl - 
tho v a. a. O., woselbst, so wie zum Theil in Brieger Beiträgen, de- 
taillirte Berechnungen von den Wirthschaftskosten enthalten sind. In 
mehreren Instruktionen ist die Berechnung dieser Hosten zur Balan- 
zirung gegen das Wirlhschaftskorn vorgeschrieben. Eine Solche im 
4. Abschnitt 

2) Tbaer, §.9ß. Nicolai IT. S. 54. Plothor, §. 3t. 46. 97. 

3) Nicolai II. S. 50. Flothov, $.29. Thaer, §.77.78, 

4) Thaer, §.80. Nicolai, S, 53, 

5) Flothov, §.98. 99. 

6) In mehreren Anschlagsinstrukt. «ind 2 Stuok Milchvieh und 1 
Stück Justvieh, sodann 30 Schaafe CdAs Hundert zu 28 — 42 fl.) auf 
die Hufe von 30 M. angenommen; die Schweinenutzung entweder 
nach der Stückzahl der Kühe (auf jede Kuh ein Schwein zu 28 bi$ 
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f. . M. 

Die übrigen Nutzungszweige, von welchen der Ertrag 
häufig unter einer besondern Rubrik von verschiedenen 
Arrendestücken in die Generalanschläge summarisch auf- 
genommen wird, und für welche Spezialanschlage gefertigt 
werden, sind nachstehende: 

1) Brauereien, für deren Veranschlagung zwei verschie- 
dene Methoden befolgt werden, entweder, dals die Quan- 
tität erzeugten und debitirten ßiers ausgemittelt,, und nach 
Maafsgabe von dieset, die erforderliche Quantität Malz 
berechnet;' oder aber, dals ein entgegengeseztes Verfahren 
"beobachtet, und aus der eruirten Quantität von verbrau- 
tem Malze , auf den Umfang der Getränkefabrikatiön ge- 
schlossen, und diese nach der ersteren berechnet wird. 
Nach einer dritten, jedoch weniger üblichen Methode end- 
lich, wird mit Umgehung aller detaillirten Berechnungen, 
nur allein die Quantität 4er verbrauten Gerste eruirt, 
und für diese ein fixer Geldsatz (8 bis 10 gr. v. Schfl.), 
als Brauereipacht ausgeworfen, von welcher lediglich der 
Betrag der Reparaturkosten in Abzug kommt. (*) 

Bei den beiden ersten Methoden werdet* alle Um- 
stände ausgemittelt, die auf die Fabrikation und auf 
den Debit des erzeugten Biers— (ob weifses oder brau- 
nes, einfaches oder Doppel-Bier gebraut wird; die An- 
zahl und Stärke der Gebräude; die Konsumtion in der 
Wirthschaft durch De put an ten etc.; die Gröfse des De- 
bits, und wie derselbe statt hat, etc.), — sodann jene, die 
auf den Fabrikationsaufwand — (di,e Quantität Ge- 
treide, Hopfen, Holz etc. für jedes Gebräude; der Betrag 
des Brauerlohnes, des Schrootgeldes ; die Anzahl der er- 
forderlichen Fuhren; der Aufwand für Unterhaltung der 
Gefäfse und Gerätschaften etc.), — - überhaupt auf den 
Aufwand jeder Art Bezug haben, ebenso die besonde- 



30 kr.), oder nach der Aussaat im Winterfelde, in der Art,, dafs pro 
Metze Aussaat 4 kr. für die Stoppelnutzung durch Schweine ausge- 
worfen werden; das Federvieh endlich, nach der Aussaat des Som- 
mergetreides. «Beispiele von solchen Arrendeanichlagen in den Beilagen. 
1) Flothov, $.127. 
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ren Einnahmen, die aus Nebennutzungen erfolgen 
(für Kovent, Nachbier, Trabern, Asche, Hefen etc.). Die 
Ausmittelung, selbst wird theils durch Extrakte aus den. 
Registern*, theils durch Vernehmung des Pachters, Brau- 
meisters etc. bewirkt, und die Resultate derselben in dem 
Inform ativp rot okolle zusammengetragen, auf wel- 
ches der Anschlag gegründet und durch welches derselbe 
zugleich gerechtfertigt wird. 

In der Hauptsache beruhet der Anschlag auf dem 
Verhaltnisse der Bierpreise zu jenen für die Gerste, und 
auf der Quantität Bier, die aus einer gegebenen Quan- 
tität dieser lezteren (yon welcher der Geldwerth nach 
der Kammertaxe berechnet wird) erzeugt werden soll. 
Für das Verhältnis selbst aber, so wie für die übrigen 
Zuthaten (die Quantitäten Holz, Hopfen etc.) «sind in 
den Anschlagsinstruktionen bestimmte Sätze vorgeschrie- 
ben, die bei der Fertigung des Anschlages, zum Grunde 
gelegt, Abweichungen von denselben besonders gerecht- 
fertigt werden müssen. (*) 

2) Brennereien, in Ansehung welcher die nämlichen Ver- 
hältnisse statt finden, und auf gleiche Art wie bei dem 
Brauanschlage verfahren wird. ( a ) 

3) Fischereien, sowohl Teictyischerei, als wilde Fischerei, 
von welcher ersteren der Ertrag theils von der Güte des 
Bodens in den Teichen , theils von dem Systeme abhängt, 
das in Absicht auf ihre Benutzung befolgt wird; endlich 
von der mehr' oder minder vorteilhaften Gelegenheit zum 
Absatz der Fische, wonach sich ihr Geldwerth bestimmt. 

Der Anschlag selbst wird ebenfalls auf ein mög- 
lichst vollständiges Informaiivprotokoll über alle Um- 
stände, die auf die Kultur, die Art der Benutzung, den 
Ertrag der Teiche von Einflufs sind, und über das Detail 



1) Dergl. Prinzipien in den preufs. Anschlägen in Nicolai, 2. Th- 
§. 74 folg. , woraus auch der als Beispiel im 4. Abschnitt beigefügte 
Anschlag entnommen ist, indem die Satze beinahe in jedem Staate 
verschieden sind. 

2) Nicolai I. c. S. 83. Flothov, $. 128, der für die Brennerei 
12 bis 16 gr. Pacht von jedem Scheffel verbrannten Korns annimmt. 
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aller Arten von Aufwand gegründet — (Gröfse und Be- 
schaffenheit der Teiche; Art ihrer Benutzung; Quantität 
und Qualität des Besatzes der Streich-, Streck- und Ab— 
wachsteiche, (') und des gewöhnlichen Abganges ; Betrag 
des Aufwandes für das erfor der liehe Personal, für die Un- 
terhaltung der Dämme, Schleusen etc., für die Ausfi- 
schungsk Osten • Ort und Preise für /den Absatz etc.) — 

Für den Besatz der Teiche bestehen Erfahrungssätze, 
die in Ermangelung anderer Daten aus den Registern , bei 
.Fertigung der Anschläge zum Grunde gelegt werden. ( 2 ) 

Die Veranschlagung der Nutzung von der wilden 
Fischerei in Flüssen und Seen, wird in der Regel auf 
eine möglichst vollständige Information über die Gröfse, 
Lage, Beschaffenheit der Gewässer; die Gattung der vor- 
handenen Fische und der Garne, mit welchen gefischt wird; 
der Kosten, die durch das Fischen verursacht werden etc. — 
gegründet', oder auch lediglich auf Durchschnitte über ih- 
ren wirklichen Ertrag* in einer Reihe von Jahren, und nach 
Aversalsätzen, die aus diesen abstrahirt sind. 
4) Mühlen. Die Einnahme von diesen besteht in dem 
Geldwerthe der nach der Kammertaxe berechneten Mahl- 



1) Streich- oder Leichteiche sind diejenigen, die zur Er- 
zeugung der Fische dienen, aus welchen diese, sobald sie die Gröfse 
von etwa einer Fingerlange erreicht haben, in die Streckteiche 
versezt werden , in /welchen dieselben 2 Jahre verbleiben , nach deren 
Ablauf sie in die Besatz- oder Abwachsteiche übersezt, und nach 
2 Jahren ausgefischt werden*. - • ' 

2) In der Regel werden bei Karpfenteichen auf 1 Morg. Leich- 
teich, 4 Milchner und 8 Rogner, die circa 40 bis 60 Schock Saa- 
raen geben; auf 1 Morgen Streckteich, nach Maafsgabe der 
Güte des Bodens, 10 bis 15 Schock; auf 1 Morgen Abwachsteich, 
50 bis 60 Siück dreijähriger Fische, und jedesmal £• Abgang gerechnet, 
für welche Anzahl, bei schlechterem Boden, jedoch 1£ bis 4 Morgen 
erforderlich sind. Von dieser lezteren Anzahl von Fischen , von wel- 
chen nach Verschiedenheit des Bodens, 30 bis 45 Stück auf den Zent- 
ner gehen, wird der Geldwerth nach bestimmten Sätzen, in dem An- 
schlage ausgeworfen , von dem Total der Betrag der Ausgaben abge- 
sezt, und das Residuum als Pacht angenommen. Nicolai, l.Th. S. 
142; 2. Th. S, 61. — Plothov, £38. 49.107. 
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metze; in dem Mahl- und Beutelgelde, .and in dem Stein-» 
and Staubmehl; der Anschlag aber in einer Verglei — 
chung dieser Einnahme mit dem Aufwände, den der Betrieb 
der Mühle erfordert, welcher leztere, so wie überhaupt alle 

~ Umstände und Verhältnisse, die auf den Ertrag von Ein— 
flufs sind .— (Lage und Qualität der Mühle; ob ober— 
schlächtig oder unterschlächtig ? die Anzahl von Gängen ; 
die Zeitdauer ihrer Beschäftigung; die Quantität der tägli- 
chen Förderung; jene des Gemahl, das sie in- einer Reihe 
von Jahren geliefert hat; die rechtliche Qualität der Mi\hle, 
ob Zwang statt findet, oder nicht? die JGrbfse der Mahl— 
metze, etc.); — sodann in Absicht auf den Aufwand, — 
die Anzahl von Mühlknappen und Burschen, die gehalten 
wird, und die Ausgabe an Lohn und für ihre Beköstigung; 
der Aufwand für Anschaffung und Unterhaltung der Mühl- 
steine, Beuteltücher, des kleinen Mühlengeräthes, des ge- 
henden und treibenden Zeuges, der Schmiere und Beleuch- 
tung; der Schmiedekosten, der Reparaturen des Mühlen— 
gebäudes etc. in [einem vollständigen Informationsprotokoll 
konsignirt werden. Bei Mühlen, die nur freiwillige 
Gäste haben, wird die Quantität des erzeugten Mehls mittelst 
eidlicher Vernehmung des Müllers, sodann aus den Mühlen— 
registern, und wo eine Mahlakzise statt findet, aus den Regi- 
stern von dieser ausgemirtelt; jene des Bier- und Branntwein— 
schrootes aber, ebenfalls aus diesen und aus den Brau-* und 
Brennereiregistern, die in dieser Hinsicht zugleich zur Ron- 

' trole der ersteren dienen. Bei Bann- oder Zwahgmühlen 
hingegen, wird die Quantität des Gemahls nach Maafsgabe 
der Seelenzahl im bannpflichtigen Bezirke, und nach Sä- 
tzen, die in Absicht auf die supponirte Konsumtion vorge- 
schrieben sind, .bereohnet. (Für ein Individuum über 10 
und unter 60 Jahren, gewöhnlich 10 Scheffel Roggen und 
2 Scheffel Gerste für den Kopf^ für Konsumenten unter 10 
Jahren und über 60 Jahren, die Hälfte). Die Ausgaben 
werden in denjenigen Beträgen, die in dem Informationspro- 
tokolle ausgemittelt sind, oder auch, und zwar gewöhnli- 
cher, nach Erfahrungssätzen und Prinzipien, die für eine jede 
Art von Aufwand vorgeschrieben sind, ausgeworfen und 
von der Einnahme abgesezt ; der bleibende Überschuß, bil- 



5g 



.s. 



det sodann ctte Pacht, die von einer solchen Mühle entrichtet 
werden mufs. (*) 

Für Grütz— und Graupen gange, für welche* ein 
Ertrag nicht leicht genau auszumitteln ist, werden ge- 
wöhnlich Aversalsätze von 6 bis 10 Thalern für jeden 
Gang, als Pacht ausgeworfen, was auch, in so fern nur 
ein einzelner Gang bei einer Mühle vorhanden-, in An- 
sehung der Ölmühlen der Fall ist. ♦ Wo und wenn 
aber dieselben ein selbstständiges Etablissement bilden, 
wird für dieselben ebenfalls ein besonderer Anschlag ge- 
fertigt, bei welchem auf eine der eben erwähnten analo- 
ge Art verfahren; in Absicht auf die Einnahme, die 
Anzahl von Tonnen öl, die jährlich erzeugt wird, der 
Debit und Geldwerth des Öls; die Quantität und der 
Pfeis der Ölkuchen; y— in Betreff der Ausgabe aber, die 
Quantität und der Geldwerth der Rübesäat, des Leines 
oder Mohpes, sodann der Betrag aller übrigen Ausgaben 
für den Personal— und materiellen Aufwand, ausgemittelt 
und in Rechnung gestellt wird. 
In gleicher Art wird t in Ansehung aller übrigen techni- 
schen Nutzungen,, die bei einer Domäne vorhanden sind, ver- 
fahren (Ziegelbrennereien , Kalköfen, Glashütten etc.), für 
welche sämmtlich die Anschläge auf eine Ausmittelung und 
Balanzirung der Einnahmen und Ausgaben gegründet werden, 

§.94. 

Die Einnahme indes Generalanschlägen wird aus 
den Resultaten der Spezialahschläge , nämlich aus der Zusam- 
menstellung der in jedem derselben ausgemittehen Pacht, so- 
dann aus. der Verzeichnung des Betrages derjenigen Revenuen 
gebildet, die, wie z. B. die beständigen und unbeständigen 
Gefälle etc., bei einer Domäne in Hebung kommen. Die all— 
gemeinen Ausgaben, welche eine Domäne und den Haus- 
halt im Ganzen betreffen, und welche allein nur in dem 
Generalanschlage ausgeworfen werden , sind entweder solche, 
die mit dem Wesen und den sonstigen Verhaltnis- 



1) Nicolai, 2. Th. S.91 folg, ^Flothov, S. 60. 126 folg. Ein 
Beispiel in dem 4. Abschnitt 
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sen einer Domäne zusammenhängend, jährlich 
wiederkehren (wie z. D. Öffentliche und Grundabgaben, 
Zehnden, Leistungen an Kirchen, Schulen, Stiftungen u. dergl., 
Gehalte und Deputate, die auf eine Domäne radizirt sind, Feüer- 
sozietätsbeiträge etc., sodann die Besoldung des Pachters, we- 
gen der demselben übertragenen Beamtengeschäfte, die Aversa 
für Schreibmaterialien, Bothenlohne etc.), oder aber solche, 
die mehr allgemeiner und zufälliger Natur sind. 
In der Regel werden nur die ersteren in dem Generalanschlage 
ausgeworfen. (*) Die Ausgaben der zweiten Art hingegen, 
zu welchen insbesondere das erforderliche Brennmaterial, das 
Nutz- und Schirrholz, der Aufwand, für die bauliche Unter- 
haltung der Gebäude, der jährlich besonders ausgemittelt wird, 
sodann, auch die Remissionen gehören, werden aus dem allge- 
meinen Domänialfond gedeckt. Insbesondere wird für das er- 
forderliche. Brennmaterial, ein besonderer, nach vorgeschrie- 
benen Norm aisätzen berechneter Etat entworfen, und zwar nach 
einer zweifachen Methode, die. in Absicht auf die Verabfolgung 
des Brennmaterials selbst statt findet, nämlich: entweder dafs 
der ausgemittelte Naturaibedarf dem Pachter . gegen Vergütung 
des Forstzinses wirklich abgegeben, oder aber, dafs demselben, 
der Geldwerth baar vergütet,, und die Anschaffung des Holzes 
seiner Industrie überlassen wird. 

* 

Die Form der Generalanschläge ist willkürlich; die ge- 
wöhnlichere die, dafe bei einer jeden Position, das etwaige 
Plus oder Minus gegen den früheren Anschlag nachgewie- 
sen 4 wird. ( a ) Die Anfertigung derselben -wird in der Regel 
durch ein Mitglied eines Finanzkollegiums (Ausnahmsweise durch 
besondere Beamten) ari Ort und Stelle bewirkt, und von diesem 
nach Maafsgabe, als das Geschäft fortrückt, ein fortlaufendes Pro- 
tokoll instruirt, in welchem das Verfahren und die Gründe für 
dasselbe erläutert und gerechtfertigt , überhaupt alle Data kon- 
signirt werden , die auf die Sache und auf ihre Behandlung von 
Einflufs sind, *— Erläuterungs- oder Revisiqnsproto— 



1) Nicolai, 2. Th. S. 113 folg. Eine andere Methode in dem an- 
geführten Werke v. Flothov, §.148 folg. 

2) Ein Beispiel in dem 4. Abschnitt. 
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koll, •— welches sodann von der kom mittuenden Behörde ge- 
prüft, von dieser nebst dem Entwürfe der Pachtbedingtingen 
der höheren BeliÖrde vorgelegt wird. In dem Kontrakte 
selbst wird dann alles regulirt , was auf die Berichtigung des 
Pachtgeldes,, (*) auf die Kaution, die gewöhnlich n%ch 
Verhältnifs des erstem , mit Rücksicht auf den "Werth des In-. 
Ventariums normiit wird , ( 2 ) auf das Inventarium, und auf 

• * _ 

die Übergabe und dereinstige Wiederabgabe der Domäne 
Bezug hat. 

In dem Inventario, welches als ein wesentliches Pertinenz- 
stiick des Kontraktes, diesem beigefügt^ ist, und dessen Auf- 
nahme um so gröfsere Sorgfalt erfordert, weil dasselbe bei der 
Wiederabgabe und bei der auf diese Bezug habenden Auseinan- 
dersetzung, die Grundlage bildet, niufs alles enthalten seyn, 
was dem Pachter* beim Antritt, der Pacht,, und wäh- 
rend. derselben übergeben worden ist, nämlich: eine voll- 
standige Beschreibung von dem Zustande der Gebäude, eine 
solche von allem zu diesen und zur "VVurthschaft gehörigem Ge~ 
räthe, mit der Werthtaxe desselben; in gleicher Art von dem 
vorhandenen Viehstande ; eine Beschreibung der Felder in Ab- 
sicht auf Bestellung und Düngung; eine solche der vorhandenen 
Graben, Zaune, etc. ;• von den Gärten , Bäumen, nach Stückzahl 
und Gattung; von dem vorhandenen Heu, Stroh, Dünger etc. — 
was bei Endigung der Pachf in der nämlichen Quantität und 
Qualität wieder abgeliefert, die etwaige Plus- oder Minusdif- 
ferenz aber nach Maafsgabe des taxirten Werthes vergütet wer- 
den muls. Ob dem Pachter herrschaftliches Inventarium übex- 



1) Für die Berichtigung desselben werden gewöhnlich Kassenquar- 
tale regulirt, \ häufig so, dafs in. dem Sommer- und Winterquartale £, 
in jedem der beiden anderen ~£ des Ganzen bezahlt wird; Ausgaben, die 
auf den Pachter angewiesen sind , erst am Schlüsse des Jahres abge- 
rechnet werden dürfen. 

2) Grundsatz , dafs blo/s juratorische Kaution nicht zuläfsig ist. 
In der Regel wird dieselbe durch Deponirung von Obligationen be- 
wirkt, auf welche dem Fiskus eventuel jura'ceasa ertheilt werden. 
Über die bestellte Kaution wird dem Pachter ein Kautionsschein aus- 
gestellt, der nach beendigter Pacht und Löschung der Kaution, dem- 
selben, gerichtlich quittirt, retradirt wird. 
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geben -wird, oder aber, ob derselbe dieses ganz ans eigenen Mit- 
teln anschaffen mufs, ob die eben erwähnte Taxe nach dem 
wirtschaftlichen,, oder nachdem kurrenten Werthregu— 
lirt wird? hängt von den Grundsätzen ab, die dieserhalb vorge- 
schrieben, oder in dem Kontrakte regulirt sind. 

Die wesentlichen Geschäfte in Beziehung auf die Übergabe 
und dereinstige Abgabe einer Domäne» bestehen in der Revision 
des Inventariums , in der Ausmittelung seines Werthes durch 
Taxation, und in Vergleichung desselben mit demjenigen, den 
der abgehende Pachter bei seinem Antritte empfangen ha t t , so- 
dann in einer zweifachen Abrechnung, die aus den Resultaten 
dieser Revision zugelegt wird, die eine nämlich zwischen dem 
abgehenden Pachter und der verpachtenden Finanzbehörde, dar- 
über, in wiefern die Kasse befriedigt ist, oder ob, und mit 
welchen Verpflichtungen der erstere verhaftet bleibt, und über 
die Kompensationsposten, die derselbe geltend machen kann; — 
eine zweite aber, zwischen dem ab- und angehenden Pachter 
über das Inventarium, welches der 'erstere an den lezteren zu 
liefern oder zu vergüten, oder für welches derselbe, als Super— 
inventarium, Vergütung zu empfangen hat» ( l ) 

§.95. 

Das bisher angedeutete Verfahren und die Formen für das- 
selbe, finden nur bei Verpachtung von ganzen Giiterkomplexen 
statt. Einzelne Parzellen (Grundstücke' , Häuser, Wirth— 
schatten, etc.) werden in der Regel meistbietend verpachtet, 
was auch in Ansehung der Zehnden der Fall ist, in Betreff 
welcher, aufser dem Akt der Verpachtung, die Geschäfte auf 
Normirung der Pachtbedingungen und Kpntrakte , für welche in 
manchen Staaten Normalvorschriften bestehen (z^B. in Betreff der 
Remissionen, der Bezahlung der Abgaben, der Kautionen, etc.), 
beschränkt sind. Die Dauer der Pachtzeit ist willkürlich, bei Grund- 
stückengewöhnlich auf einen wirthschaftlichen Turnus, bei Zehn- 
den dagegen häufig nur auf ein Jahr, was aber, in mehr als' einer 
Hinsicht, mit dem richtig verstandenen Interesse der Verwal- 



1) Nicolai, 2. Th. S. 196.' Der Kontrakt bestimmt, ob die Taxe 
nach 4em wirthschaftlichen, oder nach dem wahren Werth aufgenom- 
men wird. 
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tung nicht vereinbar ist, eben so wenig als die Festsetzung der 
Pacht in Getreide, und die wirkliche Berichtigung derselben in 
solchem, in so fern hierdurch die Vorräthe,. die aufgespeichert 
werden müssen, den eigenen Bedarf der Verwaltung übersteigen. 

In manchen Staaten besteht die Vorschrift, dals die zehnd— 
Pflichtigen Fluren vor der Verpachtung von den , Rent- oder 
Kameralbeamten besichtigt werden müssen, was indessen in den 
meisten Fällen auf eine blofse Formalität hinausläuft , überhaupt 
nur die Geschäfte und Formen ohne reellen Nutzen häuft und 
den' Aufwand vergrößert. » > 

Einje besondere Geschäftsbehandlung erfordern die Wein- 
gefälle, sowohl aus eigentümlichen Weinbergen, als die 
aus Gülten, Zehnden, Kelter- und Baumwein, die wegen der 
Unsicherheit ihres Ertrages notwendig administrirt werden 
müssen, was entweder im Akkord nach Flächeninhalt, oder 
auf Rechnung durch Lohngärtner bewirkt wird. (*) Be- 
sondere Geschäftsformen für diese Nutzung sind: die Vor— 
herb stbe richte, über die Resultate der Besichtigung, die 
zur Schätzung der zu hoffenden Qualität und Quantität einige 
Zeit vor der Lese vorgenommen wird; das Herbs treskrip t 
oder die Anweisung für die 'Beamten, in Betreff des Einzuges 
der Gefälle, ihrer Behandlung und Verwendung; 4er Herb s t— 
satz, oder die Bestimmung der Zeit und der Ordnung, in 
welcher die Lese statt finden soll; endlich der Nachherbst— 
be rieht, über die wirklichen Resultate der Lese, und über alles, 
-was auf den Einzug und auf Verwendung der Gefälle Bezu£ hat. 



1) Die Torschriften *. ft. für Würtemberg, in Reyschers 
Handbuch der Amtspraxis etc. Reutlingen 1818, und für die Ver- 
rechnung, die Instruktion zur Verfassung der Rechnungen etc. v. 31. 
Mai 1819. 

Anders modifizirte Vorschriften *«, B. in Nassau, wo die Wein- 
berge durch Weinverständige administrirt werden , die am Anfange 
des Jahres , über die im Laufe desselben erforderlichen Verwendun- 
gen, einschliefslich der Kelter- und Kellerkosten , Berechnungen und 
einen Plan über die Behandlung eines jeden Weinguts der GL Domä- 
nendirektion zur Genehmigung vorlegen, und über die Ausfuhrung 
demnächst Rechenschaft ablegen müssen. 

Über die Veranschlagung der Weinbergsnutzung, Flothov, $. 
2S, 33, 48, 99, 159. 
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' §.96. 

Die Geschäftseinwirkung der Finanzbehörden auf die Ver- 
waltung von Güterkomplexen, die an einen Generalpachter 
überlassen sind, ist im Wesentlichen auf die Aufsicht beschränkt, 
dafs derselbe das Gut kontrakt- und vorschriftmafsig bewirth— 
Schafte, dasselbe nicht deterriorire, überhaupt alle Bedingungen 
des Kontraktes, und die in demselben übernommenen Ver- 
pflichtungen erfülle, zu welchem Ende die Departementsrathe 
die Domänen in jedem Jahr wenigstens einmal bereisen, und 
das über die Resultate ihrer Revision aufgenommene Protokoll 
dem Kollegio zur Verfügung vorlegen ( l ). Umfassender dage- 
gen ist diese Einwirkung in Betreff der Verwaltung der ein- 
zelnen Parzellen' und Gefälle, ■ sowohl in Absicht auf den Ein— 
,'zug/und auf dieVerwerthung dieser lezteren, als auf ihre Ver- 
rechnung. 

Der Einzug der Gefälle wird auf den Grund von Hebe- 
registern bewirkt, deren Form und Einrichtung willkürlich 
ist, die aber den Namen des Debencen und seines Wohnortes, 
die Qualität und Quantität der schuldigen Gefälle, den Fäl- 
ligkeitstermin darstellen, sodann die wirkliche Leistung nach- 
weisen müssen, und die für die Geldgefälle und für jene 
in Naturalien, besonders aufgestellt werden. In Anse- 
hung dieser lezteren bestehen, in jedem Staate besondere Vor- 
schriften, sowohl in Betreff der Qualität, in welcher die 
Ablieferung bewirk]* werden mufs (untadelhaftes , marktgängi- 
ges Getreide, wie dasselbe auf den pflichtigen Grundstücken 
wachst) , und über die Behandlung * von solchem von 'geringe- 
rer Güte (Reinigen auf Kosten der Debenten , die den Aus— 
" fall ergänzen müssen , Zurückweisen) , als auch in Ansehung 
des Maafses «(Haufmaafs, gesägtes oder Reifetmaafs, gestri- 
chenes Maaüs), des Abganges, dessen Verrechnung dem Er— 
heber gestattet ist , endlich in Betreff der Vergütungssätze" 
für solche Naturalien, deren Leistung in Geld den Debenten 
nachgelassen ist. 



1) So z. B. in Preufsen; in anderen Staaten, *. B. in Wnr- 
temberg, Nassau etc., ist diese Aufsicht und Revision Kameral 
beamten übertragen. 
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Mit dem Einzug der Gefalle stehen das Remissionswe— 
sen und die Behandlung desselben (sowohl die Fälle, in wel- 
chen Erlafs zugestanden wird , das Maafs und Verhältnifs des- 
selben, die Formen zur Konstatirung des remisiblen Falles, und 
der Gröüse der Remission), — - die Behandlung der Rück- 
stände, endlich die Anordnungen in Betreff der Verwer- 
thang der Naturalien in der genauesten Verbindung, für wel- 
che drei Gegenstände in jedem Staate besondere Vorschriften 
bestehen , die nach Verschiedenheit der Verwaltungsgrundsätze 
abweichend modifizirt sind. 



Durch die Verhandlungen über die Budgets in den süd- 
teutschen Ständeversammlungen , ia\ der übergrobe Aufwand, 
welchen die Selbstadministration der Domänen verursacht, 
und der Umfang des Verlustes durch dieselbe, in- ein helle- 
res Licht gesezt worden. Dieser Aufwand berechnet sich in 
mehreren dieser Staaten auf ein volles Viertheil des ganzen 
Ertrages, welches für die Staatskasse verloren geht; ohne 
den Pflichtigen Unterthanen, oder überhaupt irgend eine Art 
von Vortheil zu .gewähren. Derselbe ist in den südteutschen 
Staaten ungleich gröfser als in den riordteutschen , vorzüg- 
lich aus dem Grunde, weil in* den ersteren die Gefälle al- 
ler Art in Selbstregie genommen sind» während in den lez- 
teren ein bedeutender Theil derselben von den Generalpach— 
fern gegen einen* bestimmten Gehalt und eine mäfsige Ver- 
gütung für Boden- und sonstigen Abgang, verwaltet werden 
müssen. AI» fernere Ursache mufs der Umstand angesehen 
werden , dafs ein grofser Theil von Pachte in Naturalien 
bedungen, und diese naruraüter eingezogen werden, wo- 
durch die Regierung mit einer ungleich gröberen Quantität 
von solchen überladen wird, als dieselbe durch ihren eigenen 
Bedarf konsumiren kann, an welchen dieselbe, besonders bei 
dem gewöhnlich langen Aufspeichern, nicht nur denjenigen 
Verlust, der an und für sich durch Eintrocknen unvermeidlich 
ist, sondern auch noch jenen durch Malversationen aller Art und 
durch die geringeren Preise erleidet, die gewöhnlich um 5 und 
mehr Prozente niedriger als für marktgängiges Getreide sind ; 
sodann N und endlich , das unverhältnifsmätsig grofse Personal, 
11. 5* 
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das theils für die Verwaltung, theils für die Kontrole dersel- 
ben angestellt ist, welche leztere aber in dem Verhältnisse 
als das Personal zahlreicher ist, schwacher und unzureichen- 
der wird. 

Die Mehrzahl empyrischer Kameralisten legt auf Ein- 
nahmen in Getreidegefällen einen sehr gröfsen Werth, vor- 
züglich wegen des Plus für die Kasse beim* Steigen der 
Preise ; andere, weil sie in denselben ein Mittel zur Aushilfe 
in Nqthfällen, und gewissermafsen ein Magazin zu finden 
glauben, das bei ungünstigen Naturereignissen , oder sonsti- 
gen außerordentlichen Bedürfnissen, gegen Mangel schützen, 
oder zur Deckung der lezteren dienen kann, — Die Ver— 
legenheit vieler Staaten bei dem Sinken der Preise im ver- 
flossenen Jahre t und die Gefahr einer gänzlichen Störung 
und Zerrüttung des ganzen Staatshaushaltes, welche nur 
durch eventuelle bedeutende Kreditvota, und andere, kaum 
zu rechtfertigende Maafsregeln , hat abgewendet werden 
können, sollte die Ansichten der ersteren über die Nichtig- 
keit der gehofften Vortheile, überhaupt über die Nachtheile 
einer solchen Naturalienwirthschaft berichtigen. «Eine Ver- 
gleichung des Bedarfs für eine z. B. monatliche Konsumtion, 
selbst in einem kleinen Staate mit den gröfstep Domanjal- 
vorrathen, und die Unzulänglichkeit} dieser lezteren, sollte 
den anderen die Überzeugung geben, wie wenig ihre wohl- 
gemeinte Absicht durch dieses Mittel erreicht werden könne. 
(M. s. Hazzi über Theurung und Noth. München 1821. 
S. 140.) 

Es kann wohl eines Beweises nicht bedürfen , dafs eine 
Verwaltung, die bis zum vierten "Theil ihres Produktes ko- 
stet, in jeder Hinsicht verderblich sey. Eben so ist insbe- 
sondere die Schädlichkeit einer Naturalienwirthschaft 
für Rechnung des Staates so vielfach und mit so triftigen 
Gründen dargethan , dafs }ede weitere Erörterung als über- 
flüssig betrachtet werden mufs. 

Dabei ist zugleich nicht zu verkennen, dafs die eigen- 
tümlichen Verhältnisse, die in den südteutschen und in man- 
chen anderen Staaten in Absicht auf die Domänen statt finden, 
die meistens nur in kleinen Gütern, dagegen zum aller— 
gröfsten TheiT in Gefällen und Naturalien bestehen, der 
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gänzlichen Beseitigung dieser Wirthschaft Schwierigkeiten 
entgegensezt, welche in Staaten mit grofsen Domänengü- 
tern und Qeneralpächtem, nicht statt finden. Dessen unge- 
achtet kann das Übel auch in den ersteren bedeutend gemin- 
dert werden, dadurch: 

a) dafe die Ablösung der kleinen Gefalle durch niedrige 
Bestimmung des Ablösungskapitals erleichtert, und ver- 
fügt werde, dafs nach Ablauf einer bestimmten Frist 
dieselbe bewirkt werden mufs; . 

b) dafs eine gleiche 'Erleichterung für die bedeutenderen 
Getreidegefälle, und für die Ablösung der Zehnden ge- 
wahrt wird /wobei in Hinsicht auf den so bedeutenden , 
Vertust durch die Naturalien wirthschaft , die Staatskasse 
noch immer ansehnlich gewinnt, ohne des Vortheils 
zu erwähnen , der durch die hierdurch bedingte Mög- 
lichkeit einer Vereinfachung der Verwaltung , und einer 
Verminderung des überhaupt erforderlichen Aufwandes, 
erreicht wird; * 

c) dafs durchaus keine Pachte in Naturalien bedungen 
werden, oder dafs, wo dieses nicht zu umgehen ist, die 
wirkliche Bezahlung nach Martini-* oder sonstigen Kon- 
ventionalpreisen, stipulirt werde; 

d) dafs die Regierung überhaupt dahin trachtet, an Ge— 
treidegefällen nicht mehr naturaliter einzunehmen, al^ 
sie für ihre eigene Konsumtion nothwendig bedarf. ^ 

• §. 97. 

< 

Für die Verrechnung der Domanialgetälle bestehen drei 
verschiedene Methoden, nämlich: 

a) die der Jahresrechnung über sämmtliche Einnahmen und 
über die propern Ausgaben, wo nach dem angenommenen 
Systeme dergleichen statt finden ; 

b) die der Trimesterrechnung, nach welcher die Rech- 
nung am Schlufs eines jeden Quartals gestellt wird; endlich 

c) eine dritte Methode , nach Maafsgabe von welcher der Er- 
hebungsbeamte nur monatliche Status über das Soll, 
den wirklichen Einzug, und über den Vorrath oder Aus- 
stand an die verwaltende Zentralbehörde einsendet, 

5 * 
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ati£ welchen diese leztere am Schlufs des Jahres eine Rech- 
nung für die gesammte Domanialverwaltung aufstellt. (*) 

Die erstere dieser drei Methoden , die allgemeinere , and in 
kleinen Staaten zweckmäfsig, vervielfältigt in gröberen, die Zahl 
der Rechnungen, wodurch die Übersicht des Rechnungswesens, 
noch mehr die prompte Prüfung und Justinkation der Rechnun- 
gen, zum Nachtheil der Verwaltung und der Rechnungsführer 
verzögert, und der finale Anschluß» des Kassen- und Rechnung*— 
haushaltes für ein gegebenes Jahr unmöglich, wird. (*) Diese 
Nachtheile werden durch die beiden anderen Methoden vermie- 
den, Von /welchen die zweite besondere r^evisions— und Be— 
zirksverwaltungsb eamten voraussezt, welche, und zwar die 
e r st e r e n , die Elementarkassen und [Rechmingen in bestimmten 
Epochen revidiren und abschließen , die lezteren aber, die 
Rechnungen provisorisch dechargiren •, wodurch der Vortheil 
gewährt wird, dafs mit dem Schlafs des Jahres auch das Rech- 
nungswesen dieser Elementarverwaltungen vollkommen abge- 
schlossen ist. (*) . 



1) Diese Methode in dem Herzogthum Nassau. 

2) In der Weitläufigkeit dieser Methode, die, wenn die Rechnun- 
gen durch historische ISotizen über die Gefalle, und durch das jahre- 
lange Nachschleppen von Resten, zu dicken Folianten anschwellen, noch 
unzweckmäßiger erscheint, vorzüglich aber in der hierdurch verzö- 
gerten Abnahme und Justifikation der Rechnungen, mufs zum Theil 
eine Hauptursache des Verlustes durch das Anhäufen von 'Resten , die 
nach einigen Jahren meist inexigibel sind, gesucht werden. Durch 
die Anordnung von Revisionen bei den Provinzialbehörden wird die- 
ser ISachtheil zwar gemindert, aber nicht die Vortheile der zweiten 
oder dritten Methode gewährt. 

3) ISämlich ambulirende Domänenverifikateurs oder Revi- 
soren, deren jedem eine solche Anzahl von Elementarverwaltungen, 
als er innerhalb zweier Monate bereisen und revidiren kann, zugetheilt 
ist, und die er in jedem Trimester bereist, den Rassenhaushalt des 
Rezeptors und seine Dienstfuhrung untersucht, mit ihm die Rechnung 
des Trimesters abschließt , «und an die Bezirksbehörde einsendet, 
welche dieselbe prüft und dechargirt. Diese Methode, mit allen in 
derselben erforderlichen Formen, in der Instruktion für die Erhe- 
bung und Berechnung der Domänenrevenüen in dem Königreich West, 
phalen vom 15. Julius 1812, Braunschweig bei Vieweg 1812, und In- 
struktion für die umreisenden Verifikateur» der Domänen- und Porst « 



I 
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Anfser den Büchern ftpr die Kassen- und Rechnungsführung 
und den Rechnungen selbst, sind sowohl zur fortlaufenden Kon— 
trole 4 er ersteren , als überhaupt zur Übersicht der jedesmaligen 
Lage der Verwaltung, periodische Berichte, — Situations- 
etats, Kassenrapporte, — vorgeschrieben, deren torrh und 
Einrichtung durch ihren Zweck bedingt ist. 

^ \§. 98. 

FoTstverwaltnng. Die besonderen Geschäfte und 
Behändlungsformeh für läie innere Forstvef waltung (*) berüh- 
ren zunächst' nur die technische Behörde und die Forstbeamten; 
die Finanz— öder Verwaltungsbehörden nur in so weit, als sie 
auf die Begründung der in dem Forstnatur aletat darge- 
stellten Naturaleinnahmen sich beziehen,' auf welche der Forst— 
hauptgeldefat gegründet wird, der in der Darstellung des 
Geldwerthes des in dem erstem nachgewiesenen Naturais , in 
jener der Einnahme aus den Nehennutzungen und aus den forst— 
hoheitlichen 'Rechten, so wie in der Zusammenstellung des* Auf- 
wandes aller Art besteht, der für die Sache' und für <fas Perso- 
nal erforderlich ist. 

Um nachhaltig z.ü seyn, mufs der erstere, nämlich äer 
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kassen v. 23. Mai 1812. * Kassel 1812.. In der Organisation von Hur- 
hessenist dieselbe mit Modifikationen eingeführt. 

1) Diese besonderen Arbeiten bestehen: <0. in statistischen 
Übersichten von den Bezirken,, in welchen die Reviere liegen, 
vorzüglich als Anhält zur Öeurtheimng dei wahrscheinlichen Bedarfs 
und Debits; fc> in Waldregistern, zur Übersicht der Verhält- 
nisse in Absicht auf Besitz und auf Bestockung: <■) in K^lassifika- 
tions-, Ordnungs- und Taxations Registern, zur Kenrit- 
nifs der Bestände, ihrer Haubar- und IVachhaltigkeit , als Fundament 
für <0 den allgemeinen und periodischen Nutzungsplan* 
*) in Aufnahmeregistern; jÖ^ällungsnachweisungen; gy dergl. ober die 
Ausräumungen; K) in Registern über die einzelnen Nebennutzungen, Be- 
rechtigungen, etc.J in allgemeinen, periodischen, jährlichen Kultur- 
plähen; ä) Übersichten in Betreff <les Forstfrevel und Forstbufswe-« 
sens etc. MocleHe zu diesen Arbeiten, &. B. in Mai er s Forstdirek- 
tionslehre; in den Dienstinstruktionen für das würtemberg. Forstper- 
sonal von 1818; in dem s Edikt über die Organisation der Förstverwal- 
tung in dem Herzogthum Nassau vom 9. IVov.1817, in .der Samml. der 
iandesherrl. Edikte. Wiesbaden 1818 , 2. Bd. S. 166 folg. 
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Naturaletat, auf richtige Ordnungs- und Taxationsregister, auf 
einen allgemeinen und periodischen Nutzungsplan mit Rücksicht 
auf das Bedürfnis , das befriedigt werden ntuft , gegründet* in 
'dem Forstgeldetat aber der Werth des Holzes nach Maajsgabe 
der 'Forsttaxen, (*) jener der Nebennutzungen und sonstigen 
Einnahmen , nach umfassenden Durchschnitten, die gegen Aus- 
fälle sicher stellen ; die Ausgabe .endlich nach Verschiedenheit 
der Gegenstände, ebenfalls nach solchen Durchschnitten, oder 
aber nach der Wirklichkeit berechnet werden. 

. Die Form dieser Etat« ist willkürlich,, jedoch um übersicht- 
lich zu seyn, erforderlich, dafs gleichartige Einnahmen und, Aus- 
gaben unter Hauptrubriken in besondere Abschnitte zusammen* 
gefafst und abgeschlossen Werden, sodann, dafs zur Begründung 
derselben, Spezialetats, Nachweisungen und die Extrakte . für 
die Durchschnitte von den einzelnen Nutzungen , auch von der 
Jagd, wo diese in den Hauptforstetat mit einbegriffen wird , bei- 
gefügt werden. Endlich müssen die ganze Bruttoeinnähme, 
und die gerammte Ausgabe nachgewiesen, und defshalb der 
volle Geldwerth der Naturalabgaben, die theils unentgeldlich, 
theils in minderen Preisen geleistet werden müssen , in Einnah- 
me, und c)ie Differenz gegen die Debitpreise, in Ausgabe nach- 
gewiesen werden. 

J. 99. 

Ob der Etat erfüllt , überschritten , oder nicht erreicht ist. 
das vollständige Detail der einzelnen. Positionen, die in demsel- 
ben nur summarisch ausgeworfen sind, überhaupt die Resultate 



1) Über Holztaxen, Laurop Staats-Forstwirthschaftslehre. Giefsen 
1818, S. 390 folg. — Von den drei Methoden für die Verwerthung, 
nämlich Verkauf aus freier Hand , Plush'zitation r und Verkauf gegen 
Taxe, stellt die erste der Möglichkeit von Unterschleifen, die zweite, 
bei einem in der Regel höheren Ertrage, der Gefahr blofs, dafs das 
Publikum fiir ein notwendiges Bedürfnifs, von dem Eigennutze von 
Spekulanten abhängig wird, gegen welche der Verkauf gegen» Taxe 
zwar sichert , aber auch einen geringem Ertrag gewährt. Defshalb 
sind in mehreren Staaten die beiden lezteren Methoden in der Art 
kombinirt, dafs, besonders den Landleuten, ihr Bedarf gegen Taxe 
abgegeben, alles übrige Holz aber durch Pluslizitation verwerthet 
wird* 
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der finanziellen Forstverwaltung von einem jeden einzelnen Re- 
vier- oder Forstamte (Spezialforstrechnun^), und von särtimtli- 
chen Forsten, werden in der Hauptforstgeldrechnung dargestellt 
und gerechtfertigt, die, wie der Etat, äer bei derselben zum 
Grunde liegt, in zwei Rechnungen , nämlich in eine Material- 
und in eine Geldrechnung getheilt ist. • ' 

Für die Führung dieser Rechnungen sind in mehreren 
Staaten besondere Beamten, Forstkassierer, Forstrechner 
angestellt, denen beides, die Führung der Natural- und der 
Geldrechnung, überhaupt mehr' oder weniger die finanzielle 
Forstverwaltung übertragen ist; (*) wogegen in anderen Staaten 
beides getrennt, die Matenalverwaltung den Forstbeamten über- 
tragen, der Geldhäushaft aber mit der Domänialverwaltung ver- 
einigt ist, welche Trennung und Methode um defswillen zweck- 
mäfsiger und vorzüglicher erscheint, weil nur durch diese «ine 
reelle Kontrole begründet wird , die in der erstem durchaus 
mangelt. In dieser Methode fuhren die Revierfbrster das Ma- 
terialmanual, welches durch ein Kontrolbuch, das die 
denselben vbfgesezten Forstmeister oder Oberförster über Ein- 
nahme und Ausgabe fuhren, kontrolirt, von diesen lezteren re— 
vidirt, attestirt und periodisch an die Erheber der Do man enge- 
fälle abgegeben wird. Diese, die ihrer Seits keinen Po- 
sten anders als auf den Grund des Etats , oder besonderer 
Autorisation in Einnahme oder Ausgabe verrechnen dürfen, stel- 
len am Schlufs des Jahres die Geldrechnung auf, welche 
durch die Materialrechnung, die aus den eben erwähnten 
periodisch an sie ' abgegebenen Manualextrakten gefertigt , und 



1) Die Einrichtimg, dafs der verwaltende Oberforstmeister daa 
Forstrechnungswesen durch seinen Privatschreiher besorgen läfst , die ' 
hin und wieder statt gefunden hat, ist nicht einmal einer Rüge werth, 
eben so wenig als jene, dafs der Forstkassierer zugleich die Geschäfte 
des Aktuariats beim Forstamt versieht, nach Grundsätzen geprüft, zu 
rechtfertigen ist. Aber selbst auch, wo die Funktionen dieser Beamten 
lediglich auf das Rechnungswesen beschränkt sind, verursachen diesel- 
ben eine unnütze Vermehrung des Personals und des Au^Vandes, ohne 
zu erwähnen, dafs bei dem unvermeidlichen Einflufs der Forstbeamten 
auf dieselben, auch selbst in diesem Fall die Kontrole nicht als voll- 
ständig erachtet werden kann. ' 



c <f.> 
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durch diese zugleich begründet, und beziehungsweise kontro- 
lirt wird. 



Die Frage: ob es nicht vorteilhafter sey, wenn der 
Staat sich von dem Besitze aller Waldungen losmache, und 
wo nicht das unbedingte Eigenthum , dennoch ihre Bewirt- 
schaftung in Privathände übertrage? — ist eben so oft auf- 
geworfen, als verschieden beantwortet worden. (*) 

Die verneinende Beantwortung derselben ist theils 
durch die Rücksicht auf den absoluten Werth des Holzes, theils 
durch die Gefahr mbtivirt, mit welcher dessen Mangel selbst die 
physische. Existenz der Menschen bedrohet, gegen welche ein- 
zig nur Sicherheit gewähre, wenn der gröfste oder derjenige 
Theil von Waldungen, die der Staat nun einmal besizt , in 
seinem Besitze verbleibt. ( a ) 

Entgegengesetzt wird diesen Gründen ; dafs in dem ab«-, 
sohlten Werthe" des Holzes kein Grund für die Erhaltung 
der Waldungen im Staatsbesitze liegen könne (welche Ansicht 
in der That auch kaum zu begründen >seyn dürfte) ; sodann, 
dafs nicht zu erweisen sey, dafe die Waldungen nur in der 
Hand der Regierung gut und wirtschaftlich benuzt werden 
können, was schon der geringe Ertrag dieser Forsten zu be- 
kunden scheine; endlich, dafs keiner Regierung die Pflicht 
obliegen könne, das Volk zu möglichst niedrigen Preisen 
mit Brennmaterial zu versorgen, und gegen Mangel an 
solchem zu schützen, wozu ohnehin der Besitz der Waldun- 
gen in der Hand des Staates allein nicht hinreiche. (*) 

Eine vorzügliche Aufmerksamkeit hat der Ritter v. Ja- 
kob (♦.) der Erörterung dieser- Frage gewidmet, welche der-* 



1) Für die gänzliche* Veranfserung, Hazsi ächte Ansichten der 
Waldungen und Forste I — - III, München 1805. G ege n dieselbe, und 
die vorstehende Schrift : Grünb erger, einige Ansichten von dem 
Forstwesen in Baierp, mit Bemerkungen über die ächten Ansichten etc. 
München 1806. 

2) 'Soden, Nationalökonomie , 5. Bd. S. 69, 

3) Lotz Handbuch der Staatswirthschaftslehre, 3. Bd. S. 111 folg. 

4) Staatsfinaniwissenschaft , §. 223 folg. Der Hauptgrund, aus 
welchem derselbe sich gegen die Veräußerung erklärt, ist rein fi-> 
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selbe zwar ebenfalls im Allgemeinen verneint, jedoch zu- 
gleich die Ansicht äafcert, xlafs der Staat besser thun würde, 
-wenn derselbe mit alleinigem Vorbehalt der Rente (derje- 
nige Bestandteil des Holzpreises , welchen der Eigenthü- 
mer des Waldes demjenigen, welcher des Holzes benö- 
thigt ist, dafür abnöthigen kann), die Bewirtschaf- 
tung 'der Waldungen an Privaten, überlasse. Jedoch sali 
diese Überlassung (im Wege der Vererbpachtüng) erst dann, 
wenn die Wälder sichln einer forstgerechten Ordnung befin- 
den, und «in merkliches. Steigen der Holzpreise nicht mehr 
zu erwarten ist, reälisift, und zugleich an solche Bedingun- 
gen geknüpft werden , die dem Staate die Vortheile der stei- 
genden Rente, — in so lern dieses Steigen lediglich durch 

*" die Natur und durch das Fortschreiten der gesellschaftlichen 
Kultur bewirkt wird $ — sichert , für die forstwirthschaftli- 
che Behandlung der Forste , Gewahr leisten , endlich die 
Aquirenten allen Beschränkungen unterwerfen, welche das 

- Wohl des Staates erfordert. 

Abgesehen davon (was nur Nebensache ist) , ob Käufer, 
welche diese Bedingungen eingehen , und diesen Beschrän- 
kungen sich unterwerfen, so leicht als vorausgesezt wird, 
sich finden, ob die Erreichung der Zwecke, die als wesentlich 
anerkannt werden, thunlich ist', schliefst der Verfasser der 
Ansicht sich an , dafs die Frage nicht bloüs nach finanziellen 
Rücksichten, sondern me)\i und vorzüglich aus staatswirth— 
schaftlichen und staatspolizeilichen Gründen und Ansichten 



nan ziel, jiämlich: „weü in demMaafse als ein Staat noch in Bevöl- 
kerung und Kultur zurück sey-, der Ertrag seiner Domanialwaldun- 
gcn und der aus ihrem Verkauf zu erlangende Preis (dessen Erhöhung 
bei zunehmender Bevölkerung zu hoffen sey} niedrig sey; der Stajat 
mithm verliert, was der Aguircnt der 'Waldungen umsonst gewinnen 
würde.** Jener hingegen, aus welchem Lotz a. a. O. die Frage ebenfalls 
verneinend entscheidet, lediglich «taatswirthschaftlich, „weil, so 
lange nicht die übrigen, eine schnellere Rente versprechenden Gewerbs- 
zweige ausreichend mit Kapitalien versehen sind, es auf den Gang 
der Volksbetriebsamkeit * nicht anders als nur störend einwirken kön- 
ne, wenn Kapitalien, für welche ihre Besitzer eine nützlichere An- 
wendung finden können, dieser entzogen würden, um für den An- 
kauf von Waldungen verwendet zu werden. " 



— 74 — 

# * 

beurtheilt und entschieden werden inüase, deren Nichtge— 
iahrdung v. Jakob zwar auch versucht, seine Gründe wohl 
aber schwerlich über alle Zweifel erhoben hat. Der "Verfas— 
ser möchte selbst einen Schritt weiter gehen, und darüber 
Zweifel erheben, ob die Frage überhaupt im Allgemeinen, 
und anders als in gegebenen einzelnen Fällen, mit Berück- 
sichtigung der jedesmal obwaltenden , lokalen und sonstigen 
besonderen Umstände und Verhältnisse, 'entschieden werden 
könne , welche Ansicht vorzüglich durch die so aufserst un- 
gleiche Vertheilung der Waldfläche, die in manchen Ge— 
bietstheilen eines und desselben Staates, den Werth des Holzes 
auf eine aufserordentliche Hohe treibt, während in anderen 
dasselbe beinahe ohne allen Werth ist, gerechtfertigt scheint. 
Eben so wenig möchte der Verfasser die Pflicht des Staa- 
tes, zur Sorge für die Versorgung seiner Unterthanen mit 

\ Brennmaterial, so geradehin in Abrede stellen, oder auch 
nur auf sein Einschreiten in Fällen eine> zu besorgenden 

' Mangels beschränken, noch in Hinsicht auf so manche Er- 
fahrungen, so unbedingt .einräumen, dafe Waldungen im 
Privatbesitze, besonders jene im, Besitze von Gemeinden und 
Korporationen, gleich zweckmäßig und gut, wie die Staats- 
waldunjjen behandelt werden , besonders seitdem in neueren 
Zeiten diesen eine gröfsere Sorgfalt gewidmet wird. 

Übrigens läfst sich nicht in Abrede stellen, dafs die 
Forstverwaltilng einen gröfseren Aufwand als die meisten % 
übrigen Revenuen zweige erfördert. Theils liegt der Grund 
davon in der Eig^nthümlichkeit des Gegenstandes, in dem 
langen Zwischenräume zwischen Saat und Ernte, in den 
Naturalabgaben,* die ohne allen, oder doch ohne vollständigen 
Ersatz geleistet werden müssen , endlich in dem zahlreiche- 
ren Personal , welches diese allen Angriffen blofgge&tellte 
Verwaltung erfordert. Werden, wie die Natur der Sache 

. dieses erfordert, der Aufwand für die Konservation und für 
die Produktion von jenem für die eigentliche Verwaltung 
getrennt , dann reduziren die lezteren sich auf ein gemafsig- 
teres Verhältnifs , das zwar noch immer relativ hoch schei- 
nen mag, das aber eine Minderung nicht gestattet, ohne Ge- 
fahr, dafs die gehoffte Ersparung in nicht, leicht zu ersetzen- 
den Verlust sich umwandelt. 



r 
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§. leo. *" 

Bergwerks*-, Hütten- und Salinenverwaltung. 
Die nfimlichen Verhältnisse wie bei der Forstverwaltung, näm- 
lich, dafs die besonderen Formen zunächst nur die technischen 
Behörden berühren, finden auch bei dieser Verwaltung statt, 
bei welcher, so wie bei der erstem , der Hauptgeldetat eben- 
falls auf einen Naturaletat über die nach MaaXsgabe des Be- 
triebs und.Haushaltplan.es zu erwartenden Produkte, gegrün- 
det wird. 

Die Revenuen , aus . dem Bergbaue sind theils das Produkt 
derjenigen Werke, die für Rechnung des Staates gebaut werden, 
und des Vertriebes dieser Produkte, theils erfolgen dieselben aus 
Abgaben der Gewerkschaften und von Privateigentümern , die 
mit dem Bergbau beliehen sind. Diese lezteren bestehen ge- 
wöhnlich in nachfolgenden: 

a) in der Ausbeute aus den Kuxen, die von den 
Gewerkschaften dem Landesberm zur Rekognition des Lehns 
in dem Fall auf jeder Grube frei gebaut werden müssen, 
wenn diese letzteren au| immediatem landesherrlichen Grund 
und Boden sich befinden ; 

b) in dem Zehn den, der entweder in Natura {der zehnte 
Kübe) oder Zentner Erz), oder in Gelde (nach einem für 

. die Produkte regulirten Preis), oder in. Proportionalsummen, 
die überhaupt .festgesezt sind, von allen gewonnenen Me- 
tallen und Halbmetallen entrichtet werden mufs,; 

c) in den Quartal- und Quatembergeldern, alsBei- 
trag zu den Besoldungen der Bergamtsbedienten ; 

d) in den Rezefsgeldern, die von den Gewerken für die 
Erhaltung ihrer Lehne, und damit diese nicht in das Freie 
fallen, entrichtet werden ; 

e) in dem Wage- und Ladegeld, das erstere von gefer- 
tigtem Eisen , das leztere von dem Eisensteine 9 . 

f) in dem .Stollenneuntel, für die Benutzung des Haupt- 
stollens zur Abführung der Gewässer; in dem Puch- und 
HüttenzinS, für die Benutzung der herrschaftlichen Puch- 

, werke' und Sctimelzhütten etc.; endlich 

g) in der Benutzung des Vorkaufsrechtes, welches dem 
Landesherrn in geminderten Preisen zusteht. 

Pie Eigentümlichkeit des Berg- und Hüttenbetriebes be- 
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dingt, dafe jedes einzelne Etablissement, als ein für sich beste— 
hendes abgeschlossenes Ganzes behandelt, und defshalb auch, dafs 
für ein jedes derselben ein besonderer Spezi aletat gefertigt und 
eine Speziairechnung aufgestellt werde (Natural— und Geldrech- 
nung), — aus deren Resultaten der Hauptnatural- und 
Geldetat, und die Hauptnatural- und Geldrechnung 
zusammengestellt werden. (*) 

Für die Stellung der Rechnungen und für ihre Prüfung 
werden zwei verschiedene Methoden befolgt, die vor^ Quar — 
talrechnungen, die, am Schlufs eines jeden Trimesters ge- 
stellt , durch einen bef^fs demBergamte angestellten Revisor 
revidirt, nach Erledigung der Ausstellungen an das Oberberg- 
amt eingesendet, und von diesem, nach nochmaliger Superrevision 
durch den OberbergreVisör, dechurgirt werden;— oder 
Jahresrechnnngen, die nicht bei den einzelnen Bergämtern, 
sondern nur bei dem Oberbergamte vorläufig geprüft werden, 
deren definitive Decharge aber durch die allgemeine oberste 
Rechnungsbehörde bewirkt wird. (*) 

In einer jeden der beiden Methoden aber ist es Erforder- 
nils, dafs die Naturalverwaltung von dem Geldhaushalt getrennt 
bleibt, indem,' so wie bei der Forstverwaltung, hur hierdurch 
eine Kontrole thunlich ist. 

Die nämlichen Verhältnisse finden auch in Ansehung der 
Salinen statt , in so fern nämlich von der Produktion des 
Salzes die Rede ist, wogegen die Geschäfte und GeschaEtsformen in 
Absicht auf den Debit, der beinahe in allen Staaten monopoli- 
sirt ist, durch die Art, wie das Monopol realisirt wird, modifi- 
zirt sind. (*) 



1) Ein Beispiel im 4. Abschnitt. 

2) Welche von beiden Methoden die vorzüglichere sejr? möchte 
um so schwerer zu entscheiden seyn, als rar teide Gründe, die Beach- 
tung verdienen , angeführt werden. Die erstere ist die gewöhnliche- 
re , und in so fern scheinbar vorteilhaft , als eine- Vef theilung des 
Revisionsgeschäftes und . die Revision an Ort uVid Stelle förderlicher 
scheinen, obgleich Beispiele vom Gegen tbeil vorliegen. 

33 Die gewöhnliche Methode ist, dafs die Abgabe mit dem Fabri- 
kationspreis kumulirt und aus beiden der Debi tpreis gebildet wird, 
sodann, dafs die Debitanten oder Konsumenten an bestimmte Fakto- 
reien «oder Seilereien gewiesen sind. Eigentliche Salzjkonskription 
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Der Debit der Bergwerksprodukte wird gewöhnlich 
durch Berghandlungskomtoirs bewirkt, die rein kom- 
merzielle Institute, und wodurch die Formen für die Geschäfts- 
führung bei denselben bedingt sind. Gewöhnlich wird auch 
die Anschaffung der Bedürfnisse für den Betrieb durch dieselben 
gewirkt, was zugleich in so fern eine Quelle von Revenue öff- 
net, als die Gewerkschaften verpflichtet sind, die ihrigen von 
diesen Instituten zu beziehen , welche diese in höheren als den 
Ankaufspreisen! an sie abgeben. 

Obgleich nicht zu der Verwaltung im strengen Sinne des 
Worteis gehörig, doch aber mit derselben in genauer Verbindung, 
sind die Kornmaga?inverwaltungen, aus welchen den 
Bergarbeitern ihr Bedarf gegen bestimmte gemilderte Preise, als 
Ergänzung und zur Gleichhaltung der Löhne, verabreicht wird; 
sodarin dieKnapp Schafts kassen, diese lezteren in so fern, als 
die Oberbergbehörde eine direkt einwirkende Aufsicht und ein 
Dispositionsrecht über jdieselben ausübt. Diese Kassen, die 
• theiis aus Zuschüssen der Administration , theils aus Beiträgen 
der Berg* und Hüttenarbeiter dotirt, ausschlieJslich zu ihrer Un- 
terstützung und Fensionirung bestimmt sind, werden durch 
Vorsteher, die aus den Knappschaftsältesten erwählt sind, ver- 
waltet, die Rechnung durch den Knappschaftsschreiber geführt, 
in Ansehung ihrer Prüfung, und Justifikation aber ganz wie bei 
jener für die Werke verfahren. (*) 

§. 101. 
Steuerverwaltung. Die Formen für die Verwaltung 



C Verpflichtung eines jeden Hauswirtes, .eine nach Maaisgabe einer 
für Menschen und Vieh supponirten Konsumtion riorjnirte Quantität 
Salz aus einer bestimmten Seilerei zu entnehmen, die durch Kon- 
sumtionsetatr konstatirt, und durch Salz,probe-Reg*ster 
kontrolirt wird) findet nicht mehr statt 

1) Ber'gius neues Polizei- und KameraJmagazin. Leipzig 1775. 
1 Bd. S. 229. 

Rinn man, allgem. Bergwerkslexikon. Leipzig 1808. 

Gatterer, Anleitung, den Harz zu bereisen; die 3 ersten Theile, 
Göttingen 1785 — 90 , den 4ten und 5ten, Nürnberg 1792 u. 9X 

Her on de Villefosse x de larichessemine'rale, etc. ä Paris. 1809 

u. 19. 3 Bde. 

Delius Anleitung zur Bergbaukunst. 2te Aufl. 1806. 
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der zweiten Quelle von Sfa&tseinkommen , nämlich der Steu- 
ern und öffentlichen Abgaben, sind zum Theii und in 
so fern von dem Systeme für ihre Anlage und für ihre Erhe- 
bung anhängig, als ein jedes derselben, eine andere Bildung 
derselben, und auch anders gebildete Behörden erfordert. Die- 
ser Systeme sind drei, nämlich: 

1) das'Merkantilsystem, welches dats Nationalvermögen 
in die Summe des baaren Geldes sezt, das in einem Staate 

« 

umläuft, defshalb den Handelmit Auswärtigen als Quelle, 
des Reicjithums oder der Armuth einer Nation/ ansieht, 
welchen dasselbe defshalb 90 tu lenken sucht, dafs von 
dem erstem so wenig wie möglich aus dqm Lande gehe, 
dagegen so- viel wie möglich aus dem Auslande in das- 
selbe hereingezogen Werde. — Calbert. (*) 

2) das physiokratisc he System, welches die Landrente 
als die Summe aller das Jahr hindurch im Lande gewonne- 
nen Produkte, als das einzige Einkommen einer Nation 
betrachtet, Zinsen und Arbeitslohn aber nur als das Mittel, 
um das Eingekoinmehe in der -Nation in Umlauf zu brin— 
gen; das Nationalvermögen endlich in die Fähigkeit des 
Grund und Bodens seet, ununterbrochen die nämliche 
Landrente hervorzubringen. — Q u e s n e y. ( 2 ) 



1) Die Mittel, durch welche dieser Zweck erreicht werden soll, 
sind a) Beschränkung der Einnihr durch Verbote oder hohe Aufla- 
gen auf einen grofsen Theil der im Auslande verfertigten Waaren ; 6> . 
Begünstigung der Ausfuhr aller im Lande zum Verbrauch verfertigten 
Güter durch Rückzölle, Ausfuhrprämien 5 Beschränkung der Ausfuhr 
und Begünstigung der Einfuhr gewisser roher Materialien , die bis zu 
ihrem Verbrauch noch eine weitere Bearbeitung zulassen. 

Über dieses System, Schmalz Enzyklopädie der Kammeralwis- 
senschaft. Königsberg 1819. §. 597 folg. -t- Sartorius, von den 
Elementen des ISationalreichthums. Göttingen 1806. §. 69 — 86. — 
Krehl, das Steuersystem etc. §.24 — 34, 

2) Dieses System theilt die Einwohner eines jeden Staates in drej 
Klassen , nämlich : die Grundeigenthümer ; diejenigen , die das Land 
bauen C produktive Klasse); sodann diejenigen, die das rohe' Produkt 
verarbeiten 'und verhandeln % als alle übrigen Mitglieder der Staats» 
gesellschaft (sterile Klasse) Schmalz 1. c. §. 624 — 633» — Sar- 
torius 1. c. §.'68 — 91. — Krehl, §. 35 — 38. 
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3) das antiphysi okratische oder Industriesystem, 
welches davon ausgeht, dafs alle Menschen in einem Staate 
entweder von einer Landrente, oder von den * Naturpro 1 - 
dukten ihrer Grundstücke leben, oder von dem Arbeits- 
lohne, oder von dem Kapital gewinn«, nämlich von 
den Zinsen von ihren Kapitalien,' sie mögen diese als Ver- 
lag in ihrem Gewerbe benutzen , oder an Drittere auslei- 
hen; daXs mithin die Summe von aller Landrente, von al— 
, lern Arbeitslohne, und von allem Kapitalgewinhe, die von 
den Einwohnern eines Staates im Laufe eines Jahres gewon- 
nen wird, da§ jährliche Nationaleinkommen bildet. — Adam 
Smith. ( l ) 
In der "V^irklichkeit , und lediglich mit Rücksicht auf die 
Bezahlung von Steuern und Abgaben an und für sich selbst, 
können diese unter drei Klassen gebracht werden , nämlich: in 
solche von dem Besitze, in solche von dem Erwerbe, so- 
dann in solche von der Konsumtion, deren jede, bald un- 
mittelbar (direkte Steuern), bald mittelbar (indirekte 
Steuern), von 'dem Besteuerten erhoben werden. (*} Ein 
fernerer Unterschied , der jedoch weniger die Natur der Steuern 
selbst berührt, und mehr auf die Geschäftsbehandlung von Ein- 
flufs ist, ergibt sich aus dem Zwecke, einer Besteuerung, in 
wie fern eine solche nämlich nur provisorisch oder vor- 
übergehend, oder aber bleibend und definitiv ist, wel- 
che leztere ändere Formen als die erstere bedingt. 

, Die Geschäfte in Beziehung auf die Steuerve r w a 1 1 u n g 



1) Schmalz 1. c. S. 613 folg. ? Sartor Jus, §.. 112; Krehl, §. 
39 folg. Eine Anzeige der Schriften über ein jedes der drei Systeme, 
in Saalfeld Grundrifs zu Vorlesungen über Nationalökonomie und 
Finanzen. Göttingen 1822. S. 1 folg. 

2) „Don« les contributions dire cte s, Vimpot est demande 
, A Vindividu ; dans les contributions indirectes , la demande n'est 

adressie ä personne directement , rnais au produit , Ü la chose Jrappie, 
Mai 8 dans vun cas comme dans Vautre , la chose evaluee n'est pas la 
mutiere imposable , ce n'est qu'un moyen de connoitre un revenu qu'vn 
veut atteindre etc. " Sa y , traiti d y Economic politique. T. IL S. 299 U. 
374. Lotz Revision etc. 4. Bd. S. 279. v. Jacob Grundsätze der 
Nationalökonomie, Halle 1805. §. 615., und Staatsfinanzwissenschaft, 
§. 514. 
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selbst endlich, beziehen sich entweder auf die Veranlagung 
der Steuern, oder auf den E i n z u g derselben , für welchen lez- 
tern die Behandlungsformen von der Natur einer jeden Steuer 
abhängig sind. (*) 



• Die indirekten Steuern haben in früheren und vorzüg- 
lich auch in neueren Zeiten, besonders in einigen Stände— 
Versammlungen, heftige Anfeindungen erlitten, bei welchen 
lezteren insbesondere, wie es scheint, nicht immer alle Rück- 
sichten vollständig beachtet worden sind. Eine "Würdigung 
der Gründe für und gegen diese Steuern, gehört nicht 
hieher K wohl aber möchte eine allgemeine Andeutung der- 
selben dem Zwecke dieses Werkes nicht ganz fremd seyn. 



1) Die Forderungen und Bedingungen in Beziehung auf beides 
gehören theils in das Gebiet der Nationalökonomie, theils in je- 
nes der Finanz wissen sc ha ft; dieselben sind in Absicht auf die er - 
s t e r e , „<0 dafs weder die ganze Summe der zu fordernden Abgaben, d&s 
Stamm- oder erwerbende Vermögen der Nation, noch die jedem Individuum 
auferlegte Abgabe das seinige angreife, -sondern da/s sie von dem 
reinen Einkommen bezahlt werden könne; &) dafs sie nicht die 
Ursachen der Erzeugung und Vermehrung des Nationalreichthums in 
ihren Wirkungen hemmen, schwächen, vernichten; <0 dafs sie dem 
Geber so wenig als möglich mehr abnehmen, als sie in die Staatskasse 
einbringen, dafs mithin die Erhebung leicht, wohlfeil, und möglichst 
ohne Umwege geschehe ; d) dafs die persönliche Freiheit dabei so we- 
nig als möglich beschränkt werde; <0 daYs die Abgaben nicht in zu 
grofsen Summen erhoben werden, und so schnell wie möglich ihrer 
Bestimmung wieder zufliefsen , also nicht lange weder in der Privat- 
noch in den öffentlichen Kassen ruhen, sondern schnell in die Zirku- 
lation zurückkehren;, — in Hinsicht auf die* leztere aber, a) dafs sol- 
che Abgaben gewählt werden, eiferen Ertrag und Eingang mit Gewifs- 
heit und Bestimmtheit vorher berechnet werden kann; &) solche, die 
nicht leicht Reste lassen und nicht viele Exekutionsmittel erfordern ; 
O deren Hebungstermine bestimmt, und auf solche Zeitpunkte ange- 
sezt .werden können , in welchen die Zahlung nicht schwer fallt ; «0 
dafs weder Reiz noch Gelegenheit vorhanden ist, sich der Abgaben 
zu entziehen, oder Unterschleife zu machen ; e) dafs die Erhebung mit 
dem möglich geringsten Personal und Geldaufwande bewirkt werden 
kann." v. Jacob Staatsfinanzwissenschaft/ §. 462. 463. — Say 
T. II. S. 299. — Lotz, 4. Bd. §. 274. — Sartorius, §. 104. 
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Die Gründet, die gegen dieselben geltend gemacht wer- 
den, betreffen vorzüglich die gröfeere Kostbarkeit und die 
Lästigkeit ihrer Erhebung, und die durch diese leztere ver- 
anlagte nächtheilige Einwirkung auf die M oralität des Vol- 
kes; sodann, ihr nachtheiliger Einflufs auf die Preise der 
Bedürfnisse, indem sie der möglich gröfsten Erniedrigung der 
Schaffungskosten entgegenwirken (Eschenmayer über 
die Konsumtionssteuer , Heidelberg 1813, Lotz, Say.) - — 

Jene für dieselben sind' vorzüglich :a) dafs der Steuer- 
pflichtige die Abgabe überall erst in dem Moment bezahlt, 
wo sein Einkommen zum lezten Punkt seiner Bestimmung, 
nämlich der Konsumtion, gelangt, mithin von demselben 
für die Produktion nichts mehr zu erwarten ist ; h) dafs 
ihre Entrichtung jedesmal nach Willkür des Steuerzahlers 
in einen Zeitpunkt fällt, wo diese für ihn am wenigsten 
lästig ist, und sowohl defshalb, als auch, weil diese Auf- 
lagen in kleinen Beträgen, und mit dem Preise der Waa- 
ren vermengt, und so unmerkbar berichtigt werden, in der 
That weniger fühlbar, weniger drückend als direkte Steu- 
ern sind; c) dafs -, dieselben das zweckmäßigste Mittel zur 
Ergänzung und Ausgleichung der direkten Steuern, und 
zur Beiziehung ganzer Klassen 1 von Staatsangehörigen, die 
anderen Steuern sich leichter entziehen ; können, darbieten, 
was in dem Maafse durch kein anderes Mittel, am wenig- 
sten durch eine als Surrogat vorgeschlagene Einkommen- 
steuer , möglich ist , Was bei dem Hinblicke auf die prak- 
tische Unmöglichkeit einer vollständigen Ausmittelüng des 
Einkommens (wefshalb eh*e solche jederzeit mehr als jede 
andere ungleich seyn mufs), und auf die Schwierigkeit ih- 
res Einzuges von der armem Klasse, die zugleich die 
zahlreichste ist, eines Beweises wohl kaum bedürfen kann. (*) 

Bei diesen aus der Natur der Sache geschöpften Grün- 
den , niöchte dann auch die Frage über die Möglichkeit, 
den Ausfall durch Aufhebung der indirekten Steuern, durch 
welche in den meisten Staaten über ein Drittheil, in man- 



1) Eine nicht uninteressante Gegeneinanderübcrstellung der direk- 
ten und indirekten Steuern in dieser Beziehung in Say 1. c. II. S.32'2* 
II. 6 
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che« beinahe die Hälfte des StaatsaufVandefc gedeckt wird, 
nicht übersehen werden dürfen* 

Dem Einwände, der aus ihrem nachtheiligen Ein- 
flüsse auf die Mpralität hergenommen ist, mochte nicht ohne 
Grund entgegengesezt werden können, dafs dieser bei 
denselben nicht gTÖfser, nicht nachtheiliger, als bei so 
vielen anderen Steuern, namentlich bei der Einkommen—; 
Steuer ist, welcher eine nicht geringere Anzahl von Steuer- 
pflichtigen, durch falsche Angaben oder Verschweigung, 
sich zu entziehen sucht; jenem ihrer angeblichen Un- 
gerechtigkeit aber, «— wenn man diesen auch nicht mit 
Monthious (*) ils sont just es, parce gu'ils sont n&cessai—' 
res, abweisen möchte, die Thatsache entgegenstehen, daCs' 
der unbeschränkte ruhige Genufs dpr Güter, eben 
so gut als die gesicherteEinnahme aus denselben, 
eine Wirkung der Staatsanstalten, und daher gerecht und 
billig ist, da£» ein Jeder nach dem Maafse seines ' (^enusses 
beitrage. ( a ) . . \ 

V 

$. 102. 
Die Veranlagung einer, jeden direkten Steuer, insbe- 
sondere vo n der Grundsteuer, wenn sie mit gerechter Gleich- 
heit bewirkt werden soll, bedingt die Aufstellung eines Ka— 
d asters, dessen Einrichtung., und daher auch die Behand- 
lung?- und Ejnkleidungsformen für dasselbe, wesentlich von 
dem Systeme abhängen, das für die Veranlagung selbst zum 
Grunde gelegt ist: Dieser Systeme sind hauptsächlich drei, 
nämlich: 

I, Veranlagung auf den re i n e n Ertrag, oder denjenigen, 
der nach Abzug der Kultur- und Erhaltungskosten von 
dem ausge mitreiten Rohertrage übrig bleibt, ohne Rück- 
sicht auf die persönlichen Verhältnisse des 
Besitzers, sodann, ohne solche Rücksicht, oder mit 

» 

1) Mo nthiou, quelle influence ont lee diverses espkces d'impfas 
eur la moralit/, Vactivite* et l* Industrie des peuples ? ä Paria 1808. 'S. 124, 

2) Young, politische Arithmetik, S. 107. 202. — Necker, de 
Vadminisiration des finances de la France* 1785. 1. Th. S. 130 ff. 

y. Struensee Abhandl. 1. Bd. S. 207. *— Stockar v. Neuform 
die Auflage. Nürnberg 1819 V. J a c b Staatsfinoniwissenschaft, $. 683. 



^ 
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solcher auf die Lasten, die auf einem Grundstücke haf— 
ten; (•) ' 

II. Veranlagung auf den Rohertrag, nach alleinigem 
Abzüge des Saatkornes, und so, dafs die Verviel- 
fältigung des Saamens als Maafsstab der Prpduktionsfa- 
higkeit der Äcker angenommen ist, die verschiedenen Ge- 
treidearteh auf Roggen reduzirt, Wiesen und Holzungen 
dem Getreide assimilirt sind; (*) 



1) Dieses System in Frankreich, früher in Mailand, und 
nunmehr für den grÖfsten Theil des ös tre ich i sehen Raiserstaates an- 
geordnet durch das Patent vom 23. Dez. 1817» 

Über das Hädaster in Frankreich, Recueil mModique des lois 9 
d^crets, rtglemens y Instructions et decisioh& siir le Cadastre de la 
France, ä Paris. 1811. < 

Benzenberg, über das Kadaster. 2 Thle. Bonn 1818. 

Über jenes in Mailand; Garli über Mailands Steuerverfassung. 
Aus dem Ital. übers, von Wikosch. Wien 1818. — Tarantola, 
praktische Darstellung der Mailänder Steuerregulirung. Jena 1821 . — 
Krem er Darstellung des Steuerwesens. 2 Thle. Wien 1821. 

In Würtemberg. Edikt v. 18". JNovemb. 1817. und die ständi- 
schen Verhandlungen im Jahr 1821. 

In Hannover. Verordn. v. 9. Aug. 1822 , jedoch mit wesentli- 
chen Modifikationen, nämlich: dafs eine Vermessung nicht statt hat; 
dafs als Maafsstab für die Ertragfähigkeit des Ackerlandes, und 
der nach deren Verhältnifs klassifizirten Gärten, die Quantität Win- 
terfrucht, die bei. gewöhnlicher Mittelernte auf dem Morgen wach- 
sen kann, und auf welche alle andere, auf einem solchen Acker wach, 
sende Fruchtarten reduzirt werden, angenommon; — dafs für die 
Einsaat, allgemein Ein Korn; für die Wirthschaftskosten, 
zwei Korner; — jedes zur Besteurung verbleibende Korn, zwei 
Braunschw. Himten gleich , angenommen sind, der Geldwerth von ei* 
Bern Himten, für alle Provinzen gleic.h (zu 15 ggr. Conv. 
Münze) Vorgeschrieben ist, etc. 

2) So das Kadaster in Bai er n. .Die Ackerfläche ist in zwölf 
Klassen vertheilt, die durch Abschätzung einer Anzahl von Muster- 
flecke, in jedem Landgericht normirt sind; das relative Verhältnifs un- 
ter den vier Hauptgetreidearten, nämlich: Weizen, Roggen, Gerste 
und Hafer aber, nach jenem der Nahningstheile in einer jeden dieser 
Getreidearten, wie 12. 8. 6. 4. Qt Scheffel Korn zz ■§ Scheffel oder 4 
Metzen Weizen — £ oder 8 Metzen Gerste ; — 2 Scheffel oder 12 
Metzen Hafer), angenommen ist, welche Zahlen eben so viele Steuer- 
gulden för den ScKtffel Weizen, Roggen, Gerste und Hafer bilden, 

6* 
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III. Veranlagung auf den ausgemauerten mittleren Preis 
der Gründstücke, oder auf den Kapitalwerth dersel- 
ben. (») 



und bei der Berechnung des Geldwerthes des Ernteertrages als Nor- 
malpreise vorgeschrieben sind. — Unter Voraussetzung der Dreifei- 
derwirthschaft , einer sechsjährigen Rotation, Nuid dafs die in die 
Braache gebauten Früchte , als Produkte der Industrie , einer Steuer 
nicht unterliegen , mithin nur die vier Baujahre in Berechnung kom- 
men, sodann, unter gleichmäßiger Voraussetzung' einer genauen 
Renntnifs von Qualität und Quantität des Getreides, das pr. Morgen 
gesäet und geerndtet ist, wird der gefundene, in Scheffeln ausgedrück- 
te Körnerertrag' einer jeden Gattung von Getreide, nach den eben er- 
wähnten Normalpreisen zu Gelde berechnet, und der totaüsirte Betrag 
durch sechs, als die Zahl der Jahre der Rotation, dividirt, wo so- 
dann der Quotient den auf ein Jahr fallenden Rohertrag des Grund- 
stücks «rgiebt, der in der Art besteuert wird, dafs von jedem Nah- 
rungstheile, (deren wie vorstehend erwähnt, der Weizen 12, der 
Roggen 8, die Gerste 6, der Hafer 4 hat } ein Kreuzer als 
Steuersimplum erhoben wird. — Instruktion für die Bonitirung 
und Klassifikation aller Grundstücke etc. im Königr. Baiern vom 13. 
März tÖlt. Instruktion für die Forniirung des Grundsteuerkadasters 
des Königreichs v. 18. April 1811. Beide abgedruckt in dem 5ten 
Beilagenband der Verhandlungen der 2teii Kammer der Ständever- 
sammlung, v. 1822 S. 442 folg., in welchem (in dem Kommissionsbe- 
richte) über die Abgaben manche hieher gehörige ISotizen enthalten sind. 

Über dieses Grundsteuersystem in Baiern; a) Beweis, dal? die in 
acht Prozenten des Rohertrages ausgesprochene Grundsteuer, gerecht 
und- nationalökonomisch sey etc. ' München, bei Lindauer, 1815 ; by 
Gebhard, über Güterarrondirung, eine gekrönte Preisschrift. Mün- 
chen, bei Lindauer, 1817 ; c) Grünberge r, einige Bemerkungen über 
die gekrönte Preisschrift des Geomet. Gebhard. München hei Hübsch- 
mann 1817; <f) Gebhard, Rechtfertigung seiner gekrönten Preis- 
schrift über Güterarrondirung , gegen die Bemerkungen des Herrn 
Grünberger. München, bei Lentner, 1817 5 O Ausführliche Prüfung 
der Abhandlung des Geomet. Gebhard über Güterarrondirung. Mün- 
chen, bei Thienemann, 1818; jO als Prüfung des Systems überhaupt: 
Späth Abhandlung über die Grundsteuer, naefy dem reinen und rohen 
Ertrag der Grundstücke. München 1818. ; g) Kurzgefafste Geschichte 
und Darstellung der Kadaslerkommissions- Arbeiten ," als hinterlassenes 
Manuskript des Edlen v. Grünberger etc. München, bei Fleisch- 
mann, 1820. 

1) Z. B. das Kadaster in Tirol, jenes in dem Grofsh. Baden 
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§. 103; f 

« 

In dem ersten dieser drei Systeme , nämlich bei der 
Veranlagung der Steuer auf den reinen' Ertrag, zer- 
fallen die Geschäfte in zwei Hauptmassen, nämlich diejenigen, die 
auf die Vermessung der Grundstücke; — sodann die- 
jenigen, die auf die Ausmittelung des rohen, reinen 
und steuerbar reinen Ertrages Bezug haben. 



C Onmdsteuerordnnng r. 20. Julius 1810, > auf nachstehenden Grund- 
lage»; §. 5. „sollen — ? die mittleren Preise der Guter, mit 
Rücksicht auf ihren naturlichen Werth , das Steuerkapital bilden. — 
§ 6. wo sich mittlere Guterpreise nicht auffinden lassen, und Ab- 
schätzung durch Vergleichung mit angrenzenden Liegenschaften eben- 
falls unmöglich, ist,-. wird das.25facjie des reinen Ertrages > als Steuer- 
kapital angesest" — (wie dieser ausgemittelt werden soll, darüber 
enthalt die Grundsteuerordnung keine Vorschrift. ) — $.7. Waldun- 
gen werden mit dem 15fachen Anschlage des mittleren Werthes, den 
die; jährliche Holzproduktion auf dem Stamme hat, kapitalisirt — *• 
§. ö. Von Grundgefallen werden, und zwar von Zehnden, Erbpach- 
ten und Holzgenufs,, der 25fache, von allen übrigen, der 18fache Be- 
trag des mittleren Kaufpreises, als Steuerkapital berechnet. Zum 
Behuf der Taxation werden die Grundstücke klassifizirt C nicht mehr 
als Q Klassen für jede Kulturart §. 79. ), und für jede Kulturart und 
Klasse der mittlere Güterpreis, aus dem Durchschnitte aller in den 
Jahren 1780 — 89 und von 1800 — 1809 vorgefallenen Güterkäufe, 
in der Art gebildet , dafs dieser Preis für jedes Dezennium besonders 
extrahirt, und au* beiden Summen die Hälfte als Kapital werth ange- 
nommen (§• 910 dieser, so ausgemittelten Totalsumme aller Kaufpreise, 
der kapitalisirte Werth 4er. Gülten etc. zugesezt, und durch Division 
der Anzahl von verkauften Grundstücken m die ausgemittelte Total- 
summe, der Durchschnittswert!! eines Morgens für die ganze Klasse, 
eruirt ist — - 

Eine Prüfung dieses Systems und des Verfahrens, sowohl in Tirol, 
als in dem Grossh. Baden, in Krehl Beiträgen, S. 145. folg. 

In der Hauptsache die nämliche Grundlage in dem Herz. Nassau, 
wo der* Güterwerth ebenfalls durch den Durchschnitt der Kauf- und 
Pachtkontrakte ausgemittelt worden ist, mit der Abweichung, dafs zur 
Bildung desselben, nur eine zehnjährige Periode angenommen ist, 
und dafs die Pachtschillinge mit 32 zu Kapital erhoben werden. Edikt 
vom 14. Febr. 1809, die Gleichheit der Abgaben und die Einführung 
eines direkten Steuersystems betreffend. Sammlung der laridesherrli • 
chen Edikte 1817. 1. Bd., 8. 328 folg, 



• i 
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Dieselben folgen sich in nachstehender Ordnung. (*) " 
i) Die Begrenzung der Feldmark einer jeden Ge- 
meinde durch einen Geometer, mit Zuziehung der Orts— 
Vorsteher, sowohl aus der Gemeinde selbst, als aus den 
angrenzenden, zur Richtigstellung der Grenzen einer je- 
den Gemeinde, und zur Beseitigung aller Ungewißheiten 
oder Streitigkeiten, die in Betreff derselben etwa obwal- 
ten können. Über diese Begrenzung wird ein deskriptives 
Protokoll aufgenommen, dem eine Handzeichnung von 
den Grenzen, welche die zu vermessende Gemeinde mit 
einer jeden der anliegenden gemeinschaftlich ist, beige- 



1} Bei den nachfolgenden Andeutungen der Geschäfte und For- 
men, sind die Einrichtungen <jjes französischen Cadaster* um des« 
willen zum Grund gelegt worden /theils weil die Vorschriften rar ein 
solches in keinem andern Staate so vollständig vorliegen , ' als dieses 
in dem angeführten Recueil methodiqut der Fäll ist, theils aucny weil 
dasselbe für alle spateren, mehr oder weniger Muster geworden ist/ 

InFrankreich ist unter der obersten Leitung des Finanzministers, 
diese in jedem Depart. dem Präfekten, und diesem in dieser Beziehung 
untergeordnet dem Steuerdirektor übertragen , unter welchen für 
die Geschäfte in Betreff der Abschätzung, ein Inspektor, und eine An- 
zahl Kontroleure. Das Personal für die Vermessung besteht: a) aus 
einem GZomktrt en chef für jedes Depart., för die Aufsicht auf das 
Messungspersonal, för die Revision der Arbeiten desselben, für welche 
derselbe verantwortlich ist; b) aus 5 bis 12 Geometer 1. Klasse, för 
die Begrenzung der Gemeinden, ihre Eintheirang in Sektionen; für 
die Triangulirung, für die Fertigung der Flurkarten und der dazugebt 
hörigen. Namens- und Nummern Verzeichnisse^ c) einer Anzahl Geometer 
2. Klasse, für die Detaifraessung, für deren Richtigkeit üß erster«» ver- 
antwortlich sind, 

In Ostreich sind unter der obersten Leitung der Grund- 
steuer - Reguli rungs -Hof komm ission , besondere Provin- 
zial- und Kreiß8teuer~ReguIirungs-~Kommissionefc; — 
und unter der obersten Leitung der Triangulirungs-D icek- 
tion, Provinzialdirektionen angeordnet, für die Einleitung der Se-r 
Jiondar» Triangulirung, und für die Leitung der Messung; för welche 
leztere Inspektoren för gröfsere Distrikte; *•** Geometer m 3 
Klagen, för einzelne Gemeinden; Adjunkte, als blofse Gehilfen; 
lind Indikatoren für die Angabe der Grenzen etc. angeordnet sind, 
— - Im Allgemeinen die nämliche Einrichtung auch in Würtem- 
berg, (fnstrukt* för dai kandmessungspersonal v> 30, März 1819.> 
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fflgt, das von den Ortsvorständen mit unterzeichnet seyn 

muCs. 

Im Fall Grenzstreitigkeiten obwalten, mufs die Angabe 
beider ;Theile, und mittelst einer punktirten Linie, zu- 
gleich die nach Ansicht des Geometers richtigere-, in der 
Handzeichnung angedeutet seyn. Die Grenzberichtigungs- 
protökolle nebst den Zeichnungen, werden von dem Geo— 
meter an den Ingenieur, von diesem an den Steuerdirek— 
. tbr eingesandt, welches dieselben dem Präfekten vorlegt, der 
die nicht streitigen genehmigt, die streitigen aber nach 
vorgangig eingeholtem Gutachten des Munizipalrathes der 
betheiligten Gemeinden, zur Entscheidung des Regenten 
einsendet, nach deren Erfolgung nnd vollendeter Messung 
einer Gemeinde , der Geometer eine genaue Beschrei- 
bung ihrer Grenzen, in welcher die Lange «Her Linien, 
und die Gröfse aller eirf- und aüsspringenden Winkel 
angegeben sind, fertigt, die dem Grenzprotokolle beige« 
fügt wird. 

2) Die Theilung der Feldmark in Sektionen oder 
Fluren , wie sie t durch ihre Lage , natürliche Grenzen 
oder bereits herkömmliche Eintheilung, am schicklichsten 
gebildet werden können. Jede Sektion, — deren jede zwi- 
schen 200 und 400-Morgen enthalten kann, und deren Anzahl 
in der Regel nicht unter drei, und mit Ausnahme einer 
Feldmark von mehr als 3000 Morgen, oder bei vorzüg- 
lich kleiner Ackervertheilung , nicht über acht seyn 
darf, — mufs nicht nur mit einem Buchstaben, sondern 
auch mit einem besondern Namen bezeichnet seyn. Über 
eine jede derselben wird eine besondere Flurkarte aufge- 
nommen, die von allen Sektionen vereinigt, den Fhir- 
atlafs der Gemeinde, das erste Blatt (tableau d'assemblage) aber 

' die Karte der Gemeinde bilden. Über die Theilung selbst 
wird ein umständliches Protokoll aufgenommen, das von 
dem Örtsvorstande mit unterzeichnet wird, unc) in wel- 
chem die Gründe für die Eintheilung entwickelt seyn 
müssen. 

3) Die Triangulirung — (das Messen der Standlinie, 
das Orientiren derselben mit der Magnetnadel, das Aus- 
suchen der Dxeieckpunkte, das Beobachten der drei Win- 
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kel in jedem Dreieck, das Berechnen dieser leztern, das 
Berechnen der senkrechten Abstände der Dreieckspunkte 
von dem Meridian und Parallel des Kirchthums der Ge- 
meinde) — bei welcher die Dreieck^unkte so gewählt 
werden müssen, dafs wenigstens auf 100 Morgen ein sol- 
cher fallt, und mittelst welcher die ganze Gemeinde mit 
einem Dreiecknetze, im Maafsstabe von 50000 zu 1, 
überzogen -wird, das sich zugleich an die festen Punkte 
der benachbarten Gemeinden anschliefst. Diese trigono- 
metrischen Operationen werden in ein besonderes tlegister 
eingetragen, das in vier Kolonnen, und zwar in der er- 
sten die Dreiecke, in der zweiten die Winkel in Gra— 
den und Minuten, in der dritten die Länge der Seiten, 
in der vierten die Abstände der Dreieckpunkte von der 
Mittagslinie des Ortes , und von. da auf ihre senkrechte 
Linie (die dem Aequator parallel ist) enthalten, und das 
mit dem Netze ebenfalls an dejv' Ingenieur zur Prüfung 
eingesandt werden mufs. 
4) Die Aufnahme des namentlichen Verzeichnisses 
aller Grundeigentümer in einer Gemeinde, und 
eine solche Aufnahme von den einzelnen Parzel- 
4en, als -welche ein jedes Stück Feld angesehen wird, 
das demselben Eigenthümer gehört, dieselbe Benutzungs- 
art hat, und in der nämlichen Sektion liegt. (■) 

Die Liste selbst enthält den Namen (Vornamen und 
Familiennamen) von Jedem Eigenthümer, sein Gewerbe 
und seinen Wohnort. Dieselbe ist alphabetisch geordnet, 



1) Ein Feld, das durch einen Bach, einen Graben, einen Weg, 
ein* Hecke getheilt ist; — eine Ackerfläche, die einem Eigenthümer 
gehörig , aber in verschiedene Kulturen bestellt ist , bilden jede eine 
besondere Parzelle; eben so Theilung eines Feldes durch eine Strafse 
oder durch einen Wasserlauf, nicht aber, wenn die Theilung durch 
einen kleinen Wasserlauf oder' bloßen Fnfssteig bewirkt ist. Felsen, 
Sumpfe etc. bilden nur dann eine Parzelle, wenn sie mehr als zwei 
metrische Ruthen betragen. Ländliche Wohnungen, wenn sie mit den 
landwirtschaftlichen Gebäuden zusammen hängen, bilden nur eine 
Parzelle etc. Recueil etc. S. 49 folg. Benzenberg I. S. 118 — 
In gleicher Art auch in Ostreich und in Würtemberg, mit ge- 
nauerer Bestimmung, in der allegirten Instrukt. §. 41 folg. 



/ 
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jeder Eigentümer mit einer besondern Nummer bezeich- 
net, mit so vielen leeren Linien hinter jedem Namen, 
als Sektionen in einer Gemeinde sind. 

5) Die Detailmessung einer jeden einzelnen. Par- 
zelle, so dafs die Flurkarte (plan parcellaire) die Flache 
einer Gemeinde mit ihren kleinsten Abtheilungen, so- 
wohl in Beziehung auf die Verschiedenheit der Kulturen 
(Äcker, Wiesen, Gärten etc.), als auf den Besitzstand der 
einzelnen Eigenthümer darstellt. ( J ) 

Die Resultate der Messung werden, nach Maafsgabe 
als diese vorschreitet, in das Mefsregist^er (tableau iry~ 
dicatif), clas für jede Sektion besonders gefertigt wird, ein- 
getragen , in -welchem in fünf abgesonderten Kolonnen, 
a) der Name des Eigenthümers ; h) jdie Art der Kultur; 
c) der Flächengehalt; d) die Klasse,, in welche ein jedes 
Güterstück gehört; und e) sein Ertrag, eingetragen; von 
dem Geometer aber nur die r drei ersten Kolonnen ausge- 
füllt werden, die beiden folgenden für das Eintragen der 
Resultate der Klassirung und Schätzung offen bleiben. (*) 
Eine jede Parzelle wird in der Karte mit einer besondern 
Nummer bezeichnet, ' und diese in das Mefsregister über- 
tragen, in welchem der Name etc. des Eigenthümers* 
und die Nummer, unter welcher derselbe in dem nament- 
liehen Verzeichnisse eingetragen ist, beigefügt wird. ( 3 ) 

6) Die Zeichnung des Planes in dem vorgeschriebe- 
nen Maafsstabe, wobei so viel thunlich, ein Blatt (Zei- 
chenpapier Grand*- Aigle) eine Sektion enthalten muüs, im 
entgegengesezten Fall, in zwei solcher Blätter getheilt 
wird , jedoch so , dafs jeder dieser beiden Theile be— 



1) Das Verfahren des Geometers hierbei, in dem Reeueil «tc„ 
& 54, folg. ßenzenberg I. 120 folg. ;.,,.• 

. 2) Dieses Tableau besteht eigentlich aus* zwei dergleichen, nam- 
Jtqhr'aus dem \TabUau indieatif des proprietairea et (Us'propri/te*, und 
aus dem Etat de cla**em*nt et d'evaluation , die in ein einziges verei- 
einigt, in drei. Abtheilungen getheilt ist, wovon die lste, das 
eigentliche Tableau indieatif; die 2te, den Etat de clattement ; die 3ie, 
die Application du tarif au classement bildet. JRecueil etc. 3. 69. 

3) über die Itummerirung in VYürtemberg, die alleg. Instr. 
$. 62 — 64. 
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des Bodens und seiner durch' diese bedingten, Ertragsver- 
hältnisse, mit Hinsicht auf den Geldwerth der auf dem- 
selben erzielten Produkte; indem nicht der Ertrag eines 
jeden einzelnen Grundstückes insbesondere ausgemittelt 
wird, sondern im Allgemeinen jener vom Morgen einer 
bestimmten Kulturart, nach MaaXsgabe der Verschieden- 
heiten in Absicht auf Ertragsfähigkeit und. Ertsag , wovon 
die Resultate sodann auf die einzelnen Grundstücke an— 
gewandt werden. Die Klassifikation selbst wird durch 
Abschätzer (Experte) bewirkt, welche die zur Normi— 
rung einer jeden Klasse dienenden Musterflecke auswäh- 
len, und sowohl den Ertrag derselben festsetzen, als auch 
die Anzahl von Klassen bestimmen , die in der Regel für 
das Ackerland jene von fünf: für die übrigen Kulturar- 
ten aber, jene von drei nicht übersteigen darf, in so fern die 
besonderen Kulturverhältnisse und Verschiedenheiten für 
diese lezteren nicht eine gröfsere Anzahl erfordern. ( 4 ) 



1) lUcueil, S. 152 folg. Bensenberg i. Th. S.< 142. 181. 
2. Th. S. 105t 150. 

In Ostreich ebenfalls Klassen, deren Anzahl jedoch nicht be- 
stimmt ist. — Ebenso in Würtemberg. 

In Frankreich ernennt der Präfelct die Exptfk*n&u£ den Vor- 
schlag des Steuerdirektors ; ihre Anzahl soll möglichst: klein , jedoch 
so seyn, dafs auf einen Hanton deren wenigstens zwei kommen. In 
seiner eigenen Ger. vnde kann keiner Abschätzer sevn , eben so we- 
nig als öffentliche Beamten dazu gewählt werden könrienT Die Er- 
nennung von Kommissarion för .die Abschätzung ganzer Distrikte ist 
verboten. 

In Ostreich ernennt die Grundsteuer -Regulinuigs- Hofkom- 
mission besondere Kommissarien für die Abschätzung ganzer Distrikte; 
welchen der OrtsbeamLe als Kontroleur, und zwei Indikatoren beyge~ 
geben sind. Als Hilfsmittel werden denselben die Mappe- mit der Er- 
lauterungstabeüe , die Eingaben der Gemeinden über den Kulturen-' 
stand im Allgemeinen, über den Bruttoertrag und über die Kultur- 
kosten übergeben. Diese Kommissarien bestimmen die Anzahl von 
Klassen für jede Kulturart , den mittleren 'Ertrag einer jeden Klasse, 
die Kultorkosten , und den bleibenden reinen Ertrag. Für Weizen, 
Roggen, Gerste, Hafer, wird der Geldwerth nach dem Durchschnitt 
der- 15jährigen Marktpreise von. 1785 bis 1800 incl. angenommen ; für 
aüe 'übrigen '.Produkte, die Durchschnitts - Lokalpreise aus dieser 
Periode. 
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10) sodann: a) Ausmittelung des rohen Ertrages von 
Äckern, Wiesen, Weinbergen, etc., der in gewöhn- 
lichen Jahren, ohne aufserordentlichen Aufwand an Geld, und 
Arbeit, bei dem in einer Feldmark üblichen Fruchtwechsel, für 
die Grundstücke jeder Kulturart und in einer jeden Klasse 
statt hat; '(*) ^~ von Forsten aber, nach Maafsgabe ih- 
rer nachhaltigen Nutzung, und des Geld werthes des jähr- 
lich erfolgenden Naturais ; — b) Ausmittelung der Kultur— 

1 kosten, nämlich: der Zinsen von dem Betriebskapitale 
in dem yiehstande, in Schiff und Geschirr, überhaupt 
von allen Vorschüssen, durch welche die^Produktion be- 
«dingt ist; des Aufwandes für Gesihdelohn , Handwerks- 
lohn ; für Saatkorn ,' Bestellüngs-, Ernte-, Unterhaltungs- 
kosten, etc. — die sammtlich einzeln angegeben werden 
müssen, und die für die lezten Klassen in dem namli— 
liehen Verhältnisse zum rohen Ertrage, wie in den er- t 



1) Von Wiesen und Weinbergen wird der Ertrag mittelst 
einer Kombination der Quantität und Qualität der Produkte und ih- 
res Geldwerthes, beides nach 15jähr. Durchschnitt; — von Gärten, 
nach dem höchst möglichen Pachtertrag ausgemittelt , jedoch niemals 
unter dem Ertrage des besten Ackerlandes, wohl aber bis zum drei- 
fachen Betrag von diesem; Baumgärten nach dem Geldwerth der 
Hauptnutzung an Obst, mit Rücksicht auf die Nebennutzungen; 
Fischteiche nach dem 15jährigen Durchschnittsertrage etc. Recueily 
S. 108 folg. 

tlm den Expert* bei ihrer Arbeit einen Anhalt zur Vergleichung 
zu geben, werden die Notizen über alle Pachtungen, Käufe, Theilun- 
gen, die in den Jahren von 1797 bis 1809 in einer Gemeinde statt 
gehabt haben ^ von dem Steuerinspektor gesammelt, der aus «den- 
selben einen Mittelpreis für jede Kulturart entwickelt, indem er die 
Pachte, die in Früchten erfolgt sind, nach dem 15jährigen Durch- 
schnittspreis aus den Perioden von 1783 — 90, und von 1797-^-1803, 
in Geld berechnet. Die Resultate dieser Arbeit werden . den Expert* 
zugestellt die an dieselben jedoch nicht gebunden, (aber verpflichtet 
sind , Abweichungen von denselben zu rechtfertigen. Benzenterg, 
1. Th- S. 171 folg. 

"Das Protokoll über die Abschätzung wird von dem Steuerkon- 
troleur geführt, der die Expert« bei ihren Operationen begleitet, mit 
seinem Rath unterstüzt, und , r bei dem Abschätzen die Klasse der 
einzelnen Grundstücke in das Mefsregister (oben Piro. 5) einträgt. 
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sten angenommen werden, in so fem die Abschätzet 
sich nicht zu einer Abweichung veranlagt sehen, die 
in diesem Fall gerechtfertigt werden nuüs; — c) Angabe 
und Feststellung des reinen Ertrages, der in dem- 
jenigen, was nach' Abzug der Kulturkosten von dem 
rohen Ertrage übrig bleibt, und in Körnern bestimmt 
wird, und der durch Berechnung seines Geldwerthes in 
den vorgeschriebenen Durchschnittspreisen, den steuer- 
baren reinen Ertrag ergibt* p 

11) Das Klassement, oder das Einsetzen der einzel- 
nen Grundstücke in die für jede Kulturart ausgemit- 
telte, für jedes Grundstück geeignete Klasse; — wonach 
das Klassinkationstableau geschlossen wird, und die Schä- 
tzer den provisorischen Tarif — nämlich den für 
jede Kulturart, und für jede Klasse ausgemittelten reinen 
Ertrag — feststellen, diesen mit demjenigen Ertrage, der 
sich nach Maafsgabe der Pachte, die statt gehabt haben, 
ergibt, vergleichen, und beziehungsweise erhöhen oder nie- 
driger stellen, und die Gründe^ ihres Verfahrens,' in einem 
besondern tdbleau d'application entwickeln und rechtfer- 
tigen, und so den definitiven Tarif feststellen. (•*) 

Sämmtliche vorstehende Arbeiten werden durch den 
Steuerdirektor, nachdem er dieselben sämmtlich und 
in allen Beziehungen geprüft hat, mit einein Antrage in 
Betreff ihrer Apnahme oder Verwerfung, an den Präfek- 

' ten vorgelegt, der dieselben entweder genehmigt, oder 
aber, im Fall er das Klassement und die Schätzungen un- 
richtig, oder nicht den gesetzlichen Vorschriften gemäfs 
erachtet, ein Gegen kl assement und eine neue Ab*. 
Schätzung Unter spezieller Aufsicht des Steuerinspek- 
tors anordnet, und nach deren befriedigenden Beendigung, 



1} Da* ganze Verfahren in dem oft alleg. Recueil 3. 152 folg. 
Benzenfrerg 1. Th. S. 178—213. 

Das tabhau de Classification enthält in 4 Kolonnen a) alle Kul- 
turarten mit der Anzahl von Klassen nir eine jede $ b) den für jede 
ausgemittelten steuerbaren reinen Ertrag nach Maafsgabe des proviso- 
rischen Tarifs ; c) den Ertrag nach Maafsgabe der Pochte ; d) endlich 
den vom Expert definitiv angenommenen Ertrag. Recueil etc. S 181. 
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SO wie im ersten Fall, die Abschätzung durch' einen 
formlichen Beschlufs vorläufig genehmigt, ( l ) worauf fe- 
dern Grundeigentümer ein Bulletin (Steuerzettel) über 
den Flächeninhalt und die Klasse eines jeden seiner 
Grundstücke, und der Tarif der Abschätzer für alle 
Klassen, zugefertigt wird, um seine etwaigen Einwen- 
dungen gegen die Messung, das Klassement und die Ab- 
schätzung derselben, binnen der peremtorischen Frist ei- 
nes Monates vorzulegen. Zugleich wird ein erster Ent- 
wurf der Mutter rolle (Matric4~ Minute), die in dem 
alphabetisoh geordneten Zusammentrag der Bulletins be- 
steht, während dieses Monates, auf dem Gemeindehaüse ' 
zur allgemeinen Einsicht der Betheiligten offen gelegt* 

Nachdem die etwaigen Reklamationen (*) erörtert 
sind (worüber der Kontroleur ein vollständiges Protokoll 
aufnimmt), werden die desfallsigen Verhandlungen dem 
Präfekten vorgelegt, der nach vorgängiger Berathung des 
Fräfekturrathes über dieselben entscheidet, durch welche N 
Entscheidung di.e Klasse für jedes Grundstück 
unabänderlich fest'gesezt ist. 

Die definitive Festsetzung des steuerbaren Er- 
trages einer jeden Kulturart und Klasse, sowohl für eine 
jede einzelne Gemeinde, als für alle Gemeinden eines 
Kantons, und die Ausgleichung derselben unter 
einander, die in einer von dem Steuerdirektor, präsi- 
dirten Vereinigung des Inspektors, der Kontroleure und 
der Abschätzer vorbereitet wird, ( 3 ) wird in einer Kan- 



1> Die Abschätzung mufs unbedingt angenommen oder, verworfen, 
und 'dürfen nicht durch Rücksichtnahme auf allgemeine Ursachen, 
z. B. Sinken der Fruchtpreise, Stocken des Handels, oder ungewöhn- 
liches Steigen der Pachte etc. modifizirt werden. Recueil S. 204. 

2) Die Reklamationen sind dreierlei Art : solche gegen die Mes- 
sung, entweder, dafs einem Eigenthümer der Besitz eines 'Grundstucks, 
das ihm nicht gehört, zugeschrieben, oder sehne Gröfse oder Kultur 
unrichtig angegeben ist; solche gegen die Klasse, in welche dasselbe 
eingefezt ist; endlich solche gegen die Abschätzung. 

•3) Der Zweck dieser Versammlung ist, wechselseitige Belehrung 
und Verständigung der Abschätzer über Fehler, die sie bei dem Ge- 
schäfte begangen haben können. Die Versammlung hat aber nicht 
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tonalversammlung, die unter dem Vorsitze des Un- 
terpräfe^ten , aus Deputirten aller Gemeinden des Kan- 
tons besteht, und welcher der Direktor und Inspektor 
beiwohnen , berathen. Der Antrag dieser Versammlung 
auf Annahme, theilweise oder ganze Abänderung der 
Abschätzung, der vollständig motivirl . und in Zahlen aus- 
gedrückt seyn mufs, wird sodann dem Präfekten vorge- 
legt, der nach Anhörung des Gutachtens des Prafekturra- 
thes, über diese Anträge definitiv entscheidet, und den 
steuerbaren reinen Ertrag einer jeden Kommune festsezt 
{tarif deßnitif Au Prefei). ( l ) 
Nachdem. auf diese Art sämmtliche Arbeiten vollendet sind, 
werden die definitive*!} Mutterrollen der Gemeinden ei- 
nes jeden Kantons aufgestellt, aus der Totalisirung ihrer Sum— 
marien über Flächeninhalt' und Ertrag das Kadaster des Kan- 
tons , und aus diesen Summarien der Kantonskadaster, jenes 
des Departements, aus diesen endlich |das allgemeine Kada- 
ster zusammengestellt. ( 2 ) 



das Recht, Abänderungen zumachen, die sie nur gutachtlich 
vorschlagen kann, indem, nachdem die Einreden gegen das Klassement 
ihre Erledigung -erhalten haben, die Abschätzungen, so wie sie ge- 
macht sind, der Kontonalversammlung vorgelegt werden müssen. 

1} Benzenberg T. Tb. S. 214 :-. 236. In Ostreich wird die 
Schätzung durch eine besondere Revisionskommmission geprüft, und 
von der Hofkommission genehmigt. Kram'er 1. c. I. S. 114. 

Die Ausgleichung grosserer Bezirke wird in Frankreich durch 
Generalinspektoren, je für 8 bis 10 Departements Einer, 
mittelst eines. von diesen zu bearbeitenden tableau analytique bewirkt, 
dessen Einrichtung in Renzenberg 1. Th. S. 279 folg. darge- 
stellt ist. 

2) Zur Verdeutlichung der Andeutungen' in dem Texte, überhaupt 
zur anschaulichem Darstellung der Formen, sind die wesentlichen 
Formulareaus dem oft alleg. Recueil in dem 4. Abschnitte abgedruckt, 
zum Theil auch aus dem Grunde, weil dieses sehr interessante Werk 
nur als Manuskript an die Behörden vertheilt, und deshalb wehiger be- 
kannt ist. Vorschläge, wie die Formendes franz. Kadasters , die auf die 
Verwallungsorganisation in Frankreich berechnet sind, auch mit an- 
deren Verwaltungseinrichtungen in Einklang gesezt werden können, 
sind in dem oft angeführten Werke von Benzen berg enthalten, in 
diesem auch die Vorzüge und Mangel der Hadastereinrichtungen in 
Frankreich angezeigt. Ql. Th. S. 299. 455.) 
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Indem allgemein anerkannt wird , dafs ein auf genaue 
Vermessung und auf möglichst richtige Abschätzung ge- 
gründetes Kadaster," sowohl für die Regierung selbst, als 
ftyr die Staatsangehörigen, in dem Grade wichtig ist, dafs 
keine der ersteren den Wunsch nach einem solchen jemals 
aufgeben könne, >(') sodann, dafs" einem jeden Kadaster, 
'das nicht auf Vermessung gegründet ist, seine wesentlich- 
ste Grundlage mangelt, Weichen dennoch manche Regie- 
ningen theils' vor der vermeintlichen Unthunlichkeit der 
Ausmittelung des reinen Ertrages, theils vor dem Aufwände 
zurück, den die- Radasterarbeiten verursachen.' 

Der Ungrund der erstem Besorgnifs, und dafs die be- 
fürchteten. Schwierigkeiten nicht unübersteiglich sind, so- 
bald man sich nur, auf das was erreichbar, aber auch Venu- 
gend ist, beschrankt, ist denn afsen überzeugend dargethan, 
dafs eine jede Erörterung dieses Gegenstandes als überflüssig 
angesehen werden mu(s. (*) 

Nicht so leicht ist die Beseitigung der Schwierigkeit, 
die aus der nicht in Abrede zu stellenden Gröfse des Auf-; 
wandes entsteht, den die Aufstellung eines vollständigen 
Kadasters erfordert, und der! nach Maafsgabe der gröfsern 
oder mindern Vertheilung des Grundeigenthumes, im Durch- 
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Übrigens ist in Ansehung dieser lezteren, die wesentliche Änderung 
eingetreten, dafs dasselbe y. 1. Januar 1822 an lediglich als Sache 
eines jeden einzelnen Departements in der Maafse be- 
trachtet und behandelt wird, dafs jedes Departement die Mrdie Ha- 
dafitrirung erforderlichen Ausgaben durch Zusatz- Centimen , deren 
von den Departementsrätheu jährlich drei für diesen Zweck ver- 
billigt werden können, aufbringen muls; au/serdem aber in dem 
Staatsbudget ein Fond von E hier Million Franken zur Unterstützung 
derjenigen Departements und Communen , die einer solchen für diesen 
Zweck bedürfen , ausgesezt ist Übrigens ist die oberste Leitung in der. 
vorbesxhriebenen Art, wie bisher, dem Finanzministerium vorbehal- 
ten. Finanzgesetz v. 21. Julius 1821. M. s. auch die Verhandl. in 
der Deput.-K. am 2. August 1622. Moniteur Nro. 210. 

1) v. Jacob St.-F1nan»W. $. 1034. — Jtaynal r histoire ?j>Äz7p- 
sophique et polüiqu* «to, ä Geneve 1783. T. X. p. 222 folg. 

2) Benzenberg, 1. Th. S. 164. 2. Th. S. 41. — Lots 1. c. v 
4. Bd. S. 157 9 um! die das. angef. Schrittst. 

"iL 7 
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schnitte von 2000 bis' 7000 Thaler für eine Quadratmeile 
beträgt. (*) 

Werden indessen die Vortheile erwogen, die aus der 
durch ein Kadaster erwirkten Möglichkeit einer gerech- 
ten und ^gleichen Vertheilung der Steuer für die G e — 
sammtheit der steuerpflichtigen Grundbesitzer, — sodann 
diejenigen,, die f£r einen jeden Einzelnen dadurch er- 
wachsen, dafs dje.Grofse und die Grenzen seines Eigenthu— 
mes, der Werth und der Ertrag desselben, urkundlich aus- 
gemittelt und festgestellt sind , hierdurch, aber der Kredit ei- 
nes solchen Grundbesitzers fester begründet, die Möglich- 
keit seiner Benutzung erleichtert wird ; dafs mithin die Vor- 
theile für den Einzelnen zum wenigsten gleich grol$ mit je- 
nen für das Ganze sind, dann dürfte als wbhlthatig, eine 
Anordnung, die einen Theil des Aufwandes unmittelbar 
auf dieEigenthiimer derart kadastrirenden Grundstücke^über— 
weist, nicht nur als wohlthätig, sondern auch als gerecht- 
fertigt erscheinen. ,( 2 ) 



i) Nach Maafsgabe einer Berechnung in der franz. Qeputirten- 
kammer , betragen diese Kosten 4000 Rthlr. , wenn die Ackerverthei- 
lang so' ist, dafs 14000 Theile. auf eine Quadr.-M. kommen; 2000 
, Rthlr., wenn nur 5 Ins 6000 Theile ; 7000 Rthlr. , wenn 30000 
und mehr Theile auf eine Quadr.-M. kommen. Neue allg. geograph. 
Ephemer. Jahrg. 1818. 3. Bd. S. 238. — Benzenberg 1. Th. S. 
402. 2 Th. S. 164/ 
t . Über diese Kosten in Württemberg,. (Vermessung etc. 8* kr.; 

Lithographir. 1£ kr.; Einschätzung, allgem. Aufwand 2 kr. ; im Gan- 
zen 'nicht 12 kr.) Verhandl. in der Kammer der Abgeord. im Jahr 1820. 
Aufserord. Beilagenheft S. 266., und der Artikel :" Das neue Kadaster, 
in den Würtemberg. Jahrbüchern v. 1822, 1. Heft S. 36 folg. 

Über dieselben in Bajern, circa 18 kr., cGebhärd) Bemerk, 
zur Schrift des H. Gr. von Soden: Der baierische Landtag im Jahr 
1819. S. 11. Nach Maafsgabe des Berichtes des zweiten Äusschus- 
f- ses, 5. Beilagenband, S. 425 folg.: Die Messung 12 kr.; die Boniti- 

rung, Kadastfirung etc. 9 kr.; im Ganzen also 21 kr. für das Ta- 
gewerk. N 

' 2} Der nämliche Vorschlag ist, wie der Verfasser aus den Ver- 
handl. der baierischen St.-Vers. im J. 1822. 5. Beilagenb. S. 425, der 
ihm, erst nachdem vorstehendes niedergeschrieben, war, zu Gesicht 
gekommen ist , ersieht , ebenfalls in dieser Versammlung gemacht 
worden. - " , . 
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Zwar würde durch eine solche Maafsregel der Aufwand 
an und für sich selbst nicht vermindert, dennoch aber jener 
der Staatskasse, und auch jener derjenigen. Klassen von 
Staatsangehörigen, die nicht Grundeigentum besitzen, defs-" 
halb auch nicht wie die ersteren an den Vortheilen eines 
Kadasters Theil nehmen. Dabei möchte nicht zu übersehen 
seyn, theils dafs der Aurwand nur ein für allemal statt fin- 
det, fheils dafs derselbe auch für den Einzelnen nicht driik- 
kend ist, indem, selbst wenn die Kosten zu 20 kr. vom 
Morgen angenommen, und hiervon die Hälfte auf die Grund- 
eigenthümer. gelegt würden, diese für einen Güterbesitz von 
, 5 Morgen, 50 kr.; für einen solchen von 20 Morgen, 3-J-fl. ; 
für 100 Morgen , nur 16} fi. betragen. 

Dem Einwände, dals weil das Kadaster eine allgemeine 
Staatsanstalt ist, der Aufwand für, dasselbe, auch von der 
Gesammtheit ' getragen werden . müsse , dürfte nicht ohne 
Grund entgegengehalten werden, dafs es mit diesem, in 
, seiner Allgemeinheit allerdings richtigen. Grundsatze , nicht 
unvereinbar ist, dafs, so wie z. B. bei der Rechtspflege, ein 
jeder, der aus einer allgemeinen Staatsanstalt besondere Vor-« 
theile geniefst* wegen diesen, und im Verhälnisse seines 
Genusses, zu denselben *uch besonders beitrage, Wodurch, 
weit entfernt dafs.' eine gerechte Gleichheit in Vertheilüftg 
der Lasten verleztwird, diese wohl eher befördert würde. 

Ein fernerer Vortheil einer solchen Theilung des Auf- 
wandes würde in der Möglichkeit eines raschern Fort-* 
schrei tens der Kadastralarbeiten bestehen , das in den mei- 
sten Staaten durch notb wendige schonende Rücksicht auf die 
Kräfte der Staatskasse gehemmt ist. 

§. 105. 

In dem zweiten Systeme, npmlich wenn die Grund- 
steuer lediglich nur auf den Rohertrag der Grundstücke ver- 
anlagt wird, (*) fallen von den indem vorhergehenden Pkra- 



1) Das Verfahren in dem K. Äaiern, in der allegirten, In- 
struktion für die Bonitirung und Klassifikation aller 
Grundstücke und Grundrealitäten des K. ßaiern, — . 
und in der Instrukt. für die Formifung des Grundpfeiler- 

Katasters, die entere, vom 13. Man, die leztere vom 18> April 

7 * 
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graphä angedeuteten Geschäften nur diejenigen au», die auf die 
Ausmittelung der Kulturkosten, und auf jene des 



1811; für das Vermessungsgeschäft, die Instinkt, v. 12. April 
1808. Bei dem Radaster ist die Territorialeintheilung des Königreichs 
in Kreise r Land - und Stadtgerichte , und in Gemeinden , beibehal- 
ten, deren jede einen Steuerdistrikt bildet; dabei ist vorge- 
schrieben, dafs die Linie, welche das zu einem Steuerdistrikt gehörige 
Eigen thum von einer andern Gemeinde scheidet, als Grenzlinie ange- 
nommen, und dafs für jeden solchen Steuerdistrikt ein besonderes 
Kadaster gebildet werden soll, dessen Grundlage ein im 5000 theili- 
gen Maafsstab aufgenommener, und aus Steinalbdrucken zusammenge- 
sezter Plan bildet , in welchem leztern , nicht nur die Grenze , son- 
dern auch jeder steuerbare Gegenstand nach j seiner Lage und Figur 
dargestellt ist. Wo eine Gemeinde aus mehreren Ortschaften zusam- 
mengesezt ist, bildet eine jede von diesen lezteren eine Unterabtei- 
lung , dergleichen auch bei Städten und grofseri Dorfgemeinden ge- 
bildet sind, nach Maafsgabe der naturlichen Grenzen. Jeder Steuer- 
distrikt hat eigene, unveränderliche Kümmern, mit welchen jedes 
einzelne Grundstück bezeichnet ist; die Nummerirung fangt in dem 
Hauptorte an und läuft durch alle Fluren fort; der Übergang von 
einem Grundstück tauf ein' anderes darf nicht durch einen Sprung ge- 
schehen, so dafs jede Nummer durch Verfolgung der Reihe leicht 
gefunden werden kann. Die Bonitirung geschieht "durch erfahrne 
Landwirthe, mit Anhaltspunkten in bestimmten Musterplätzen , von 
welchen das Ertragsverhältnifs durch Berechnung* bestimmt \ und so- 
wohl von den eigens hierzu gewählten Taxatoren, als von den 
Eigenthümern dieser Musterplätze, als richtig und wahr angegeben, 
und obrigkeitlich bestätigt ist. Solcher Musterflecke werden so viele 
ausgemittelt-, bis Ar jedes Grundstück in einem jeden Landgerichte, für 
welches jedesmal die Taxatoren erwählt sind, Anhaltspunkte vorhanden 
sind. Die Anzahl der Taxatoren richtet sich nach der Gröfse des 
Landgerichts, doch dürfen nicht mehr als zwölf gewählt werden. Die 
Grundsätze und das Verfahren in Ansehung der Bonitirung, sind 
Seite 83. Note 2 angedeutet. — Die Klassifikation; der 
Äcker geschieht in der Art , dafs für die erste oder geringste Klas- 
se , auf ein Tagewerk , und nach Abzug der Aussaat von der Erndfe, 
eine jährliche Produktion von \ Scheffel Korn festgesezt ist, und für 
die folgenden Klassen sodann in einer arithmetischen Proportion 
steigt * so, dafs eine doppelte, drei- oder Vierfache Produktion, zur 
2. , 3. u. 4. Klasse gehören. Nachdem die Klassifikation der Äcker 
ist , werden Wiesen , Waldungen , Gärten u. s. w. durch 
eingereihet, in der Art, dafs die Quantität Heu, die eine 
m kann , und das Verhältnifs des Werthes dieses lezte- 
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reinen Trtrages $kh beziehen., wogegen alle übrigen, ins- 
besondere die Vorschriften und Geschäfte in Absicht auf die 
Vermessung, die Klassifikation, das Klassement, die Erledi— 
gung der Reklamationen, der definitiven Festsetzung de$ steuer- 
baren Einkommens etc., wenn gleich in Absicht auf die förm- 
liche Behandlung verschiedenartig modifizut, die nämlichen 
-wie in dem ersten Systeme sind. 



«* 



ren zu/ jenem 'eines Scheffels Roggen, und eben so bei Waldungen) 
die Quantität Holz, <£e nachhaltig gehauen werden kann,, und das 
Verhältnils seines Geldwerthes zu jenem von einem Scheffel Roggen, 
ausgemittelt wird; . Gärten endlich, dem ' besten Ackerlande gleichge- 
halten werden. Zum Behuf der Eintragung der einzelnen Grund- 
stucke in die Klassen C «Klassement), können die Taxatoren in. 
Abtheilungen von drei getheilt werden ? deren jeden ein Geometer als ' 
Aktuar heigegeben ist, der die von den ersteren für jedes Grundstück 
angegebene Klasse in 41e Karte einträgt , was in das Kadaster selbst 
von den Taxatoren bewirkt wird. ■ • . » 

Die Resultate der Messung ,, Taxation und Klassifikation werden in 
dem Kadaster zusammengetragen (eigentlich das tableau indicatif 
in dem franz. Kadast.), in- welchem alle steuerbaren Gegenstande nach 
der Ordnung der unveränderlich laufenden Nummer aufgeführt , unp* 
he/ einer jeden der Gegenstand, (ob Acker, Wiese etc.), die Fläche, 
die Bönitäts- Klasse, die Verhältnifszahl , (welche ein Produkt aus der 
Flache in die Bonität ist), die Belegung der Grundsteuer, und die 
Dominikaiverhältnisse, eingetragen sind*. ... 

' beigelegt sind demselben: c) das Verzeichnifs der Grundbesitzer,, 
jedes .durch, seine . Hausnummer bezeichnet , mit einem alphabetischen 
Reuertorium für jede OrJscfraft (summarische Mutterrolle), und einem 
Veraejbchnifs derjenigen Grundbesitzer, die in anderen Steuerdistrikten 
Woimhaft sind;,, «odann ^) eine Zusammenstellung der Grundstücke 
nach* der laufenden: Cfummer , >velche jedem in einer Gemeinde an- 
säfsigeu Unterthanen-gebören, m ft einer Übersichtstabelle aller Grund- 
stücke des Steuerdistrikts , nach ihrer .Quantität und Qualität, in wel- 
cher; dje, Parzellen und. die Wojuigebaude, <W Flächeninhalt, die 
Summe der Yerhältnifs^a Wen j und das Steuersimplum , sowohl von 
Flur zu FJur, als von, der ganzen Gemeinde angegeben sind 5 — 
c) endlich dem Kadaster des ganzen Landgerichts selbst: 1) ein Ver- 
zeichnifs aller im Landgericht befindlichen Fischwasser und ihrer Be- 
legung mit Grundsteuer; 2) ein solches, derjenigen Grundstücke,, de- 
ren Besitzer in anderen Landgerichten ansäfeig sind. — M. s, das 
Formular im 4. Abschnitt. ,". 1 ..... .. 



— 102 — 

1 In dem dritten Systeme dagegen, (■) ist der Vermessung 

des Areals, die nur subsidiarisch und im Fall gegründeter Zwei— 

f el in die I^iehtlgkeit der von den Eigenthümern angegebenen 



1) In dem Grofsh. Baderf '"%. B. ist nach Vorschrift der Grund« 
steuerordn* v. 20. Jül. 1Ö10 nachstehendes Verfahren beobach- 
tet worden: 

a) Für die Leitung der Güteraufnahme , der Klassifikation und Taxa- 
tion, waren besondere Bezirkskommissarifcn , je für einen Be- 
zirk von 10000 Seelen einer (die Inspektoren im franz. Kada- 
ster) ernannt, und diesen je für 1000. bis 1500 Seelen ein 
Protokollist, Cder Steueraufseher oder Kontrolleur im franz. Ka- 
daster) beigeordnet, welchem, leztern die Aufstellung der 
Gütertabelle , der Steuerzettel , das Einsetzen in die Klassen etc, 
übertragen gewesen ist. , 

b) Jede Markung ist als ein Steuerbezirk betrachtet, und sind fuf 
denselben drei Urkundspersonen zur Anzeige der Grundstücke 
und zu ihrer. Klassifikation und~ 1 Taxation gewählt gewesen (die 
Delimitatoren der Kommunen, die Indikatoren und Schätzleute 
in dem franz. Kataster.) 

c) Aus den von dem BezirkskömmissSrius eingesammelten Verzeich- 
nissen über die Grundbesitzer und aus den Notizen über die Gröfse 
der Grundstücke , ist ron dem Protokollisten die Gütertabelle (das 

, tftbhau indicatifm dem franz. Kad.) zusammen 'gestellt, und sind 
x die Steuerzettel für jeden einzelnen Kontribuenten gefertigt) sodann 

ä) die Klassifikation bewirkt, das Klassifikations -Tab- 
le au aufgestellt (beides auf die nämliche -Art wie In dem Vor- 
hergehenden §. angezeigt ist) worauf 
*) zur Taxation geschritten worden ist, zu deren Behuf der 'mitt- 
lere Güterj>reis für die Grundstücke jeder Kulturart und in jeder 
Klasse , aus dem Durchschnitt der Güterkäufe in der Periode von . 
1780—89 und von 1800^-1809 ausgemittelt, diese Ausmittelung 
den Taxatoren in einer Versammlung derselben 'sulp Abgabe ihres 
Gutachtens vorgelegt, und dieses in ein- besonderes Protokoll kon- 
signirt worden ist (Die Versammlung der Schätzleute zur Fest- 
setzung des Ertrages in dem französ, Kad.) 

f) Sodann 1 ist die Publikation der Klassifikation und 
Taxation an die Begüterten Und an die Ortsvorstande, zur 
Äufserung ihrer Ausstellungen verfugt worden , über welche lez- 
teren nach vorgangiger Erläuterung der Taxatoren, durch Stim- 
menmehrheit der Ortsgerichtsglieder entschieden^ und das darüber 
abgehaltene Protokoll an den Kreisdirektor eingesandt worden ist 
(Verkeilung der Bulletins an die Grundbesitzer , Auflegung der 
P Mutterrolle auf dem Gemeindehaus in dem ftw». Kad.), welcher 
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Gröfsen, stattfindet, die Fatirung des Flächeninhaltes 
durch diese Eigen thümer; und der Ausmittelung des rohen und 
reinen Ertrages, die Eruirüng der mittleren Güterpreise # 
durch Auffindung des Durchschnittes aus- den Verkäufen , und 
beziehungsweise aus den Pachten, die in einer bestimmten Pe- 
riode! statt gehabt haben , und die Anwendung derselben auf die 
einzelnen Güterstücke substituirt. Die Formen, sowohl für die 
•Behandlung, als fiir die Einkleidung dieser Operationen, sind 
im Ganzen ^willkürlicher und defshalb auch beinahe in jedem 
der Staaten in denen dieses System besteht, verschieden, vorzüg- 
lich auch nach Maafsgabe, als die Ausmittelung mehr auf den 
wirklichen Ertragskapitalwerth, oder aber auf den 
- individuellen Kau f w e r t h und Kaufpreis ge richtet ist, oder 
als Klassenkapitalien die auf die einzelnen Steuerobjekte 
angewandt werden-, <#e Grundlage bilden. 

. Au&er den angezeigten drei Hauptsystemen, sind in ver- 
schiedenen Staaten auch andere Methoden in Anwendung, 
und in sofern von einander abweichend, als dieselben nur 
- für die Veranlagung der Grundsteuer allein bestimmt sind, 
oder aber als sämmtliche direkte Steuern von Grund- 



g) die Revision von beidem , in • einer von Ihm präsidirten D i - 

• ■' striks Versammlung, in welcher zugleich ober die einzel- 

• nen Reklamationen entschieden worden ist (die Kantonalver- 

aammlung in dem franz. JKadO, und die Einsendung sämmtlicher 

Verhandlungen an das Finanzministerium bewirkt hat, ven 

• welchem die Anschläge der Outer r und die Naturalienpreise 1 für 
die. »Wertschätzung 4gr Gefalle definitiv lestgesezt, und diese 
definitiven Festsetzungen durch die Amter publizirt worden sind/ 

• worauf endlich -,..,... .♦; ., 

A) das: finale Klassement der einzelnen Grundstucke- und die 
Rektifikation der Steuerzettel durch den PretokoUieteit bewirkt 
worden isf, der. zugleich die Steuertabelle für jede« Kommune 
. 'gefertigt 'hat (die rektifizhrte MuUenraüe und die Sterterrolle in 
, .dem. französ. Kadaster> t durch deren* stufenweise Zusammenstel- 
lung y die Ämter- Kreis- und das .General »Kadftster, gebildet 
worden sind. -^ Sichtbar sind die Fcrmenr.fur. die Behandlung 
dem: franz. Kadastep nachgebildet,- hierdurch. über Bedürfhifs ven- 

. vielfakigt. Das Verfahren in Tyrot, in-Krehl Beitragen, 5:130 
folg., jenes in Nassau, die einfacher. sind in dem Edikten, 4$ 

.... Febr. 1809. )] . 
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st ücken , Häusern am d Gewerben 'in eine* einzige- Abgabe 
Verschmolzen; ,80 wie diese Formen überhaupt in dem Maafse 
verwickelter sind, als dieselben Ausmittekmgen erfo.rdern> 
«die nicht selten 7 ein mehr -oder minderes Eindringen in das. In- 
nere der Verhältnisse der Steuerpflichtigen bedingen, das ohne 
sicher zum Ziel zu fuhren, in melir als. einer Hinsicht, nachthei- 
lig ist* Überhaupt aber sind dieselben au mannichfaltig, als dals 
eine vollständige Andeutung tjiuiilich wäre, theils auch bißktn 
dieselben ^ine Ausnahme von den Systemen:, die. allgemeine* bei- 
stehen, und welchen dieselben mehr und» Mehr weichen, wefs- 
halb sie auch eine besondere' Darstellung iiicnt erfordern durf- 
ten. (*) . . : . ; . 4 .. . 

m^mm^mm. , i m j 

' I • 

i) Eine besondere Methode, z. ß. in dem Grofsherz, Hessen, 
wo die Abgaben von dem Grundeigenthume , den Gebäuden, den Ge- 
werben , unter (welchen zugleich die Landeigentümer , TaglÖhner, 
die Staatsdiener etc. begriffen sind) , und- vom Vieh in eine einzige 

- Steuer vereinigt sind, und diVVerthcihing nach verschiedenartig ge- 
bildeten Repartitionsnormen — Land- und Ortssteuer - Kapitalien — 
bewirkt wird, Die Darstellung dieses Systeme», und die Instruktionen 

.für seine Ausführung, in KJrönke, Ausfuhrliche Anleitung. zur ßegu- 
lirung der Steuern. Giefsen 1810.* Eine Beurtheilung dieser Methode, 
in Strelin Revision der Lehre von den Auflag, etc.. S, 13 IBTg. — 
Von anderen solchen Methoden,.' nachstehende als Beispiel- z.B, Vax an - 
lagung auf die Aussaat aufreine bttstimroteFläcbe, nach 
Klassen, die mr die Bonität dep Grundstöcke» angenommen sind, so, dafs 
eine bestimmte AnzaH Scheffel Aussaat auf eine Hufe Landes angenommen 
•die Aussaat «dhst aber nach Maafsgabe def «arbitrirten Bonität« des Bo- 

idens-, und des geschazten Ertrages*; klaosifbirt /ist ,: und dafs- nach 
Maafsgabe dieser Wass&kation , die Steuersätze abgestuft «ind> z. B. 
in der 4t Klasse* Ügrirotk Scheuet Aussaat, in > der 2., 7 gri; in der 
3., 6 gr. etc. Diese Methode in mehreren preufsischen Provinzen. 
Boro*vski Abrifs des prakt Kamerad- und FitMizwes. 1, ;Bd, ; . . 

1 ! V^ranJagu»^ aufden supp^Hirt^hf Körner ertrag, Von 
dessen- ; nach« vorgeschriebenen Sätzen» berechnetem GeidVerthe, ein 

wgleiöJuafis vorgeschriebener, proportionirlicher ^Thei! als steuerbarer 
reiner Ertrag angenommen ist So *> B.'>fcv Alt-Würtemfeerg. 
Jnfftrukt. v, 1713, und Sj>ätb Grutfdrifs einer möglichst guten Sleuer- 

; reguh'run^, Stuttgart *S16\ In gleicher Art in mehreren anderen 
Staaten; •— oder aber,: -dafs der» prfoumfag' oder ausgemittelte' reine 

'Ertrag. nicht in Körnern, sondern* in einem Gefdsatze 
ausgedrückt fst,- z. B. dieiStfeuer^Schocke in Sacftsen, 
wo die Nutzung oder der reine Ertrag eines Grundstückes oder? Hau- 
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L 106. /. 
In einem jeden der erwähnten drei Systeme ist auf die 
formelle Behandlung und Einrichtung von wesentliche«! Ein- 
flüsse, oh und, jyte. : lern die Real lasten, überhaupt die soge- 
nannten Grund^eachwerden , bei der Ausmittelung deä Ertrages 
.berücksichtigt, und yon diesem abgesezt werden,, oder aber, ob 
auf dieselben keine Rücksicht genommen , und die Reiziehung 
der Gefällherren zu einem verhäjtnifsmäfyigen ^ntheil an der 
Grundsteuer | der Privatausgleichung der Entheiligten überlassen 
i*- ( l ) 



■»"■•^■■i 



ses, nach einer Ansah! von Schocken (20 alte Groschen auf einen 
Schock) bestimmt, und ein Morgen .guter Acfyer zu 2 Schock, mittel r 
mäkiger zu 1^., schlechter Acker zu 1 Schock veranschlagt ist. 

Veranlagung nach einem für die Gröfse und Güte, 
wiüküh'rlich angenommenen Maafse, z. B. 1n Holstein, 
-nach Pflügen; die jeder Landwirth im Gange hat, oder im Gange 
zu haben angenommen 'wird y — oder nach Tonnen Ha r t ko r n ; 
In Dänemark, wo unter 4 einer Tonne eine solche -Fläche Acker- 
land verstanden wird , auf welcher nach ökonomisch, Annahme jährlich 
drei Tonnen Getreide 0- Tonne Roggen, 1 Tonne Gerste, 1 Tonne Hafer} 
geerntet werden können , wobei für die Bonität 3 Klassen angenom- 
men sind , das Brachfeld aber nicht berücksichtigt ist. Diese Me- 
thode geprüft in Justi System des Finanzwesens S. 442 folg. 

Über die Methoden in den ' verschiedenen Östreichischen Provin- 
zen, Kremer, Darstellung des Steuerwesens, 2 Theile, Wien 4821» 
t , 1) JNUht b«rückMcfctigt aind die Gruwüasten", r*.r,B. v in 
Frankreich) jln Ostreich CPat v, 23,: Deibr. t817>,. in.S ach- 
ten CMandat y die : Einfuhr, eines neuen Abgabens/Btemt betreff. ,■ v, 
9> Jul. 1312J , -in Hans over ,i jedoch mit Ausnahme der Zejmden, 
.(Yörardti, \%. 9i Aug, 4822.} jn N aga au (Edikt v. £}E«Ir.4869.> 

<"< Abgeeezt und besonders besteuert* dagegen, . zw B. in. ir>aiern^ 
Wvritembarg, Baden otc. ' •• > -^i» ' 

-' Mehrere) unter dies«» .auch Krehl i, c. S. 11 haben versucht 
idie Ansicht geltend au machen; daf» der Abzug der Grundbesobwer*- 
den einer 'Privatausgleichung unter den Betkeiligtep dobonans dem 
Grunde nicht überlassen werden konnex weil hienduncb dro HersÄek- 
lung einer gleichen Besteuerung von 'Privatkonventtönen 'abhängig, 
hierdurch aber unmöglich werde. — Abgesehen Von icLer- BicntigkeSt 
öder Unrichtigkeit dieser SchlußfoJge- an und £ärt «icfc-Bcibsl, scheint 
■dieser Ansiclit entgegenzustehen, : difs» bei Veranlagung* der ; Grund- 
steuer, die Regierung nur mit .deW£*r trage , des !Qrisndstük~ 
kes, und nicht mit dem Besitzer desselben, xu thun 



— 108 — 

B. Veranlagung auf den mittleren Werth der Gebäu- 
d e , und zwar entweder durch Abschätzung «Jieses Wer— 
thes nach Maafsgabe der Käufe, die in einer bestimmten Pe^ 
riode statt gehabt haben],! (* ) oder aber nach Klassenka- 
pitalien, die willkürlich bestimmt, auf die einzelnen Ge- 
bäude angewendet werden. ( 2 ) 



dem Miethswerthe statt, alle übrigen Gebäude werden blofs nach ihrer 
Area besteuert , dem besten Ackerlande gleich. Der jährliche 1 Mietv- 
ertrag wird durch Fassion der Eigenthümcr ausgemittelt. M. ». die 
alleg. Instinkt 

1) Wie z. B. in dem Grofsh. Baden. — Hausersteuer -Ordnung 
vom 18. Septbr. 1810, nach welcher der mittlere Werth der 
Gebäude,, bei dessen Abschätzung der Durchschnitt aus den Haus- 
käufen in dem Dezennio vom 1800. — 1809, zum Anhalt gedient hat, 
als Basis der Besteuerung, und als Steuerkapital angenommen 
ist. Bei allen Gebäuden jst der Platz nach Lage und Raum, und 
die Baulichkeit als steuerbar angesehen, und sind Einrichtungen für 
bestimmte Gewerbe, wenn sie ihrer Natur und Bestimmung nach 
unbeweglich sind (z. B, Mahlwerke, die auf Pfeilern ruhen) zur Bau- 
lichkeit gerechnet, Gülten und Zkise, die auf den Häusern lasten, mit 
alleiniger Ausnahme der Muhlengülten , nicht berücksichtigt* • 

2> Diese .Methode z. B. in dem H. Würtemberg, wo der 
volle Kapitalwerth der Gebäude, und als solcher, derjenige Werth 
oder . Preis , den ein Käufer mit Hinsicht auf Umfang, -Lage und Bau- 
Stand eines Gebäudes, und auf die auf. einem solchen haftenden lö- 
sten,, nach den gegenwärtigen Preisen, für ein solches bezahlen kann, 
als Maafsstab für die Einschätzung angenommen ^st, jedoch so, dafs 
die Schätzung, dieses Werthes nicht nach beliebigen , selbstgewählten 
Summen , sondern . nach der Mittelzahl von Klassenkapitalien bewirkt 
vrtöy die vorgeschrieben sind, und auf ein jedes »Qebäude nach 
Maasgabe seiner Beschaffenheit angewandt wird. Die Lasten, die auf 
einem Hause • liegen, werden nicht kapitaliter abgezogen, sondern nur 
im Allgemeinen berücksichtigt. M. s. aj die Vorschriften für die 
Aufnahme, von FVotizen über Gebäude und Gewerbe, v. 3. ftovbr. 
,1818$- b) idie ' Instruktion für die Steuerkommissarien für die Ein- 
schätzung der Gebäude und Gewerbe, vom nämlichen Tage; c) die 
spezielleren Vorschriften für die Steuerkommission in Beziehung, auf die 
Gebäude- . und Gewerbeeinschätzung ; d) das Zirkular an die Steuer- 
kommission über' den nämlichen Gegenstand, v. 16. Febr. 1819. 
Maft'vergl. damit die Verband], in der Kammer der Abgeordn. v. 1821. 
Heft YIL XII. XX., und den Beschlftfs, dafs bei Ausmittelujig des 
Stcuerkapitals. , von 'Gebäuden s die Mittelzahl aus dem Brandassekura- 
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*C . Veranlagung der Area allein, ohne Rücksicht 
auf die Baulichkeiten, oder auf den Ertrag aus 
ihrer Benutzung, aber»niit Erhöhung des* Steuerkapi- 
tals für die Häuser ,' nach Mafefsgabe der Bevölkerung des 
: Ortes, in welchem die Gebäude gelegen sind; {*) 
D~ Veranlagung nach Maafsgabe einer Klassifikation, 
die durch die Höhe der ^Gebäude, und die An- 
; : zahl von Wohnungsbestandtheilen in denselben, 
' notmirt und graduirt ist. ( f ) 



* 4 

tlons-Kapitäl, und aus demjenigen , das durch' die Abschätzung atf sge- 
mittelt worden ist, als Hauptanhaltspunkt zum Grunde gelegt werden 
soll. 

In dem Grofsh. Hessen ist der, wirkliche. Kaufwerth äusgemit- 
telt, von der eruirten Summe aber nur ^ als Steuerkapital an- 
genommen. Krönke 1. c. S. 200. Auch in Aufsland, wo die 
Steuer % pCu'jvon dem Kaufwerthe beträgt; in Petersburg jezt 10 pCt. 

1) So-«. -Ar die bisherige Gebäudesteuer in dem Herai Nassau 
Cdas allg. Edikt §.• 12) , n0 nnr die Grundfläche de* Häuser und Ge- 
bäude aller ' Art \ ,mit den dazu gehörigen fjofraithen , und zwar für 
jeden Morgen o^derRutKe Grundflache, nach dem Gutermaafs der 
Gemarkung, in, welcher sie liegen, im Steuerkapital angeschlagen war 
nämlich : . , , , 

a . wenn die< Wohngebäude e in - ;oder zweistöckig sind , 

• ä) in Ortschaften unter 1500 Seelen, mit dem doppelten 

Betrage des 'Steuerkapitals, mit welchem ein Morgen oder 

eine Ruthe des bebten Wiesen- oder Gartenlandes in der Gc- 

marküng angeschlagen ist; 

©> in Ortschaften, deren Bevölkerung 15Ö0 S. übersteigt, mit 

dem Vierfachen; 
O in der Stadt Wiesbaden, mit dem a e c h s f> cb ie n Betrage 
dieses Steuerkapitals. 
b. FurWohngebaude die mehr als zweistöckig sind, ist der An- 
schlag für jeden Stock um ;die Hälfte erhöhet, v- Dusch ein 
Edikt v. 26» Mai lÖ22iet diese Besteuerungsart dahin abgeändert for- 
den, dafs der Miethsertfag als Hauptgrundlage dee jßesleuerung 
ron Gebäuden angenommen, zu dessen Kontrelirttag ;*ber, so 
' wie in solchen Orten, in welchen Miethen nicht üblich sind, zu- 
gleich auch auf den Kaufpreis zurückgegangen, und von diesem 
7 pCt. als Nutzung gerechnet werden sollen. 

2) Diese Methode in Ostreich, mit Ausnahme der Ungarischen, 
Siebenbürg . und Myrischen Provinzen. Die Besteuerung nachdem 
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In diesem leztern Systeme werden nur Zimmer und Kam- 
mern , die wirklich bewohnt werden, oder zur Bewohnung be- 
stimmt sind, aber ohne alle Rücksicht auf die Zeit, während 
* welcher , noch auf die Art, wie sie benuzt werden , als. Woh- 
nungsbestandtheile betrachtet, nicht aber Küchen^ Keller lind Bo— 



Miethswerthe findet nur in einer bestimmten Ansahlyon Städten 
statt, nämlich in Wienf Linal, Gras, Klagenfurt, Brunn, OUmütz, TVoppau, 
Prag, Karlsbad, Tppliz, Franzehbrann , Marienbad, Lemberg, Brody, 
in welchen der Miethswerth durch schriftliche Fassion der Eigenthü- 
mer oder permanenten Nutzniefser ausgemittelt wird, und von wel- 
chem für Abnutzung und Unterhalt 15 pCt. abgesezt werden. In 
allen übrigen Städten und Orten, werden die Gebäude nach Maasgabe 
einer Klassifikation, die nach der Anzahl der Wohnungsbestandtheile und 
der Stockwerke nqrmirt und graduirt ist, in folgenden zwölf Klassen 
besteuert, nämlich: 
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- Jene Gebäude, die mehr als 35 Bestandteile enthalten, werden, 
Bö viel mal fünf Bestandtheile sich über [35 vorfinden, wenn es 
Gebäude ohne Stöckwerke sind, mit Einem Gulden-, mit Stockwer- 
ken, mit «wei Gulden höher als in der ersten Klasse von 30 fl., in 
Anschlag gebracht« 

.Eine lOte und Ute Klasse von Gebäuden mit Stockwerken gibt es 
nicht, weil in der korrespondirenden Uten und 12ten Klasse der Ge_ 
bäude ohne Stockwerk , nur 5 , 4 und 3 — 1 Wohnungsbestandtheile 
enthalten sind , in welchem Falle eine Beachtung der Stockwerke gar 
nicht eintritt. Krem er L c. S. 132 folg. 
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den oder Speicher (bei diesen lezteren jedoch mit Ausnahme der Zim- 
mer, die auf denselben sich befinden), Stallungen, Scheunen u. dgl. 
Aufser diesen Hauptmethoden bestehen deren auch noch 
andere, unter welchen die Besteuerung der Gebäude auf dem 
platten Lande, nach fixen Sätzen, die nach den rechtlichen 
oder gewerblichen Verhältnissen normirt jsind. Dieselben werden 
indessen um defswillen nicht besonders erwähnt, weil sie 
jedesmal nur in einer gröfseren oder kleinern Modifikation der 
erstem bestehen. (*) ' 

Das Verfahren hei der Kadastrirung der Gebäude , und die 
Formen derselben, .die nach Verschiedenheit der Methode in 
Tier Ausmittelung des Miethszinses oder Miethswerthes, des Ka- 
pital werthes, der Area oder der Wqhnungsbestandtheile zum 
Behuf der Klassifikation bestehen, sind willkürlicher als jene t 
für das Grundsteuerkadaster, mit welcnen sie' jedoch, besonders 
wo das .Gebäudekadaster mit dem erstem verbunden ist , ana— 
log, gebildet sind. Gewöhnlich sind die Geschäfte zwischen den 
Ortsbehqrden und den Steuerbeamten in dei* Art getheilt, dafe 
den ersteren die Aufnahme , den lezteren die Revisionskontrole, 
und die Ausstellung der Steuerrollen, übertragen ist.- 
, §. 108.. ' . 

Gew<erb Steuer. (*) In. gleicher Art werden für die Be- 
steuerung der Gewerbe, wo dieselbe von jener der Grundstficke 
.und der Gebäude getrennt ist, und nach Maafsgabe der Ausdehnung, 
die; üu; auch auf -andere, nicht blqfs mechanische Gewerbe gege- „ 
b.en wird, vier verschiedene Methoden befolgt, deren jede 
zum Behuf .ihrer Veranlagung, mehr oder weniger besondere 
Formen erfordert. 

1) Eine eigenthümliche Besteuerangsart ist im Jahr 1802 in Dä- 
nemark angeordnet- worden, nämlich: daß alle Gebäude inwendig 
und änfserlich E 1 1 e n w« i s e ' ausgemessen . worden sind , und für die 
Quadratelle Baum , eine Abgabe von (im Durchschnitte) 4. ggr. hat 
entrichtet werden sollen. Bredow Chronik des 19. Jahrhunderts. 
2. Aufl. 1. Bd. S. 400.. 

2) Altere' Ansichten über 'die Behandlung der Gewerbsteuer z. B. 
in Just i Staatswirthsch.il. S. 352 folg. Von neueren, Lotz, Revision 

-der Grundbegriffe etc. 4. Bd. §. 284 folg.; v. Jakob &aat*finanz- 
wiss. II. S. 925, und Vorschläge, die greise Berücksichtigung ver- 
dienen. — Späth Abhandl. über die Aufnahme der Gewerbsteuer, 
Sulzbach 1822; Ansichten, di^ wohl schwerlich weder Bettall finden, 
noch verdienen dürften. 
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Es sind nachfolgende, nämlich: ' 

A. entweder, dafs die Abgabe nach Maafsgabe eines fixir-» 
ten Tarifs, der für jedes Gewerrbe mit Ruck — 
• sieht auf die Bevölkerung des Wohnortes des Ge— 
werbtreibenden gradtfirt ist, aber ohne besondere Be- 
rücksichtigung des Fonds oder Betriebskapitals, veranlagt 
wird; — "Patentsteuer. 

Diese Methode in fr an kr ei oh',' woselbst die 
Patentsteuer aus zwei verschiedenen Abgaben zusam— 
mengesezt ist, nämlich aus dem droit fixe , oder dem— 
.' jenigen Theil der Abgabe, der lediglich nach Maafs- 
gabe der Seelenzahl des Wohnortes des Gewerbtrei- 
benden, und nach Klassen für jedes Gewerbe, gradu- 
irtjist; sodann', aus dem droit proportionnel , das für 
diejenigen Gewerbe, die in den fünf höheren Klassen 
des Tarifs täxirt sind (mit wenigen. Ausnahmen) , in 
^j des Miethszinses oder Miethswerthes der Ge- 
bäude, Werkstätten, Magazine etc., in welchen das 
(Ge werbe betrieben wird, besteht. Die Patente, die 
jeder, der' ein Gewerbe betreiben will, jährlich lösen 
mufs , und die jedesmal nur auf- ein Jahr ausgefertigt 
werden , sind personel , und können nicht auf einen 
Dritteren übertragen werden. Dagegen ist ein Ge- 
werbsmann, der verschiedene steuerpflichtige Gewerbe 
betreibt, nur zur Losung eines Patentes, nämlich 
für das am höchsten tariffirte Gewerbe, verpflichtet. 
Associis für dasselbe Gewerbe, müssen jeder das volle 
droit fixe entrichten , wogegen das droit proporiionnel 
von allen gemeinschaftlich bezahlt wink'. Associes- 
CoinmantUtaire* sind steuerfrei, so lan£e sie nur Fonds 
zu einem Gewerbe herscniefsen.und an diesem riieht 
Selbst Theil nehinen. Gewerbe , deren Thatigkeit 
sich auch außerhalb ihres Wohnortes erstreckt, wie 
Banquiers, Frachtfahrer etc., sind aufser den Klas- 
sen besteuert. (') 



1) Gesetz y. 1. Brumaire An VII. — Code (U$ conirihut, directes, 
Paris 1811, T. I. 8. 122., T. 11. S. 97. — Code de* patentes. Der 
Tarif und die formelle Einrichtung in dem 4. Abschn. 



v r 



' • — . ^113 — . 

v ' ■•■ Auch in. ' Ha nnover^ woselbst die nämliche Thei-* 

lung statt/ findet, . der Steuersatz aufs er de^n Klassen 
• van . -2f,bit i 50 Rthl. beträgt ; in den Klassen , deren 
. sieben angenommen sind, von 12gr. in der 7ten und 
.. " lezten , bis &0 Rthl. in der lsten, graduirt sind/( l ) 
B'.. Öder aber, d«fs» di«, Steuer auf., den nach Verschiedenheit 
der Gewerbe prasumirten Gewinn, und für mehrere 
Gattungen von Gewerben , zugleich aufdasin densel- 
ben angelegte Betriebskapital veranlagt, derer- 
stere , nämlich der Gewinn , nach Maafsgabe eines klassin- 
, zirten 4arifs f besteuert wird , der Ausmittelung des leatern 
. aber Klasse n kapitale surrogirt t 'sind, nach, Welchen 
das Betriebskapital eines jeden Gewerbtreibendqft / einge- 
. schirzt wird. ' ,- ' , • . -•; ■ 

Diese Methode z. B. in dem GrofsherzogthüntJBa- 
den. Für die Besteuerung des persönlichen-iVer— 
dienstes durch Handarbeit, Gewerbe, Kunst, Han— 
. <. ; del, e$c. ,-ohne Rücksicht auf den Gewinn aus dem 
Betriebskapitals, sind zehn Klassen, jede mit einem 
besondern Stei*erkapitale (von 50 ~— ,6000 fl.) gebildet, 
die Abgabe aber nach Maafsgabe eines Tarifs, der nach 
. der Seelenzahl des Wohnortes, und aufserdem nach 
der Anzahl der. Gehilfen graduirt ist, , bestimmt; 
für die Besteuerung des Betriebskap i t al s aber sind 1 5 
Klassen (von 400 — 2?000fl.) vorgeschrieben, in wel- 
che die Gewerbtreiben den durch eigene Fassion sich 
einschätzen. (*) - 

In gleieher Art in Würtemberg, jedoch mit 
der Modifikation, dafs die Gewerbe nach Häugtkathe— 
' garien, in diesen nach Klassen mit besonderen Tarifsä- 
tzen für jede derselben , besteuert werden , nämlich r 
^..Handwerker und kleine Händler (solche, deren Be- 
triebskapital 200 fl. nicht übersteigt), in 4 Abthei h in g eja; 
fifr deren jede 3 Klassen, deren jede wieder in 2 1 Un- 
terabtheilungen getheilt ist. — 
b. Handlungen, Fabriken* Manuf akturen* firr 



• ... . » : 

1) V«rordn. v. 25* Juni 'tfä% K . . , 

:?} GcwerbsteuesOrdft. v. 6. .April 1815* .?, . . ... 
II. 8 
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deren Einschätzung das im Gewerbe angelegte Kapital 
zum IVXaafsstab dient; ebenfalls nach Klassen, die, so 
wie die sußponirte Arbeitsrente , nach der; Anzahl von 
• Gehilfen regulirt sind. 

c. Mühlen und andere Werke der Alt, nach zwei Haupt- 
rücksichten , nämlich : < ob sie mehr für eigene Produk- 
tion benuzt werden, oder für Kunden? — im ersten 
'Fall, wie. die -Handwerker; im »weiten, nach der An- 
zahl der Gärige, mit Rücksicht auf die Zeitdauer ihrer 
Thatigkeit besteuert. ' , ' 

d. Wirtschaften,' nach Maafsgabe der Verschieden- 
heit ihres Gewerbes (Speise—, Wein wirtschaften etc.) 

K, Getränkefäbriken. (*) 
C. Ausmittelung des wirklichen Erwerbes und 
Gewinne» der Gewerbrreibenden , und ihres wirkli- 
chen Betriebkapitals, und Veranlagung der Steuer 
auf beides. . 

Diese Methode z, B. in Kurhessen, ufcd vor- 
züglich in dem Grofsherzogthum 'Hessen, woselbst 
das S$enerkäpital des jährlichen Verdienstes nach Art 
einer Leibrente für Männer auf der Altersstufe von 
20 Jahren, oder fünfzehnjähriger raitrlererLebensdauer so 
berechnet ist, dafs mit Rücksicht auf die Abnahme der 
Erwerbsfthigkeit in späteren Jahren, •§• von der mittle- 
ren Lebensdauer abgezogen, urÄ nur 9 Jahre gerechnet 
werden; sodann nach der Annahme, dafs der baare Wert h 
einer 9 Jahre hindurch zu bezahlenden Rente/ nach 
dem Zinsrufs von 5 vom Hundert gerechnet, das Sie- 
benfache der Rente beträgt, der jährliche Verdienst 
mit 7 multiplizirt wird , wo sodann das Produkt das 
gesuchte Steuerkapital ergibt. Der Verdienst selbst 
wird durch das Verhältnifs zwischen dem Verdienste 



1) M. s. die vorallegh-ten Instrukt. r sodann die Verhandl. der 
Kammer der Deput im J. 1821, Heft YII. XU. XX., und das aufser- 
ord. Beilagenheft. 

Über die Besteuerung der Gewerbe nach dieser Methode, Kr eh], 
das Steuersystem" nach Grundsätzen des Staatsrechtes- und der Steuer- 
mssensch. Erlang. 1816.- §. 114, 144, 163. 

Gegen diese Methode, Lot äs, Revision, 4 Bd, $, 284. 



' des Meisters und jenem der Gesellen und .durch den 
.Umfang des Gewerbes , dieser aber nach der grö&ern 
oder mindern Anzahl von Gesellen bemessen. (') 
D. Veranlagung nach Mittelsätzen für die ver- 
schiedenen Gewerbsklassen, durch welche die 
ganze Steuersumme einer" Gewerbegenossen- 
schaft meiner Stadt oder in einem Bezirke, durch Multiplika- 
tion der Anzahl Gewerbsgenossen mit dem Mittelsatzje festsezt, 
und sodann dieses Total nach Abstufungen von, einem Ma«* 
ximum zu einem Minimum, unter die Gewerbsge — 
. nossen vert heilt und mit der Modinkation, daTs für 
mehrere Gewerbe, z. B. Fleischer und Bäcker, die von 
denselben aufzubringende Steuersumme , durch Multiplika- 
tion der Seelenzahl ihres Wohnortes , .mit einem bestimm- 
ten Theü von dem Gewinne, den jeder Gewerbsmann nach 
einer vorausgesezten, Wahrscheinlichkeit auf einen jeden 
Einwohner macht, festgesezt wird.. 

. Piese Methode in P r e u f s e n durch das Gesetz 
v. 30* Mai 1820. (f ). Zum Behuf der Besteuerung sind 
die Gewerbe unter nachstehende sechs Hauptkathego— 
rien gebracht, nämlich: a) der Handel nach zwei Ab— 
theilungen: mit und ohne kaufmännische Rechte; 
b) die Gastwirthschaften, mit drei Abtheilungen; c)' 
die Verfertigung vpn Waaren auf den Kauf; d) der , 
Betrieb von Handwerken . mit rnehreren Gehilfen ; e) 
der Betrieb von Mühlenwerken; f) die Gewerbe der 
Schiffer, Fracht- und Lohnfuhrleute, Pferdeverleiher, 
und diejenigen Gewerbe, die von umziehenden Perso- 
nen betrieben werden. 

Die. Steuer selbst wird erhoben : 
a) theils nach ein ein Tarif, in welchem ein Mit-, 
telaatz und ein Minimum für, eine jede Gattung von . 
Gewerbe in jeder Abtheilung festgesezt ist; 



1} Krönke ausführliche Anleitung etc. S. 92— 113 und S- 222 
folg. — ■ Eine andere Berechnungsart , in Justi Staatswirthschqft 
2. Aufl. 2. Tb. S. 376, und in dessen System de» Finanzwesens S. 468 

folg. 

2) Rumpf, der preußische Komrounalbeamte. Berlin 1821. Eine 
Kritik dieses Geietae* in v, J«kof> Staats^nanzwiss. II. §. 972 folg. 

■ ' ' 8'* 
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b) theils nach der Seelenz ah 1, (Bäcker, Schläch- 
ter) ein fixirter Satz pr. Kopf der Seelenzahl im 
Gewerbsbezirke, als Steuer; 

c) theils nach dem Umfange der Gewerbe (für 
Brau- und Brennereien) ; , 

d) für die Mühlen, und zwar für Windmühlen, 
nach Maafsgabe ihrer Konstruktion, ohne Rück- 
sicht auf ihre Bestimmung; — » bei Wasser- und 
Ölmühlen, nach der Zahl der GÄnge uhdStam- 
p f e n , mit Rücksicht auf die Zeit ihrer Thätigkeit ; 

e) für das Schiffergewerbe mit Stromschiffen, 
nach der Gröfse der Schiffe; 

f) fürFrachtfahrer undfcf erdeverleiher, nach 
der Anzahl von Pferden. 

Zum Behuf der Vertheilung der Steuer 
werden a) die Gewerbtreibenden, denen kaufmännische 
Rechte beigelegt sind ; 6) die Gast—, Speise—, Schenkwir— 
the ; c) die Bäcker ; <I)die Schlächter, und zwar jedes Ge- 
werbe unter sich in eine Gesellschaft verbunden , in 
welche jeder treten mufs, der das Gewerbe treiben 
will; — yn Absicht auf die Steuerumlage aber, 
sind nach Maafsgabe der Gewerb samkeit und 
W ohlhaben he i t , vier Abtheilungen angenommen, 
in der Art, dafs in. die ite, 9 vorzüglichste Handels— 
und Fabrikplätze , in die 2te Abtheilung, eine Anzahl 
anderer, im Gesetz benannter Städte (132), in die 3te 
Abtheilung, in der Regel alle( Städte, die 1500 Zivil- 
einwohner und darüber haben, und keiner der vorher- 
gehenden Abtheilungen angehören, in* die 4te aber, alle 
übrigen Städte und Ortschaften gehören, die in die 
drei ersten Abteilungen nicht eingetheilt sind. In 
den, drei ersten Abtheilungen bildet ein jedes einzelne 
Gewerbe- in einer Stadt eine solche Gesellschaft; in 
der vierten Abtheilung vereinigen sich die 4 Gewerbe 
eines Kreises, um die vier Gesellschaften zu bilden. 
Diese Gesellschaften . bewirken die Vertheilung der 
Steuer durch ihre Abgeordneten, zu welchem Ende 
jede Gesellschaft deren fünf aus ihrer Mitte wählt (ei- 
ner, der -das Gewerbe im höchsten Umfange; — > ei- 
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ner, der dasselbe im. niedrigsten; — zwei, die dasselbe 
im mittleren Umfange betreiben; der fünfte ist will- 
kürlich) ; auCserdem fünf Suppleanten. Wo die Zahl 
• der Gewerbsgenossen zur Auswahl dieser 10 Indivi- 
duen nicht zureicht, geschieht die Vertheilung durch 
die ganze Gesellschaft ; int Fall aber, da& diese leztere 
überhaupt nicht durch die Gesellschaft selbst bewirkt 
wird, wie z* B. bei dem Handel ohne kaufmännische 
Rechte , geschieht dieselbe in den drei ersten Abthei- 
lungen durch die Kommunal — in der vierten Abthei- 
lung, durch die Kreisbehörde, die jedoch die Gewerb- 
treibenden dabei zu Rathe ziehen .mufs. 

• Wo ein Mittelsatz für jede Abtheilung besteht, 
den die Gewerbtreibenden im Durchschnitt als Gewerb— 
Steuer aufbringen müssen, wird derselbe mit der Zahl der 
Gewerbsteuerpflichtigen einer Stadt in den drei ersten 
Abtheilungen, oder mit jener eines Kreises in der vierten 
muitiplizirt. Das Produkt enthält die Summe, welche 
die Stadt oder der * Kreis im Ganzen aufbringen mufs. 
Dieser Mittelsatz ist zugleich dasjenige, was der Ge- 
werb treibende in der gegebenen Abtheilung, in der 
Regel an Steuer bezahlen mufs. Diejenigen , deren 
Gewerbe von geringerm Umfange ist, bezahlen einen in 
dem Tarif bestimmten niedrigem Satz; der Ausfall aber, 
der hierdurch gegen das ebenerwähnte Produkt ent- 
steht, mufs von denjenigen aufgebracht werden, die 
vermöge ihres stärkern Gewerbes mehr als den Mit- 
telsatz zu bezahlen haben. Bei Gewerben, von wel— 
chen die Steuer nach dem Verhältnisse der Seelenzahl 
erhoben wird, mufs die Gesa min th ei t der Steuerpflich- 
tigen einer Abtheilung . diejenige Summe aufbringen, 
welche durch Multiplikation des pr. Kopf der Bevöl- 
kerung festgesezten Steuersatzes mit der im Bezirke 
vorhandenen Seelenzahl sich ergibt. Das im Laufe 
des Jahres entstellende Plus gewinnt die Gesammtheit, 
die dagegen aber auch die Ausfälle, die entstehen, über- 
tragen mufs. 

f 109. 
' Auf&er diesen vier Hauptmethoden wird die Besteuerung 
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der Gewerbe in mehreren Staaten nach anderen Normen be- 
wirkt, die theils durch eine anders gebildete Normirung des 
Tarifs, theils durch eine andere Klassifikation der Gewerbe, 
dann auch zum Theil dadurch von den erwähnten Methoden 
sich unterscheiden, dafs die Steueranlage nicht blofs auf die 
gewerbliche Industrie beschränkt ist, sondern auch andere Ar- 
ten von Erwerb umfafst, und gewissermaßen in die Stelle einer 
Einkommen- oder klassifizirten Personalsteuer tritt. 

So z. B. in dem Herzogthume Nassau, wo dieser Steuer 

nicht nur mechanische und andere Gewerbe , sondern auch 

Staatsdiener , Gutsbesitzer etc. , unterliegen. 
Die Klassifikation des Tarifs ist 

a) theils mit Rücksicht auf den Wohnort (in einer bestimm- 
ten Anzahl von Städten und anderen Orten) , 

b) theils ohne solche, 

c) theils nach der Anzahl von Gehilfen, arbeitenden Per— 
sonen , Pferden etc., 

(?) theils und endlich auch ohne Rücksicht auf einen be- 
stimmten Maafsstab entworfen , und in in diesem leztern 
Falle , die Besteuerung von den Gutachten der Kadastri— 
rungsbehörde abhängig gemacht. 

Der Tarif besteht aus zwei Theilen: . ■ - 

a) der iste, für die Gewerbe die nach Klassen be- 
steuert werden (18 Klassen , von 200 fl. Steuerkapital, 
und 50 kr. Steuer in der ersten, bis 15000 fl. Steuerka— 
pital und 62 fl. 30 kr. Steuer in der 18ten Klasse); — 

b) die 2te, für diejenigen" Gewerbe, die aufsei den Klas- 
sen besteuert werden, darunter die Staatsdiener und Be— 
amten aller Art, die Quieszenten, Pensionärs, für welche 

V bei einem Einkommen 

1) unter 600 fl., die Hälfte desselben; 

2) von 600 bis 1500 fl., 4 desselben; 

3) von 1500 bis 3000 fl. einschl., die ganze Summe 
des Einkommens; 

4) über 3000 fl. , diese Summe ein und ein halb mal 
genommen , das Steuerkapital bildet. 

Die Steuer selbst beträgt' einen Pfenning von je- 
dem Gulden Steuerkapital. . 

Zum Behuf der Veranlagung) werden flrei Kadaster 
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aufgestellt, nämlich: ein solches für jede Gemeinde; ein 
Amtskadaster, in welches die StaatSr-, Standes— und grund- 
herrlichen Diener- und Pensionats gehören; endlich ein drit- 
tes, für die im Auslände sieh aufhaltenden Staatsdiener, 
Quieszenten, Pensionärs; für die Diener des gesammten 
Hofstaates, und für <Jie nicht zum Feldetat gehörigen Mili- 
tärpersonen. (*) 

In Baiern, woselbst die Besteuerung des inlän- 
dischen Handels und der Gewerbe, von jener des Han- 
dels mit ausländischen Waaren getrennt ist; für die 
erstere ein Tarif mit fünf Hauptklassen, von welchen die' 
erste mit fünf Unterabtheilungen von 30 kr. bis 3 fl. fqr 
die Gewer.be auf dem platten Lande; die vier fojl- 
genden Klassen aber, ebenfalls eine jede mit fünf Unterabthei- 
lungen, und mit einem Minimum und Maximum für eine jede, 
für die Gewerbe in den Städten besteht, für welohe der 
Steuersatz nach der Familien zahl graduirt.ist; — der 
Handel mit ausländischen Waaren aber, mit Klas^- 
sen zoll patenten, deren 8 Klassen, mit einem Minimum / 
von 6 fl. in kleinen Dörfern, bis zu 200 fL in. grofsen 
Städten, besteuert wird. ( a ) 

In Ostreich. In diesem Staate ist die Ge"V|prbsteuer 
nicht auf die eigentlichen Gewerbe allein beschränkt , son- 
dern "auch auf andere Gewinn bringende Beschäftigungen 
und Privatdienstleistungen ausgedehnt, die in nachstehende 
Hauptklassen eingetheilt sind , nämlich : 

I. die Klasse der Fabrikanten, besonder* alle mit Lan- 
desfabrikbefugnissen versehenen" Individuen. , 

II. die Klasse der Handelsleute [a) alle mit Handels- 
gerechtigkeiten (persönliche, verkäufliche oder radizirte) 
versehenen Individuen; b) alle Handlungsunter- 
nehmer mit rohen Produkten; c) alle Grofshändler]. 

III. die Klasse der Künste und Gewerbe \a) alle mit 
einfachen Fabrikbefugnissen versehenen Individuen ; 6) alle 
Individuen mit einfachen Gewerbsbefugnissen; c) alle 
Krämer, Standhändler, Hausierer; d) alle mit Meisterrecht 
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1) Edikt t. 15. Mai 1822. s 

2} Veror^n. v. 15. April 1814. 
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versehen«« Individuen ; e) alle freie Gewerbe in Städten, 
in so fern sie ein selbstständiges bürgerliches Daseyn ge- 
währen, und sich nicht auf ein Diensfverhaltnifs grönd«n.] 
IV. Erwerbsgattung, die eine Dienstleistung 
oder die Überlassung einer Sache zu einer 
zeitlichen Nutzniefsung zum Gegenstand 
haben [a) Beschäftigung zürn Privatunterricht — Tanz-, 
Musik-, Fecht-, Sprachmeister; Unternehmer von Erzie- 
hungsanstalten etc.; Ä) zu Geschäftsvermittelungen und 
Vertretungen, Börsensensale, Wechselnotare, Advokaten, 
, etc. ; c) zur Beförderung von Personen und Sachen von 
einem Orte zum andern — Fuhrleute, Lohnkutscher etc. 
Diese tfesteuerungsmethode findet jedoch nur statt,- [o),in 
den teutsch-östreichischen Provinzen; b) in Krain, Villacher 
Kreis, Küstenländer; c) in Tirol und Vorarlberg] nach Maafs- 
gabe eines Tarifs, io welchem für bestimmte benannte 
gröfsej-e Städte, und zwar für eine jede der ebenerwähnten 
vier Hauptgewerbsklassen, Unterabteilungen und besonder« 
Steuersätze nprmirt sind, welche Gradation der Steuer in Anse- 
hung aller übrigen Städte und Ortschaften nach Maafegabe ih-' 
rer Seeleirzahl (von 4000 S. und mehr; von 1000 bis 4000 
S. ; untff 4000 S. ) bewirkt ist. 

Die Entscheidung über die Klasse, i„ welcher ein jeder 
Gewerbsmann .zu besteuern .ey, ist den Länderstellen über- 
tragen, die zur Erforderung des Gutachtens der Ortsobrigkei- 
ten verpflichtet sind. (J) ° 

Die Geschäfte in Beziehung auf die Gewerbsteuer, betreff 
iT-'i f T ^ ^ Übrigen Steuern, theils ihre Veranlag™ 

jl ■ Z^"^ deMelben ' Und die Enthaltung des Kadasterl 
Jene m Betreffdererstern, nämlich der Veranlagung, bestehen, au- 
sser der Regulmmg desTarifes selbst, in Aufstelle, des Etats 

^e 8 T* üvond?nGewerbrteibendeii ;. we ^ 

nebst dem Namen eines jeden derselben, dasCewerbe, die Klasse 
in welche^dasselbe gehört, und wo die Steuer in eine solche 
Von dem Verdiejwte^nd VW, dem Betriebskapitale gethdlt, der 
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Tj Hr#m»,r l, t, n, s, 143 f j Jf 
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Steuersatz nach MaajTsgabe der Anzahl von Gehilfen nprmirt 
ist, der Betrag der beiden ersteren , und die Anzahl der lezte- 
xen, so zusammengestellt werden, dafs die auf jedes Individuum 
Bezug habenden Sätze, 1 in nebeneinander laufenden Kolonnen 
übersichtlich dargestellt sind. 

Die Verzeichnung der Gewerbtreibenc]en ., ihre I^lassirung 
oderüanschätzung in die für; jeden geeignete Klasse, wird gewöhn- 
lich entweder durch die Ortsbehörden y oder auch durch beson- 
dere , aus der Mitte der Gewerbtreibenden", und von diesen ge- 
wählten Deputationen , nur Ausnahmsweise durch die Steuerbe- 
amten bewirkt , deren Wirksamkeit in dieser Beziehung auf die 
Revision der Veranlagung, unä auf die Aufstellung der Steuer- 
oder Heberollen beschränkt ist, deren Form willkürlich, ent- 
weder nach Gewerben, oder alphabetisch geordnet den Namen 
des Steuerpflichtigen , den Betrag der Steuer und die Zahlungs- 
termine darstellen. - 

Minder einfach sind die Geschäfte und Formen in der dritten 
Systeme, und wenn die Steuer auf den wirklichen Gewinn oder Ver- 
dienst' veranlangt wird^ in welchem Ifall dann nach Maafsgabe der 
gewählten Methode, der Taglohn des Meisters , jener der Gesel- 
len, deren Beköstigung, die Zeitdauer der Arbeit, der Verdienst 
des erstem und der lezteren etc. , ausgemittelt , und tabellarisch 
nachgewiesen werden müssen» (*) 

• ) • ' 

J. ,110. '. • V v * 

Evidenthaltung des Kadasters. Die fortdauernde 
Brauchbarkeit der Kadaster ist dadurch bedingt, dafs dieselben 
den jedesmal gegenwärtigen Zustand der Verhältnisse, die in 
Betreff des steuerpflichtigen Objektes und des steuerpflichtigen 
Individuums statt finden, richtig und genau darstellen, weis- 
halb dieselben den Veränderunger} folgen müssen, die in Anse- 
hung beider statt finden. l 

Die$e Veränderungen betreffen , und zwar : 
a) in dem Kadaster für die Grundsteuer, entweder den 
Flächeninhalt einer Gemarkung, die durch Naturereig- 
nisse, oder auch durch willkürliche Handlungen vergrö- 
ßert oder verkleinert werden kann; oder aber ihre Kul~ 

r> M. s: <k* S, 115 iVola 1. allegirte W©rkv. Krönke. 



— 122 — . • x 

tur , und die Art ihre* Benutzung, z. H durch Ausrottung 
von Wäldern und ihre Unrwandelung in Ackerland, öde» 
dieses lezteren in Wiesen etc. ; oder aber dieselben bezie- 
hen sich auf einen Wechsel derBesitzer der einzelnen 
Parzellen, oie ganz oder getheilt, an andere Eigenthümer 
übergehen; 

h) in dem Gebäudekadaster, ^die Anzahl der Ga- 1 
bau de überhaupt, ihren Kapital- und Miethswerth, 
je» nachdem die Steuer auf den einen oder andern gelegt ist ; 
die Vermehrung oder Verminderung der Wohnungsbestand- 
theile, wo die Steuer auf diese veranlagt ist; oder aber 
die Besitzer de r Gebäude; 
c) in dem Gewerbsteuerkadaster endlich, die Anzahl 
der Gewerbtreibenden, die Vergrößerung oder Verringe— 
rung ihres Verdienst- oder Betriebskapitals etc., in Folge 
welcher dieselben in eine höhere oder niedrigere Klasse zu 
Stehen kommen. 
. Von den drei Arten von Veränderungen in der Grundsteuer, 
sind die der erstem Art, nämlich : diejenigen in Absicht auf 
Vergrölserung oder Verkleinerung des Flächeninhaltes der Feld- 
mark, die »zugleich das Steuerkontingent derselben vergrö- 
sern oder vermindern, ohne Einflufs auf das Verhältnifs, selbst das 
für die Steuer zum Ertrag normirt ist ; ( * ) wogegen Veränderungen in 
der Kulturart und dem Besitze beides, nämlich dieses Verhältnifs 
für die einzelnen Parzellen, und die S f teuerquote der einzelnen 
Kontribuenten ändern, dagegen aber das Steuerkontin— 
gent für die ganze Feldmark nicht berühren, in An- 
sehung von . welchen nur bei einer Revision des ganzen Kada— 
sters, eine Veränderung eintreten kann. ( 2 ) 



1) Torausgesezt nämlich, dafs, so wie in dem franz. Kadaster, 
der reine steuerbare Ertrag für jede Kla s se und Parxelle unabänder- 
lich festgesezt ist , und dafs die. Steuer in einem bestimmten Prozent, 
oder proportionirliehen Theile dieses Ertrages besteht. 

2) So s. B. in Frankreich, Baden, Nassau, in welchem 
leziern Staate eine solche Revision nach Ablauf von 25 Jahren, und 
vorbehalten ist, dafs insoweit die veränderte Kulturart, und die ge- 
stiegenen oder gefallenen Güterp reise eine neue Regulirung der Steuer- 
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Die vorerwähnten Abänderungen in dem Grundsteuerkada— 
ster werden im Allgemeinen durch Ab- und Zuschreiben, 
bewirkt, für welches die Formen in jedem Staate anders vor- 
geschrieben sind, dabei aber wesentlich ist, dafs dieselben 
auch in den Flurkärten nachgetragen werden,^ 1 ) 



Kapitalanschläge erfordern, diese alsdann verfugt werden soll. Da» 
alleg. Edikt v. 1809. §.71. > 

1) Zufolge der Einrichtung, wie sie in Frankreich vorgeschrieben 
ist 9 müssen Häufer und Verkäufer jeden Kauf, Tausch , überhaupt jede 
Änderung mit ihrem Grundeigen thum, jedesmal sogleich auf der Mairia 
anzeigen , und die auf dieselbe Bezug habenden Dokumente vorlegen, 
worauf der Maire einen Auszug au9 der Mutterrolle fertigt, in wel- 
chem die Sektion, die Nummer derselben, die.Gröfse, Klasse, und 
der Ertrag der veräufserten Parzelle, genau bemerkt ist, und der von 
dem Maire und den beiden *Betheiligten unterschrieben werden muß. 
Diese Extrakte werden vierteljährig von den Steuerkontrolleuren gesam- 
melt , und von ihnen an den Steuerdirektor abgegeben , der selbsf drei 
Büchei* fuhrt; nähmlich: a) ein Tagebuch übeT die Veränderungen, 
welches am Ende eines jeden Jahres für jeden Eigenthümer abgeschlos- 
sen , und aus welchem sodann, der durch Zu- oder Abgang geän- 
derte Artikel, in b) die summarische Mutterrolle übertragen 
wird, und zwar so y dafs der Artikel eines Kontribuenten, der sich 
ändert, in der Rolle durchgestrichen, und hinter'den lezten Ar- 
tikel in derselben, neu eingetragen, aus dieser endlieh c) hv 
die Mutter rolle eingetragen wird (iivre de mutations). 

Zur Verständigung dieser Einrichtung, sind die Formulare in dem 
4. Abchn. beigefugt. Benzenberg 1. Th. S, 249, tadelt, und zwar 
nicht ohne Grund dafs, weil das livre des mutations nur nach Personen 
geht, nach Verlauf von mehreren Jahren das Verfolgen der Verände- 
rungen in den Parzellen aufserst beschwerlich ist; sodann als zwei- 
ten Mangel die Einrichtung dafs wegen einer Veränderung mit ei- 
ner noch so unbedeutenden. Parzele, jedesmal der ganze Artikel aus- 
gestrichen, und am Ende des Buches wieder neu eingetragen ,* hier- 
durch aber alle Übersicht gestört wird; endlich als einen drit- 
ten, dafs die Theilung des Bodens nicht vorgesehen ist, und die Karte 
den Veränderungen nicht folgt , die in Absicht auf Besitz und Kultur 
eintreten* — §ein eigener Vorschlag, wie diesen Fehlern durch ein 
Flurbuch, in welchem alle Besitzer einer Parzele, seit der 
Vollendung des Kadasters auf einen Blick übersehen werden können ; 
sodann durch ein Erd- und Erhebuch, in welchem alle Parzellen 
nach Kulturarten, und der vollständige Besitzstand eines jeden Steuer- 
pflichtigen vollständig zusammengestellt ist, endlich durch ein 
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Gewöhnlich werden diese Veränderungen in dem Grand— 
und auch in dem Häusersteuerkadaster , entweder jedesmal so 
wie dieselben statt finden, oder auch an bestimmten Terminen 
von den Betheiligten bei den OrtsbehöTden angemeldet, welche 
dieselben in ein Tag buch verzeichnen, aus welchen diesel— 



buch und durch eintn Supplementatlas, — abgeholfen wer- 
den kann (<. Th. S. 243 folg.) 

In dem Grofsherz. Baden wird das Ab-* und Zuschreiben, wel- 
ches in jedem Jahr nach dem 1. Febr. geschieht, durch Steuer perä- 
•quatoren bewirkt, die über die Veränderungen jeder Klasse, nämlich 
<0 wegen eingetretener Eigenthumsveränderungen ; b) wegen des 
Übergangs von Grundstucken und Gefallen aus der Grundsteuer in 
die Hausersteuer und umgekehrt; O wegen Veränderung, Zuwachs 
oder Abgang steuerbarer Gegenstände; endlich d) wegen eingeschli- 
chene Fehler — eine besondere Liste aufstellen, in den Steuerzet- 
teln ab- und zuschreiben, überhaupt alle hierauf Bezug habende Ge- 
schäfte anschließend besorgen, und eine summarische Nachweisung 
der Richtigkeit des Ab- und Zuschreibens den Kreisdirektorien vor- 

> legen müssen. (M. s. die allegirte Grundgteuerordnung .§. 248 folg. 
und die Häusersteuerordn. §. 74 folg. , und sodann Instruktion über 

""das AB - und ' Zuschreiben der Grundsteuer v. "23. Januar 1816 ; 
defsgleichen der Häusersteuer vom 8. Februar 1816, die erstere 
mit lti, die leztere mit, 5 Beilagen.) — Diese Vorschriften und das 
Verfahren sind durch jenes für das Hadaster und die Einrichtung 
desselben bedingt; ob aber nicht zu komplizirt ? — 

In Baiern wird das Ab- und Zuschreiben durch die Rentämter 
bewirkt. ' Wenn der Wechsel des Eigentümers auf den Flächenin- 
halt der Grundstücke keinen Einflufs hat, werden in dem zweiten 
Repertorium oder in der Zusammenstellung 1. b. Cob. §. 54. Note 1) 
in dem hierfür offen gelassenen Raum, das veränderte Grundstück dem 
einen Besitzer ab-, dem andern zugeschrieben, und die Seite, wo 
diese Veränderung vorkommt, in dem lsten Repertorium C$- 54. Note t 
litt. ä> bei der betreffenden laufenden Nummer nachgewiesen. (Die 
alleg. Jnstrukt ) 

In dem Herz. Nassau werden die Veränderungen in den Steuer- 
zetteln der einzelnen Kontribuenten und in den Ortskadastern, durch 
die Orlsschuldheifse, und in den Amtskädastern, durch Se Zivil- 
bcamten eingetragen. (Verordn. v . j-J- Junius 1811.) 

Die Einrichtungen in Darmstadt, lediglich für das in diesem 
Staat bestehende Steuersystem anwendbar, in Hrönke ausf. Anfeit, 
etc. 8. 265, 
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ben von den Steuerbeamten (Kontraleufs, Pera'quatorep , etc.) 
in das Kadaster selbst, in die Steuerzettel der betheiligten Ei— 
genthümer, und in die Steuerrollen übertragen werden 9 in so 
fern -diesen Beamten nicht auch das exstgre Geschäft übertragen ist« 
Das nämliche Verfahren findet auch in Ansehung der Ver- 
änderungen in dem Gewefbsteuerkadastei statte nur dafs 
die Daten in Betreff derselben , von den Lokalbehörden von 
Amtswegen gesammelt , bei der unmodifizirten Patentsteuer— 
einrichtung halbjährig an die Stejuerbeamten , in den anderen 
Veranlagungsmethoden aber, an die Gewerbsdeputationen zur 
Prüfung und Begutachtung abgegeben werden, wobei , so. wie 
bei der Aufstellung des Kadasters t selbst verfahren wird. 



9 * 

Über die Frage der Veränderlichkeit oder Vn-^ 



l Ö 



Veränderlichkeit der Grundsteuer herrschen enige- 
gengesezte Ansichten. Young glaubt in der leztern die 
Quelle lind die Ursache des. Flors und der fortschreitenden 
Verbesserungen der Landwirtschaft in England zu sehen 
(politische Arithmetik S. 9); v. Struensee stellt als. all- 
gemeine Regel der Finanzwissenschaft auf: „dafs in. den 
Grundsteuern nichts zu verändern, Niemanden, der sich ge- 
drückt fühlt, Erleichterung zu geben, Keinem, der zu leicht 
»taxirtist, zuzulegen sei, weil jeder £jgenthürner seine Grund- 
stücke mit Rücksicht auf diejenigen Lasten, die zur Zeit 
der Aquisation auf denselben gehaftet haben, erworben habe, 
defshalb eine jede Veränderung ein Eingriff in das Eigen— 
thum sey" (Abharidl. 3. Th; S. 90 folg.), an welche, An- 
sicht auch Sartori us über die gleiche Besteuerung der ver- 
schiedenen Landestheile des Königreichs. Hannover, S. 136 
folg., und auch Utzschneiderin dem Namens des 2ten Aus- 
schusses in baier. 2, K- erstatteten Vortrage über die Staatsau&r- 
gaben etc., sich anschliefsen , der leztere aus dem Grunde, „weil , 
eine Erdfläche von einer bestimmten Gröfse, und von einer be- 



1) Z. B. die badensche Instrukt. für das Ab - und Zuschreiben 
der Ge^verbsteuer v. 21. Januar *1S16. . 
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Anfserdem auch scheint dem erheblichsten Grunde, der 
'gegen die Veränderlichkeit dieser Steuer geltend gemacht 
-wird, dem nämlich: dafs dieselbe auf die Kultur nachtei- 
lig einwirke , indem kein Laildwirth zu Verbesserungen 
schreiten würde, wenn mit dem Ertrage Von seinen^ Grund- 
stücken zugleich auch die Steuer sich erhöhe, — die That— 
sache- des Gegentheils, und, auch der Umstand entgegen 
zu stehen, dafs überhaupt nicht anzunehmen ist, dafs ein 
Landwirth blöfs deshalb auf Verbesserungen' verzichten 
dürfte, weil derselbe voraussichtlich nach einer Reihe von 
Jahren , und wenn derselbe für seine Auslägen langst ge- 
deckt, und der bleibende Gewinn gesichert ist, ein 
Fünftheil oder Sechstheil von ihrem Ertrage abgeben mufs, 
vorausgesezt, das der Zeitraum, nach dessen Ablauf ein« 
Revision des Kadasters statt findet, nicht zu enge be- 
stimmt ist. / (Mari vergl. aufser den angeführten Schriften 



haben sie durch wohlfeilere Preise die Kultivateurs der anderen Grund- 
stücke, die fortdauernd die höhere Steuer tragen mufstcn> vom Markte 
und aus der Konkurrenz verdrangt, wovon die Folge war, dafs diese 
leztere Grundstücken nach und nach verödet und «ausser Kultur ge- 
lassen worden sind, was nicht der Fall gewesen seyn würde , . wenn 
das Grundsteuerkadaster einer periodischen Revision unterworfen, 
und die Steuer dem jedesmaligen Stande der Kultur angepaßt wor- 
den wäre. — Ein ähnliches Beispiel führt Monthion von einer Pro- 
vinz in Frankreich an, von welcher das im Jahr 1666 vollendete Ka- 
daster nach 70 Jahren den Verhältnissen so unangemessen geworden 
war, dafs, weil die regulirte Steuer unveränderlich geblieben , eine 
grofse Anzahl Grundstacke wüst liegen gehlieben sind. (1. c. S. 93.) 
Ein anderes Beispiel bei Lotz 1. c. S. 2390 

Sehr treffend in Beziehung auf diese Frage ist eine Hypothese, die 
Say S. 353 anführt: maia^ que tliroii on 9 si U Gouvernement s'addres' 
sunt ä un petit negociant , lui tenoit ce langage ; Vous faites'auec 
de faibles capilaux un. commerce borne, et votre contribulion directe 
est en ccnsequence peu de ehoses. 'Empruniez et accumulez des capitaux ; 
itendex. votre commerce; et qu*il vous procure $ immenses profits; vous 
ne payerez toujours que la metne contribution. Bien plus: quand vos 
keritiers succederont ä vos profits #t les auroht augmente'sj . on ne les 
e*valuera que commt ' its furent e'values pour vous; et vos tuccesseurs ne 
sjtpporteront pa* une plus forte pari des charges publique*. — . Sans 
doute ce seratt un grand encmtragemant donne ; -*~ Mais serait-il 
e'qui table ? ■ » ' , 



v -i.- 129 — 

*on Lotz; Smith 1. c. 4. Bd. S. 248; Luäer', über 
Nationalindüstrie etc« 3. Bd. S. 522; Mönthion 1. c. 
S. $3. * 

§. in. 

Einzug der direkten Steuer«. Die Geschäfte in 
Beziehung auf den Einzug der* direkten Steuern betreffen 
theils die Regulirmng der Steuerquoten; theils ihren 
Einzug in die Staatskasse £ endlich die- Behandlung der Rück- 
stände und der Ausfälle, die durch Erlafs,: öder auf andere 
Art -entstehen. ' . / 

Die Stetierquoteh, sowohl die für gröfsere Bezirke, 
als die der einzelnen Kontribuenten, werden nach drei ver-v 
schiedenen Methoden umgelegt, nämlich: 

«) entweder nach Prozenten von dem steuerbaren rei- 
nen Ertrage, oder, wo das auf die Grund- und Häuser- 
steuer repartirte Kontingent unwandelbar feststeht, und 
die Abgabe als Repartitionssteuer behandelt wird, nach 
Maafsgabe des Verhältnisses, das aus der Ver- 
gleichung dieses Kontingents mit dem Betrage 
des für einen, bestimmten Bezirk und für die Gemeinden 
in demselben ausgemittelten steuerbaren reinen Er — , 
träges sich ergibt; (*) 
b) oder nach sogenannten Steuersimplen, die ebenfalls 
in einem solchen, aber wi 11k ühr lieh angenommenen 
Prozent von dem Steuerkapitale bestehen , wogegen die 
Anzahl der jährlich umzulegenden Simplen unbe— 



1) Diese Methode z. B. in Frankreich, wo, sobald das Ka- 
daster eines Kantons vollendet ist, das bisherige Steuerkontingent 
desselben nach Maafsgabe des reinen Ertrages, der durch das Kada- 
fiter ausgemittelt worden ist, unter die Kommunen desselben, und in 
diesen, mittelst einer arithmetischen Proportion, die aus der Verglei- 
chung des Kontingents mit dem Total des Ertrages sich ergiebt, auf 
die einzelnen Kontribuenten umgelegt wird. Wenn z. B. der steuer- 
bare Ertrag eines Kantons 482000 Frkn., das bisherige Steuerkontin- 
gent aber 63020 Frkn. beträgt, so ist das Verhältnifs ungefähr £, oder 
11 pCt. .Eine Gemeinde also, mit einem steuerbaren Ertrage von 
36000 Frkn., mufs 3960 Frkn. ; ein Kontribuent mit einem solchen von 
900 Frka., 99 Frkn., Steuer aufbringen* 

IL 9 



stimmt,- nach Maatsgabe de* ; Bedürfnisses, ., pteigend 
oder fallend ist ; ( * ) t 

c) was auch in Ansehung der dritten Methode der Fall ist, 
nämlich, wenn die Steuer in einer jahrlich zu bestim- 
menden Anzahl von Kreuzern vom Hundert Gul- 
den des Steuerkapitals \ ausgeschrieben wird, ( 2 ) mithin 
in der TJhat nur in einer Modifikation der erstem, Me- 
thode besteht. ' 
In gleicher Art bestehen für den Einzug dieser Steuern 
verschiedene Methoden, die in der Hauptsache auf die beiden 
nachstehenden sich reduziren, nämlich: entweder, so, dafs der 
Einzug als Korporationssache behandelt, zu. dem. Ende das 
aufzubringende Steuerkontingent auf grofsere Bezirke, a, B. Äm- 
ter, Kantons, repärtirt, und diesen Korporationen die Verthei- 
lung desselben unter die. in den Verband gehörigen Gemeinden, 
diesen lezteren aber die Subrepartition auf die einzelnen Kon- 
tribuenten überlassen ist, und dafs. in gleicher Art auch der Ein- 
zug der so repartirten Summe für Rechnung der Korpora tions- 
kasse bewirkt wird, welche diese Summe vollständig an die 
Staatskasse abliefern, für die in einzelnen Kommunen verblei- 
benden Reste , so wie die Kommnuen für jene der einzelnen 



» 

. 1) Diese Methode z. B. in Württemberg. Das Simphim ist 
auf -^ Kreuzer vom Gulden Steuerkapital angesezt, und wird auf 
diese Art sowohl die Anzahl Simplen, die eine Kommune zur direkte» 
Steuer, und was ■ der einzelne Kontribuent hierzu beizutragen hat» 
berechnet. Z. B. eine Kommune mufs 1200 fl. Steuer bezahlen) ihr 
Simphim aber beträgt 65 fl. ; so müssen, um die erstere Summe zu be- 
schaffen, I&jSj. Simplen eingezogen werden* CVerordn., die künftige 
BehandL der Umlage der Steuer etc. betriff.,- v. 21. Juniiis 1819.) 

Eine ähnliche Einrichtung in Nassau, wo das Simphim auf 
1 Pf. vom Gulden* Steuerkapital festgesezt ist. (Edikt y. |«. Februar 
1809. $. 12. 

2) Z. B. in dem Grofsherz. Baden. (Jnstrukt. üb er <j a8 ^ U8 _ 
schreiben, die Erhebung etc. der direkten St. v. 4. März 1816, §. 2. 
In einer jeden dieser drei Methoden ist zwar der Typus für die Um- 
lage fest bestimmt, jedoch empfiehlt die erstere, die aber ein auf den 
reinen Ertrag gegründetes Kadaster vorausseht, 'sich dadurch, dais 
auch die Steuerquote des einzelnen Kontribuenten feststeht, was bei 
den beiden anderen nicht in dem Maafse der Fall ist. 
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Kontribuenten eintreten mufs; (*) oder aber, dafs der Einzug 
durch besondere von der Regierung angeordnete Einnehmer 
unmittelbar in den Kommunen bewirkt wird. 

In der ersten dieser beiden Methoden, ist die Geschäfts— 
thatigkeit der Steuerverwaltungsbehörden lediglich auf die all- 
gemeine Vertheilung des Steuertotais unter die Bezirke be- 
schränkt; in der zweiten* hingegen , zugleich auf die Aufstel- 
lung der Heberollen, überhaupt auf alles erstreckt, was auf das 
Detail des Einzuges, auf die Verrechnung, und auf die Kon- 
trole von beiden Bezug hat. 

Die Heberollen selbst bestehen in einer tabellarischen 
Zusammenstellung des Namens der Gemeinde, jener der Steuer— 
Pflichtigen, des Betrages des steuerbaren reinen Einkommens eines 
jeden, des Prozents oder der Anzahl von Simplen, die erhoben 
virerden sollen, des Betrages der Steuerquote eines jeden Kontri- 
buenten, und im Fall die Steuer von mehreren Gegenständen 
in der nämlichen Heberolle enthalten ist, z>. B. von Grund- 
stücken und Häusern, des Betrages für jedes Objekt; endlich der 
Fälligkeitstermine, (*) die beinahe in jedem Staate anders be— 
stimmt sind, ( 3 ) was auch in Betreff der Art der Legalisirung 
der Heberollen, die ohne eine solche amtliche Beglaubigung 
nicht in Hebung gesezt werden können (wenigstens nicht in 



1) Diese Methode z. B. in Würtemberg, woselbst für die Er- 
hebung der direkten Steuer in einer jeden Kommune, von dieser ein 
^besonderer Einbringer ernannt ist, der die Steuer einzieht und an die* 
Amtspflege abliefert, aber nur den Einzug der laufenden Jahres- 
steuer zu bewirken hat, und die am Schlufs des Jahres gebliebenen 
Rückstände an den Gemeindspfleger zum Einzug abgibt, welcher den 
Betrag derselben an den erstem bezahlen mufs, damit dieser das 
Steuerkontingent vollständig an die Amtspflege abliefernkann. Man 
sehe die auf vorstehende Seite Note 1. allegirte Verordnung. Auch 
neuerlich theilweise in Baiern in der Art eingeführt, dafs der 
individuelle Einzug den Gemeinden überlassen ist, für den sie solida- 
risch verhaftet sind. 

'-O Der angeführte Inhalt ist wesentlich, die Form übrigens will- 
kürlich, jedoch gewöhnlich so eingerichtet, dafs auch die Zahlungen 
wie sie erfolgen, eingetragen werden können. M. s. die Beilage zu 
diesem §. 

3) Z. B. in Bai er n, für die Rustikal- die Dominikai- und für 
die Hausersleuer, drei Zieler, am 30. Novbr., t5. Febr. und 15. Apr. - 7 

9* 
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Hebung gesezt werden sollten), ( l ) der ErhebungsBe2irke und 
des Erhebungspersonals, (*) der Behandlung und Beitreibung 
der Rückstände, fiir welche in mehreren Staaten besondere 
Agenten und peremtorische Termine angeordnet und vorge— 



für die Gewerb- und für die Familiensteuer, zwei Zieler, am 15. Apr. 
und 15. Jul. ; für die bisher: Zugviehsteuer, am Ziel, Ende Apr. eines 
jeden Jahres. (Verordn. vom 25. Okt. 1819.) — In dem Grofshenz. Ba- 
den dagegen, in den Monaten Julias, August, September, Oktober, 
jedesmal -r?; * m März und April sodann die Rückstände. Die allegirte 
Instruktion, das Ausschreiben, die Erhebung etc. der direkten Steuern 
betreffend, §. 20. — In anderen Staaten dagegen sind alle direkte 
Steuern in eine Summe zusammengezogen, und werden monatlich 
in gleichen Raten eingezogen, was bei der ersten Einführung die- 
ser Einrichtung, zwar mit einigen Unbequemlichkeiten verbun- 
den seyn kann, einmal eingeführt aber um de fs willen vorzüg- 
licher scheint, weil die Steuern, in kleine Beträge getheilt, leichter 
entrichtet werden und defshalb weniger Rückstände bleiben, dann 
auch, weil die Staatskasse hierdurch zur ununterbrochenen Saldirung 
ihrer Ausgaben in Stand gesezt, und das Geld schneller in die Zir- 
kulation zurückgeführt wird. 

1) In Frankreich z. B. mufs jede Steuerrolle von dem Pro- 
jekten exekutorisch erklärt werden, ohne welche Formalität jeder 
Einzug von Steuern, als Honkussion bestraft wird; in gleicher Art in 
dorn Grofsherz. Baden, wo die Heberollen durch die Kreisdirekto- 
rien Cdie vorsteh, a'lleg. Instrukt. §. 6 folg.), und in- dem Grofsherz. 
Darmstadt, wo dieselbe durch die Obersteuerbehörde legaiisirt 
werdet müssen. C Verordn. v. 12. Junius 1&J0.) — Die Vernachläs^ 
sigung dieser Formalität fuhrt nothwendig zu Unordnungen aller 
Art. 

2) In B a i e r n z. ß. ist jedes Landgericht in mehrere Steuer- 
distrikte, jeder mit einem besondern Einnehmer j eingetheilt. — In Wür- 
temberg für jede Kommune ein Steuereinbringer, der an die Amts- 
pflegkasse abliefert, die selbst aber Horporations-Institut und aufser 
Einwirkung der Staatsbehörden ist. — In Sachsen, Ortseinnehmer, 
die an die Amtseinnehmer, diese an die Kreiseinnehmer einliefern, die 
lezteren in die Ober-Steuereinnahme. — In Hannover, Kreiskas- 
sen (ur eine Anzahl Ämter. — In Baden, Ortseinnehmer, die an 
Obereinnehmer für gröfsere Bezirke abliefern. Eben so in dem Grofs- 
herz. Hessen, nur mit dem Unterschiede, dafs eine Untereinneh- 
in er ei mehrere Orte umfafst, den UiWcreinnehmern die Annahme von 
Gehilfen in den Ortschaften ihres Bezirkes gestattet ist, die jedoch 
keine Quittungen ausstellet dürfen, und dafs den Obereinnehmem 
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schrieben sind, (') $o wie endlich stuCfh in Ansehung des Re— 
roissionswesens der Fall ist. Insbesondere ist in Betreff die- 
ses lezteren die Gesetzgebung in den einzelnen Staaten in so 



Kdntroleure zur Seite gestellt sind, Cdie jedoch von der Kasse ent- 
fernt wohnen), deren wesentliche Funktion in der Visirung der von 
den ersteren in duplo ausgestellten Quittungen Besteht, von welchen 

w 

der Kontroleur die eine Ausfertigung monatlich als Kontrole gegen 
den Obereinnehmer, an die Generalkasse einschickt. (Für die Steuer- 
zahler, die mit zwei Agenten an zwei verschiedenen Orten zu thun 
haben, lästig, für den Zweck der Kontrole aber eine unnöthige Kom- 
plikation) Jnstrukt. für die Steuer-Obereinnehmereien , St.- und Reg.- 
Blatf v. 28. Junius 1820. INro. 35. — In Nassau geschieht die Erhe- 
bung der Steuern -durch die allgemeinen Amts - Rezepturbeamten, die 
ermächtigt sind, nach Willkür Untererheber anzustellen , für die sie' 
aber % verantwortlich, sind. (Edikt v. 19. Januar 1813. §. 3 ) — In 
Frankreich für jede Kommune, deren Steuern 20000 Frkn. betragen, 
ein von der Regierung ernannter' Einnehmer; nur dann die Vereini- 
gung mehrerer Kommunen verstattet, wenn ihre Steuern diese Summe 
nicht erreichen. 

1) So z. B. sind in dem Grofsh. B a d e n, in der Seite 130 Pfote 2; alle- 
girt. Instruktion, ausführliche Vorschriften, sowohl für die IJquidation, 
als für die Verrechnung der Rückstände enthalten. Die Entscheidung 
über die Exigibiiität oder Unbeibringlicbkeit der Rückstände, ist den- 
Kreisdirektorien überlassen , welche an die Obereinnehmereien eine 
resp. Einnahmeordre fiir die exigibel erklärten, und eine Ausgabe- 
ordre für die inexigibel erkannten zufertigen. Sehr zweckmäßig ist die 
Vorschrift, dafs keine Rückstände über zwei Jahre nachgefährt wer- 
den dürfen, sondern innerhalb derselben eingetrieben, oder in Ab- 
gang dekretirt werden müssen.. Noch kürzer ist dieser Termin in der 
allegirten K. Würtembergischen Verordnung vom 21. Junius 1819 
gesezt und vorgeschrieben, dafs der Betrag der am Schlufs des Jah- 
res geblieben Rückstände, von dem Gemeindepfleger baar abgeliefert 
werden mufs, welche Einrichtung indessen nur dann anwendbar ist, 
wenn die Steuerumlage und der Einzug als Kommunal - und Korpora- 
tionssache behandelt wird. In Frankreich dagegen ist für den Ein 
zug der Rückstände ein Termin von drei Jahren gestattet, nach de- 
ren Ablauf jede Steuerrolle auiser Kraft gesezt ist, und die Steuer- 
einnehmer alles Recht auf Verfolgung der- Restanten verlieren. Ar- 
Tete U 16. Thermißor an 8. Bulletin des lois Nr, 38. 

Besondere Beamten zur Eintreibung der Rückstände, zur Voll- 
ziehungderPfandungenetc, ebenfalls zuerst in Frankreich, Cporteurs 
de Contrainte, in dem nämlichen ArreU^ seitdem in mehreren Staa 
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fern verschieden, als in mehreren ein Recht auf Erlafs we^- 
gen Unglücksfällen nicht anerkannt, Tn anderen dagegen gesetz- 
lich zugestanden ist, und zugleich die Falle, in welchen "Er— 
lafs gefordert werden kann , das Maafs für denselben 'nach 
Verschiedenheit dieser Fälle, und die Art, wie die Nachwei— 
sung der Beschädigung Und des remissiblen Abganges geführt 
' und gerechtfertigt werden mufs, ebenfalls gesetzlich vorge- 
schrieben sind. 



Die Frage über die beste Methode für , den Einzug 
der direkten Steuern überhaupt, und insbesondere die, 
über die Vortheile und Nachtheile dös unmittelbaren 
Einzuges von den einzelnen Kontribuenten , durch be- 
sondere von deir Finanzverwaltung aufgestellten A g e ri i — 
ten, oder aber wenn dieser durch Agenten der Gemeinden 

\ entweder in einer jeden allein, oder aber in einer An- 
zahl derselben, die in eine Korporation vereinigt., und 
für die ' richtige Abführung des auf dieselben • repartir— 

' ten ' Ste^ierkontingents' solidarisch verhaftet sind $ be- 
wirkt wird? — verdient in mehr als einer Beziehung die 
sorgfältigste Berücksichtigung. ( l ) Die Gründe, welche 
für diese leztere Methode geltend gemacht werden, sind. 

1) dafs durch den unmittelbaren Einzug durch be- 
sondere vom Staate ernannte Einnehmer , die .Finanz- 
verwaltung verwickelter und schleppender, die Erhe— 
bungskosten vergröfsert würden; 

2) dafs wenn derselbe durch Agenten der Gemeinde be- 
wirkt wird, die jedesmalige Zahlungsfähigkeit der Steuer- 
pflichtigen, die nicht zu jeder Zeit die nämliche sey, besser 



tan, zum Theil mit strengeren Anordnungen nachgebildet. Z. B. im 
Grofsherz. Hessen, Verordnung vom 2. März 1820, und Instruktion 
für die Obersteuerboten (Reggsbltt. Nr. 54.)-, in Hannover etc. — 
Wesentlich dabei zur Sicherstellung gegen Plackereien die Vorschrift, 
dafs diese Agenten ihre Gebühren nicht unmittelbar, und nicht an- 
ders als mittelst Anweisungen ihrer Oberbehörde auf die Hasse , ein- 
ziehen dürfen. 

1) Über die staatswirthschaftlichen und finanziellen Forderungen 
i n Betreff* des Einzuges überhaupt, oben $. 101, 
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berücksichtigt' Werden' kühner; tthd fcwar ohne Gefährde 
fttr^diö'StafettkaWIfjÄedefihait wicht weniger, die je- 
desmal, Fällige •Ste»B«rate "aus der Korporationskasse 
Vollständig etiiftlte»; " : » 

3) dafe ein solcher regelmäfeiger Eingang nur mittelst 
' einer solche» solidarischen Verpachtung möglich sey; \ 

4) dafs in dieser? leereren eine Aufforderung für* die Ge— -^ 

• meinden utKl auch für die einzelnen. Steuerzahler liege, 
i gegen morose 'Zahler, eine strenge Kon trole zu führen; 

5) dafs es überhaupt weniger darauf . ankomme , zu wis— 
v sea , was ein jeder Staatsbürger an eigentlichen Staats- 
lasten zu bezahlen] habe, als was von ihm ra 'allen 
■seinen Beziehungen, als Mitglied des Staates, und als 

solches einer Korporation .und Gemeinde, geleistet wer- 
den müsse, welche 'Kenntni& aber, ebenfalls nur; mit— 
telst der erwähnten Einrichtung gewonnen werden 
> könne, am so mehr, als die- Steuern nicht alle öffent- 
. ;. liehe Lasten in sich begreifen, und eine scharfe. Son- 
derung dieser i lezteretv von den Rorporations m und 
. . ■ Jiommunaliasten, ' niqht allgemein thunlich sey. <'-• 

• * Gegen diese Einrichtung, und fu-r den unmi t t el— 
J trat r'e'n' Einzug hingegen:- •.:•••.•• '•*■■' '/ 

1] dafs durch dieselbe die Rechtsgleichheit in mehrfacher 

Beziehung- verlezt , werje * indem nicht zu vermeiden 

,sey, dafs in das'Steuexkohtingent einer Gemeinde auch die 

Steuer von solchen Kontribuenten einbegriffen werde, 

,die nicht Mitglieder derselben sind, und gegen welche 

r derselben ein Zwangsrecht nicht zusteht; 

2) dafs. der f^mfang der Staatslasten überhaupt , v weil die 
Erhebungskosten in den Korporationskosten versteckt 
sind, nicht übersehen werden könne, eben so wenig 

. *ä!sm jener der. einzelnen Steuern, und des Verhältnisses 

• der Erhebungskosten zu dem Ertrage einer jeden der— 
♦ ' selben; ' • • '• ' ' ' ? 

3) dafs die solidarische Verpflichtung, sowohl für ein- 
zelne wohlhabende Glieder einer Gemeinde, die zu— 

, letzt für die Unordentlichen und Saumseligen bezahlen 
müssen, als -für die Gemeinden und Korporationen, deren 
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Schuldenlast *durch. die ; Steuervorschifsse nicht selten 
, vergröfsert werde, drückend und ruinirend sey; 
4) daf$ der unmittelbare Jänzug durch Agenten der Fi— 
nanzverwaltung in der That ^weniger kostbar, dabei 
regelmässiger sey, und auch weniger Reste lasse, die 
durch Saumseligkeit un4 wohl auch durch sträfliche 
Konvenienz der Komjnunerheber und «Behörden, und 
auch durch das Vermengen der Steuern mit den Orts— 
einnahmen und Ausgäben .befördert, und zulezt iriexi- 
. gibel werden, -~ (*) ^ . . , ,,. 

Die Wahrheit dieses lezteren Grundes ist als eine tin— 
. umstöfsliche Thatsache durch die Finanzgeschichte derje— 
- nigen Staaten beurkundet,- in welchen'- der Steuereinzug 
als solidarische Korporationssache behandelt ist. 
Derselbe würde zur Entscheidung für die Vorzüglichkeit des 
unmittelbaren Einzuges hinreichen, wenn dieser 
auch nicht andere erhebliche Gründe zur «Seite ständen , 
. unter welchen der, dafe bei der erstem Einrichtung die 
so wichtige Kenmtnifs des Ertrages reiner jeden der ver- 
schiedenen direkten Steuern, • jene des Aufwandes* den die 
\ Erhebung .^eim.er jeden Art derselben erfordert j. und zu- 
gleich auch der vergröfserte Ertrag, der durch Vergröfse— 
rung der steuerpflichtigen Objekte nach und nach entsteht, 
und den die Korporationen zum Nachtheil der Gesammt— 
heit des Staates für sich beziehen, für den Staat; — 
für die Kommunen aber der Vortheil einer Vermin- 
derung ihrer Steuerquote bei vermindertem. Ertrage verlo- 
ren geht, was allmählig die gröfste Ungleichheit \n Vejrthei- 
lung der Steuerlast zur Folge hat. Am wenigsten möchte der 
Grund, „daE?, weil sobald eine Korporation bestehe, es un- 



ri/) M. s. diese ftir und gegen angeführten Gründe ausführlich 
in den Verhandl. der Hammer. der Abgeordneten im Königr. Wur- 
teroberg, im Mr 1820; 5. Abtheil. S. 319 folg., und im Jahre 
1821; 5. Abtheil. S/427 folg. u. 8. ABtheiL; in den Beilagen, S. 347. 
Dpr Grund, „dafs es ftir das Steuerbewiltigungsrecht gefährlich sey, 
wenn der Finanzminister die Steuer aus dem Beutel eines jeden Ein- 
zelnen hole,'* der ebenfalls geltend gemacht worden, ist so unhaltbar, 
dafs derselbe kaum einer Enrähnung rerdienen kann. 
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vermeidlich sey , . dafs. sie für ihre eigentümlichen Zwecke 
gewisse Ausgaben leiste, wodurch zugleich die Ausdeh- 
nung der Solidarität auf die Steuerzahlung begründet seyn 
soll" -i — als gerechtfertigt erscheinen , wohl eher der Be-* 
weis zu führen seyn, dafs eine solche Solidarität mit 
der Natur des Steuerwesens im Widerspruche steht. 
Die Bezahlung der Steuern gehört nicht zu den eigen— 
thümlichen gemeinsamen Zwecken einer solchen Korpo- 
ration, wie Gemeinden, oder auch eine Vereinigung meh- 
rerer Gemeinden, z. B. in ein. Amt, es sind« Jede direkte 
Steuer besteht in einem propörtionirlichen Theile von dem 
Ertrage eines individuellen Eigen thumes oder- Gewerbes, 
den der Eigenthomer oder Gewerbsmann an den Staat lei- 
sten mufs, ohne' Rücksicht darauf, ob derselbe in einen 
solchen Verband gehört oder nicht, welshalb - aber 1 auch 
eine solche Solidarität nur in sofern als rechtlich begrün-« 
det zu erachten seyn möchte, wenn . angenommen werden 
könnte, dafs ein Gemeindeglied bei seinem Eintritte in die 
Gemeinde, sein Privateigentum, als gemeinsames Gut an 
diese übertragen, oder diABer ein Obereigenthumsrecht über 
dasselbe eingeräumt habe. 

De* Vorzug einer angeblich grösseren Schonung .der 
Kontribuenten durch gröbere Berücksichtigung ihrer jedes- 
maligen Zahlungsfähigkeit, ist mehr scheinbar als reell, 
wohl eher nachtheilig, als wohlthärig, theils* weil die Be— 
urtheilung von Willkür abhängig ist, defshalb grofsen 
Mißbrauchen Raum gibt, theils weil hierdurch das Rest- 
machen erleichtert und befördert wird, und zwar beides 
auf Kosten der Korporation, welche die Reste vertreten 
mufs. Überhaupt 'möchte wohl kaum' zu verkennen seyn, 
dafs die wahre Schonung der Steuerpflichtigen wohl we- 
niger in der Leichtigkeit, mit welcher dieselben der Steuer- 
zahlung auf eine Zeitlang ausweichen können, als viel- 
mehr in einer angemessenen Verkeilung derselben besteht* 
besonders wenn ein Termin zur Untersuchung der Reste 
so nahe gerückt wird, dafs diese niemals zu grofsen "Sum— 
men anschwellen , und defshalb ohne Ruin des Debenten 
bezahlt werden können. In Hinsicht auf die Vertheilung 
selbst, möcfyte eine solche auf die zwölf Monate des Jah- 



\ 
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JB. Bei djen Ko nsumtion* steuern, insbesondere bei der 
Akzise, ob diese ; lediglich als reine GenuCssteuer von 
Konsuratibilien behandelt, oder zugleich als Vehikel zur 
Besteuerung anderer Gegenstände und Handlungen, des 
Verkehrs benuzt wird. (*) 

C. Bei . dem Chaussee gel de, ob dasselbe von allem 
Fuhrwerke ohne 'Unterschied 1 nach Stückzahl und Ver- 
schiedenheit des Zug— und anderen Viehes^ des Fuhrwer- 
kes und nach Distanzen normiri ist, oder .aber, ob für 
bestimmte Gattungen des erstexen,. Aversalsummen surro— 
girt sind, (*) » 

D. Bei den Stempelgefällen davon, ob allgemeine 
Stempelsätze vorgeschrieben, oder aber nach Verschie— 

.. denheit der Natur und des Werthes der Objekte, klassirt 
und graduirt sind; sodann, ob der Stempel zugleich als 
Vehikel zum Einzug vori Abgaben anderer Art, z, B. von 
solchen von Gewerben etc., benuzt wird. (*) 



«.» 



. 1) Z. B, in WÄrtemberg, Akziseordn. v. 1808; — in Ba- 
de n etc. 

Über die Einrichtung des Akzisewesens in England, und die da- 
mit verbundenen Lizenzen, v. Räumer, 1. c. S. 41. 

2) Das leztere bisher in Bai er n', wo diese Abgabe nunmehr 
aufgehoben worden ist (Verhandl. der Standeversomml. v. 1822), und 
in WiLrtemberg, woselbst diese Einrichtung ebenfalls durch das 
Gesetz 4 v. 28. Junius 1821, über die Strafsenbau- Abgab* dahin abge- 
ändert werden ist , dafs ohne Rücksicht auf das Gewerbe des Pferde- 
besitz*rs v und ledjglieh nach Maafsgabe des Gebrauches, der von den 
Pferden gemaoht wird , für die Steuer 4. Klassen, von 12 fl. in der 
ersten, bis zu; 1 fl. 12 Kr. in^ der leiten vorgeschrieben sind, von je- 
dem. Zugochsen 36 Kr. jährlieh entrichtet werden müssen. 

3) Auch, in Ansehung cter Stempelgefalle findet eine grofse Ver- 
schiedenheit statt— Z. B. in Frankreich, wo alle Skripturen, die 
Auf irgend eine Art bei den Gerichten vorgelegt werden können, stem- 
pelpflichtig sind* u< für dieselbe zwei Arten von Stempel, bestehen:' a)jier 
Papierstempel, der nach den Dimensionen der verschiedenen Arten 
von- Papier, deren Gebrauch nach Verschiedenheit der Gegenstände 
vorgeschrieben ist, graduirt und tariert ist, (5 verschiedene Sätze, 
von 25, 50, 75 Cent, 1 J^rJ, und 1 Fr. 50 Cent)-, &> der Wech- 
selstempel, für welchen 11 verschiedene Sätze, von 50 Cent bis 
10 Frkn. (IVJ. S. Code de* droits de Timbre, d'Enregistrement, de 
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Aufser den Tarifen für die vorgenannten Gattungen Von 
indirekten Abgaben, die als die gewöhnlicheren zu betrachten 
sind, bestehen jene für das Enregistrement, wo diese 
Abgabe besonders erhoben wird, in der einfachen Verzeich—- 
nung der Werthsätze für die Gegenstände, welche derselben 
unterliegen; (*) diejenigen für die Gebühren, Bleye, Siegel, 
Zettel , die Thara bei Berechnung der Zollgefalle e'tc. in der 
einfachen Normirung der Abgaben$ätze, die für die ersteren und x 
für die leztere vorgeschrieben lind. ■ 

§. 113: 

Die Anordnungen in Betreff des Einzuges und der 
Kontrole., sowohl gegen das Publikum , damit kein Gegen- 
stand, welcher der Steuerpflichtigkeit unterliegt, der wirkli- 
chen Entrichtung der Abgabe entschlüpfe, als auch gegen die 



greffe et $ hypoiKeque, Paris 1810. > ~- In dem Grofsherz. Baden, 
5 Klassen Stempelpapier , för alle von obrigkeitlichen Behörden ge- 
fertigten Urkunden, und für alle Schriften, die bei Verwaltungsbehör- 
den eingereicht ^werden, von 3, 6, 15, 30, 60 Kr., und die Anwen- 
dung der Klassen, durch einen besondern Tarif regulirt. Tax- Spor- 
tein und Stempelordn. t. 17. Julius 1807. — In mehreren anderen 
Staaten ein zweifacher Stempel, nämlich: a) ein Gradations- 
stempel, für Urkunden, Schriften etc., die auf bestimmte Werthe 
lauten, und mit deren Gröfse die Stempelbelegung steigt; und b") ein 
Klassenstempel, für alle übrigen Akte und Schriften. Diese 
Einrichtung z. B. in Baiern und Würtemberg, in welchem lez- 
tern Staate, anstatt des wirklichen Gebrauchs des Stempels, für 
bestimmte Gegenstände ein Stempelsurrogat regulirt ist. (Verordn. 
v. 44^ Januar 1817.) Beide Arten von Stempel vereinigt, und 'zugleich 
als Surrogat für die Sportein, in dem Herz. Nassau. (Edikt vom 
9.Dezbr.l815.) In K. Hessen. Ed. v- 30. Nov. 1822. Über die Einrich- 
tung des Stempelwesens in England, — Gerichts-, Vertrags-, Zei- 
tungsstempel; von Lizenzen, Handels- , Erbschaftsstempel ; för edle Me- 
talle etc. ..— " (y. Raum er S. 21), in welcher, so wie in den meisten 
anderen Staaten, zugleich ein verstecktes Enregistrement enthalten ist. 
1) Über das Enregistrement, das in Prankreich besteht, und zum 
Theil noch in den deutschen Provinzen auf dem linken Rheinufer, 
den in der vorhergehenden Note allegirten Code de» droits etc. M. 
vergleiche auch die Verhandl. in der 2ten Kammer der Landst. des 
Grofsherz. Hessen, 1. Beilagenheft. ' ' 
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I 

' innerhalb -Welcher die Güter ein- oder ausgeführt, übe*~ 
haupt verfahren werden müssen, — » (Ober— oder Haupt- 
zollämter, Beizoll- oder Nebenzollämter; Wehrzoll-, Kon— 
trolämter; Haupt— und Kommerzialstrafsen etc.); — so- 
dann in der Anordnung des WaarenVerschlusses während 
des Transports, durch Versiegelung öder Verschnürung; 
in der Befugnifs der Zollbeamten zu* Besichtigung, Ab- 
wägung etc, der Frachtgüter; endlich in der Verpflichtung 
zu ihrer Anfuhr auf Packhöfen , Zollämtern etc*; 

JB. für die Cfrausseeg eider, in der Verpflichtung zur 
resp. Lösung , Vorzeigung und Abgabe der Weggelds-* 
zeichen, und in der Verhängung von Strafen bei Über- 

1 tretung der Vorschriften, oder Vernachlässigung der vorge- 
schriebenen Formalitäten; 

C, für die Stempelgefälle, theils in der gleichfalls ge— 
, setzmäfsig ausgesprochenen Verpflichtung, des, Gebrauches 
von Stempelpapier für bestimmte Handlungen, von deren 
Erfüllung in mehreren Staaten selbst ihre Giltigkeit ab- 
hängig ist, theils in jener der gerichtlichen und Verwal- 
tungsbehörden, zur Achtsamkeit dar auf, dafs der'vorschrifrs— 
mäfsige Stempel gebraucht, nötigenfalls supplirt, oder auch 
dafs Eingaben, bei denen derselbe nicht angewandt ist, 
zurückgestoßen werden« 

§. 114. 

Insbesondere bestehen für den Einzug der verschiedeneu 
Arten von Konsumtionssteuern,, und für die Sicherstellung 
desselben, besondere Anordnungen und Formen, die, wenn 
gleich in den einzelnen Staaten verschiedenartig modifizirt, in 
der Hauptsache allenthalben die nämlichen sind. ('] Es sind 
nachstehende : 



In anderen Staaten findet ein solcher Grenzbeiirk nicht statt, son- 
dern sind auf den Haupt- und Kommerzialstrafsen Oberzollämter, 
auf Nebenkommerzialstrafsen, Beizollämter, dann rar den kleinen 
Grenzverkehr, GrenzzoUeinnahmen. — In Baiern sodann auch, Hall- 
ämter angeordnet. — Eben -so verschieden sind auch die Vorschrif- 
ten für die Behandlung, vvtgen welcher aber auf die allegirten'.Ver- 
ordn. verwiesen werden mufs. ) 

1) Über Konsumtionssteuern überhaupt, und «her die Maximr»» 



\ 
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a) Bei der Schlachtakzise*, die Verpflichtung derjeni- 
gen, die, es sey zum Verkauf öder zum eigenen Haus- 
gebrauch, schlachten wallen, zur Anzeige oder Deklara- 
' tion an das Steueramt , über Gattung und Stückzahl des 
zu schlachtenden Viehes, und über die Zeit der Schlach- 
tung, damit der ßtenerbeamte, im Fall er es fiir notbwen- 
- • dig erachtet , eine Revision vornehmen kann , ohne wel- 
che Deklaration und ohne vorhergegangene Berichti- 
gung der Gefälle, .nicht geschlachtet werden darf, wohin- 
gegen, 'wenn die Akzise nicht nach Stückzahl, sondern 
» • nach Gewicht entrichtet 'wird, die Bezahlung erst nach 
dem Schlachten; und- Auswiegen erfolgt. 
Das Abschlachten ohne vorgängige Erfüllung dieser Forma- 
litäten, ist nur in dem einzigen Fall gestattet, dafs dieses durch 
Verunglöckung. eines Stuok Viehes nothwendig wird, in wel- 
chem Fall alsdann die Deklaration innerhalb einer gesetzlich 
vorgeschriebenen kurzen Zeitfrist (gewöhnlich von zwölf Stun- 
den) bewirkt werden mufs* Die Quittungen, die den dekla-« 
xirenden Steuerpflichtigen .ausgestellt werden, enthalten ge- 
wöhnlich, aufser ihrem Namen, und aufser dem Betrage der Ge- 
fälle, zugleich Tag,' Stunde und Ort des Abschlachtens, und 
ist, zur Verhütung eines Mifsbrauches derselben, ihre Giltigkeit 
als Berechtigung zum Abschlachten, auf eine bestimmte Zeit 
^gewöhnlich 24 Stunden) beschränkt, nach deren Ablauf-, im 
Fall das erstere nicht statt gehabt hat, dieselben erneuert wer- 
den müssen.^ 1 ) . • » 



welche in Absicht auf dieselbe zu befolgen sind C§* 1102. 1117. 
1119.); über die p&falichsten Gegenstande für die direkte oder indi- 
rekte Konsumtiomstener ; (§. 1121. 1124.) insbesondere über die 
Pafslichkeit des Gemahles, Getränkes, Salzes etc. zur Belegung mit in- 
direkten Konsumtionssteuern <§. 1125. 1128.) über die Unthunlich- 
keit, die sogenannten Notwendigkeiten des Lebens aufser Besteuerung 
zu lassen, <§♦ 1129») viel treffliches und praktisches in v. Jacob St. 
Finanzwiss. in den allegirten §§. < 

1) Die erstere Methode, nämlich die Erhebung der Abgabe nach 
Stückzahl, möchte um defswillen als die [vorzüglichere zu betrachten 
seyn, weil sie überhaupt einfacher und weniger störend ist. Nur 
mufs dieselbe nicht dadurch ohne IVoth 'verwickelter gemacht wer- 
den, dafs, wie in verschiedenen Akzise-Ordnungen und Tarifs der Fall 
IL 10 
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6) Bei der Mahlakzise, ebenfalls Verpflichtung derjeni- 
gen , die Getreide vermählen lassen wollen , zur vorherge- 
henden Deklaration der Qualität, Quantität und Bestimmung 
desselben (nämlich, ob zum Mahlen oder Schrooten), und 
der Mühle, in welcher die Vermahlung statt finden soll, 
in welcher kein Getreide anders als gegen gleichzeitige Ab- 
gabe der Quittung über die bezahlten Gefälle angenommen 
werden darf; in der Vorschrift, dafs das deklarirte Getreide 
nur bei Tage,, nicht theilweise, sondern das ganze dekla- 
rirte Quantum auf einmal nach der Mühle transportirt 
werden mufs, in welcher die Quittung über die für dasselbe 
berichtigten Gefälle an {lie Säcke angeheftet wird; end- 
lich in der Verpflichtung des Müllers zur Führung «in es 
Mühlenregisters, in welches alles Getreide,, so wie 
dasselbe in der Mühle ankommt , eingetragen wird , und 
welches derselbe den Revisionsbeamten auf jedesmaliges 
Verlangen vorzulegen verpflichtet ist. (*) 

c) Bei der Akzise vom Bier, nach Maalsgabe als die 
Abgabe nur allein von demMalze, oder von diesem, 
und zugleich von dem erzeugten Fluido, nach 
Maa&gabe des Inhaltes der Braupfanne, oder des Kühl- 
schiffes, mit Rücksicht auf die Beschickung; 
oder endlich von 4 em erzeugten Getränke, ohne 
Rücksicht auf diese leztere, erhoben wird. ( 2 ) 



st, die Gern chtsätze der einzelnen Viehgattungen , nach welchen die 
Steuer steigt, zu sehr vervielfältigt Werden, was die Steuerpflichtigen 
unangenehmen Neckereien aussezt , den unteren Akziseoffizianten aber 
die Gelegenheit zu pflichtwidrigen Kollusionen eröffnet. * 

1) In mehreren Staaten sind Mühlenwäagen angeordnet , auf 
welchen das Getreide, das zur Mühle kommt, und beim Ausgange ans 
derselben gewogen wird , und in so fern dasselbe das vorgeschriebene 
Normalgewicht übersteigt, die Differenz ebenfalls versteuert werden mufs. 
Die Mahjmetze des Müllers ist gewöhnlich steuerfrei, derselbe jedoch 
zur Deklaration verpflichtet , nach welcher demselben Freischeine er- 
theilt werden. CM. s. auch v. Jacob §. 1216.) Ein anderer Vor- 
schlag zur Erhebung der Mahlakzise in der Mühle und durch die 
Müller, in v. Colin: Heine Akzise mehr? 1 . Berlin 1816. Cauch im 
13. Heft der freimüthigan Blätter abgedruckt). M. s. auch Stockar ' 
von Neu form, die Auflage. Nürnberg 1819. "i 

2) Die entere dieser Methoden z. H. in dem Grofsherz. Baden, 
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In den beiden ersten Methoden finden alsdann in Ansehung 
der Versteuerung des zur Malzung bestimmten Getreides .die 
nämlichen Vorschriften wie bei der Mahlakzise statt , aufserdern 
bei j^dem Gebraue die Verpflichtung des Brauers zur Anzeige 
über Tag und* Stunde der Einmeischung :und des Feuersetzens 
unter die Braupfanne , der Quantität und Qualität des einzumei- 
schenden Maizschrootes , und der Zeit, innerhalb welcher das 
Abbrauen bewirkt weiden .soll^ — aufserdern, so wie auch bei 
der dritten Methode, Ausmessung und Eichung der Braupfanne, 
und Revision des fabrizirteri Getränkes durch die S teuer beamten. 
Die nämlichen Vorschriften finden auch 
(I) Bei der* Akzise vom ßrann.twein (*) statt,- die in 
der Rege} von dem Schroot, und .aufserdern nach Maafs— 
gäbe des Inhaltes der Blas?, mit Rücksicht auf die Quanti- 
tät Branntwein, die innerhalb einer bestimmten Zeit (ge- 



wo die Abgabe auf die Voraussetzung, dafs auch 4 Mltr. 6 Sester 
5 Mfsl. Gerste , ein Puder' Bier fabrizirt werde, gegründet , und auf 
Einen Gulden nur da» Mltr. Malz festgesezt ist (Akziseordnu v. 4. Ja- 
nuar 181/i; $» 26 folg.) — Die zweite Methode 1 , die zugleich besondere 
Vorschriften in Betreff der Eichung der Gefafse, mit welche ohne vorher- 
gegangenen Anzeige bei der Steuerbehörde keine Änderung vorgenommen 
werden, darf, erfordert, ist die allgemeinere. Die dritte endlich z.B. in 
Würtemberg, wo die Abgabe in dem zehnten Theile des Werthes 
des Biers, nach dem Örtlichen Ausschenkpreis besteht, aufserdern 
fe Kr. Sudgeld vom Eimer bezahlt werden müssen. (TJmgeld-Ordn. 
v. 4. März 18150 Aufser dieser Abgabe wird von allem Bier, das 
ein 'Inlander an andere Inlander verkauft, eine besondere Akzise von 
2 Kr. von jedem Gulden Erlöfs entrichtet. CAkziseordn. v. 18080 
In England ist diefce Abgdhe in die Malz-, Hopfen- und Biersteuer 
getheilt, (v. Räumer 1. c. S. M. 73. 890 Über die verschiedenen 
Methoden, . v. Jacob 1. e. §. 12l6, der sich für die Besteuerung 
fciach dem Kubikinhalte der Braukessel, mit Rücksicht auf die Quali- 
tät des Biers erklärt; auch Stockarvon Neu form, die Auflege etc. 
$. 100. folg. ; woselbst zugleich eine Prüfung und Beleuchtung der ver- 
schiedenen Methoden« 

1) v, Jacob 1. c. §.1216, der auch für die Branntweinsakzise 
ein ahnliches Verfahren vorschlägt, nämlich : dafs jeder Brenner a) die 
Grofse seiner Blase, b°) die Zeit, wie lange derselbe brennen will etc. 
deklarjrt, wonach die Anzahl Brände t cHe in dieser Zeit geschehen 
können, bestimmt, fär jeden Brand eine be stimmte Quantität Brennt 
wem gerechnet, und für diese die Steuer bestimmt wird. 

10 * 
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wohnlich 24 Stunden) aus einer normalen Quantität Ge- 
treide oder Schroot erzeugt werden kann, erhoben wird; 
sodann, dafs zur Verhütung möglicher« Defraudationen, 
. nach Ablauf der deklarirten Zeit, die Helme oder Hüte an 
das Steueramt abgeliefert, oder die Schlangen versiegelt 
/ werden müssen. 
Verschiedenartiger und unter sich abweichender, sind die 
Anordnungen in Betreff der übrigen Konsumtionssteuern, so- 
wohl in Ansehung- der Gegenstände, die denselben unterliegen, 
als auch in Betreff der 'Art der Veranlagung der Steuern auf die- 
selben, und ihres Einzuges, der theils mit dem Zoll in Verbindung 
gesezt,;theils durch A versalsteuern bewirkt, und dadurch gesichert 
wird, dafs die Konsumtion, überhaupt der Gebrauch oder Ver- 
brauch einer Sache, von der vorläufigen hoth wendigen Be- 
richtigung der Gefälle abhängig gemacht ist. ( l ). 

§. 115. 

Die vorzüglichste Garantie fiir den. Jßinzug der Gefalle und 
für ihre getreue Verwaltung durch die Steuerbeamten , beruhet 
in der Einrichtung "des Zettelwesens , das in der Art kombüiirt 
ist, dafs dasselbe nicht nur die Beobachtung der vorgeschriebe- 
nen Förmlichkeiten von Seiten der Steuerpflichtigen dokumen- 
tirt (durch die Deklarationen auf der einen , die gelösten Zei- 
chen auf der andern Seite), sondern zugleich auch zur Köntrole 
gegen die Einzugsbeamten dient, c\as Jeztere yprzüglich jlurch 
Vergleichung der Gelder mit den Werthen, die jedem Zoll- und 
Akziseeinnehmer von der Hauptkasse in Zetteln oder Zeichen 
kreditirt worden sind, und die er in Natura oder ihren Werth 
in Gelde abliefein mufs. ' Die tarifmäfsige und richtige Verwen- 
dung der Zettel selbst aber, wird theils durch die Deklarationen 
der Steuerpflichtigen , theils, wie z. B. bei der Mahlakzise etc., 
durch die Mühlenregister, etc. nachgewiesen und justifizirt. 

Diese Einrichtung bildet zugleich die ^ Grundlage für jene 
des Rechnungswesens und der Bücher, die bei den einzelnen 



1) M. s. die in diesem §. allegirten verschiedenen Zoll- und 
Akzise-Ordnung«« und Schriften, sodann auch den Recueil gentral 
des loi8> arretes, de*isions et ^ Instructions eoncernunt la perception des 
droits reunis, und den Code des droits reunü* x 
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Steuerämtern, und auch bei den Mittelbehöjden (Oberakziseäm- 
tern etc.) , geführt werden. , 

, Diese bestehen im Allgemeinen in nachstehenden, nämlich: 

a) in einem Journal (oder Manual) für die Verrechnung der 
eingezogenen Gefälle; (*) 

b) in einer Formular! enrechnung (oder Kontfolbuche) 
für die Verrechnung der den Steuer- (Akzise-Zoll) Äm- 
tern kreditirten Zettel oder'Bollete; 

c) in einem Realregister (Subdivisionsregister, kollekti- 
ves Hauptbuch etc.) für die spezielle Darstellung des Er- 
trages für jedes der verschiedenen Steuerobjekte; sodann 

rf) in verschiedenen Hilfsregistern (Deklarationsregister 
über die Brau- und Brennereien, Mühlenwaageregister etc.) 
zurKontrole gegen die Manuale und zugleich zu ihrer Be- 
gründung; endlich 
e) in einem Proz^efsregister, dieses leztere jedoch nur 
bei denjenigen Steuerbehörden, die mit der Führung dieser 
Prozesse beauftragt sind. 
Die nämliche Buchführung findet auch (nur mit Modifikatio- 
nen, die) aus ihrem Verhältnifse • sich ergeben) bei der obersten 
Zentralbehörde statt-, bei welcher gewöhnlich eine besondere 
Buchhai terei* angeordnet ist, bei welcher vorzüglich das Realregi— 
ster aiseine wesentliche Grundlage zur Begründung von Finanz- 
maafsregeln eine sorgfaltige Bearbeitung erfordert. 

' Zur fortlaufenden Kontrole des Einzuges und der BuchfÜh-* 
rang, sind wöchentliche, gewöhnlicher monatliche Abschlüsse 
vorgeschrieben , deren Einrichtung mit jenen der Bücher korre- 
spondirt. (*) 



1) In mehreren Staaten werden besondere Quittungen und Bol- 
iette ausgegeben, in anderen aber besteht die Einrichtung, dafs das 
Manual in zwei neben einander stehenden Spalten die Deklaration 
über jeden Artikel enthält, von welchen das eine Exemplar, vom 
Steuerbeamten unterschrieben, als Quittung getrennt an den Steuer- 
pflichtigen abgegeben wird, der 4as' andere in den Talon unter- 
zeichnet. 

2} Die innere Einrichtung der Bücher ist beinahe in je- 
dem Staate verschieden; man sehe zum Beispiel die For- 
mulare in der badenschen Rechnungs - Instinkt, für die Orts- 

» \ 

i 
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Als fernere Kontrole endlich, sowohl gegen die unteren 
Beamten in Absicht auf ihre Geschäftsführung, als auch gegen 
das steuerpflichtige Publikum, besteht ein besonderes Aufsicht«— 
personal, dessen- Bildung , Einwirkung auf die Beamten, und* 
auf das Publikum, überhaupt dessen sämmtÜche -Verhältnisse 
jdurch ' die besondere Gesetzgebung eines jeden Staates , durch 
diese auch das Verfahren bei Untersuchung und Bestrafung von 
Kontraventionen und Defraudep, vorgeschrieben sind. 



Unter den Einwürfen, die gegen die indirekten Steuern 
überhaupt, und gegen, die Konsumtionssteuern insbesondere, 
gemacht werden, möchten die nachstehenden, nämlich: die 
Lästigkeit der Formen für ihre Erhebung und Verwaltung; 
sodann, die angebliche Unmöglichkeit, ihren Ertrag zu etati- 
siren; — hier um so weniger unberührt bleiben dürfen, 
weil dieselben sich zunächst auf die formelle Behandlung 
beziehen. , 

Die Wahrheit des ersten dieser Einwürfe, und 'dafs 
diese Formen verwickelter, und für das Publikum lästiger, 
als jene für die meisten direkten Steuern sind , kann nicht 
in Abrede gestellt werden. Dennoch scheint es, dafs 
bei ihrer Artikulirung,. die Einrichtungen, wie dieselben 
früher statt gehabt haben, (*) und aus. Gewohnheit und 
Unbeholfenheit hin und wieder noch statt finden., mehr 
vor Augen schweben, und dafs, wie bei einer unbefan- 
genen Prüfung doch billig geschehen sollte, die zweckma- 
fsigen liberaleren Einrichtungen, die in anderen Staaten 
Verfugt, und überhaupt thunlich sind, (*) nicht gehörig be- 
achtet werden. - 

Wie liberal und ^schonend übrigens auch diese For- 
men eingerichtet -werden mögen, immerhin werden diesel- 
ben die individuelle Freiheit der Steuerzahler mehr, als 



akziser, Zoller, und Obereinnehmer in der Sammlung' der seit dem 
2. Jan. 1812 in Zoll- und Akzisesachen ergang. Verordn. Karlsruhe 
1812. 

1) Diese älteren Formen z.B. in Sigismund Archiv für Ak- 
misebedienten und Akkisanten etc. Berlin 1801. 

2) r. Jacob I. c. §. 1208;- folg. 
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die Formen für den Einzug anderer Steuern beengen, was 
bei der Natur dieser Steuern und der notwendigen Kon-* 
trole etc. nicht ganz zu umgehen ist. Ob aber diese Nach- 
theile nicht durch Vortheile anderer Art kompensirt wer- 
den? namentlich dadurch, dafs sie niemals in grofsen Be- 
tragen vtfn .dem Einzelnen erhoben werden* und daher *fiir 
die Kontribuenten in keiner Beziehung drückend sind: so- 
dann durch ihren ergiebigen Ertrag bei grofser Unbedeu— ' 
tenheit der jedesmaligen individuellen Beitrage, — ist eine 
Frage,, die bei der Würdigung dieses Einwurfes, nicht so ganz 
und um so weniger unbeachtet bleiben sollte, je weniger in 
Abrede gestellt werden kann, dafs der Einzug der als Surro- 
gat vorgeschlagenen Steuern, bei ungewisserem Ertrage, wo 
nicht lästiger, zum mindesten, dennoch gleich lästig ist. 

Die Gehaltlosigkeit des zweiten Einwurfes , ist .durch 
die Thatsache des Gegentheils in allen Staaten erwiesen, 
in welchen die Verwaltung der indirekten Steuern und 
das Etatswesen gehörig geordnet sind. In einem jeden 
Lande sind die Einwohner eines jeden Standes, oder einer 
jeden Klasse, an einen ihr , eigen thümlichen, bestimmten 
Aufwand gewöhnt, in welchem dieselben, besonders die 
unteren Klassen, nicht leicht ändern, am wenigsten sich 
Einschränkungen unterwerfen, zu welchen nicht v grofse 
Noth dringt, wefshalb aber auch auf den aus diesem Kon— 
sumtionsaufwande berechneten Steuerertrag auf so lange 
mit grofser Gewißheit gerechnet werden kann , als nicht 
in diesen Verhältnissen, oder in der Steuer selbst, erheb- 
liche Änderungen eintreten. — Auch bei anderen Steuern f 
namentlich bei den direkten ist nur eine an die Wirklichkeit 
annähernde Berechnung ihres Ertrages, eine solche aber 
auch in Ansehung der Konsumtionssteuern thunlich, be- 
sonders wenn , was bei einer zweckmässig eingerichteten 
Verwaltung derselben vorausgesezt werden mufs, über den 
Betrag der Konsumtion der besteuerten Gegenstände mög- 
lichst zuverlässige Bilanzen und Kontrolen vorhanden 
sind , und wenn aufsqr diesen , bei der Entwerfung des 
Etats, «die Resultate einer mehrjährigen Erfahrung benuzt 
werden können. Gern kann übrigens zugegeben werden» 
dafs ein. solches Zutreffen in .Absicht auf die Steuerquote 



/ 
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eines jeden Individuum* nickt thunlich , aber auch auf den 
in' dem Etat für das Ganze berechneten Ertrag ohne 
Einflufs ist, indem der Minderertrag des Einen durch den 
Mehrertrag Anderer ausgeglichen, der Ertrag überhaupt 
nicht von und für jedes einzelne Individium , - sondern von 
der Konsumtion im Ganzen berechnet wird. 

§. 116. 

- Etatswesen. ( l ) Finanzetats bestehen . im Allge- 
meinen in einer begründeten NacrvweisurJg und Darstellung 
derjenigen Einnahmen , die theils nach Maafsgabe der auf die 



» < / 



1^ Über ^xe Etatswirthschaft und das Etatswesen, unter alteren 
Schriftstellern, v. Justi StaaUwirthschaft , (2. Aufl. 2. Tbl. §. 408 
folg-; manche», was auch jezt noch nachgelesen zu werden verdient. 

Von neueren; 
Eschenmayer, Anleitung zu einer «ystemat. Einrichtung des 
Staatsrechnungs wesens.] Heidelb. 1807. ' / 

Weder in Absicht auf die aufgestellten Grundsätze, ;bei welchen, wie 
es scheint, dem Verfasser, eine eben nicht gut geordnete Einrich- 
tung des Rechnungswesens in einem bestimmten Staate vorzüglich 
vorgeschwebt, und aus welcher derselbe seine Ansichten abstrahirt 
hat, und noch weniger in Absicht auf das vorgeschlagene Rubri- 
' kensystem und die vorgeschlagenen Formulare zu empfehlen. 
Peterson, über Wirthschaftsanschläge und Budgets. Göttingen, 

1811. ' 

Beides zu sehr vermengt, Begriffe aus ersteren auf die lezterep 
übertragen, überhaupt fühlbarer Mangel an Einsicht in den formel- 
len Staatshaushalt , und an {{enntnüs dessen , worauf es bei einem 
Budget ankömmt. 

Feder, Handb, über das Staats-Rechnungs- u. Hassen wesen. Stuttg. 

n. Tübingen. 1620. 
Bei vielen praktisch guten Ansichten und Vorschriften, auch recht 
viele, die es nicht, überhaupt nicht richtig, zum Theil falsch sind, 
und in den Formularen vieles, was theils nicht zweckmäfsig ist, 
durch zu grofse Umständlichkeit ohne Zweck koinplizirt, überhaupt 
praktisch nicht ausfuhrbar seyn möchte. — B auan schlage u, 
Gut e r p acht anschlage CS. 26.) können . in feiner Hinsiebt als 
Etats angesehen werden^ 

Jl och, über Finanz-Kassenetats etc. Rottenburg a. IV: 1820. 
Me}ir allgemeines Raisonnement über die Verwaltung überhaupt, 
aj? spezielle Erörterung und Begründung der Punkte, auf welche 



i 
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Resultate der vorhergangenen Jahren gegründeten Erfahrun- 
gen, theils unter Voraussetzung, gegebener Umstände und 
Verhältnisse, in einem bestimmten Zeiträume (Etats- oder 
Finanzjahr), aus einer bestimmten Verwaltung mit Gewißheit 
oder doch nach begründeter Wahrscheinlichkeit zu hoffen; 
lind derjenigen Ausgaben, die in dem nämlichen Zeiträume 
von einer solchen Verwaltung, oder für dieselbe zu bestreik 
ten sind. (*) 

Der Hauptfinanzetat, oder das Staatsbudget, be- 
steht in der Darstellung von beiden, für den ganzen Staat. 

Dasselbe ist wesentlich von dem Finanz— oder Be— 
wirth schaftungsplane verschieden, in welchem nicht 
nur die präsumtive Einnahme und Ausgabe für ein gegebenes 
Jahr; sondern zugleich und vorzüglich auch die Eigentüm- 
lichkeiten und Verhältnisse der verschiedenen Quellen, des 
S t a a t s e i n ki) m nre n s , die Art und das Maafs ihrer Benut- 
zung, und die Wirkungen die aus dieser leztern in Absicht 
auf ihre Erhaltung, Vergrößerung oder Erschöpfung sich ent- 
wickeln ; das Verhältnils, in welchem die Benutzung der- ver— 
-schienen Quellen gegen einander steht, die Gründe, aus wel— 



es bei Entwertung der Etats ankommt; noch weniger Grundsatze 
oder Regeln für diese. Der Unterschied zwischen Finanzkas- 
sen-Etats ittid Rechnung8-Etat8 möchte in so fern als 
leztere (Abschluß) nicht als Etats betrachtet werden können, (45.) • 
eben so wenig gerechtfertigt seyn, als die Ansichten über die 
Art wie das Staatsbudget anzustellen ist (§. 470 als richtig aner- 
kannt werden können. 
Kieschke, Grundzuge zur zweckmäfsigen Einrichtung des Staats- ' 
kassen- und Rechnungswesens. Berlin 1821. 
Bei meistens richtigen Grundsätzen und Ansichten in Betreff der 
Aufstellung der Etats, versucht der Verfasser, diese lezteren mit dem 
von ihm für die Kassenverwaltung projektirten System in Verbin- 
dung zu setzen, in Ansehung von welchem auf dasjeriige Bezug ge-' 
nomman wird, was §. .40. 1. Thl. S. 195. geftufsert ist 

1) Chaque budget doit pour le service % qui lui est propre t em~ 
orasser les troia divisions du temst dang les anfec4densy oü il puise 
des exemples ; dans le present , qui lui offre des rkgles.; dans 
Vavenir, dont il doit prevoir les besoins. Kommissionsbericht über' 
die loi des eomptes, in der Franz. Pairskammer. Monteur de 1822, 
JVr. 98. 99, 
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chen die eine vor, den anderen zu schonen seyn mochte , die 
Mittel, die za ihrer Erhaltung und Erweiterung vorgekehrt* 
die Quellen, die etwa neu eröffnet -werden können etc. 
vollständig erörtert; — in Ansehung der Ausgaben aber» 
die Gründe für jede Art von Aufwand, vorzüglich auch in 
Absicht auf absolute oder bedingte Notwendigkeit, öder Wo— 
fser Nützlichkeit, eben so vollständig dargestellt seyn müs- 
sen. (*) 

Die Verwaltung eines Staates -bildet ein kohärentes Gau— 
zes, in welchem - alle Theile wechselseitig ineinander greifen, 
das thätige Leben und Wirken des- einen Theiles durch je- 
nes aller übrigen bedingt ist, der Impuls zum Wirken, über- 
haupt ans einem höchsten Zentralpunkte ausgeht, auf welchen 
die Resultate des Wirkens in lezterer Instanz zurückfuhren. 
Ans dieser Ursache kann für die Verwaltung eines Staates 
auch nur ein Hauptfinänzetat oder Budget stattfinden, 
das entweder in so viele besondere Etats, als nach Maabgabe 
von Geschäfts— oder auch geographischen Beziehungen, Zen— 
tralpunktp in v der Verwaltung vorhanden sind, aufgelöst, oder 
umgekehrt, durch stufenweise Zentralisation dieser, besonderen 
Etats gebildet * ist. 

Jede besondere Verwaltung, jeder besondere Zentralpunkt 
in derselben, bedarf eines besondern Etats, in Hinsicht -wor- 
auf nachstehende Stufenfolge von solchen sich ergibt: nämlich: 
a) Spezialetats, für die einzelnen Elementarverwaltnn— 
gen der verschiedenen Zweige des öffentlichen Einkom- 
mens, so wie für einzelne Zweige des öffentlichen Dien- 
stes; — für ein jedes Rammeral- oder Rentamt; für je- 
des Forst-, Berg-, Hüttenamt; für jedes Zoll* und Ak— 



1) Aus der Verwechselung dieser Finanxplane mit Finanietats, 
mag wohl auch die Idee von sogenannten organischen oder Nor- 
maletats Cauch Feder $. 65.) originiren. Jeder Etat ist, wenn 
auch nicht geradehin das Ergebnifs, doch eine Folge einer bestehen- 
den Organisation, kann daher seihst nicht organisch seyn, eben so 
wenig^ als die Qualifikation von Normaletat adäquat seyn dürfte, 
weil diese Bezeichnung eine Fudtat vorausseht, die ein Etat schon 
um defswiflen nichtgbahen kann, weil derselbe allen Änderungen in 
der Verwaltung folgen muß. 
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zisebüreau; für jedes Waisen-, Irren-, Strafhaus etc., ein 
solcher besonderer Etat; ' ~ 

b) Hauptetats; und zwar entweder für cUe einzelnen 
Hauptzweige der Finanzverwaltung, _z. B. ein solcher 
Hauptetat für die gesammte Domänenverwaltung ; desgleichen 
für die Forst-, Bergwesehsverwaltung* für jene der direkten 
und indirekten Steuern, etc. ; oder f^ir geographisch g<e- 
bildete Verwaltungsbezirke (Kreis- oder Pro- 
vinzialkassentats) ; 

c) der Hauptfinanzetat, oder das Staatsbudget, in 
welches* die vorhergehenden stufenweise zentralisirt sind 
(die Spezialetats in den Hauptetats, diese in dem Staatsbud- 
get), und welches die gesammte Einnahme und Ausgabe 
desr Staates darstellt. 

Aus der Bestimmung, dals der Hauptfinanzetat, und bezie- 
hungsweise ein jeder Haupt— oder Spezialetat, diejenigen Ein- 
nahmen, die mit Gewilsheit, oder begründeter Wahrscheinlichkeit) 
in einem gegebenen Jahr zu hoffen sind , und eben so den prä- 
sumtiven Aufwand, vollständig und so darstellen soll, dafs der- 
selbe zugleich' zur Grundlage des Kassen- und Rechnungs- 
wesen t, und zur Kontrole von beiden dienen könne, erge- 
ben sich die Hauptgrundsätze für ihre Aufstellung durch 
deren . mehr oder minder strenge Beobachtung die Errei- 
chung der angedeuteten Zwecke bedingt ist. 
Es sind nachstehende: 
' 1) dafs die gewissen oder bestimmten Einnahmen und 
* Ausgaben, sowohl diejenigen, die in Absicht auf Qua- 
lität, Quantität, Gegenstand, Zeit und Person in und von 
welcher die ersteren, nämlich die, Einnahmen, erfolgen, 
oder in welcher und für welche die Ausgaben geleistet 
werden müssen, unwandelbar, mithin absolut bestimmt 
sind, als auch die relativ oder für eine längere x Periode 
unwandelbaren, mit ihrem wirklichen Betrage, >so 
wie dieser aus Rechnungen oder sonst sich ergibt; (*) 






N 



1) Zu den absolut bestimmten Einnahmen gehören z.' B. bei 
den Domänen alle festen oder ständigen Gefalle ; zu den relatir 



./ 



— 156 1- 

2) die unbestimmten aber, oder, diejenigen, in Anse- 
hung von -welchen die Thatsache der Einnahme 
oder Ausgabe zwar gewifs, dasMaafs aber, in wel- 
chem die erstexen erfolgen , die lezteren geleistet werden 
müssen, dagegen unbestimmt ist, in solchen Durch- 
schnittsbeträgen ausgeworfen -werden, die nach Be- 
rechnungen von begründeter Wahrscheinlichheit, der Wirk- 
lichkeit am meisten sich nähern; (*) 

3) dafs bei der Ausmittelung und Berechnung dieser Durch- 
schnitte, so wenig als immer möglich der Willkür über- 
lassen werde, damit die Resultate aus denselben 4ie 
Wirklichkeit eben so -wenig überschreiten, als tu bedeu- 
tend hinter derselben zunickbleiben; (*) 



bestimmten, iL B. die Pachtgelder und andere Nutzungen, die kon- 
traktraäfsig, oder aus sonst einem andern Grunde, auf eine längere 
Periode einen- jährlich gleichen Ertrag gewahren; — zu den be- 
stimmten Ausgaben, solche, deren Betrag an und für sich seihst (wie 
z. B. standige Reallasten) oder in Folge von Verwahungs-Anordnnn- 
gen, (wie z . B. Besoldungen) auf eine längere Reihe von Jahren 
numerisch die nämlichen bleiben. 

l) Z. B. hei Domänen, alle unbeständigen^ Gefalle, überhaupt 
alle Einnahmen , deren Ertrag durch Einwirkung äufserer Umstände 
von Jahr zu Jahr steigen oder fallen kann; in Ansehung der Aus- 
gaben, alle diejenigen, hei welchen der nämliche Fall eintritt 

2> Die Ausmittelung des Ertrages nach Durchschnitten, bezielet 
möglichste, durch Grunde von Wahrscheinlichkeit unterstuzte An- 
näherung an die Wirklichkeit. Gewöhnlich wird zu ihrer Bildung 
ein Zyklus von sechs Jahren gewählt, von" welchen jährlich das erste 
gestrichen und das neueste hinzugefügt wird, welches Verfahren in- 
dessen nicht unbedingt zu billigen seyn möchte, da Fälle denkbar 
sind, in welchen dasselbe, anstatt der Wirklichkeit näher zu bringen, 
von dieser wirklich entfernt, nämlich, wenn z. B. das zu streichende 
oder zu addirende Jahr, aus Ursachen, die zu den seltenen gehören, 
einen ungewöhnlich hohen, oder ungewöhnlich geringen Ertrag ge- 
währt hat, der eben defshalb und nach dem gewöhnlicheren Laufe 
der Ereignisse, innerhalb der nächsten sechsjährigen Periode weder 
gehofft noch befürchtet werden darf. Zweckführender durfte !es da- 
her sevn 9 wenn zur Bildung des sechsjährigen Durchschnitts, zehn 
Jahre genommen, von diesen das erste, sodann die zwei höchsten 
und die zwei niedrigsten gestrichen werden , das neueste Jahr zuge- 
sezty und aus den hiernach bleibenden sechs Jahren, der Durchschnitt 
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4) daf? bei der 'Berechnung der Einnahme un4 der Ausgabe, 
nach gleichen Grundsätzen verfahren; 

5) für die Ausmitteluhg , der Durchschnitte für die Ein- 
nehme und für die Ausgabe, ein gleicher Zyklus von 
Jahren, (*) 

6) für die Berechnung' des Geldwerthes der Naturalien in 
der Einnahme und in der Ausgabe, gleiche und fixe 
Preise angenommen werden,; (*) 

7) daü in die Etats nichts wa 5 nicht wirkliche Ein- 
nahme o d e r A u s g a b e i s t, aufgenommen ; eben so wenig eine 
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gebogen wird, ö>* so« eigentlich auf zehnjährige Erfahrung, mit Be- 
seitigung der Einwirkung von allem Ungewöhnlichen gegründet ist, 
und der Wirklichkeit näher bringt Die Befugnifs zur Abweichung 
von den Durchschnitten, die hin und wieder den Elementarbeamten ein- 
geräumt ist, geJaJirdet^die Wahrheit des Etats* und istum sqnaohtbeib'ger, 
je weniger der Behörde, die den Hauptetat aufstellt, Mittel zur Pru- 4 
Jung der Richtigkeit der Ansichten dieser Beamten, zu Gebot stehen. 

1> Die Nichtbeachtung dieser Regel, durch deren YernacMäsi- 
gung die Wahrheit des Etats nothweodig gefährdet wird-, ist mit 
Recht als Mangel in mehreren Budgets geragt.. M. s. z, B. den Be-i 
rieht über die Budgets-Einnahmen w . den . Verband!. . der 2*ent Kam- 
mer der Stände des Groisherz. Baden, 1820; 4> Heft, Beil; 68; — 
-jenin der ständischen Finanzkommission in Würtemberg .v. 14. April 
1820, in dem aufserordenü. Beilagenheft, S« 13. 

?) Etatspreise, die gewöhnlich in dem dreißigjährigen 
Durchschnitte der Marktpreise bestehen, und nach Ablauf einer be- 
stimmten Periode revidirt, und aufs Neue regplirt werden* Über die 
Bildung ders., Kr Aufs 1. c. 1. Theil, 8. 240; und 5. Theil, S. -22. 

In dem alleg. Werke von Feder, $. 90 u. 91. werden zweierlei 
Preise vorgeschlagen, nämlich: sechsjährige Durchschnittspreise 
für die zu erkaufenden und zu verkaufenden Naturalien; für 
alle übrigen Naturalien aber, ständige Preise, die für je- 
des Bezirksamt auszumitteta sind. — Dieser Vorsehlag scheint indes- 
sen in* keiner Hinsieht hinlänglich motivirt, und gerade den Übel- 
stand, dessen Beseitigung derselbe beabsichtigt, nämlich unrichtige 
Resultate in Absicht auf Ertrag, herbeifuhren zu müssen. — Selbst 
aber auch im Fall man einen solchen Unterschied machen wollte, 
wurde der Durchschnitt 'aus einer, gröfseren Anzahl von Jahren ge- 
bildet werden müssen; weil die Getreidepreise sich nur nach längeren 
Intervallen bleibend ändern; noch weniger aber zulässig seyn, für jedes 
Bezirksamt besondere Preise zu bilden, was nur Air gröfsere Be- 
zirke thunlich ist. 
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Einnahme wegen einer Disposition , die ihren Ertrag vor- 
wegnimmt; oder eine Ausgabe, weil sie durch eine solche 
Vorwegnähme gedeckt ist, übergangen \merde; (*) 

8) aafs in dem Hauptfinanzerat, und beziehungsweise in den 
anderen, die ganze Einnahme, und die ganze Aus- 
gabe vollständig, mithin nicht Mos die Nettoein— 
nahine, sondern der Bruttoertrag; die Ausgabe aber, 
ohne Riicksichtauf Kompensationen etc., nachgewiesen und 
dargestellt werde; ( a ) 

9) endlich, dafs für die .Etats für ein gegebenes Jahr, die 
sammtlich unter einander in Verbindung stehen, ein 
und derselbe Anfangs- und Schlufstermin be- 
obachtet werde. Die Festsetzung dieses Terniins — oder 



1) Mit dieser aus dem Wesen der Etatswir&schaft fliefsenden 
Grundregel,' ist die Maxime, die Feder §. 86. aufstellt, nämlich: 
„dafs, wenn bei einer Spezialkasse, die Einnahme zur Bestreitung der 
Ausgabe nichts hinlänglich sejr, von der nächsten Kasse, welche Über- 
schuß haf , das Nöthige als Zuschufs in dem Etat aufgeführt werden 
müsse 46 -—* im Widerspruche. Allerdings mufs die Deckung des 
Fehlenden beschaffe werden', aber nicht auf die angezeigte Art, son- 
dern durch den Finanzminister aus dem Reserve *-• oder einem hierzu 
besonders bestimmten Fonds. Nur gehört derselbe aber nicht in den 
Etat, der eine für sich abgeschlossene Darstellung der Resultate der 
Verwaltung, für welehe derselbe aufgestellt ist , ' und ohne Rücksicht 
darauf bildet, ob diese in einem Überschusse, oder' Defizit bestehen. 

2) Wie unrichtig die Resultate sind, die aus einer Nichtbeach- 
tung dieser' Regel sich ergebe», darüber ein belehrendes, Beispiel 
in dem' bäuerischen Budget , welches durch Hinzurechnung der bei- 
nahe 4 Millionen betragenden Elementar- und Regiekosten, um diese 
Summe sieb erhöht. (M. ». das 2te Beilagenheft der Verhandl. von 
182Ä> 

Bei industriellen^ und kommerziellen Instituten etc., die für Rech- 
nung des Staates betrieben werden , findet eine zweifache Bruttoein- 
nahme statt 3 nämlich der Total werth der erzeugten Produkte , sodann 
derjenige Werth, der nach Abzug der Produktionskosten ver- 
bleibt. Diese lezteren gehören in den Haushalts- und Betriebsplan 
eines jeden Werkes, als solche, durch deren Verwendung die Pro- 
dukte erzeugt werden, durch deren Verwerthung erst eine Einnahme 
entsteht, die daher auch allein nur, nicht aber die erstere, in dem 
Etat als Bruttoeinnahme ausgeworfen, und nur der eigentliche Ver- 
waltungsaufwand als Ausgabe gegenüber gestellt wird. 



r 



— 159 — 

Finanzjahrs {Exercice) ist beinahe in jedem Staate anders 
bestimmt. In Hinsicht auf d-en Etat selbst, ist diese 
Festsetzung in so fern gleichgiltig , als ein jqdes solches 
Jahr, einen Zyklus von zwölf Monaten umschließt, "woge- 
gen Verwaltungsrücksichten, und lokale Verhältnisse, fiit 
einen solchen Termin, einen Vorzug vor Anderen begrün- 
den können. (') 

§. 118. . 

Die formale Einrichtung des Budgets ist an und für 
sich willkürlich, beinahe in jedem .Staate verschieden ; gleich- 
förmiger die Darstellung der Einnahmen, so, dafs diese nach 
den Hauptquellen von Einkommen, und unter jeder sol- 
chen Hauptrubrik, die Summarien der einzelnen Gattungen 
•von Einnahmen, die in der ersteren .zusammengefafst sind,, z. 
B. bei der Hauptrubrik der direkten Steuern, die Summarien 
der Grund-, Häuser-, .Gewerb— , Personalsteuer dargestellt 
werden. Das Detail einer jeden Gattung ist sodann 
iu dem Haupt etat der Verwaltung derselben ^ z. B. in 
jenem von clen indirekten Steuern die Summarien der ein- 



1) Die gewöhnlichen Termine sind der Anfang und das Ende 
des Kalenderjahres, oder der erste Junius oder Julius, dieser leztere 
der vorzüglichere, wo bedeutende, Domänen und Naturalien zu ver- 
walten sind- 

Herr Graf v. Soden, im vierten Band der Nationalökonomie 
S. 456: .bezeichnet „zwar' die Abtheilung der .Komptabilität nach 
Etats-, oder Finanzjahren als ein Gängelband, dessen sich die mit 
den Gesetzen der Nationalökonomie unbekannten Finanz-Administra- 
tionen noch nicht hätten entwöhnen können, und als eine Pedan- 
terie, die alles gegen sich., und nichts als das Herkommen für sich 
habe. — Eine Regierung müsse einnehmen, wie sie ausgibt, 
und ausgeben, wie sie -einnimmt. "(??). 

Diese Ansichten , bei deren Realisirung die Erhaltung irgend 
einer Ordnung in der Verwaltung, in gewisser Besiehung (Jiese selbst 
unmöglich werden wurde, bedarf wohl keiner Widerlegung. Sie be-* 
ruhet auf einer andern nioht minder unrichtigen Ansicht , als wurde 
durch die Einrichtung von Finanzjahren die Verkeilung der Auf- 
lagenzahlung in kleinere Portionen ve/hmdert, deren Ungrund durch 
die in Betreif des Steuereinzuges in allen Staaten bestehenden An- 
ordnungen und Einrichtungen dokumentär! ist» 
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2 einen Arten solcher Steuer», z. B. jene von der Mahl- 
Fleisch-, Getrankesteuer etc. -— in den Speziale tat s end- 
lich, das Detail' einer jeden besondern Art dieser Steuern 

•i ' * 

zl B.T>ei den Zollgefallen«, der Ertrag des Eingangs—, Durch- 
gangs'-, Ausgangszolles, bei der Getrankesteuer^ jener von den 
verschiedenen* J Arteli von ©e tränken etc. nachgewiesen: — Ver- 
schiedener ist dagegen die Darstellung der Aufgaben, für 
weihe, wie bereits erwähnt ist, zwei verschiedene Methoden 
befolgt werden, nämlich: Trennung, des Aufwandes Mos nach 
Real- oder materiellen Beziehungen, ohne Rücksicht auf 
die Ministerien, welche denselben anordnen und seine Realisirung 
leiten; — oder aber so, dafs der allgemeine Aufwand, der kein Mi- 
nisterium insbesondere berührt, oder aus andern Gründen spezia— 
lisirt ist, Wie'z. B. die Zivilliste; der Fond für die Staatsschuld 
und dergleichen, in besondere Kapitale ausgeworfen t aller üb- 
rige Aufwand aber nach MäaFsgabe der Departementsministerien, 
welche denselben disnoriiren, unter Hauptabschnitte zusammen- 
gefafst ist, in'derem jedem die Snmmarien einer jeden- Haupt- 
gattung von ^Aufwand ausgeworfen sind, (*) welche leztere 



* 1) Man vergl. die Budgets z. B.' v. Frankreich,' P reu fsen, 
Wü r te'toib er g, Baier n^ Baden, sodann von Spanien etc., 
in welchen die Einnahmen Cvon : wenigen Modifikationen abgesehen) 
in der angezeigten Art , die Ausgabe dagegen sehr verschieden be- 
handelt ist. — 'In Frankreich und Würtemberg z. B. nach 
der im Texte erwähnten zweiten Methode. — In Baiern dagegen, 
theils nach Ministerien, theils nach Realbeziehungen, weiche leztere 
Methode in' den Budgets von Baden und für das Orofsherz. Hes- 
sen ausschliefsend statt findet. — Die tabellarische Porin, die auch 
von Kieschke in seinem angeführten Werke empfohlen wird, 
durfte bei 'näherer Prüfung nicht als sachgemäß, häufig selbst als 
unanwendbar erscheinen. Man prüfe in dieser Beziehung z. B. das 
Budget für das Grofsherz. Hessen, in welchem durch diese Form, 
und durch zu grofse Detaillirung , die Übersichtlichkeit , die bezweckt 
ist, wirklich gestört wird, was noch mehr in dem Budget für das 
Grofsherz. Weimar der Fall ist. (Terhandl. des erst. Landtages 
1819. S. 455.) 

Allerdings mufs die Finanzverwaltung detaillirte Übersichten von 
dem Beitrage besitzen, den jede Provinz zu den Staatseinnahmen lie- 
fert , und von dem Aufwände, den ihre Verwaltung erfordert. Diese 
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Methode in Staaten, in welchen die Verwaltung nach Realde- 
partements getrennt, und jedem Minister' die Disposition über 
die. für sein Departement ausgesezten Fonds überlassen ist , als 
die Sachgemäfsere zu erachten seyn dürfte. 

Eine Klassifikation der Ausgaben nach Maafsgabe des Gran- 
des ihrer gröfsem öder mindern Noth wendigkeit , in wie fern 
dieselben absolut, bedingt^ nothwencUg; Weise, oder 
nur nützlich und angenehm sind,' mufs allerdings bei Ent- 
werfung, des Planes für den Staatshaushalt gemacht 
und vielseitig erwogen werden. (*) 



Übersichten gehören aber nicht in das Buget selbst, sondern müssen 
zu seiner Begründung besonders beigelegt werden. 

1) In einem jeden Staate zerfallen die Ausgaben ihrer Natur nach 
in zwei grofse Hauptmassen , nämlich : <0 " in s o 1 c he , die theils 
durch die Natur des Aufwandes an und für sich selbst, theils nach 
Maafsgabe der Verfassung und der aufserdem bestehenden gesetzlichen 
Bestimmungen, unausweichlich, in Ansehung ihrer Quantität, 
zumTheil selbst unveränderlich sind, wie Z. B. der Aufwand für die Zi- 
villiste, die Staatsschuld , (wo dieselbe fuiidirt, und ein Sinkingsfomi 
gebildet ist), Pensionen etc. 5 b) sodann in den eigentlichen Ad- 
ministrationsaufwand. In dem Aufwände der erstem Art 
können wohl in dem einen oder andern Jahr Veränderungen eintre- 
ten; dieselben sind. indessen zufallig, Ersparungen auf dieselben, nicht 
leicht, und nur selten von der Verwaltung abhängig,' für welche die 
Befriedigung dieser Art von Aufwand vielmehr nothwehdige Pflicht 
ist. . • 

Anders ist allerdings das Verhältnifs in Betreff des Administra- 
tionsaufwandes , in welchem Beschränkungen zwar leichter thunlich 
sind, die jedoch in dem, was die Erreichung der Zwecke der Regie- 
rung, die Bedürfnisse der Verwaltung erfordern, ebenfalls ihre Schran- 
ken finden, die, ohne den Erfolg der Verwaltung zu gefährden, nicht 
überschritten werden dürfen. 

Überhaupt beruhet der Vorschlag einer Klassifikation der Ausga- 
ben, nach 'dem Grade ihrer Notwendigkeit, auf einer andern, eben 
so oft bestrittenen, als aufgestellten Ansicht r nämlich: dafs die Aus- 
gabe nach der Einnahme beschränkt werden müsse, die 
in der That mehr gleifsend, als ihr Gehalt reell ist, indem darüber: 
„dafs, was nach der gegebenen Lage der, Dinge "die Regierung be- 
darf, um der Würde des Staatsoberhauptes gebührend zu entspre- 
chen, den Organismus der Staatsverwaltung in jedem Theile seines 
Triebwerkes zu erhalten, noth wendig .erkannt, und durch die übrigen 
Einnahmen des Staates nicht gedeckt werden kann, durch Steuern 

n. ~ it ' 
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In dem Etat oder Budget aber, welcne* auf diesen Plan 
gegründet seyn mufs , ist eine solche Klassifikation nicht thun— 
lich, eben so 1 wenig als dieselbe t aus dem so eben erwähnten 
Grunde, nothwendig seyn könnte. . 

}. 119. 

Wesentlicher als die Form der Etats, Ist für ihre Brauch-» 
barkeit das Rubrikensyjstem in denselben, dessen Zweck- 
mässigkeit dadurch bedingt, und davon abhängig ist, dafs die 
Rubriken nicht ohne Noth, und mehr als der Zweck einer voll- 
ständig distinkten Darstellung der Verschiedenheit in den Ein- 
nahmequellen , und in den Arten von Bedarf und Aufwand er- 
fordert, vervielfältigt, sodann aber auch, dafs dieselben nicht zu sehr 
und so generalisirt seyen, dafs unter sich fremdartige Gegenstände 
in einer Rubrik zusammengefafst werden, und so der Zweck und 
der Vortheil einer distinkten Darstellung der obwaltenden Ver- 
schiedenheiten verloren geht.- Eihe zu grofse Vervielfältigung 
erschwert eine deutliche Übersicht, .anstatt eine solche zu be- 
fördern , so wie auf der andern Seite eine, zu grofse Beschrän- 
kung nicht nur diese Übersichtlichkeit, sondern auch in ande- 
rer Hinsicht, und in mehr als einer Beziehung, das Interesse der 
Verwaltung gefährden kann, ohne zu erwähnen, dafs die Noth- 
wendigkeit eines gut geordneten Rubrikensystems auch dadurch 
noch mehr gesteigert wird, dafs die Etats bei dem Kassen- und 
Rechnungswesen und bei der Einrichtung der /Bücher für das- 
selbe zur Grundlage , bei der Verwaltung selbst aber, zum An- 
halt und zur Konrrole dienen* f 

Die Bildung desselben ist von der Mannichfaltigkeit und von 
der Eigen thümlichkeit der Revenuen, und von jener der Ausgaben 
abhängig, die in einem gegebenen Staate statt findet, in wel- 
chem die Hauptquellen der erstem* , und die Hauptka- 
thegorien der lezteren, die Grundlage zu den allgemei- 
nen und Hauptrubriken in dem Staatsbudget bilden, 



aufgebracht werden müsse" — ein Zweifel nicht obwalten kann. 
(General - Finanzbericht des 2ten Ausschusses der Baierischen 2ten 
Kammer v. f5. Mai 1819. — Bericht der Pinanzkommission in der 
franz. Deputirt. Kamm, über die Einnahmen des Budgets v. 1822 -»■ 
M. s. auch Schmalz Encyklopädie etc. §. 715. 
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von welchen sodann das Detail in den Hauptetats und in den 
Spezialetats für einen jeden Verwaltungszweig % dargestellt wird, 
in dem Maafse , dafs: 

(t) fh den Spezialetats für die Elementar Verwaltungen 
(Domänen, Forsten, Berg- und Hüttenetablissements, etc.), 
weil diese die Revenuen unmittelbar aus den. ersten Quel- 
len erheben, eine jede besondere Gattung von Ein- 
nahme, und wenn Ausgaben zu bestreiten sind, eine jede 
• Gattung von diesen, 2. B. in dem Spezialetat eines l^)o— 
1 mänenamtes bei der Rubrik von Zehnden, der Ertrag 
einer jeden Art von Zehnden: a) vom Garben zehn den, 

b) vom kleinen Zehnden, c) vom Weinzehnden, d) vom 
Fleischzehriden ; unter jener: von einzelnen Gewer- 
ben, o) von Brauereien und Brennereien, v &) von Mühlen, 

c) von Ziegelhütten etc. — nicht aber eine jede Einzeln— 
heit ausgeworfen^ (*) ' • 

b) . in den Hauptetats für einzelne ' Verwaltungsz weige* 
oder für geographische Verwaltungsbezirke, nur die Sum- 



1) Überhaupt keine Vermengung*. von Rechnungsrubriken 
mit Etatsrubriken, durch welche die Etats ohne Nutzen und 
Zweck zu sehr venveitläufigt werden.' In dem Etat z. B. genügt die 
Rubrik Konzessionsgelder, wogegen in der Rechnung so viele 
Unterabtheilungen , als Arten von solchen- Geldern erhoben werden, 
erforderlich sind. Vorzüglich wegen einer solchen zu grofsen Verein- 
zelang der Rubriken, besonders der Unterabtheilungen, durfte das 
Rubrikensyslem , welches in den Beilagen zu dem allegirten Fed er- 
sehen Werk dargestellt ist, bei seiner Anwendung nicht leicht zu be- 
seitigenden Schwierigkeiten begegnen, ohne zu erwähnen, dafs die 
Trennung der Einnahme in solche aus herrschaftlichem, und . 
aus dem Volksvermögen, so wie sie in den Formularien - bewirkt 
ist, für den Zweck des Etats ohne reellen Nutzen, aufserdem weder 
rechtlich, noch überhaupt begründet ist. Eben so wenig kann die 
Zusammenwerfang der Forst - und Jagdrevenüen mit den Domanial- 
Intraden in einem Kameralamts-Etat CFormuI. Nr. 20.) «1s sachge- 
mäß erachtet werden da, obgleich heifa Arten von Gefallen von dem 
nämlichen Beamten erhoben und verrechnet werden,' die Verwal- 
tungen selbst getrennt sind, und-. von ganz verschiedenen Behörden, 
welche die Resultate ihrer Verwaltung nachweisen müssen, res sor Li- 
ren , weshalb auch über beide, besondere Spezialetats gefertigt > und 
besondere Rechnungen geführt werden müssen. 

11 * 
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marien von einer jeden Hauptgattung von Einnahme, 
z. B. nur das Suminarium der Rubrik von Zehn — 
den, von einzelnen Gewerben aus den Speziaietats, 
und von Ausgaben diejenigen 1 , welche den Verwaltungs— 
zweig,* oder den Bezirk im Ganzen angehen; 
c) in dem Hauptbudget endlich, nur die Totalsum- 
men von einer jeden Hauptqü eile von Einnahme, 
z.B. von. direkten Steuern, von indirekten Steu- 
ern, von Domänen etc.* und eben so nur die Haupt- 
summen für eine jede Hauptgattung der Ausgabe, ausge- 
worfen werden. 
Diese Filiation und dieses stufenweise Zentralismen der 
Etats, bedingt als unerläßlich, dafs für jeden Hauptverwal- 
tungszweig ein durchaus gleiches' Rubrikensystem befolgt 
werde, ohne welches ein richtiger Überblick des Kassen— und 
Rechnungshaushalts nichjt thunlich seyn würde. (') 

§. 120, 

Begründung der Etats. Zur Begründung und Recht- 
fertigung der in den Etats ausgeworfenen Positionen, müssen 
einem jeden derselben die Elemente beigefügt werden, aus wel- 
chen derselbe gebildet ist, und die Urkunden, durch welche 
diese lezteren selbst gerechtfertigt (sind, ohne welche Begrün- 
dung und Rechtfertigung, keine Position in den Etat aufgenom- 
men werden darf. 

Zur Begründung des allgemeinen Staatsbudgets 
werden demselben die Hauptetats der einzelnen Haupt- 
verwaltungen beigefügt, die selbst durch die allgemeineren 
Elemente, auf welchen sie beruhen, begründet sind, nämlich: 
1) Der Hauptetat von der Verwaltung der direkten 

Steuern welchem totalisirte Summarien über ihren 

j 

Ertrag aus den Steuerxollen von grösseren Bezirken (Kreisen 



1) Zur anschaulichem Darstellung dieser Filiation und der 
nach vorstehenden Ansichten gefertigten Etats, die Formulare in dem 
4. Abschnitte. In mehreren Staaten wird der projektirte Etat mit 
jenem des vorhergegangenen Jahres durch alle Positionen balanzirt, 
was jedoch nur für die Etatsentwurfe anwendbar ist, für den Etat 
selbst eine zwecklose jÜberladung seyn wurde. 
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oder Ämtern); sodana dergleichen über den Ab- oder 
Zugang, der gegen den Ertrag des vorhergehenden Jahre« 
statt findet; endlich ein Etat über den allgemeinen und 
besondern Personal- und Realaufwand, beigefügt seyn 
müssen; • 

2) JDer Hauptetat von der Verwaltung der indirekten 
Steuern, zu dessen Begründung bilanzirte Extrakte über 
den Brutto- und Nettoertrag einer jed*n Gattung dieser 
Abgaben (z. B. über den Zoll, die verschiedenen Arten 
von Konsumtionssteuern , Stempel etc.), für die Konsum- 
tionssteuern insbesondere, Fixatjonsetats , sodann eben- 
falls der Etat über den allgemeinen und besondern Per- 
sonal- und materiellen Aufwand beigelegt seyn müssen.' 

3) Der Hauptdomänenetat, gleichfalls mit totalisirten Über- 
sichten nach Verschiedenheit der Gefalle, theils über den 
wirklichen, theils über den Durchschnittsbrutto«*, und Netto- 
ertrag * sowohl der einzelnen Domänenämter und Etablisse- 
ments, als auch über jenen von den einzelnen Hauptgat— 
tungen von Gefällen (Pachte, Zinse und ständige und un- 
ständige Gefälle, in Geld und in Naturalien, Zehnden, 
Weingefälle etc.), sodann der Etat über den Personal- und 
Realverwaltungsaufwand. 

4) Der Hauptforstetat, mit dem Material- und Haupt- 
geldetat, und ähnlichen totalisirten Übersichten von den 
Haupt— und Nebennutzungen, und dem Ausgabeetat. 

5) Der Hauptetat für die Berg- Hütten- und Sali- 
nenverwaltung, welcher duroh Beifügung des Betriebs- 
und Haushaltungsplanes, durch totalisirte Extrakte und 
Zusammenstellungen aus den Rechnungen über Produktion 
und Debit, so wie durch dergleichen über die' Produk- 
rions— , Betriebs-, allgemeine Verwaltungs- und über alle 
sonstigeu Kosten und Hauptarten von Aufwand, begrün- 
det und gerechtfertigt seyn mufs. 

6) Überhaupt der Hauptetat über jeden Jlevenüenzweig, de* 
Gegenstand einer besondern zentralisirten Verwaltung ist 
(Posten etc.), und der nach Maafsgabe seiner Eigentüm- 
lichkeit auf die vorstehend bemerkte Art begründet seyn 
mufs. 
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Die Begründung der Spezialetats, auf welche die 
ebenerwähnten Hauptetats gegründet sind, wird in gleicher 
Art , nur mit dem wesentlichen Unterschiede bewirkt , da£s in 
denselben das Detail der einzelnen Positionen aus 
welchen die Summarien in den Hauptetats gebildet sjnd, ein- 
zeln gerechtfertigt seyn muls, z. B. bei den direkten Steu- 
ern, durch totalisirte Zusammenstellung des Ertrages der 
Grund-, Häuser-, Gewerbsteuer etc. in -einer jeden Ge- 
meinde, und durch eine dokumentirte Nachweise der Ver- 
änderungen*, die* durch Ab- oder Zugang in einet jeden der- 
selben, in dem verflossenen Jahre statt gefunden haben; — 
bei den indirekten Abgaben, durch Auszüge aas den 
Hechnungen über die Veränderungen die in dem Ertrage ei- 
ner jeden Art derselben, in jedem Erheb ungsbezirke 
in dem verflossenen Jahre statt gefunden haben, und wovon 
die Resultate in totafisirten Übersichten zusammengestellt wer- 
den; in gleicher Art bei den Domänen, Forsten, Berg- 
werks-, Hütten- und Salinen - Etablissements, 
überhaupt he\ den Spezialetats für die übrigen Zweige des öf- 
fentlichen Einkommens, deren .Ertrag unter Beziehung auf 
diese Etats, in dem allgemeinen Staatsbudget ausgeworfen ist. 
Die Urkunden, durch welche die einzelnen Positionen 
gerechtfertigt werden müssen, bestehen nach Verschiedenheit 
des Gegenstandes, z. B. bei den direkten Steuern, in 
den angeführten Zusammenstellungen nnd deren Anerkennung, 
Beglaubigung und Genehmigung, von den geeigneten Behör- 
den; bei den indirekten Abgaben, ebenfalls in den er- 
wähnten Auszügen, die auf gleiche Art legalisirt seyn müs- 
sen ; bei den Domänen; nath Verschiedenheit der Fälle in 
Auszügen aus Lagerbüchern, Prästationsregistern , und anderen 
Dokumenten, welche die Ansätze rechtfertigen, etc. Insbe- 
sondere müssen die Ausgabeposten sowohl in dem allgemei- 
nen Budget, als in den Haupt- und Spezialetats, und zwar 
diejenigen, die als ständig zu betrachten sind (wie z. B. Be- 
soldungen, Pensionen, jährliche Zuschüsse an Institute etc. 
für die Staatsschuld , die Dotation für die Armee etc.), durch Bei- 
fügung beglaubigter Abschriften der Gesetze, Verfügungen etc., 
mittelst welcher dieselben angeordnet worden, sind, die vari- 
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ablen aber durch Dur chschriittsextrakte, Anschlage (für Bau- 
ten) etc., überhaupt durch Beifügung der Urkunden, die ihre 
Rechtmässigkeit in Absicht auf den Gegenstand der~Terweh— 
düng', und auf die für dieselbe ausgeworfene Summe begrün- 
den, gerechtfertigt seyn. 

Die Grundsätze , Ansichten und Motive, nach welchen bei 
der Aufstellung des Hauptbtfdgets , und eben m beziehungs- 
weise der Haupt- und Speziajetats verfahren worden ist, so 
wie das Verfahren selbst, werden in einem besondern Er— 
läuterungs protokoll entwickelt und dargestellt, und {die- 
ses den Etats beigefügt, eben so ein vollständiger Extrakt aus 
dem Etats— oder Nötabilienbuohe, (') in welches die 
Behörden, die eine Verwaltung führen und über dieselbe einen 
Etatsentwurf vorzulegen 'haben, alle Veränderungen die in 
Bezug auf diesen im Laufe des Jahres statt gefunden haben, 
einzutragen verpflichtet sind. s 

}. 121. 

In allen Staaten mit einem gröfsern Armeekorps, bildet 
die Militärverwaltung; — in einer groben Anzahl ande- 
rer, die Verwaltung de» Schuldenwesens, ein ausge- 
schiedenes, für sich abgeschlossenes Ganzes , für deren jede 
! ein besonderer Etat gefertigt wird. ' 

Für die Fertigung des erstem, nämlich des ftfilitäretats, 
werden drei verschiedene Methoden befolgt, entweder, dafs der 
Aufwand für die "Truppen, nach Korps vert heilt (für je- 
des Regiment der gesammte Aufwand für dasselbe), und 
nur der ganz allgemeine Aufwand besonders ausgeworfen wird; 
oder aber, dals nur die Geldverpflegung für jede einzelne Bran- 
che, und für jedes einzelne Korps besonders berechnet und 
exponirt, der allgemeine Aufwand aber, nämlich jener für die 
Naturalverpflegung, (Brod, Fleisch, Fourage, Holz etc.), der 
für die Bekleidung, Equipirung, Remontirung , Kasemirung, 



1) Unter der erstem Benennung sehen lange in mehreren Staa- 
ten, unter der lezferrv, durch die Verordn. v. 20. Junius 1820 in 
dem Grofsherz. Baden eingeführt. Ein Formular in dem 4. Abschn. 
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Lazarethe etc. ; für das Materiel der Artillerie und des Genie, 
in Totalbeträgen für die ganze Armee ausgeworfen wird. 

In der dritten Methode endlich, wird der Aufwanjd 
aller Art und für ganze Armee, nur unter allgemeine 
Rubriken und mit dem Totalbetrage einer jeden 
derselben, nämlich: Sold, Verpflegung, Bekleidung, Aus- 
rüstung, Pfeijbequipirung, Kasernirung, Lazarethe, Remonti— 
rung, Materiff der Artillerie und des Genie, Invaliden etc. 
exponirt, allenfalls mir beim Solde] der grobe Stab von der 
übrigen Mannschaft getrennt, und bei der Verflegung der Be- 
trag für die einzelnen Artikel, n^unlich: Brod, Fleisch etc. in- 
nerhalb der Linie angezeigt. In dieser leztera Methode, die 
für die Etatisirung des Aufwandes für grobe Armeen viel« 
leicht als die Sachgemäßere zu erachten seyn möchte, werden 
die vorerwähnten einzelnen Rubriken oder Etatspositionen, 
durch Totalisationsetats über den Naturalbedarf und Geldaufwand 
für jeden derselben, die Anzahl der Mannschaft und Pferde 
aber durch solche über den kompleten, effektiven und prä- 
senten Stand gerechtfertigt, und durch Beifügung des Sold— 
und Verpflegungstarifs, der Normalvorschriften in Betreff der 
Bekleidung, Equipirung etc. begründet, was auch bei den bei- 
den ersteren Methoden der Fall ist, nur dafs bei diesen die 
Spezialetats für jedes einzelne Korps hinzukommen. 

Sowohl die Bearbeitung und Redigirung der eben er- 
wähnten Normalvorschriften und Tarife., als die Bemessung 
und Festsetzung der Bedürfhisse nach Maafsgabe der in den- 
selben normirten Sätze (Gebühr), gehört ausschliesslich in das 
Gebiet des innern Haushaltes der Armee. Die ersteren be- 
stehen in einer detaiilirten Anzeige und Berechnung, wieviel* 
z. B. zur Bekleidung und Ausrüstung eines Mannes von jeder 
Waffengattung, in einer angenommenen Periode an mate- 
riellen Gegenständen überhaupt, sodann mit Hinsicht 
auf die Abnutzung in jedem Jahr erforderlich ist, und des 
Geldaufwandes für beides. (*) In gleicher Art wird in An— 



1) Blofs als Beispiel nachstehender Königl, Bäuerischer ärarischer 
Kostenanschlag sammtlicher Monturstücke fü> nachhenannte Waffen- 
gattungen, v, 1816: 
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sehung des Ledlerwerkes, der Bewaffnung, der Pferdeequipirung 
der jährliche Natural- und Geldbedarf mittelst tfraktionirung 
der Anschafrungskosten durch die für die Dauer eines jeden 
Artikels bestimmte Anaahl von Jahren , eruirt , was auch in 
Ansehung der allgemeinen Erfordernisse , wie z. B. 
der Fahnen. Trommeln etc., und der Kasernen-. Lazareth— 
und Feldrequisiten der Fall ist (Tische, Schemmel, Bettstel- 
len und Betten etc., Feldkessel, Kasserolen, Feldflaschen, Beile? 
Munitions-, Brod-, Rüstwagen etc., Feldschmieden, mit den 
dazu gehörigen Geschirren und Utensilien etc.), in Betreff 
welcher auf gleiche Art verfahren wird. 

In Absicht auf die Brodverpflegung ist eine be- 
stimmte Anzähl an Pfund Brod , das aus einer' bestimmten 
Quantität Getreide erzeugt "werden mufs, vorgeschrieben, eben 
so das Gewicht, das als tägliche Portion an jeden präsenten 
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Mann verabreicht werden mal», wovon der mittelst Fraktio— 
nirnng des Ankaufpreises des Getreides, welchem alle übrigen 
Kosten zugesezt werden, ansgemittelte Geldwerth, den Etats— 
sats für jede solche Portion ergibt. Der Aufwand für die 
Lazarethe hingegen wird nach Sätzen berechnet und 
etatisirt, die in Betreff der Anzahl Kranken, welche als be- 
ständig vorhanden angenommen werden kann (nach Verschie- 
denheit der Garnisonen und des mehr oder , minder strengen 
Dienstes, der 20te bis 30te Mann des presenten Standes) aus 
einer mehrjährigen Erfahrung, in Betreff des erforderlichen Na- 
tural- und Geldbedarfs aber, aus mehrjährigen Rechnungen 
überhaupt, und mittelst gleichmäßiger Fraktionirung, per Kopf 
und Tag eruirt und normirt sind. (*) 
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O Die Lazarethkosten theilen sich in allgemeine Regieko- 
sten, nämlich für die Unterhaitang der Gebäude, das ärztliche Per- 
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Wo die Truppen in den Gar^onen kaserniren, sind für 
den Aufwand aller Art, welchen die Kasernenwirthschaft ver- 
ursacht (Anschaffung und Unterhaltung des Mobiliars, der 
Utensilien zur Reinigung ,. Heitzüng , Erleuchtung etc. ), fixe, 
theils mit Rücksicht auf die Anzahl der kasernirten Mann- 
schaft, theils nach anderen Grundlagen normirte Sätze vorge- 
schrieben, welche bei der Etatisirung des Aufwarides für die- 
sen Gegenstand zum Gründe gelegt werden. Im Fall hingegen 
die Truppen bei den Einwohnern in den Garnisonsstädten 
gegen eine regulirte Geldvergiitung ständig einquartirt werden, 
überhaupt Serviseinrichtung statt findet, werden beson- 
dere Servisetats gefertigt, welche die Beiträge der Ein-, 
wohner und die etwaigen Zuschüsse aus öffentlichen oder städ- 
tischen Kassen, als Einahme: als Ausgabe aber die Ver- 
gütung nachweisen , welche für Quartier 1 , Holz , Licht Ordon- 
nanz— und tarifmäßig an die Quartierträger verabreicht wird, 
so wie den Aufwand, welcher für die Wachtstuben , Ordon- » 
nanzhäuser, Militärgefängnisse etc. erforderlich ist. Mit dem - 
Militäretat stehen diese Servisetats indessen nur^n so fern in 
Verbindung, als die etwaigen Zuschüsse aus der Staatskasse in 
demselben ausgeworfen werden. 

§.122. 

Die Bildung des Etats für die Verwaltung des Schul- 
den wesen ist zunächst davon abhängig: ob dasselbe aus 
der übrigen Verwaltung völlig ausgeschieden ist, oder nicht ? - — 
ob die Tilgung nach Maafsgabe eines festbestimmten Amor- 
tisation 9 plan es bewirkt wird, oder auf Kündigung in vorherbe- - 
stimmten Terminen? — ob die Schuldenkasse ihre Dotation 
in bestimmten Raten aus der Staatskasse bezieht, oder ob der- 
selben bestimmte Revenuen und zwar nur zum Selbsteinzug» 
oder auch zur eigenen Verwaltung überwiesen sind? — ob, 



sonal, für das Mobiliar etc., sodann in jene für die Verpflegung 
und' für die ärztliche Behandlung, und hängt es von den in 
jedem Staate bestehenden Vorschriften ab, ob beide oder nur die 
lezteren in der erwähnten Fraktion begriffen werden. Eine vollstän- 
dige Darstellung von allem, was auf die Lazarethverwaltung Bezug 
hat, in dem bereits ailegirten Reglement sur hs Rtvue«, la Solde, 
U* Masses etc. Hassel 1SV2. 3. Tbl. S. 88 folg. 
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anfser der Verzinsung und* Tilgung, auch noch andere Aus- 
gaben, wie z. B, in Baiern die aus dem R. Dep. Rezefs v. 
1803 und aus der Mediatisirung originirenden Pensionen, auf 
dieselbe angewiesen? — ob mit der Amortisationskasse auch 
noch andere Institute, wie z. B. in Frankreich, die De- 
positen- und Konsignationskasse vereinigt sind? 

Die Grundsätze und das Verfahren für die Aufstellung 
dieses Etats, sind im Allgemeinen die nämlichen, die für an- 
dere Hauptverwaltungsetats statt finden; wogegen die Form 
und die Erfordernisse zu seiner Begründung, durch die eben 
erwähnten besonderen Verhältnisse bedingt sind. 



Staatsschulden werden im Allgemeinen nach zwei 
verschiedenen Hauptmethoden kontrahirt , entweder, dafs 
für die Rückzahlung bestimmte Termine bedungen sind, 
in welchen dieselbe erfolgt, oder, dafs den Darleihern die 
Benignus zur willkürlichen Kündigung eingeräumt ist ; 
sodann, dafs keins von beiden statt findet, sondern die 
Tilgung lediglich mittelst Rückkauf der Obligationen oder 
Schuldscheine nach dem Kurs,, oder durch Zurückziehung 
derselben, nach Maafsgabe eines bestehenden allgemeinen 
Amortisation&planes bewirkt wird. Die erstere dieser Me- 
thoden ist vorzüglich durch die Ünstatigkeit unbequem, die. 
dadurch in dem Staatshaushalte entsteht, wenn auf ein 
Jahr grofse Rückzahlungen fallen, überhaupt durch eine 
Ungleichheit des Bedarfes in einzelnen Jahren, die in der 
zweiten Methode oder in dem Fundirungssysteme nicht 
nur nicht statt findet, sondern ausserdem noch den Vor* 
theil gewährt, dafs der Aufwand für die Staatsschuld auf 
eine Reihe von Jahren vertheilt, und dafs mit der hieraus 
erwachsenden Erleichterung, die Gewifsheit für die regel— 
mäTsige Bezahltmg der Zinsen, und die planmäfsige Tilgung 
an Kapital gewährt wird. Diese Methode, die zueist 
im Jahr 1716 in England eingeführt worden ist, und im 
Jahr 1786 ihre völlige Ausbildung und gegenwärtige Ein- 
richtung erhalten hat, zu welcher die Regierung nach ei- 
nigen in den Jahren 1792, 1798 und 1807 versuchten Mo- 
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difikationen ,- im Jahr 1813, in Ansehung der Hauptgrand- * 
lagen wieder zurückgekehrt ist, — ist zugleich diejenige! 
die gegenwärtig in den meisten, besonders in gröfseren Staa- 
ten in Anwendung, und bei der gTofsen Masse von Schul- 
den in gewisser Hinsicht die einzig mögliche und ausführ- 
bare ist. Die Zeit, innerhalb welcher jedes Kapital getilgt 
wird, ist von der Grobe des Prozents abhängig,- das nebst 
den zuwachsenden Zinsen von den getilgten Kapitalen, für 
den Tilgungsfond (Sinkungsfond) ausgeworfen wird. (*) 

Theils ohne, theils mit gröfseren oder minderen Modi- 
fikationen, ist diese Methode in Anwendung: } 

1) In England, wo der gesammte Aufwand für die 
Staatsschuld auf die ko nsoli dirten Fonds radizirt 
ist, die Tilgung aber durch Rückkauf nach dem Kurs, 
zum Theil durch Umwandeluhg in Leibrenten und 
durch Ablösung der Grundsteuer bewirkt wird. f 

Der konsolidirte Fond besteht aus allen Abga- 
ben, die bei der Gründung des Sinkungsfonds im Jahr 
1786, vorhanden waren , und aus mehreren 'Taxen, die 
später dazu geschlagen worden , und die sammtlich 
permanent sind. Derselbe beträgt : a) für G r o f s b r i t— 
tan ien 42,445,595 L. St* ; b) für Irland, 2,219,602 L. 



1) Mit einem Fond, der -^ des zu Agenden Kapitals beträgt, 
kann ein zu 5 pCt. verzinsliches Kapital m 14|» Jahren getilgt wer- 
den, wenn man den Tilgungsfond durch Idie jährlich ersparten Zin- 
sen anwachsen läfst. 

Mit einem Tilgungsfond der in 2 pCt. des Schuldkapitals besteht, 
und dem die Zinsen der jährlich getilgten Kapitalien zuwachsen, wird 
einer Schuld, die zu 3 pCt. verzinset wird, in 31 Jahren ; eine solche zu 
4 pCt,, in 29 Jahren; eine, dergleichen zu 5 pCt., in 26 Jahren; und 
zu 6 pCt., in 24 Jahren völlig abgetragen. — Wenn der Tilgungsfond 
in -jV des zu tilgenden Kapitals besteht, so wird eine mit 3 pCt. ver- 
zinste Schuld, fn 35 Jahren; eine solche zu 4 pCt, in 31 Jahren; und 
zu 5 pCt, in 29 Jahren getilgt. — Bei einem Tilgungsfond endlich, 
der -fa des Schuldkapitals betragt, werden bei einem Zinsfufse von 
3 pCt., 47 Jahre; bei einem solchen von 3£ pCt., 44 Jahre; von 4 pCt., 
41 Jahre; und von 5 pCt., 37 Jahre erfordert. 4 — Diese Tilgungspe- 
rioderi' ändern sich jedoch , wenn der Fond nach dem Nominalbetrag 
der Schuld festgesezt gewesen ist, die Tilgung aber nach einem nie- 
drigen* Zinsfufs oder Kurs- geschieht. 
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StrL; mithin überhaupt 44,665,197 L. StrL — - Aulser 
den Zinsen und Annuitäten und den Fonds für den 
Aufkauf von Stocks, haften auf demselben auch noch 
andere Ausgaben , wie z. B. die Zivilliste , Pensionen 
etc. (») 

Die englische Nationalschuld hat am 5. Januar 1822 
betragen: 871,952,738 L. StrL 4 — 7; der jährliche 
Aufwand für dieselbe an Zinsen, Fonds zum Aufkauf 
von Stocks, Verwaltungskosten etc. 44,572,018 L. St. 
8 — 2; der in dieser Summe enthaltene Sinkung s— 
fond betragt: 15,808,162 L. St. 8 — 0J> Mittelst 
desselben sind seit dem 1. August 1788 bis^zum 5- Ja- 
nuar 1622 an dem Schuldkapital getilgt: 420,147,266 L. 
' St. 9 Seh. 4 Den« durch Aufkauf, wofür eine Summe 
von 276,669,888 L. St. 6 Seh. 6 Den. verwendet wor- 
den ist. (*) 

2) In Frankreich. Der Amortisationskasse sind be- 
stimmte Revenuen zugewiesen. (Die Postgefälle seit 
1817 u. 19, die Einnahme von dem Enregistrement, 
den Waldungen, Domänen, Lotterien, die Salz— und 
Zollgefälle.) Ihre" ursprüngliche Dotation beträgt 
40 Millionen Franken, welche durch unbedingte Akres- 
zirung der Zinsen von den getilgten Kapitalien, dann 
durch den Erlqfs aus den ihr zum Verkauf überlasse— 
nen Waldungen vergröfssrt worden ist. Die Tilgung 
geschieht lediglich durch Rückkauf der Renten nach 
dem Kurs, (Gesetz v. 28. April 1816.) 

Das Erfordernils für die Staatsschuld, einschliesslich 
der Dotation von 40 MilL Frks. hat im Jahr 1822, die 
Summe von 228,861,560 Frks. betragen*, die Ein- 

- nähme der Amortisationskasse am 31. Dezbr. 1821: 



1) Nebenius, der öffentliche Kredit, Anhang S. 25 folg. 

2) Bernard Cohen, Compendium of Finance , coniaining an 
Account of fhe Qrigin , Progress , and present State of ihe public 
Debts, Revenue, Expenditurt, ßfationalbancks, and Curreficies of France, 
kunia etc. London by W. Phillips 1822. S. 247 und 264 folg. 
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nach Maäfsgabe des Budgets 336,114,484 Fr. 76 C. 
die Ausgabe für den Auf- , , 

kauf von 23,047,^44 Frks. 

Renten 333,638,700 » 07 » 

und betrug mithin der Kas- 



sabestand 1,475,784 » 69 » 

* > 

' zu welchem die Aktivaus- 
stände von Kaufgeldern für 
verkaufte Staatswaldungen 

. hinzukommen mit 12,307,879 > 72 3 ' 

mithin im Ganzen 13,783,664 Fr. 41 C. (*) 

Mit der Amortisationskasse ist zugleich die Caisse 
des depoU et consignations verbunden, in welche die ge- 
richtlichen Konsignationen gemacht werden müssen*, 
(Ordon. v. 3. Juli 1816), und die auch zur Annahme frei- 
williger Konsignationen ermächtigt ist. Für die erste— 
ren (die gesetzlichen Konsig.) bezahlt dieselbe, wenn 
sie länger als 61 Tage in der Kasse bleiben, 3 pCt. 
vdm 'Tage der Konsignation an, vergütet aber keine 
Zinsen für diejenigen Summen, die' vor Ablauf dieser 
Zeit zurückgezogen werden; für die freiwilligen Kon- 
signationen aber, die' 30 Tage in der Kasse bleiben, 
ebenfalls 3 pCt.. für eine kürzere Frist aber, keine Zinsen. 

3) In Rufsland. Die Staatsschuld, welche durch die 

Tilgungskommission verwaltet wird , hat am 1. Januar 

. 1822 betragen: 

a) die Holländische Schuld 48,600,000 fl. 

fr) Schulden in Russischem Gelde, 

sowohl Terminsehulden als im- . 

merwährende Renten, 

in Golde. >....' 22,910 Rub. 

in Silber 53,028,1 ?2 » 93£ Kop. 

iaAssignationen 296,047,835 )) 

ö — i 349,098 j877R. 93£K. 

worunter an immerwährenden , einlösbaren Renten: 

48,481,920 Rub. Silber, und 196,932,960 Rub. Assign. 



<*mm* 



1} Moiüteur v. 1822, ftv 10. 

r 
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Zum Behuf der Verzinsung und zur Tilgung der 
Schuld überhaupt, werden der Tügiingskommission 
jährlich 30 Millionen Rubel in Bankassignationen über- 
wiesen (Manit v. 16. Apr. 1817); auJser welchem die- 
selbe zum Behuf der Einlösung der immerwährenden 
einlösbaren Renten über ein besonderes Kapital (für 
das Jahr 1823, von 1,058,000 Rubel Silber, und 
5,632,000 Ruh. Assign.) zu disponiren hat. Für die 
Einlösung des Papiergeldes, als der andern Art von 
Staatsschuld, besteht die Zettelbank, durch welche 
am 1. Januar 1823 im Ganzen 595,926,240 Rubel im 
Umlauf waren. (*) 
4)j Ostreich. In diesem Staate wird die alte Schuld, 
nämlich diejenige, die bis 1815 einschliesslich kontra— 
hirt war, (und die Anfangs des Jahres 1820 die Summe 
v. 431,922,000 fl. betragen hat), nach anderen Grand— 

.sätzen,. als die seit 1816 kontrahierte neue Schuld, (in 
dem erwähnten Zeitpunkte 182,620,000 iL) behandelt. 
Durch das Patent vom 21. März 1818 nämlich, ist die 
Wirkung des konsolidirten Fonds, — der aus 
den in den Jahren 1815 und 16. ausgeworfenen Zu- 
flüssen, sodann aus Einer Million in Papier, die von 
dem altern Tilgungsfond in Bestand geblieben war, 
endlich aus dem ErlöTs der verkauften Staatsgüter ge- 
bildet ist, und -welcher- durch die Zinsen von den ein- 
gelösten Schuldverschreibungen*, sodann bei einer jeden 

'weitern Vergröfserung der verzinslichen Staatsschuld, 
durch einen jährlichen Znschufs von-1 pGt. ihres Be- 
trages verstärkt wird, — auf die neue Schuld be— 

, schränkt , und lediglich für ihre .Tilgung gewidmet. 
Die Tilgung d^r alten Schuld hingegen, von wel- 
cher die Zinsen dureh das Patent von 20. Febr. 1811 
auf die" Hälfte, in Papier zahlbar, reduzirt worden wa- 
ren, wird in der Art bewirkt, daüs von dem Jahr t818 

* an, jährlich- ein Betrag von 5 MilL Gulden durch das 



1) Bericht des Finanzniinisters an die Aufsichtskommission für 
Kreditanstalten v. 30. Mai- 1822 in der Aug. Zeit. v. 1822 Nr. 191, 193, 
194., und Hohen L c. S. 22. und 107 in den Dokumenten. 
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Laos ausgewählt und in den Genufs der ursprünglichen 
Verzinsung« reintegvirt, und jedesmal jährlich ein gleicher 
Betrag ran 5 Millionen durch Aufkauf auf der Börse, 
aus der Zirkulation zurückgezogen und vertilgt' wird. 
Zum Behuf dieser leztern Tilgung ist ein besonderer Fond 
von 1-J Mill. Guld. C. M. ausgesezt, der in monatlichen 
•Raten ans der Staatskasse an den Tilgungsfond bezahlt 
wird. (Patent v. 22. Januar 1817, und 21. März 1818, 
Nebenius 1. c. S.145 folg.) 

Nach Maafsgabe des Berichtes an den Kaiser von der zur 

' Prüfung der. Operationen des Tilgungsfonds ernannten 
Kommission v. 26. »Novemb. 1821, waren die Resultate 
dieser Anstalt am Schlüsse des 9. Semesters (lezter 

' August 1821) nachstehende: 

a) das Aktivvermögen des Tilgungsfonds hat in 
121,955,472 fl. 28+ Kr. bestanden ; 

b) die jährlichen Fondseinkünfte, die in den 
Zinsen von diesem Kapitale und in einem ZuSchusse 
aus der Staatskasse von 5-}- Mill. Gulden Konv. M. 
bestehen, haben 8,537,7,34 fl. 51 Kr. K. 3VL be- 
betragen; aufserdem gehören zu denselben 134,348 fl. 
30 Kr. in 5 prozentigen Münzobligationen; 

c) durch die. Verwendung dieses Fonds waren am 
Schlüsse des 9. Semesters (Ende August 1821), 
während, der 4f jährigen Einlösungsperiode, im Gan- 
zen die Summe von- 63,015,356 fl. 7^- Kr. Nenn- 
werth, oder durchaus zu 5 pCt. gerechnet, von 
48,390,946 A. 17$ Kr. von der neuen Staat- 
schuld eingelöst, und dem Aktivvermögen des Til- 
gungsfonds einverleibt; 

d) in gleicher Art durch Verwendung der dazu be- 
stimmten Fonds von 2 Mill. Guld. K. M. aus der 
Staatskasse, in der nämlichen Periode 28,038,65711. 
11-J- Kr., oder durchaus auf 2J- prozentige Effekten 
reduzirt, eine Summe von 25,421,009 fl. 9£ Kr. von 
der altern Staatsschuld abgetragen. (*) 



1) M. s. diesen Bericht in dem diplomatischen Archir nur die Zeit- 
und Staatengeschichte. Stuttgart in der CotUwchen Buchhandlung 1822 
2. Bd. S. 328 folg. 

II. 12 
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5) Eine ähnliche Einrichtung wie in Ostreich, findet auch 
in dem Königreiche der Niederlande statt, woselbst 
nach Maafsgabe des Gesetzes v. 14. Mai 1814, die unter 
sich abweichende ZinsfuTse von den verscliiedenen 
Anleihen (von 1-J- — 7 pCt.) auf einen durchaus gleich- 
förmigen von 2\ pCt. gebracht worden sind, der No- 
minalbetrag der während der französischen Administra- 
tion auf j. reduzirten Schuld zwar wieder hergestellt, 
von demselben aber nur -J. in das neue grofse Buch 
der wirklichen Staatsschuld, die übrigen \ 
aber in das grofse Buch der ausgesezten Staats- 
schuld inskribirt worden sind, und nur die erstere 
nämlich die wirkliche Staatsschuld, verzinst wird. 

Diese beträgt. . . .. \ 573,153,530 fl. 13K. 9H. 

die ausgesezte Schuld aber 1,146,307,061 » — <c — » 

mithin die ganze Schuld 1,7 1 9,460,591 fl. 1 3 ILTr 
der jährliche Bedarf für dieselbe aber: 17 Mill. Guld. 
Für die Tilgung der wirklichen Schuld war durch 
das erwähnte Gesetz ein Fond von 2 Millionen Gulden 
jährlich ausgesezt, der im Jahr 1815 auf 2f Millionen, 
erhöhet worden ist, womit jährlich 5 Millionen von 
derselben getilgt, und eine gleiche durch das Loos 
bestimmte Summe von 5 Mill. Gulden von der aus- 
gesezten Staatsschuld, in die wirkliche Staatsschuld 
und in den Genufs der Zinsen resp. übertragen und ein- 
gesezt wird. {In diesem Jahr ist dieser Fond auf 6 Mill. 
Güld. erhöhet worden.) 

Aufser der vorerwähnten fuhdirten Schuld, ist auch 
noch die unfuhdirte (detle ßotlanie) vorhanden, in 
dem Betrag v. 85 Mill. Gulden , für welche in Folge 
der Gesetze v. 11. Novbr. 1815 und 9. Febr. 1818, 
Syndikatsbons ausgestellt sind. (M. s» das alleg. Werk 
vonKohen, S. 43 u. 146. 

6) Preufsen. Für das Schuldenwesen ist eine beson- 
dere Dotation von 10,143,027 Thl. in Domanialreve— 
nüen, Salzgefällen und aus dem Erlöfs aus verkauften 
Domänen, aus dem übrigen Finanzhaushalte ausgeschie- 
den, sowohl zur Verzinsung als zur Tilgung, für welche 
leztere ein in der eben erwähnten Summe enthaltener 
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Fond von 1 pCf. de» Kapitalbetrages de* Staatsschuld 
nach ihrem Stand am 1. Januar 1820, bestimmt ist 
(2,605,850 Thlr. 16 Gr»), dem die Zinsen von den ge- 
tilgten Schulden zuwachsen, jedoch nicht unbedingt, 
sondern vom i. Januar 1820 "anfangend, perioden- 
weise von 10 zu 10 Jahren, so dafs alle 
10 Jahre eine . Verminderung eintritt. So 
lange die Obligationen nicht den Nennwerth erreichen, 
wird die Einlösung durch Aufkauf, alsdann 
aber durch Verloosungj bis zum Betrage des 
jährliehen : Tilgung»!' onda bewirkt. (Edikt 
v. 17. Januar 1820.) » 

Die 'Staatsschuld beträgt, und zwar 

a) die allgent. Staatssch. 180,091, 720 Thl. 19 Gr. lPf. 

b) die auf den Provinzial- 

katten - ruhende 25,911,649 »• 7 » — » 

c) die unverzinsliche ;. '11,242,347 » "i — > » — » 

Summa 217,245,716 Thl. . 2 Gr. 1 Pf. 
Bife Verzinsung erfordert 7,637,177 Thl. 5 Gr. lOPf. 
för die Tilgung . . . . 2,505,850 » 16 i — » 



^^■"^W 



' Summa des Bedarfes 10,143,027 Thlf. 21 Gr. 10 Pf. 

< 

Die erstere Methode, nämlich die der Rückzahlung in 
voiherbedungenen Terminen findet dagegen statt; 

1) In Baiern, woselbst zugleich die Bezahlung der aus 
der Sekularisation und Mediatisirung herrührenden Pen- 
sionen (2,721,920 fl.) auf die Schuldentilgungskasse ver- 
wiesen ist, die aus drei Kassen besteht, nämlich: a) der 
Zinsen zahlungs'kasse , welche durch die Auf- 
schlagsgefälle und die Zinsen von den vorhandenen 
Aktivkapitalien dotirt ist; b) der Pensionszah- 
lungskasse, in welche der Überschufs der Auf- 
schiagsgefälle und alle übrigen Gefälle, bis zur vol- 
len Deckung ihres Bedarfs fliefsen; c) die eigentliche 
Tilgungs— oder Am'ortisationskasse, in welche 
die Überschüsse aus beiden ersteren', die Depositen, 
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1) Allg. Zeit r. 1830. Nr. 27. Neben im S. 163. 

12* 
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der Erlöfs aus verkauften Staatsrealitäten, jedoch nur 
als Vorschub und gegen 4 pCt., die Kautionen, die ein- 
gehende Aktivkapitalien, alsgewöhnlicheDotation, 
die disponiblen franz. Kontributionsgelder, aber, sodann 
die Effekten der Zentralstaatskasse, die disponiblen Gelder 
der Militärkasse, der Erlöfs aus verkauften Waldungen, die 
Aeluitionsgelder von abgelösten Grundabgaben etc., als 
aufserordentliche Deckung, eventuel überwiesen sind. 
Das Schuldenwesen des Untermainkreises besteht mit 
einer besondern Dotation für sich, Verordn. , das 
Staatsschuldenwesen betr., v. 22. Juli 1819. Die Rück— 
Zahlung wird in den in dem Anlehnskontrakt stipu- 
lirten Terminen bewirkt. (*) 

, Die Baierische Staatsschuld hat am 1. Oktober 1821 
betragen, und zwar 

a) bei der Haupttilgungskasse 100,663,207 fl. 25 Kr. 

8) das Schuldenwesen desTJn- 

termainkreises 6,776,692 i 9) i 

Überhaupt 107 r 458,89frfl. 34|Kr. 
2) I n W ü r t e m b e r g ist ein besonderer Fond in so fern ausge- 
schieden, als der Betrag der Zinsen der ganzen Schuld, so 
wie dieser nach vollendeter Liquidation definitiv aus— 
ge mittel t seyn wird, mit einem. Zehntel Zulage als Til- 
gungsfonds dem die Zinsen von den getilgten Schulden 
zuwachsen, der Schul denkasse bis zur gänzlichen Til- 
gung der Schuld garantirt ist. Im. Fall einer Vermeh- 
rung der Staatsschuld, wird dieser Fond in gleicher 
Art um Ein Zehntel Zusatz des _ für die neue Schuld 
erforderlichen Zinsenbetrages vergröfsert. 

Die .Revenuen, welche diesen Fond konstituiren, 
werden am Anfange eines jeden Etats Jahres, 
der Schuldenk asse zum Selbsteinzug überwie— 
sen. Die Tilgung geschieht nach Maalsgabe der Zeit- 
ordnung der Aufkündigung', die den Darleihern frei- 
gestellt ist. Im Fall die Kündigungen weder aus dem 
Fond, noch mittelst neuer Anleihen befriedigt werden 



1) Verhandlung der 2ten Kammer im Jahr 1822, Beil. IX. 
Beil. 115 im 4ten Beil. Bd. 
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können , Werden die nicht befriedigten als die ersten zur 
Befriedigung in dem folgenden Quartal vorgemerkt, 
wogegen im entgegengesezten Fall, nämlich wenn die 
Kündigungen den Fond nicht erschöpfen, die Kasse, 
und zwar zuerst die in höherer Verzinsung stehenden, 
dann die älteren 1 Kapitalien kündigt. (Schuldenstatut 
vom 22. Junius *1820.) (*) \ 

3) In dem Grofsh. Baden sind der Amortisationskasse 
der Ertrag des Salzregals , der Posten der Eisenwerke» 
zusammen 960,000 fl., außerdem die rückständigen Kauf- 
schillinge von Domänen und Forsten (beiläufig 5 Mill. 
Guld.) als Dotation überwiesen. Die Rückzahlung ge- 
schieht theils in bestimmten, in den Obligationen vor- 
behaltenen Terminen, theils durch Verloosung. ( 2 ) 

4) In dem Grofsh. H e s s e n ist aufser den Zinsen von über 
wiesenen Aktivkapitalien , die Summe von 681,302 fl. 
1 Kr. auf bestimmte Rezepturen angewiesen, die zunächst 
für die Verzinsung, und nur 50,000 fl. von dieser 
Summe als gewöhnlicher Tilgungsfond bestimmt 
sind, zu welchem aber die Aktivkapitalien anderer Kassen 
(888,643 "fl. 15 Kr.), sodann der dritte Theü von sämmt- 
licben Domänen, die allmälig verkauft werden sollen, 
die Steuer— und Domanialruckstände y die Depositen 
und Kautionen hinzu kommen. Für/lie Tilgung selbst ist, 
keine Summe festgesezt; dieselbe wird nach Maafsgabe 
der Zulähglichkeit des Fonds, mittelst Verloosung 
bewirkt. Die Schuld beträgt 12,574,282 fl. 36 Kr. (*) 

5) In dem Herz. Nassau ist ebenfalls ein besonderer 
fond ausgeschieden, der durch [die ersparten Zinsen 
und dutch die von einem Pensionstotal von 1 50,000 fl. in— 
nerhalb 20 Jahren erfolgenden Erlöschungen verstärkt 



1) Die Wurtemb: Staatsschuld ist noch nicht vollständig liqui- 
dirtj bis jezt zu 23,911,630 fl. 3 Kr.] ausgemittelt Wahrscheinlich 
25 Millionen. 

2) Edü&t y. 31. Aug. 1806, Konstitrirung der Amortisationskasse 
betr. (Verband], den <2. Kammer im Jahre 1820, 3. Heft, und 16220 

8) Staatsschulden-TilgujigsgesetA r. 29. Jon. 1821. Verband!, der 
2*en Kammer der Landstände des Grofsh. Hessen. 1820. 1. Beil. M. 
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wird. Die Rückzahlung findet gleichmäfsig in vorher— 
bedungenen Terminen statt. (') 

§. 123. 

Die Etatsentwurfe werden in der Regel von denjeni- 
gen Behörden, für welche ein Etat vollzogen wird, gefertigt, 
und von der höheren, welche denselben vorgesezt ist , revidirt 
und berichtigt; von einem jeden Ministerio derjenige für sein 
Departement entworfen , das allgemeine Staatsbudget aber in 
dem Finanzministerio zusammengestellt, in diesem auch der 
Entwurf des Finanzgesetzes redigirt. , In diesem leztern, 
welches in Staaten, mit einer Repräsentativ - Verfassung den 
Ständen vorgelegt, und durch welches daß Budget gesetz- 
lich genehmigt wird,' müssen nicht nur der quantitative Be- 
trag einer jeden^Hauptgattung von Einnahme und von Aus- 
gabe ausgeworfen, sondern auch alle in Bezug auf beide ver- 
fügten gesetzlichen Anordnungen enthalten seyn. ( 2 ) 



1) Edikt v. 2i Mai 1813. ~ 

2) In einigen sudteutsehen Ständeversammlungen ist darüber: ob 
das Budget Gesetz sey? diskutirt worden. — Seiner Natur nach kann 
dasselbe ein solches nicht, überhaupt nur eine, wenn gleich mög- 
lichst vollständige und genaue , dennoch in Absicht auf dh einzelnen 
Etatspositionen immer* nur e v en t ue ) 1 e IV o r m und* Grundlage für die 
finanzielle Verwaltung seyn, .deren. Innehaltung von Verhältnissen und 
Ergebnissen welche im Laufe des Jahres eintreten können, und aufser 
dem Bereiche der Regierung liegen, abhängig ist Eben defshalb kann 
auch das Finanzgesetz selbst) nur eine bedingte verbindliche Kraft 
haben, die sieb vorzüglich dadurch aufsert, dafs den Departementschefs 
die Verpflichtung zur Nachweise und Rechtfertigung etwaiger Abwei- 
chungen von dem durch das Finanzgesetz genehmigten Budget .aufer- 
legt ist, diese Nachweise geschieht, in dem: Gesetz über den definiti- 
ven Abschluß C &" descomptes) so dafs beide vereinigt, gewissermafsen 
nur als ein Gesetz über die Ordnung des Staatshaushaltes fär ein 
besimmtes Finanzjahr betrachtet werden können.. 

Die Notwendigkeit beider* Gesetze , die in Staaten mit einer Re- 
präsentiv- Verfassung sieh ohnehin aus der Katar dieser ergibt , ist in 
den meisten Konstitutionen ausdrücklich vorgeschrieben. Beispiele 
seiner Redaktion« zugleich der Verschiedenheit derselben, ünden sich 
in dem Moniteur, sodann io den ständischen Verhandle und StaaU- 
und Regierungsblättern von Baiern, Würtemberg, Baden, 
Grofsh. Hessen seit 1819, . 
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Sammtlkhe Etats werden in der Reget jedesmal nur für 
Ein Jahr aufgestellt, was in Ansehung des allgemeinen Staats- 
budgets, und auch der Hauptetats, wenn diese für jedes Jahr 
zutreffend seyn sollen, und bei der Unthunlichkeit , die Er- 
eignisse für eine Reihe von Jahren vorhersehen und ihre Ein- 
wirkung auf den Staatshaushalt berechnen zu können, un- 
bedingt : in Ansehung der Spezial - und Elementaretats aber 
nur alsdann noth wendig «eheint, wenn in dem Laufe des vor- 
hergegangenen Jahses erhebliche Veränderungen statt gefunden 
haben. Wenigstens scheint es, dafs wenn ein Staatsbudget 
für mehrere Jahre entworfen werden soll, alsdann der ge- 
wöhnliche, und defshalb wenigeren Veränderungen unterwor- 
fene Aufwand, von demjenigen, der sowohl Jan und für sich, 
als in Ansehung seiner Grölse wandelbarer und zufälliger ist. 
gesondert, und dafs für eine jede dieser beiden Hauptarten 
von Aufwand und über die Mittel zu meiner Deckung, ein be- 
sonderes Budget entworfen werden müsse, wie dieses in ei- 
nigen Staaten wirklich der Fall, und nur das erstere für eine 
Reihe von Jahren aufgestellt ist. (*) 

j. 124. 

Die Anordnung und Leitung aller MaaXsregeki zur Erfül- 
lung des Einnahmebudgets , gehört zur Exklusivkompetenz des 
Finaneministers , der auch, wo eine besondere Kontrole nicht 
vorhanden ist, diese in Ansehung der Ausgaben, im Allgemei- 
nen dafür ausübt, dafs die übrigen Ministerien die etatsjnä&i- 
gen Fixationen nicht überschreiten. ( 2 ) 



■•* 



1) Z. B. indem Königr. der Niederlanden, woselbst das Bud- 
get in zwei getrennt ist, dafs eine für die gewöhnlichen und fixen Aus 
gaben, das nur alle 10 Jahre revidirt wird 5 das andere für die aufser- 
ordentlichen Ausgaben , welches jahrlieh gefertigt wird. Fundamental- 
gesetz v. 1815. $. 121 — 126. In mehreren temtschen Staaten wird das 
Budget von einer Standeversammlung zur andern (in der Regel für 
jedes Jahr ein besonderes) r;egulirt; <?n Baiern für die ganze Periode 
ein Budget.) — In Württemberg zwar ein besonderes Budget fiir 
jedes Jahr, aus allen drei aber eine Durchschnittssumrae gezogen , die . 
natürlich für kein Jahr zutreffen kann. 

2) Dieses •Verbältnifs ist in dem Kommissionsfcerichte über die 
Loi des Comptes in der franz -Kammer der Pairs sehr richtig und 
bestimmt angegeben. — „Kotrc Comtoission pente done, que la ro/m- 
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Die Befugnils zur Verfügung der Ausgaben , und zu ihrer 
Anweisung auf die Staatshauptkasse,' gehört zu den wesentli- 
chen Attributionen der verschiedenen Departementschefs , deren 
jedem für den Betrag des in dem Finanzgesetz für sein Depar- 
tement genehmigten Aufwandes, ein Kredit auf die Haupt— 
kasse eröffnet ist, über welchen derselbe entweder unmittel- 
bar, oder durch Delegation an die ihnen untergeordneten 
Chefs einzelner Verwaltungszweige (Generaldirektoren etc.) disr- 
ponirt, und in Ansehung dieser Disposition, nur durch die 
vorschxif tsmäJsige Beobachtung der gesetzlich oder administra- 
tiv vorgeschriebenen Formen, und in so fern beschränkt ist, 
als derselbe den ihm' eröffneten Kredit überhaupt und in kei- 
ner Etatsposition , und wenn der Kredit nach Monaten ver— 
theilt, und in dem monatlichen Repartitionsetat limi- 
tirt ist, auch diese Limitation, ohne spezielle Autorisation nicht 
überschreiten darf. (*) — Abweichend sind die eben erwähn— 



quence fundamentale du systlme des budgets , • est km connexite de de* 
voirs et de surveillance pour la rigulariti des payemens , entre les Mini' 
stres ordonnateurs et le Minist re des finjinces; qu'il yaentre lui et chacun 
des autres , sous ee~ point de vue } association de responsahilite' ; que 
lorsqu'une ordonnance arrive au tresqr, le Ministre desfinunces dait, avant 
de'Vadfnettre s'assurer, qu*elle s'appUque au Credit qui lui est propre y 
qu'elle ne sort pas de ses limited Le Ministre des f in an c et 
u'est pas juge du mode de service^ tnais il doit juger le 
mode de payement, auquel ilconeourU Les Ministre» 
ordonnateurs lui designent leurs er eancier s ; il ne di$- 
tute pas leurs droits, mais il n' a pas celuisde ereer de* 
eharges pour le trtsor royal, au de lä des er ianees^ dont 
la loi a pose les hornes, et dont les deci sions royales ont 
reconnu la ne'cessite'« (Moniteur v. 1822 Kr. 98, 99. 

1} Die Aufstellung solcher monatlichen Repartitionsetat, war, so 
viel der Verfasser* hat ausmitteln können, zuerst in der franz. Admi- 
nistration, mit der Errichtung des Ministerc du Tresor puclic ent- 
standen, und ist, nachdem dieselbe unter der kömgh Regierung in 
Abgang gekommen war, durch eine Ordonnance r. 14, Sept. 1$22. 
Moniteur Kr. 260) wieder hergestellt worden. In diesen Etats wer- 
den die Einnahman, auf welche im -Laufe des kommenden Monates 
mit Gewifsheit, und diejenigen, auf welche mit Wahrscheinlichkeit ge- 
rechnet werden kann ; sodann die Forderungen der Dejßartementschefs für 
jc4?n Artikel i|ires Budgets , jn. diesem Monate $ endlich in einer dm- 
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ten Anordnungen dagegen, in denjenigen Staaten, in welchen 
die Befugnils zur Ertheilungvon Anweisungen auf die Staats- 
kasse, dem Finanzministerio allein und ausschliefsÜch zusteht, 
in welchem Fall die Departementschefs zwar den Aufwand 
selbst , und alles was in materieller Hinsicht auf denselben Be- 
zug hat, anordnen, und die Vollziehung ihrer Anordnungen 
leiten, wegen der für diege Vollziehung erforderlichen Mittel aber, 
von dem ersteren abhängig sind. Eine allgemeine Delega- 
tion dieser Befugnils auf untergeordnet» Behörden, ist eine Ab- 
weichung von den gewöhnlichen Anordnungen, die nur in einer 
kleinen Anzahl von Staaten statt findet. (') 

ten Kolonne , die Summen aasgeworfen , die nach Prüfung der For- 
derungen in einem hierzu gehaltenen Konseil, nach Maafsgabe der 
Zulänglichkejt der Mittel, einem jeden zur Disposition gestellt wer- 
den. — Diese Einrichtung gewährt den Vortheil eines monatlichen 
Abschlusses, und einer Übersicht der jedesmaligen Lage des Staats- 
haushaltes, die hierdurch vollständiger und erschöpfender, als durch 
blofse Kassensituationsetats geschehen kann, beschaut wird; spdartn 
jenen , dafs zwischen dem Bedarf und den Mitteln zu seiner Befriedi- 
gung, das Gleichgewicht besser erhalten werden kann, indem bei ei- 
ner solchen monatlichen Sichtung des Aufwandes, die gröfsere oder 
mindere Dringlichkeit desselben für die einzelnen Artikel des Bud- 
gets besser als dieses bei seiner Entwerfung thuntich ist, übeVsehem 
und das minder Dringliche bis zu einem /Zeitpunkte verschoben wer- 
den kann, wo die Einnahmequellen reichlicher fließen, wodurch 
Verlegenheiten, .die, wenn bei den Dispositionen der Departements- 
chefs, nicht auf das Ganze der Verwaltung gehörig Rucksicht genom- 
men wird, unvermeidlich sind, ausgewichen ,.• überhaupt dlß Möglich- 
keit mehr, gesichert wird, auch mit periodisch mehr beengten Mitteln, 
ausreichen zu können. Ein Model eines solchen Etats in dem 4. 
Abschnitt. ' t • 

1) Z. B. in Baden (Verord. v. 2. Juni 1820, die Kontrolirung 
der Verrechnung durch Führung von Notabilienbüeher 'betreffend), 
durch welche in Betreff der Behörden, welche unmittelbar 
auf die Kassen dekretiren, nachstehendes verfügt ist: §. 1. 

„Alle Dekreturen auf die Gen.-*Staatskasse, auf die Amortisations- 
kasse und die drei Krekkassen, müssen durch die Kassenkommission 
geschehen ; auf die Münzkasse , durch die Münzkommission 5 auf die 
General- und Spezialpostkassen, durch die Oberpostdirektion ; auf die 
Forstverrechnungen, durch die General- Forstkommission j auf die 
Obereinnehmereien , Domänen Verwaltungen , Amts-, Fluß- und Stra- 
fsenbaukaseen , durch die Kreisdirektorien ; — auf die Hüttenkassen 



\ 
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In beiden Metheden werden Ausgaben , die, wie z. B. Be- 
soldungen und Pensionen etc. , in Absicht auf Gegenstand , Be- 
trag und Empfanger fest bestimmt, und für das ganze Jahr un- 
veränderlich sind, zur Vereinfachung der Geschäfte, am Anfange 
des Jahres, und für dasselbe, auf die Kasse angewiesen; die 
Anweisungen der Minister aber nur auf die Hauptkasse abge- 
geben, die ihre Realisirung unmittelbar bewirkt, oder aber durch 
die Bezirks— und Elementarkassen bewirken labt. < 

Die Förmlichkeiten in Betreff des Ordonnanzirens und der 
Ordonnanzen selbst; ( 1 ) die Frage: ob die Departementsmini— 
ster über ihren Kredit im Ganzen (en masse oder en bloc) dispo— 
niren können, oder aber streng an die Innehaltung der für jedes 
Kapitel, oder für jeden einzelnen Artikel in dem Budget ausgewor- 
fenen Summe gebunden sind?— Spezialität der Fonds, — 
jene : ob Ersparungen , die ein Departementschef auf sein Budget 
macht, seinem Departement verbleiben, oder aber zur Disposition 
der Staatskasse zurückfallen? — So wie andere Fragen der Art, 
sind von der besondern Gesetzgebung- abhängig , die in dieser 
Beziehung in jedem Staate besteht. 

Die Frage über die Spezialität, die in mehreren Staaten, z.B. 
in S ch w e d.e n, gesetzlich bejahend entschieden, ist vorzüglich 



durch die Oberverwaltungen; auf die Zucht-, Irren-, Siechenhaus- 
kassen, durch dit Staatsanstaltendirektion." 

„Alle diese Stellen müssen in. ihren Anweisungen die Legitima- 
tion der höheren Stellen allegiren, sobald sie eine Ausgabe anweisen, 
welche ihre eigene Gewaltspähre überschreitet." 

§. 2. „ Besoldungen und Pensionen können ohne Mitwirkung 
der Kassenkommission • auf keine Kasse angewiesen werden. Die 
Kassenkommission mufs aber alle Anweisungen auf Beiirkskassen durch 
die Behörde laufen Jassen , welcher die Befugnifs der unmittelbaren 
Dekretur auf eine solche Kasse, nach den Bestimmungen des §. 1. 
zusteht Die unmittelbar dekretirende Behörde hat in der Anweisung, 
Datum und Nummer des Erlasses der Kassenkommission, ausdrücklich 
anzuführen, so wie diese den höchsten Befehl, ohne weichen keine 
Besoldung oder Pension angewiesen Werden kann." 

1) Über' diese in Frankreich, die Ortion, r. 14. Sept. 1822 Art. 11. 
Qhaquc ordonnance tnonetra Cindication de Vexorcitfy et du chapitr* 

m e t dk y auxqutls eile a'applique. 
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in der französischen Deputirtenkammer vielseitig erörtert (auch . 
in mehreren teutschen Ständeversammlungen in Diskussion 
gezogen) worden* insbesondere auch, die ob dieselbe nicht 
wenigstens für jedes Kapitel in dem Budget eines jeden 
Minist erialdepartements statt finden, soll? Die Gründe, die 
für diese Spezialität angeführt werden, sind: „dafs den Kam- 
mern nicht blofs das riecht der Steuerbewilligung im Allge- 
meinen, sondern auch jenes zustehe, die Verwendung des 
Bewilligten für . die Staatsbedürfnisse zu disponiren , ohne 
TVelche leetere Befugnifs, <und wenn die Minister .nicht an 
die genaue Befolgung dieser Disposition gebunden waren, 
das erstere Recht in der That illusorisch seyn würde. Der 
König sey nicht (wi* behauptet worden) der Verwalter des 
Königreichs, sondern das Gesetz, in' Handlung, erlasse den 
Staat durch Minister verwalten, die vor dem Gesetz verant- 
wortlich, den Kammern zur Rechenschaft über ihre Hand- 
lungen, über die Verwendung der za. ihrer Disposition . ge- 
stellten Gelder, und dafür verantwortlich seyen, dafs diese . 
nicht für andere Gegenstande, als für welche sie verwil— 
Jigt .worden sind, Verwendet werden." — r Diesen Grün- 
den hat das Ministerium entgegengesezt; „dafs der König 
allerdings höchster Administrator des Königreichs, sey, dafs 
von diesem Grundsatze ausgehend, so wie im Sinn und 
im Geist der Charte, den Kammern nur* das Recht zu— 
stehe, die Steuern zu votiren, dem Könige aber jenes ih- 
rer Vertheilung für die Befriedigung derjenigen Ausgaben, 
die ex • als noth wendig erachtet; dafs die Minister, wenn 
sie in "Betreff der Verwendung der Fonds , - im Einzelnen 
und für jeden Artikel; an die Vorschriften der Kammern 
gebunden seyn. sollten, alsdann Minister der Kammern, und 
nicht solche des Königs seyn würden; — dafs die Spezia- 
list für jeden Artikel, jede Bewegung, der Verwaltung' 
hemmen, diese beinahe unmöglich machen würde ; — - dafs 
eine so genaue Vorherberechnung eine« jeden Ausgabear- 
tikels, als das in dem MaaTse behauptete System der Speziali- 
tät voraussetze, nicht möglich sey, .dafs überhaupt nur 
von einer moralischen Anwendung derselben, nämlich 
von einer Prüfung, Rede seyn könne: „ob, im Fall ein 
Minister den für einen Artikel eröffneten Kredit überschrei- 
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tet, oder Fonds für andere ab für die im Budget bezeichneten 
Gegenstände verwendet, diese Überschreitang oder abwei- 
chende Verwendung nothwendig gewesen sey, öder 
nicht? — Diese Prüfung stehe den Kammern allerdings 
zu, so wie den Ministern die Pflicht obliege, die Abwei- 
chungen von dem Budget durch einen «Beschlufs der erste- 
ren regularisiren zu lassen,' welche, im Fall sie -dieselbe 
als unzweckmäßig erachten, ihre Genehmigung verweigern, 
im entgegengesezten Fall aber dieselbe nicht versagen 
könnten. — f (Allg. Ztg. v. 1820. Nr. 122 u. 123.— Moni- 
teur v. 1821. Nr. 203 u. 104. — Von 1822. Nr. 66, 68, 87, 
109 u. 110.) 

In dem Gesetz v. 25. März 1817. Art. 151. war, in 
gewisser Hinsicht die Spezialität der Kapitel ausgespro- 
chen, die auch in der Ordonnanz v. 15. Sept. 1822 Art. 2 
in so fern wieder vorgeschrieben Ist, als die Minister über 
die Verwendung des für ihr Departement eröffneten gan- 
zen Kredits, dem Könige einen nach Kapiteln bearbeite- 
ten Repartitionsplan vorlegen, und am Schlub des Jahres 
ihren Abschlüssen beifügen, in diesen auch etwaige Abwei- 
chungen rechtfertigen sollen. (Moniteur Nr. 260.) 

In dem Königreich ' der Niederlande ist die Spe- 
zialität lediglich darauf beschränkt, dafs die für ein De- 
partement ausgesezten Fonds, nicht für andere verwen- 
det werden dürfen (Fund. Ges. v. 1815 §. 127); in glei- 
cher Art in mehreren anderen ' Staaten. 

Überhaupt möchte eine vollständige Erörterung dieser 
Frage als praktisches Resultat ergeben, dafs, selbst im Fall 
der Gehalt der für aie Spezialität angeführten Gründe als theo- 
retisch begründet angesehen werden könnte, dieselben den- 
noch ohne praktische Anwendung seyn würden, weil, wie genau 
auch ein Budget vorher berechnet ist, diese Berechnungen doch 
immer nur eventuel seyn können, und von nicht vorherzu«* 
sehenden Umständen abhängig sind, wefshalb auch kein 
Minister dafür,' dafs nicht einzelne Artikel überschritten 
werden, verantwortlich seyn kann, ohne zu erwähnen, 
dafs, wenn die ' Spezialität der 'Artikel, selbst jene 
der Kapitel, in ihrer ganzen Strenge geltend ge- 
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macht werden sollte, (*) die .Verwaltung nothwendig 
paralysirt werden,. unter Umständen selbst stillstehen miifste. 
Zudem, und endlich möchten , s sobald man nicht das prak- 
tisch mögliche, und* allein wichtige, der blolsen Theorie 
aufopfern will, durch die Verpflichtung der Minister zur 
vollständigen Rechtfertigung der Überschreitungen und Ab- 
weichungen von dem Budget, alle Interessen als voll- 
ständig gewahrt zu erachten., und auch in dieser Bezie- 
hung, die Frage ohne ein reelles, praktisches Inte- 
resse seyn., • • « » 

In Verbindung mit dieser Frage, und in, Beziehung 
auf das Ordonafcziren der Minister, sind in der französischen 
Beputfrtenkammer mehrere Forderungen, aufgestellt wor- 
den, die wegen ihres praktischen Interesses eine Erwäh- 
nung verdienen, nämlich: * . <• , 

l^dafs kein Minister eine Nieder,schlagungsordre (ordon- 
nance de decharge oder de remise) eher ertheilen 
soll, als bis die Zuläfsigkeit der Niederschlagung »durch 
einen motrvirten BeschluTs des Rechnungshofes anex-* 
kannt ist. (*) •— Eine» Forderung, die in Hinsicht dar- 
auf, dafs die Wirksamkeit dieser leztern Behörde 
lediglich auf die Prüfung der Rechnungen beschränkt 
ist, die Untersuchung aber, in wie fern ein Gesuch 
um Niederschlagung begründet, zu einer solchen über- 
haupt Aniafs ist? ausschliesslich in das Ressort der an*- 
. ordnenden Verwaltung, gehört, in keiner Hinsicht als 

gerechtfertigt erachtet werden kann; 

2)- dafs den Ordonnanzen oder Anweisungen, die mit den 

Rechnungen an den Rechnungshof abgegeben werden, 

zugleich auch die Quittungen der Empfänger, uber 4 - 

* haupt alle Belege vollständig beigefügt seyn sollen; — 



1^ Wie in der Sitzung v. 26. Juni 1821 in der zweiten Kammer 
in Würtemberg verlangt worden, ist. Terh. -Heft XX. S. 1691 
folg. Zum Theil auch in Baden, Verhäng der zweiten Kammer, v. 
1822, 45. und 46. Sitzung. . . 

2) Aus Veranlassung des von dem Unterkassierer. Ma theo ge- 
machten Defektes v. 1,865,000 Fr«, wegen welchem der Finanzmin ister 
dem Generalkassirer eine solche Decharge ertheilt hat M. s. die Ver- 
handL im Moniteur v. April 1822. 
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was indessen nur in Absicht auf solche Dokumente, 
durch* welche das Recht des Empfängers , und <lie Li- 
quidat der angewiesenen Summe konstatirt wird, 
ausfuhrbar, für den beabsichtigten Zweck zugleich ge- 
nügend ist; ( l ) 

3) dafs der Betrag von Ordonnanzen," der wegen Ein- 
sprüchen D ritterer nicht sogleich' ausbezahlt werden 
kann, bei der Konsignationskasse deponirt werden 
soll; — lediglich fem Gegenstand der in nerh Kassen— 
manipulation , welcher defshalb zu einer gesetzlichen 
Bestimmung nicht geeignet ist; 

4) dafis eine jede Ordonnanz, die nach Ablauf Von sechs 
Monaten nicht ' ausbezahlt forden ist,' als erloschen 
betrachtet, und neu ausgefertigt werden soll, — was 
zur Erhaltung der Ordnung allerdings wesentlich, und 
auch in den meisten Staaten angeordnet ist. 

' - $.125. 

Periodische Situationsetats. Zur Gewinnung und 
Erhaltung einer fortlaufenden' vollständigen Übersicht von dem 



1) Durch die erwähnte Ordonn. v.,14 Sept. 1822 sind als Belege die 
mit der Rechnung an den Rechnungshof abgegeben- werden müssen, 
vorgeschrieben, für die Besoldungen, Sold, Pensionen, Diäten u. dgl. 
Etats oVeffectifs ou nominatifs, inoncant : le grade ou Vemploi ; la posi- 
tion de presence ou oVabsenee • le service faii ; la äurie (tu service; la 
somme düe en vertu des lois , re*gtemens et decisions ; — sodann : p ou r. 
le» ddpen^ses du matirieL'— Coptes ou extraits duement certi- 
fiis des ordonnance« rvyales ou dicisions ministerielles; des contrats de 
vente, seumissions ou proces-verbaux d'ajudication ; des bau*, Conven- 
tions 014 marchis; decomptes >de livraison, di rdglementet de liquidation, 
cnonoant le service fait> et la summe due pour ä-compte, ou pour solde. 
Zugleich verfügt, dafs: r 

Art. i% Dans les premiers jours de chaque mois , les payeurs du 
tresor enverront au Ministere des finanee*, tous les ucquits, et autree 
pibees justUfibatives des depenses t qui aurout M payees pehdant le mois 
prdctdent; eet envoi sera accompagni de börderaux^ sommaires pas txer- 
cite , Ministere, et Service, — ' TT» double de ck&cun de oes bordereaux 
sera remis par le payeur , dans le mime delai aux differens ordonnateurs 
seeondaires; ceux-vi, apres les avoir revitus de leur vi s.a., tes transmet> 
tront-immidiatement ä leur Ministere respectif y qui pourra Ainsi consta- 
ter dans ses ecritures, sa liberation definitive envers ses crJanciersy et 
sm rattacher les risultats aux ehapitree et artisles de son budgeU 
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Erfolge der Einnahme , in wie fern nämlich dieser den 
eventuellen Berechnungen des Budgets (und beziehungs*- 
weise jenen in den Etats für die einzelnen Verwaltungszweige) 
entspricht; und ebenso in Absicht auf die Ausgabe, in wie 
fern mit Rücksicht auf den verflossenen Zeitabschnitt die 
Leistungen der 'Kassen den budgetmäfsigen Festsetzungen ge- 
mäfs sind, dieselben entweder nicht erreichen, oder aber 
übersteigen ; zur Darstellung der jedesmaligen Lage der gesamm— 
ten, so wie der einzelnen Verwaltungen in Absicht auf ihre finan- 
ziellen Resultate, zu einer solchen des Zustande» der Staatshaupt- 
kasse; überhaupt zur Übersicht der- Lage des gesamtsten Staats- 
haushaltes, wird periodisch, gewöhnlich am /Schlüsse eines je- 
den Monates, bei einer jeden Kasse, ein Situationsetat ge- 
fertigt, welchen dieselbe bei der ihr Unmittelbar vorgesezten 
Behörde, diese aber bei dem Finanzministerio einreicht. In 
diesen Shuatiohsetsetats, werden (Geld und Naturalien getrennt) 
die Einnahmen und Ausgaben, die in den verflossenen Mona- 
ten statt gefunden haben , sodann diejenigen in dem Monate, 
für welchen der Etat gefertigt ist, summarisch nachgewiesen, 
und mit den korrespondirenden Etatspositionen balanzirt, so 
dafs übersichtlich sich darstellt, was bis zum Tage des jedesmali- 
gen Abschlusses wirklich erJioben^ für die die verflossene 
Periode rückständig, und für das Etatsjahr no«h zu ert- 
liche n; — sodann, was für jeden Artikel des Budgets wirk- 
lich bezahlt, auf die schuldigen, .verfallenen Zahlupgep 
noch rückständig» und nach Maafsgabe des Budgets .noch 
eu bezahlen bleibt.. (*) . 

Der Haupt -Situationsetat' für die Staatshauptkasse wird 
bei dieser, die Hauptübersicht für den gesammten 
Staatshaushalt aber, durch'die Staatsbuchhalterei 
gefertigt, bei welcher zugleich. das Detail der Bruttoeinnahme 

■ ■ ! ■■■!■ I 

9 

1) Ein Beispiel , von der formellen Einrichtung dieser Etats , in 
dem 4. Abschnitt. Dieselbe ist auch in der Hauptsache die nämliche 
für die Elementarverwaltungen, und nur nach Verschiedenheit des 
Gegenstandes modifizirt* 

Andere Vorschlage finden sich in dem angeführten Werke von Fe- 
der $. 239. folg., die jedoch in Hinsicht auf ihre Anwendbarkeit 
manchem Zweifel zu unterliegen scheinen. 
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und jenes «11er Arten von Aurwand so gebucht werden 
mub, dafs auf jedesmaliges Erfordern der Tollständige Ertrag 
aus einer jeden Einnahmequelle, in gleicher Art die volle Ver- 
wendung für jeden Artikel des Staatsaufwandes, überhaupt die 
Resultate sowohl von einer jeden einzelnen Verwaltung, als 
auch flir dett gesammten Staatshaushalt, dargestellt werden 
können. Für die Erreichung dieses Zweckes müssen bei An- 
legung der Bücher die Etats %um Grund gelegt seyn, so wie 
in Absieht auf die Staatsbuchhalterei überhaupt nothwendige 
Bedingung ist, dals sie mit der Verwaltung sich stets gleich- 
zeitig bewege. ( l ) 

Aufser den monatlichen Situationsetats, sind in mehreren 
Staaten tagliche Kassenrapporte der Hauptkasse zur Über- 
sicht des täglichen Einganges an Zahlungsmitteln und ihres 
Abganges, eben so dergleichen für den Eingang von einzelnen 
Revenüenzweigen in einem bestimmten Zeiträume vorgeschrie- 
ben, aus deren Bestimmung sich zugleich ihre Form ergibt. 

}. 126; 

Abschlüsse. Ein jedes Finanz— oder Etatsjahr bildet ein 
für sich abgeschlossenes Ganzes, dessen. Einnahmen und Ausgaben 
weder mit jenen des vorhergegangenen Jahreä, noch mit jenen 
des' nachfolgenden vermengt werden dürfen , was jedoch die 
Verwendung der Fonds die am Schlüsse eines Etatsjahres in 



1) Solche Staatsbuchhaltungen sind in den meisten Staaten abge- 
ordnet. Z. B. in Ostreich bei dem Gen. Rechnungsdürektorium, 
die Hauptbuchhaltern mit 14 besonderen Bnchhaltereien theüs für ein 
•eine Revenuenzweige * theits fdr. einzelne Provinzen. ([Lichten- 
sternS. 510. Hof- und Staateschematismus nir 1820. S. 333. — 
In Baiern,, die Staatsbuchhalterei als Zentralbüreatt in dem 
Finanzministerium* — In Preufsen, mit der Steuerkontrole ver- 
bunden. ■ — In Sachsen, die Finanzhuchhalterei bei dem Geheimen 
Fmanzkollegiutn , und die Obersteuerhuchhalterei. Königl. Sachs. 
Hof-, Zivil- und Militärstaat für 1819. S. 65.52, — in Baden mit 
der Kassenkommission. .— In Wurtemberg, mit der Oberrech- 
nungskammer verbunden ; aufserdem eine besondere Buchhaltern in 
jedem Ministerium. (Verordn. v. 17. Juni 1822, die Errichtung be- 
sonderer Ministeriaikassen betr.) — In Frankreich befindet sich die 
Hauptbuchhaltung in dem Finanzministerium , und eine besondere in 
jedem Depart.-Ministerium. COrdonn. r« 1 4. Sept. 1822. Art. 18. folg.) 
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der Kasse vorhanden sind, fxix die. Bedürfnisse des rjeuen Fi- 
nanzjahres nicht .ausschliefst,^ 1 ) Weil aber die Einnahmen 
für eiri »Finanzjahr im Laufe desselben nicht vollständig 
eingebogen und ebenso wenig, die ausgaben für dasselbe yoll- 
ständig «berichtigt werden tonnen, wird der definitive Ab- 
schluß desselben ü her Jenen des ßechnungsjahreshin- 
a u s £ er ii c k t , hierdurch aber ein zweifacher Abschlufs erfor- 
derlich, nämlich: ein vorläufiger ^bschlufs^ am Schlüsse 
des Rechnungsjahres , v der. in der Totalisirung der Einnahmen 
und Ausgaben, die in den. zwo 1 f * Monaten wirklich statt ge- 
habt hab^en, besteht;, sodann der f in aJe oder definitive 
Abschlufs, welcher leztere a 1 1 e Einnahmen und 
all« Ausgäben, die.füj: das Finanzjahr \Eocercice) 
bis zu seinem »definitiven Abschliifs statt gehabt 
haben, in sich fafst, mithin die Resultate der finanziellen 
Verwaltung in diesem Jahre, vollständig darstellt. 

Die formelle. Einrichtung dieses Abschlusses ist von 
dem System und von den Formen abhängig, die in jedem 
Staate fjir das Kassenwesen und für die Komptabilitat vorge- 
schrieben sind*; in einer jeden Form aber erforderlich, dafs die-« 



1> Eine sehr treffende hierher gehörige Äußerung in dem Re- 
chenschaftsbericht des Ministers des öffentlichen Schatzes v. 15. JVivose 
XIII» (1805) ,,JL« distincfion dea exercicea n'exiate reell ement qu€ dein* 
ha comptes, et iCaurait ernenne uiilite ä Vigard.du Materie! des fonds 
en caiaae. fille cSpour dbjet de maintenir Vordre a\dna Vädminiatration 
dea deniera publica, et de faire connottte ä toutea lea e'poques de Vonnee 
la Situation A'e >*o* financea. • Ainki topa las fonda- de quelqiie aource 
qu'ila pröviennent , aont "propr&ä tfutea lee*de*peneea; et cette faculte 
ffen disposer indistinetement , augmenie lea moyena et entretient la cir 
culßiiön. • Cet avahtage risultf eaaentiellemeni de la reunion de toua lea 
revenua de Vetat (Jan* une eajsse unique. Vn exercice qui commence, n'a 
pas encore la diapoaition dea moyena qu'il obtiendra enaUite; et pour que 
lea iipenaea qui lui'aontproprea, puiaaent itre acquittiea, il eat ne'ceasaire, 
qu'ä ßoit d'abord aidi par lea recettea ' de** exercicea prMdenä, et de 
mime il aidera plus tard lea exercicea qui auivront. La balance a'eta- 
Uit Uentöt, et Vordre eat tel, que la aortme dea emprunia rieiproquee 
dea exercicea, et cömpense'e pdf lea remboiiraemcne. Cea viremena faci~ 
jitent le eervice, et lea revenüa de Vital tecoiVent m dernfief tJaultat leur 
application reguliere, legale et anuell*. 

IL * 13 
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selbe mit jener des Budgets genau korrespondire, dais mithin sowohl 
die statt gehabten Einnahmen , als die Nachweise der Ausgehen, 
unter den .nämlichen Abtheilungen (Titeln, Kapiteln, Artikeln) 
wie in dem Budget dargestellt .werden. Zur Begründung des Ab- 
schlusses müssen demselben' nachstehende Belege, ifämlich: 
a) zwei summarische Generaletats* der eine über allewi r k— 
liehen Einnähmen der Hauptkasse im Laufe des, Jahres, mit 
den erforderlichen Auxiliafetats über die Quellen, aus wel- 
chen eine jede Einnahme erfolgt, ist; der andere für die ge- 
sammte Ausgabe, mit ähnlichen Auxiliaretats über die 
F'onds, mit welchen, und über die Kassen, ausweichen 
dieselben berichtigt worden sind, — b) sodann zur Übersicht 
des Verhältnisses der wirkliche* Ausgabe, ?u den budget— 
mäfsigen Fixationen für. die Zivilliste, die Staatsschuld, für je- 
des Minteterialdepartement etc. eine Vergleichung beider, - mit 
.Anzeige der Summen^ die verwendet ,'disponirt, aber noch 'nicht 
realisirt, noch zu verwenden, oder aber erspart sind, (Situation 
der Credite) — beigefügt seyn. ( l ) 

t 

Der Zeitpunkt für den Schhifstermin des [vorläufigen 
Abschlusses, der, wie so eben erwannt, jedesmal nur die zwölf 
Monate des Rechnungsjahres umfofst, ist von der Festsetzung 
desjenigen abhängig, der für den Anfang des Finanzjahres vor- 
geschrieben ist* der Zeitpunkt für den definitiven Absc hl u f s 
aber, besonders* gesetzlich bestimmt. Gewöhnlich ist derselbe 
sechs bis neun Monate, über, den erstem hinaus . erstreckt , so 
dafs niemals mehr als das Budget von zwei Finanzjahren (des 
laufenden und des unmittelbar vorhergehenden) zu gleicher Zeh 
offen sind. (*)> • , / 

In Staaten mit einer repräsentativen Verfassung wird dieser 



1) In der im Texte' erwähnten Art vollständig bearbeitet, sind 
nur die Abschlüsse der Finanzverwaltung in England (die allegir- 
ten financfaccounts) und in Frankreich (die compte* gentraux du 
trist* public) zur Kenntnifs des Publikums gekommen , aus welchen 
lezteren die Formulare in dem 4. Abschn. entnommen sind. 

2) In Frankreich z. B. ist der vorläufige Schiu/stermin der 
lezte' Dezember, als der lezte Tag des Rechnungsjahres.' Das Finanz- 
jahr (Exercice) bleibt zum Ordonänzjren der Denartementscheft offen 
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definitive Abschluß, eben so- wie das Budget, durch ein Gesetz 
tanktibnirt (i>£ des'comptes), in welchem etwaige Etatsüher- 
schreitungen oder budgetwidrige Verwendungen der Fonds re^> 
gularisirt werden, und in welchem überhaupt alles geordnet, 
dispbnirt, fesrgesezt wird, was auf den gänzlichen Abschluß 
eines Finanzjahres Bezug hat. . Auf so lange als ein solcher de- 
finitiver Abschluß nicht erfolgt, und die' Rechnung für das Fi- 
nanzjahr noch ..offen ist, werden die aus demselben noch, rück— 
ständigen Einnahmen für Rechnung dieses Jahres und zur Er- 
füllung des Einnahmebudgets desselben eingezogen, aufweiche 
zugleich die für dieses nämliche Jahr noch rückständigen und 
zu befriedigenden Ausgaben., von den betreffenden Departe— 
mentsministerh angewiesen werden. (*) 



bis «um 30. September des folgenden Jalires; ? definifcV\geschlessen 
aber und an den Rechnungshof übergeben , wird die Rechnung am 
31. Dezember dieses folgenden Jahres. COrdon. v. 14. Sept. 1822.) 
Eben »o in Baiern. (M.s. p. Beilagenheft derVerhandl. v.1822. S.38.) 

Eine entgegengesezte Gesetzgebung findet s. "B. in dem Grofsherz, 
Baden statt (Verordn. V. 5. Aprif 1819), woselbst alle Finanzrech- 
nungen mit dem* lezten Jtyai eines jeden Jahres geschlossen, alle an 
diesem Tage verbliebenen Aktiv- urid Passivräte in die Rechnung 
des folgenden Jahres übertragen werden; in die Rechnung des 
laufenden Jahres, nichts als was. am Schlufstage wirklich eingegangen 
oder wirklich, bezahlt war, aufgenommen, die Rechnung über den 
Vorerwähnten Termin hinaus nicht offen gehalten werfen darf. — 

Diese Anordnung mufs unvermeidlich die Folge haben , dafs , in 
keinem Jahr die Revenuen, die für dasselbe eingegangen, eben so we- 
nig als die Ausgaben, dicr.fär dasselbe wirklich geleistet worden sind, 
Vollstand ig in der Rechnung nachgewiesen werden können ', worin 
zum grofsen Theil die Ursache der Swjeriglteit Hegt, 1 welche in derDis- 
Juüsibn des Budgets statj findet. 

1) In mehreren/ Staaten wird die Anfertigung der «Abschlüsse 
nicht durch das Finanzministerium, sondern durch eine andere Be- 
hörde, z. B. in Baden durch- di} Kassenkommission, in Baiern 
durch den obersten Rechnungshof, bewirkt, den derJFinanzminis.ter in 
seinem bereits angeführte* Bericht ja den Konig. um defswillen als 
die hierzu geeignete Behörde ansieht, „weil derselbe über die Rich- 
tigheit der Einnahme und Ausgabe einer jeder einzelnen Kasse zu er* 
kennen habe und daher nicht nur die einzelnen Rechnungen und Ab* 
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Eine andere, von de* vomehenden abweichen^ Thoeriej 
ist in einer Abhandlung: die Etats wirthschaft in 
Würtemberg, in dem i. Heft dei staatswirthshaft— 
liehen Blätter, Stuttg. 1820, aufgestellt, die indessen bei 
genauerer Prüfung den Bedingungen und richtigen Grund- 
sätzen der Etstswirthschaft nicht gemäb . scheint. Diese 
Theorie ist nachstehende: 
1) „Zahlungsrückstände, die bereits im Laufe des Etatsjahres 
auf die Kasse angewiesen, aber noch nicht wirklich ge- 
tilgt sind, bedürfen in dem neuen Jahre keiner Anweisung 
mehr # sondern können auf den. Grund der geprüf- 
ten Rückstand^ Verzeichnisse bezahlt und ver- 
rechnet werden." (S. 15.) 

In einem wohlgeordneten Staatshaushalte darf keine 
Kasse anders Zahlung leisten, als gegen spezielle An- 
weisung, in welcher der Gegenstand und die Summe 
die bezahlt werden «oll, ausgedrückrtst. Am wenig— 
* sten können Zahlungen auf den Grund von JÜLck— 
Standsverzeichnissen bewirkt werden , x deren 
Aufstellung im ■ Detail und mit der .erforderlichen Ge— 
. nauigkeit und Bestimmtheit, in dem Zeitpunkte des vor- 
läufigen Abschlusses selbst nicht einmal thunlich ist. 
Sind zur Zeit des vorläufigen Abschlusses Ausgabeposten 
vorhanden, die bereits angewiesen, ab^r noch 
nicht wirklich 'bezahlt sind, dann werden die für 
ihre Zahlung disponiblen Fonds entweder als Deposi- 
tum behandelt, oder in dem Kassenkonto über den Be— 
stand besonders nachgewiesen. 



rechnungen, aus welchen die allgemeine .Übersicht gebildet werden 
müsse, besitze» sondern' auch mit der Verwaltung selbst 
durchaus nicht beschäftigt sey." — - Eben aus diesem Grunde 
und weil die Abschlüsse die Resultate der Handlungen, der Verwal- 
tung, in so fern, diese die Verwendung der Einnahme betreffen , dar- 
stellen, möchte es scheinen, dafs der Rechmuigshofnicht die geeignete 
Behörde sey, daf» die Abschlüsse von der Behörde die für die Hand- 
lungen der Verwaltung verantwortlich ist, aufgestellt werden müssen, 
gegen welche der Hauptabschlufs, den der Rechnungshof nach Erledi- 
gung aller Rechnungen aus. einem Finanzjahr fertigt, sur Kontrple 
dient. < 



2) „'Zahlungsrückstände aber, die am Schlüsse des Etats jahres 
(?) noch nicht in Zahlen ausgedruckt' waren , und erst 
' im 'Laufe des neuen Verwaltungsjahres wirklich be- 
stimmt werden , betreffen entweder Kosten der unmittel- 
baren Verwaltung (Elementarkosten) , oder der allgemei- 
nen Verwaltung (allgemeine Staatsaasgaben). Die erste- 
hen können von den vorgesezten Verwaltungsbehörden 
auf die Spezialkassen angewiesen werden" ~* (doch wohl 
nur in so fern als diesen Behörden von dem betreffenden 
Minister hierzu ein Kredit eröffnet ist) — ' „die Anweisung 
der lezteren aber, r kommt allein dem Finanzmi- 
nisterium zu, welches die Restverwaltung 
unmittelbar zu leiten hat, um nicht nur die Dek- 
kung der ' Zahlungsrückstände, 'sondern auch die Er- 
haltung eines angemessenen Vorrathkapitals zu sichern," 
Bei dieser Ansieht sind offenbar das Rechhuags- 
jähr und das Finanzjahr mit einander konfundirt, 
^ da nur bei tiem Abschlüsse des erstem , Zahlungsrück- 
stände vorhanden seyn können, die wie so eben erwähnt, 
behandelt werden, nicht aber beim Schlub des* lezteren, 
ausgenommen- im Fall eines Defizits, däb 'aber bei 
dieser Ansicht nicht supponirt ist.' Sodann dürfte kaum 
zu verkennen seyn, dafs durch die. Realisiruhg dieser 
Ansieht, die Übersicht und Ordnung anstatt begründet 
zu werden» wirklich gefährdet und gestört Verden mufis, 
indem wenn, wie aus dem Zusammenhange sich ergibt, die 
Benignus der Departementscheä zur Anweisung mit 
dem Schlüsse des Rechnungsjahres aufhören sollte, 
keiner die etatsmäfsigen Verwehdungen für sein De-* 
partement vollständig Würde übersehen, und in sei- 
ner Buchhalterei verrechnen lassen können, weil nach 
Maafsgabe dieses Systemes, nicht er allein, sondern zum 
Theil auch das Finanzministerium über das Budget für 
seinDepattement veHiigen würde, das leztere nämfich über 
alle Ausgaben , die nach dem Schlüsse desRechnungsjahres 
zu berichtigen sind« Zudem scheint eine Anordnung, 
wie die so eben erwähnte* für die Erreichimg der 
Zwecke die sie beabsichtigt nicht erforderlich, indem auf 
einen Sexte der in dem Budget überhaupt berechnete 
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Aufwand durch, di* in demselben nachgewiesenen Ein— 
, nahmen gedeckt seyn muls, auf der andern Seite aber 
kein Departementschef den Kredit, der demselben über, 
haupt und für jeden , einzelnen JBedarf eröfrnet ist f 
überschreiten darf , defshalb aber . auch das Vorraths— 
kapital nicht angreifen oder* absorbiren kann, was 
überhaupt ,nur :i 'in dem Fall, dafs Ausfälle in den be- 
rechneten Einnahmen -statt finden, oder neue, in dem 
Budget nicht vorhergesehene Ausgäben zu bestreiten 
. sind, möglich jieyn würde. Eine Anweisung von solchen 
kann aber nur mit spezieller Autorisation des Regenten 
die selbst durch ein Gesetz regularisirt 'werden mufs, 
selbst statt finden, was daher wittkührliche Eingriffe 
in. das. Betriebskapital unmöglich macht Überhaupt 
möchte die Voraussetzung .einer besorldern Restver- 
waltung f{ir die laufende Verwaltung,* als eine Ano- 
malie in der EtaUwirthächaft erscheinen, die nicht wohl 
zu rechtfertigen aeyn dürfte, — r < Auch ist, so wertrdem 
Verfasser die Einrichtungen in ; den verschiedenen Staa- 
ten bekannt sind, das gerührte System nirgends reali- 
. sirt ; vielmehr werden allgemein erst nach bewirk— 
tem. definitiven Abschlüsse^ bei dessen Ge~ 
nehmigung für etwa noch rückstandige Ausgaben Vor- 
sorge getroffen wird, .die. alsdann verbleibenden Über- 
schüsse zur Disposition des Froanzmrnisterhuns gestellt, 
3) „Die einzelnen Ministerien können blos auf .den Grund 
und innerhalb der Grenzen des «genehmigten Etats, An- 
weisungen auf die Staatskasse ausstellen, und ihre He* 
fugnüV mufs daher mit dem Zeitpunkte sich schliefen, 
als die Wirkung des Etats aufhört, was am 
Rechnungsschlufse geschieht. 

Der hier aufgestellte Grundsatz ist vollkommen 
richtig, nicht aber seine Anwendung, die wie aus dem 
«ganzen Zusammenhange sich ergibt, auf einer Ver— 
mengung Jfe* Abschlusses des, Rechnungsjahres mit 
jenem des Finanzjahres beruhet. Erst mit dem Schlüsse 
dieses leztern, kann die Befognifs der Departe— 
jnentschefs aufhören, worüber auf das, was bereits 
angeführt worden ist» Bezug genommen wird». 
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* * 

4) 4, Der. Erfölg.vder. Verwaltung spricht .sich in dem 
Jahresabschlüsse aus« Dieser AbschluTs mufs der Rech— 
. nung so nahe als möglich gerückt werden , und mög- 
lichst ; vollständig, seyn. Durch denselben soll die Fi- 
nanwerwaltung den Erfolg der Verwaltung des lezten 
Jahres und die Verbindlichkeiten kennen lernen, wel— 
che sie aus. dem abgelaufenen Etats jähr in das 
, neue überträgt." (S. 21, ,§» $.) 

Eben in diesem s o , n* K e r ü c k e n liegt der Grund des 
Übels,.so wie auch die leztere Ansicht nicht richtig ist. Jedes 
Etatsjahr bildet, ein für sich abgeschlossenes Ganze, das 
seine ihm eigenen Ausgabeir, durch die. densel- 
< hen ebenfalls e i ge n e n , Einnahme decken mufs. 
, , In dieser Hinsicht können daher. aus einem vor- 
, hergegangenen Ja'hra, keine Verbindlich- 

keiten als solche de*. nachfolgenden Jah- 
res auf das Budget dieses leztern üb-erge- 
h e n. Diejenigen Ausgaben die in dem Budget des vorher- 
gegangenen Jahres vorhergesehen, und auf dieses tf a— 
&zirt waren ,. müssen auch aus seinen Mitteln gedeckt, 
und in so , fern diese nicht zureichend sind, durch 
Anweisung * von .besonders • Fonds ergänzt werden. 
Findet eine Fortsetzung von Aufwand für einen Ge- 
genstand,' auch in dem folgenden Jahr statt, dann 
wird seine Befriedigung eine neue 'und eigene Ver- 
bindlichkeit des neuen Etatsjahres und Budgets, in 
. * welchem die Deckung für denselben, berücksichtigt 
werden mufs. . . • " 
. 5) „ Alle Einnahmen oder] Ausgaben welche in einem 
Etatsjahre zurückgeblieben sind, können in dem folgen- 
. den nicht nach Gegenständen unterschieden wer- 
den, vielmehr erscheinen sie Iblos unter der allgemeinen 
# » Rubrik: Re&te, und die Verwaltung erfährt den 
. wahren Effolg von einzelnen Rubriken eh-t— 
fjweder gar nicht, oder nur atif dem Wege mü- 
hevoller Ünters-uchung: Daher ist es SO" wichtig, 
dafs alle Einnahmen und Ausgaben eines gegebenen Ver- 
waltungsjahres , auch wirklich im Laufe desselben, auf 
die Haupt-, und Spezialkassen angewiesen werden." 



1 
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Eben in dem gerügten Übelstande, der, weil 
nicht alle Ausgaben eines ^Etatsjahres, im Laufe des 
Rechnungsjahres angewiesen werden können, in dem 
erörterten Systeme unvermeidlich und im höchsten 
Grade verderblich ist, liegt zugleich der Beweis der 
Unrichtigkeit und Unnahbarkeit der Theorie, die dem- 
selben zum Grunde liegt , die ,' wie es scheint, 
einzig durch Nichtbeachtung des Unterschiedes zwi- 
schen dem Vorläufigen Abschlusle des Rech- 
nungsjahre», — der lectiglich Kassensache ist, — 
. und dem definitiven Abschlüsse des Finanz- 
jahres, durch welchen erst die Verwaltung des Etats- 
jahres vollständig abgeschlossen wird,— entstanden ist, 
und zu Anordnungen n^thigt, die nach richtigen Grund- 
sätzen der Etatswirthschaft nicht zu* rechtfertigen 'sind, 

.$. 128, . 
Kassen Verwaltung. Die besonderen Geschäfte in 
Absicht auf die .Kassenverwaltung und die Formen für die- 
selben betreffen theils den j ri n e r n Kasseridien st, nämlich die 
Förmlichkeiten, die in Betreff der Yereinnahmung und der Ver- 
ausgabung der Gelder Vorgeschrieben sind, jene für die Ver- 
rechnung dieser Gelder mit Hinsicht auf die Verhältnis se, die 
in Absicht auf die Geschäftsthatigkeit der verschiedenen Klas- 
sen von Kassenbeamten, die bei der Vereinnahmung und Ver- 
ausgabung, und bei der Verrechnung konturriren, statt finden ; 
theils, beziehen dieselben sich auf die Kontrole der Kas- 
senverwaltung, und auf die Formen, in welchen die de- 
finitive Verrechnung nach Maafsgabe der in iedem Staate, 
bestehenden Vorschriften bewirkt wird.' 

. Fostulate in Ansehung der Anordnung von Kassen selbst 
sind, da£s ihre Anzahl nicht über den absoluten Bedarf ver- 
vielfältigt , in Ansehung . der Geschäftsführung bei denselben 
aber, dafs diese nicht durch Förmlichkeiten, die nicht weserrW 
lieh sind, komplizjrt werde; sodann Grundsatz, da£& m 
Haushalt einer jeden Kasse, auf einen Etat gegründer seyn 
mufs, und zwar in dem Maafse streng, dafs weder eine Ein- 
nahme, noch eine Ausgabe, die nicht in dem Etat genehmigt 
ist, ohne spezielle Autorisatipn die erstere nicht eirinahmlich 
verrechnet die leztere nicht iealisirt werden darf. An diesen 
für die Erhaltung der Ordnung unerläßlich nothwendigen er— 
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Steil Hauptgrundsatz, schliest ab Zweiter «ich An, dafsalle An- 
: Ordnungen und Anweisungen zur I)ewirkun£ fön Zahlungen, 
nur auf- die Hauptkasse abgegeben werden dürfen, welche 
dieselben entweder unmittelbar reaHsirt, öder aber durch die 
Kreis- oder Elementarkassen bewirken läfet» welche die quit—, 
tirten, Anweisungen derselben als Baarsendung zurechnen. 

In jedem Staate bestehen besondere (im Allgemeinen 
willkürliche) Vorschriften för die Förmlichkeiten, die bei Y er "" 
einnahmung und , Verausgabung der .Staatsgelder zu beobach- 
ten sind, überhaupt dergleichen für den. innern Kassendienst. 
Dieselben bezwecken sämmtlich eine gröfsere' VerläTsigung in 
demselben, wohl auch Sicherheit gögen mögliche VlV^lversa— 
tionen oder Nachlässigkeiten der Kassetibeämten ; wie z. B. 
das, Paraphiren eines jeden .Blattes in den Kassenbüchern 
durch? den Auf Sichtsbeamten , um ' zu verhüten , dafs ' keine 
Blätter ausgeschnitten, "und andere" an ihre Stelle eingescho- 
ben werden können; die .' Vorschrift, 'daTs kein Geld in Kasse 
genommen, keine Zahlung aus derselben geleistet werden darf, 
ehe nicht der Post zuvor zu Buch, getragen ist; die Anord- 
nung, dafs die Quittungen des Kassirers, um giltig zu seyn, 
von dem Kontroleur visirt seyri' müssen ; die Vorschriften in 
Betreff der Sortirung, Verpackung, .Etlquetirung der Geld- 
Sorten; jene wegen Behandlung der. Gelder, die noch nicht de- 
finitiv verein 'ahmt . oder verausgabt werden können; wegen 
der Form und Behandlung der Belege u. dergl. 

Überhaupt ist die Geschäftsführung und Behandlung bei 
den Kassen, von der Anzahl und von den Verhälthissen der 
Kassenbeamten, die Anzahl, Stellung und die Geschäftsattribu- 
tionen dieser . lezteren „ aber , theils von der Wichtigkeit, der 
Kasse,, theils von dem^ Systeme ^ablumgig, welches überhaupt 
in BetrerF der Verwaltung des Kastenwesens in Anwendung ist. 
Wo bei größeren. Kassen ein besonderer Direktor oder 
* leitender Oberbeamter angestellt ist,, gehört zu dessen Geschäfts- 
kreis alles, was auf die Leitung des Ganzen, auf den eigentlich 
administrativen Theil des Kassenwesens, auf die Unterhaltung 
der Geschäftsverbindung mit dem Finanzministerium und mit 
den übrigen Ministerialdepartements jBezug hat; die Führung 
der Korrespondenz mit den Behörden und übrigen Kassen $ die 
Sorge für den richtigen Eingang der etatsmäfsigen Einnahmen 
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in den festgesezteh Terminen* (so, in mehreren Verordnungen 
ausgedrückt ; eigentlicher aber , . stete Wachsamkeit, darauf, . o b 
dieser Eingang in den .bestimmten Terminen erfolgt) , und die 
Anzeige an das Finanzministerium, im Fall Stockungen eintreten ; 
in Betreif der Ausgaben aber die, Disposition, der Fonds zum. 
Behnf ihrer pünktlichen Bealisirung. In einigen Staaten ist .diesen 
Beamten, selbst eine Art von Kontrole gegen die Departements— 
cheft in so fern übertragen!, als dieselben dafür, dafs keiner* 
den ihm eröffneten -Kredit überschreite, verantwortlich erklärt 
sind, welche Attribution /jedoch aufser ihrem eigentlichen Ge- 
schäftskreise zu liegen scheint, so wie überhaupt eine solche Kontso~ 
le von diesen Beamten nur unvollkommen realisirt werden kann. ( l ) 
Die Attributionen und Geschäfte des • Kassirers (wo 
Einnahme und -Ausgabe einem Beamten übertragen), des Ein- 
nehmers und Zahlmeisters, wo beides getrennt ist 5 jene 
des Kontroleurs und -der Buchhalter etc., ergeben sich 
im Allgemeinen aus der Dienstqualifikation diesen Beamten. Die 
Reglements und Dienstinstruktionen enthalten die besonderen 
Gescbäftsattribujtionen, die in einzelnen Staaten denselben über- 
trafen sind. . . 

^^ * 

Ein wesentlicher Theil der Geschäftsführung, bei den Kas- 
sen besteht in der JFührung der Bucher, von .welchen die 
nachbenannten die gewöhnlichen, und zugleich die wesentli- 
chen sind, nämlich : .-\ . u •■«...'*•• 
d) Ein Journal oder Tagtjuch, in welches eine jede Ein~ 
nähme und eine jede Ausgabe, in dem- Augenblicke wo die- 
selbe statthat, in chronologischer Ordnung, bei der Einnahme 
mit Bezeichnung der Quelle. ans welcher,- bei der Ausgabe 
mit Bezeichnung des Gegenstandes für welchen, und bei 
beiden mit Hinweisung auf das Foliunt, auf welchem der 
Post in dem. Manual gebucht ist, eingetragen werden:. und 
zwar nur ein Hauptjournal, in welches, im Fall die 
durchaus heterogene Natur der Revenuen oder sonstige. 



1) Man *. s. B. die Instruktion rar die künftige Einrichtimg des 
Staatskassen- untK Rechnungswesens in Wnrtemberg, v. 10. Nor. 
181$; < die Kurhessische VerofcJ. v. 29. Junius 1821; die grofsh. 
Hessische r. 26. Juni 1821. — Über die Geschäfte und Pflichten 
der verschiedenen Kassenbeamten , Feder 1, c. $.222, 
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Verhältnisse (Metallgeld, oder Geld werthe, Effekten) die 
Führung besonderer Journale unerläfslicji macht, alle Poste 
aus .diesen ebenfalls eingetragen werden müssen. (*) 

Jeder Eintrag (Post), wird mit einer Qr^nungsuummer 
.versehen, welche von dem. ersten Tage des Jahres bis zum 
lezten ununterbrochen, fortlauft, wogegen das Journal selbst 
am Abend eines jeden Tages abgeschlossen und die Schlufs- 
summe auf den folgenden übertragen „wird, bis zum Schlub 
des Monates, der sodann .für sich abgeschlossen wird. Die 
Schlufssurhme des Monates aber wird nicht auf den fol- 
genden übertragen, sondern erst am Schkifse des Jahres von 
allen zwölf Monaten besonders zusammengezogen. 
b) Ein Manual, bei dessen Einrichtung das, .vollständige 
Detail des Rubriken Systems in dem, Etat der Verwaltung, 
für welche dasselbe angelegt wir.d, zürn Grund gelegt seyn 
m'ufs, und in' welchem,* mit Einweisung auf das Foliurn und 
auf die Nummer des Journals^ alle Einnähmen und Ausgar- 
. ben unter die geeignete Rubrik so zu Buch getragen wer- 
- den, dafs das abgeschlossene Manual die vollständige Rech- 
nung bildet. -.'*••' 

Aufser diesen beiden» Hauptbüchern, werden sodann das Kon- 
trolbucbdes Kontrpleurs, wo ein solcher hei der Kasse angestellt 
ist, Sorten-», .Depositen-, Effekten- \ Konti- , «tc. , überhaupt 
so viele Hilfsregister geführt," aU die Verhältnisse der Kasse er- 
fordern. 

In Staaten, in welchen für die» Einnahmen und für dieAus-r 
gaben besondere Kassen aftgee>rdn*t find (Ober« 4 oder Zentral— 



1) Der . nächste Zweck des. Journals besteht in 'der Gewinnung 
und Erhaltung einer fortlaufenden .Übersieht ven dem j 9 <J e » m a 1 i - 
gen Zustande der Kasse,' und in einer Kontrole für diesen, gegen die 
Kassenbeamten, welcher eher durch die -Anlegung und Führung von 
•mehreren Journalen gefährdet wird.. »Eine solche Einrichtung ist um 
30 zweckloser T weil durchaus nichts daau nöthigt, indem, wenn hei 
meiner Kassenbehörde verschiedene Manuale, geführt werden,' nichts 
weiter erforderlich ist, als dafs einem jeden derselben eine besondere 
Letter gegeben, in dem Journale aber eine besondere Kolonne für 
ihren Eintrag gezogen werde, bei welchem, wenn der Kassenbeamte 
die ohnehin pflidrfmäfsige Aufmerksamkeit auf denselban verwendet, 
Irrung u. dergl, nicht zu besorgen ist 
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einnähme , ÄaMamt), werden bei einer jeden derselben die 
nämlichen Bücher gefuhrt, ifi Betreff welcher allgemeine Vor- 
schrift ist, dafs in denselben nichts durchgestrichen , keine Zahl 
radirt und überschrieben werden tlarf. (*) 



Für die Behandlung des Rechnungswesens bestehen 
zwei Hauptmethoden, nämlich: die sogenannte Kam er al- 
rechnungsform, sodann die doppelte Buchhal- 
tung;' als eine dritte Methode kann die Einrichtung des 
Rechnungswesens .iri F r a n k reich angesehen werden , die 
in einer modiüzirten und vereinfachten Anwendung der leztern 
besteht», 



1) Über die Einrichtung des* Kassen + ui>d Rechnungswesens in 
Preufsen: Wochner, Handb. üb, d. Kassen- n. Rechnungswesen. 
Berl. 1797; — in Ostreich: Unterricht üb. die Entwürfe zu einer 
verhess. Kamerelrechn.-Art etc. wie auf Allerh. ftef. Rechnungen zu 
führen sind etc. Wien 1786;. über jene in Frankreich: Neu ge- 
bauer, Darstellung des Verfahrens im Kassen- und Rechnungswesen 
bei der franz. Verwaltung. Breslau 1820, welches' jedoch vorzüglich 
auf die Komptabilität der Kreiskassen beschrankt ist, jene der Ge- 
neraleinnahmen und des öffentlichen Schatzes nur im allgemeinen an- 
deutet. Nur. in einer sehr kleinen Anzahl von Staaten ist. das Kas- 
sen- und Rechnungswesan- in dem M aal 8 e wie in diesem Staate, 
dem bestehenden Finanzsysteme angeeignet , welches selbst von jenem 
in anderen Staaten dadurch karakteristisch verschieden ist, dafs die 
Verwaltungsbedürfnisse nach Maafsgabe ihres nächsten Zweckes und ihrer 
nächsten Bestimmung , und so auch ^die Fonds für' ihre Deckung voll- 
kommen gesondert sind, und zwar in vier distinkfen Massen, nämlich: 
a) Die Bedürfnisse einer je4en einzelnen Kommune 
Calles was nach Maafsgabe der Gesetzgebung, als Kommunalaufwand 
aus den Kommunaleinkünften bestritten, und bei deren Unzuläng- 
lichkeit das Fehlende durch Zusatzzentimen .auf die direkten 
Steuern, und durch Öctrois ergänzt und bezahlt' werden muss). 
fc) Die Bedürfnisse eines jeden Kommunal-Arr ondis- 
sement-s, (Ünterprafektar) Gehalt 'des Unterpräfekten mit 
seinen Bureaus $ der Friedensrichter ; ' des Personals bei den 
Tribunalen erster Instanz; die 'Unterhaltung der Gefangenhäuser 
etc. — welche mittelst Zusatzzentimen auf die direkten Steuern, 
welche • von ' dem Conatil d*arrondis»ement innerhalb der gesetzlich 
limitirten ' Anzahl» verwilHgt werden, -und über deren Verwen- 
dung der Unterpräfekt, welcher dieüezahlung des Aufwandes ver- 
v fugt, diesem* Conscil Rechnung ' ablegen mufs, gedeckt werden. 



j 
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Nach Maafsgabe der bestehenden Vorschriften nämlich, 
bilden alle Summen, welche sich bei der Einnähme und Aus- 
gabe auf die nämliche Art von Operationen beziehen, glei- 
chen Ursprunges sind,, oder gleiche Bestimmung haben, in 
dem Hauptbuche einen be sondern Konto, welcher 
für das was eingeht, oder denselben zur .Last kommt [auf 



c) Die Bedürfnisse eines jeden Departement«, (Besoldung 
des Präfekten und Unterhaltung seines» Bureaus ; des -Präfektur- 
rathes, überhaupt aller administrativen , Beamten de« Departe- 
ments , ausschljefsliefr der> Finanzbedienten ; • desgleichen des Ap- 
pellations-KnminaJgerichtsf der Handelsgerichte 5 Unterhaltung der 
in dem Departement befindlichen gelehrten Schulen, der Krimi- 
nalgefangnisse,, Korrektionshäuser etc.) jezt auch der Aufwand 
für Vollendung, des Kadasters etc.>— wofür, die erforderlichen 
Fonds 1 ebenfalls durch Zusatzzentiraen, welche <Ws Generalkon- 
s e i 1* des Departements innerhalb der gesetzlichen Limitation 
verwilligt, und über deren Verwendung derPräfekt demselben Rech- 
nung ablegen mufs,, beschafft werden müssen. Cl^ Centimen von 
der Grund-, Personal- und Mobitiarsteüer, aufserdem 5 Zentimen 
von der Grundsteuer, für die Vollendung des Hadasters. Von 
den 19 Zentimen sind 7 zur Disposition des Ministers des Innern 
gestellt, zur Deckung der fixen Departemenialausgaben, und 
solcher, die mehreren Departements gemeinschaftlich sind, sodann 
5 Zentimen , als Hilfsfonds - zur Unterstützung derjenigen Depar- 
tements, deren Ausgaben den Betrag der übrigen zur Disposi- 
tion des Präfeilten gestellten 7 Zentimen übersteigen. ' 

d) Die allgemeinen,. Staatsbedürfnisse, wie diese in dem 
Budget nachgewiesen sind, und. welche aus den in demselben 
ebenfalls angezeigten /Einnahmen und Fonds gedekt werden. . 

Nach Maafsgabe des bestehenden - Systeme* sind sämmtltche Kas- 
sen blofs Einnahmekassen und werden sammtliche Ausgaben le- 
diglich ([unmittelbar oder mittelbar) aus dem Staatsschatze bestritten. 
In einer jeden Kommune, ist ein Steuererheber; dpercepteury 
für jede» Kommunälarrondissement, ein Bezirkseinneh- 
mer. Crtctt/eur pariiVufar) ; fiir jedes Departement, ein Geueral'- 
ei nn e hme t (receveur generale angeordnet, in - dessen" Kasse alle Re- 
venuen aus* dem, Departement, so wie aus den Kassen dieser Gene- 
raleinnehmer, in dem Staatsschätze zusammenfliefsen. Für die Fi- 
nanzregies C Domänen, Enregistrement, indirekte Abgaben etc.) sind 
zwar besondere Verwaltungen angeordnet, jedoch ohne besondere 
Kassen, und müssen dieselben die Revenuen ihres Verwaltungszwei- 
ges alle 14 Tage in die Kasse des Bezfr-kseiiuiehmers abliefern. 
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der linken Seite des Buches mit Soll (doü)] debitirt; für 
dasjenige aber, was derselbe befahlt, überhaupt ausgeht, oder 
dessen derselbe sonst entlastet wird [auf der rechten Seite des 
.Buches mitHaben(^oir)].kredi t irt wird, wodurch in je- 
dem diese* verschiedenen Kontos das Verhältnifs zwischen den 
eingekommenen und ausgegangenen Fonds in jedem Au- 
• genblicke , und zugleich übersehen werden kann, in wie fern 
der Abschluls balanzirt, oder nicht ? in welchem lezteren Fall 
auf die in der doppelten Buchhaltung übliche Art, nämlich 
mit Zusetzung der Differenz als Saldo zur kleinern Sum- 
me, und mit Saldo mit neue Rech n ü n g in der Kolonne, 
welche derjenige in welche der Saldo* vor Abschluß der 
\ Rechnung getragen war, ent'gegengesezt ist verfahren, und wenn 
dieses bei allen in dem Hauptbuche eröffneten Kontos geschieht, 
die Überzeugung von der Richtigkeit oder Unrichtigkeit aller 
Eintragungen, mithin jene von der Richtigkeit oder •Unrich- 
tigkeit der gesammten Buchführung beschafft wird. (*) 

Die ; hiernach eingerichteten Bücher welche, bei den 
Bezirkskassen und bei der Generalkasse des Departements ge- 
führt werden, sind nächfolgende ; 



1) Einfacher ist die Buchführung» der Komroun-Steuererhelxr 
and besteht! a) in einem Kassa Journal über das Soll för eine 
jede der verschiedenen direkten Steuern und über die erfolgte Ein- 
nahme; 6) in einem Konto für jeden Steuerpflichtigen zur Über- 
sicht seiner Lage in Betreff von Zahlung und Rest; e) ein Konto- 
buch für die Kommune, über Empfang und Verwendung 4er 
Zusatzzentimen , wenn dergleichen zur Deckung der Kommunalbe- 
dürfhisse umgelegt sind; d) endlich, ein Register über die B« 1- 
treibungskosten.» Diese Bücher > die am Schlosse eines jeden 
Monates-, theils vom Maire , theils vom Unterprafekten resp. nachge- 
sehen und in Absicht auf ihre Richtigkeit altes tirt, am Ende dti 
Jahres jaber abgeschlossen werden , vertreten zugleich die Stelle der 
Rechnung, die* nicht besonders gestellt wird, und auch nicht erfor- 
derlich ist, weil etwaige Steuerausfalle nach Maafsgabe des Grundes, 
aus welchem sie veranlafst sind, durch Wiederamlage tfl* impositio») 
oder aus dem fötal de non-va^eurs et de Ddgrivement gedeckt ; in An- 
sehung der Kommunalausgaben aber, die Zahtungsmandate des Man* 
als baares Geld angerechnet werden. 

M. S. Maurage- rigny, Repertoire de la perception des ton- 
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1) D as Jo um al , in welches alle Operationen, dieselbe mö# 
gen Einnahme oder Ausgabe betreffen, in der Zeitfolge wie 
dieselbe statt finden, eingetragen werden. (*) Bei der Kasse 
des Gen. -Einnehmers des Departements, werden wegen 
des Um&nges und der Verschiedenartigkeit der Geschäf- 
te, mehrere besondere Kassenjonrnale geführt (übet die 
baaren Gelder überein zuziehende Wechsel, über Obligatio- 
nen, über die vom Gen.-Eranehmer auf sich selbst gezogenen 
Wechsel etc.), ans welchen, jedoch die Eintrage sammt- 
lich in das Hauptjournal übertragen werden« 

2) Das Hauptbuch, ebenfalls über den gesammten 
Kasaenhaushalt, nur dab die Rinnahme— und Ausgabe- 
posten, besonderem Kontos geordnet sind. (*) 

3) Sodann mehrere Hilf sbüc her des Hauptbuches, 
lediglich in der Absicht um das leztere nicht mit dem 
lleinen Detail der vielen besonderen Konto's zu über* 
laden, und welche in abgesonderten Kontos im De- 
tail die nämlichen Summen enthalten, welche in dem 
Generalkonto des Hauptbuches, «auf welches sich ein 
jedes solches Nebenbuch bezieht, in Masse {en bloc) 
eingetragen, sind. 

Diejenigen von den erwähnten Kontos, welche eine 
Einnahme bezeichnen, werden jedesmal kJeditirt, wenn 
eine eingegangene Summe einzutragen ist, diejenigen über 
Ausgaben aber debitirt, sobald eine dahin gehörige Zah- 
lung zu buchen ist. — - Das Kassen konto wird für jede 
eingegangene Summe debitirt; für jede bezahlte kreditirt. 
Für Summen in Betreff welcher der Rechnungsführer wegen 
der Buchung zweifelhaft ist, wird ein besonderes Konto an- 
gelegt , in welches , so wie in das Kassenkonto, die zweifelhafte 
Summe eingetragen wird, weil # der Eintrag einer Einnahme 
oder Ausgabe in das Journal in dem Augenblick wo die 
erstere erfolgt, oder die leztere bewirkt wird, unbedingt 



tri Buttons ei traiit de la eomptdbiliti des pereepteurs ete. Zme Jdit. a 
Paris 1805. — Du Laurent, Manuel des eantribuablee ete, Paris» 
u£n XI, 

1) Die Einrichtung dieses Journals, siehe Beilage. 

23 Die Einrichtung des Hauptbuches, siehe Beilage. 
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statt finden mufs. In denjenigen Kontos endlich, bei wel- 
chen ein quantitativ vorherbestimmtes Solleinkommen statt 
findet, wie z. B. bei den direkten Steuern, wird der Betrag 
desselben, am Anfange desselben vor der Linie ausgeworfen. (*) 

Die unbedingte Übertragung und Anwendung der 
doppelten Buchhaltung auf das Staats—Rechnungswesen ist, 
vielfaltig als ein Postulat zur Sprache gebracht, dieselbe 
auch in mehreren Staaten, obgleich mit ungleichem, meist 
nicht günstigen Erfolge, versucht worden , der auch, mit 
Ausnahme ihrer Anwendung auf solche Verwaltungszweige, 
die dem kaufmännischen Betriebe sich mehr nähern, aus 
dem einfachen Grunde , weil der Staatshaushalt « durchaus 
nicht wie ein- kaufmännisches Crewerbe behandelt werden 
kann, überhaupt wohl kaum zu erwarten seyn dürfte. 

Für den Staat, welcher überhaupt ganz andere Zwecke zu 
berücksichtigen und zu verfolgen hat, und für die Verwaltung 
seines Haushaltes, ist beider Anordnung desselben eine mög- 
lichst genaue Vorherbestimmung seiner Einnahmen und seiner 
Ausgaben erforderlich, nach welcher der Gang den sein Rech- 
nungswesen zu nehmen hat, sich ebenfalls bestimmt, wogegen 
der Kaufmann bei seinen Unternehmungen an eine solche 
Vorherbestimmung, die selbst nicht thunlich, nicht gebun- 
den ist, vielmehr das Glück, da wo er dasselbe zu finden 
hofft, anspricht, überhaupt die Umstände benuzt, welche 
der Staatsverwalter zu beherrschen suchen, oder wel- 
chen derselbe auch nicht selten nachgeben mufs. Eine 
andere wesentliche Verschiedenheit der Verhältnisse be- 
steht darin, das der Kaufmann über ein bestimmtes Kapital 
disponirt welches den Fond seiner Handlung oder Unterneh- 
mung bildet, und mit welchem, was sein einziger Zweck 



1) Der Verfasser mufs sich auf diese allgemeinen Andeutungen 
über die Einrichtung des Rechnungswesens in Frankreich beschrän- 
ken, und dabei auf das allegirte Werk Von Neugebauer verwei- 
sen, der ein vollständiges Journal und Hauptbuch eines Bezirloein- 
nehmfers hat abdrucken lassen, und die GeschäfisbehancUung bei ei- 
nem solchen ziemlich vollständig beschrieben hat. — Über das einfache, 
das italienische, das englische und die vorzüglichsten neuen Systeme 
des Buchhaltens, J. J. M. Philipson Briefe üb. das kaufmännische 
Rechnungswesen. Hannover bei Gebr. Hahn, 1813. 
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, ist, derselbe zu gefrinnfen sucht, so wie der Zweck seines 
Rechnungswesens einzig in der richtigen Nachweise seiner 
Lage in dieser Beziehung besteht; yrogegen die Staatsver- 
waltung — - abgesehen von den Schwierigkeiter» in Betreff 
einer genügenden Lösung der Frage: was denn als Ver- 
mögen oder Kapital zum Grunde gelegt werden soll? — 
durch ihre Handlungen und ihre Rechnungen ganz andere 
Aufgaben zu lösen hat. Endlich langen die Berechnungen 
des Kaufmannes mit Jeder seiner Unternehmungen an, mit 
welcher dieselben z^eich sich endigen , wogegen die 
Rechnungen der Staatsverwaltung au# der, Vergangenheit in 
die Gegenwart fuhren, und in Vielen Fällen aus dieser 
den Weg irf die Zukunft bahnen müssen. Der entere be-* 
darf keine! Rechnungslegung. ^ Indem derselbe eiife Ein-/ 
nähme bucht, eine Ausgabe leistet, sein Absohlufs gezo- 
gen und richtig ist, bleibt ihm keine weitere Frage weder 

. über 4)# Richtigkeit der erstem, noch über die Verwen— 
düng derleztern, was in der Verwaltung eines Staates eben- 
falls ganz anders- ist, welche unbedingt Rechnungen*, Prü- 
fungen, Begründungen erheischt'die in derselben eben so un— 
erlälslich als sie für. den Kaufmann fremd rind. • 

Es würde^eicht seyn diese Vetgleichung noch weiter fort* 
<• zusetzen, aus welcher sich ergibt, dafs die Ursache des Mifs- : 
lingens deV Versuche, die in dieser Beziehung gemacht wor- 
den ^sind, nicht blofs in Zufälligkeiten, sondern in a der We- 
sentlichen Verschiedenheit aller Verhältnisse ihrep Grund 
hat, was jedoch die Thunlichkeit einer modifizirten 
Übertragung und Anwendung dieser Methode nicht aus-f 
schliefst, welche bei jedem umfassenden, kemplizirten Rech— 
nungswesen unbedingt als vorzüglicher zu erachten seyn 
möchte. (*) 



1) M. s. I^elwig, theoretischer Versuch, die üinansberechnun- 
gen eines Staates nach den} Rechnungssystem der kaufmännischen, 
italienischen, doppelten "Buchhaltung einzurichten. Stettin 1799. 

(Müll er). praktisches Lehrbuch tfber die Privat-, Kameral- und* 
Staatsrechnung nach der Methede der verbesserten Rechnung in 
doppelten Posten, Göttingen 1799. 

11. 14 
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§. 129. * 

In Absicht auf die aufsere und innere Sicherheit 
der Kassenlokale sind besondere Vorkehrungen und Vor— 
sichtsmaalsregeln, theils in den Gesetzen theils in besonderen 
Verordnungen, und Reglements über die Kassenverwaltung vor- 
geschrieben und den Kassenbeamten besondere Verpflichtungen 
auferlegt, durch deren Vernachlässigung dieselben für jeden Ver- 
lust verantwortlich und verhaftet sind. (*) Die Sicherheit für die 
Geschäftsführung aber, sowohl ge g en Veruntreuung als Ver- 
nachlässigung, wird theils durch Nieaerlegun g von Kautionen 
(*), theils durch ReVisionen begründet, die regelmässig, 



Feder in d. a. W. §. 129 folg. und §. 257 folg., woselbst eben- 
falls eine Vergleichung der Kameral-Rechnungsmethode mit der kauf- 
männischen, und eine kurze Besehreibung dieser lezteren, mit An- 
sichten, die in mancher Beziehung der franifösichen Methode sich 
nähern. 

Kitjchke in iL a. W. S. 116 folg. 

Eine Anzeige von Schriften über das Staats -Rechnungswesen 
überhaupt, in Er seh Jlandbuch der teutochen Literatur etc* 1. Bd. 
3. Abth. S. 305 folg. • • 

1) Besonders streng ist in Betreff dieses Punktes die Gesetzge- 
bung in Prankreich, indem ein Einnehmer wegen eines bei Tage oder 
bei Nacht verübten Diebstahles, nur dann von dem Ersetze der ge- 
stohlenen Summe befiyit ist , wenn nachfolgende Bedingungen zusam- 
men treffe^, nämlich: a) wenn derselbe nachweisen kann r dafs alle 
thunliche* Torkehrungen zur Sicherung des Hassenjokals gegen Ein- 
bruch, sowohl von aufsen als von innen getroffen waren; fr) dafs der- 
selbe in dem Gebäude, in welchem 1 die Hasse sich befindet, geschla- 
fen hat, oder im Fall der Diebstahl am Tage statt gehabt hat, nicht 
aufserhalb seines Wohnorts gewesen ist ; c) dafs er überhaupt den 
Diebstahl auf keine Art habe verhindern können; <f) mit der* wö- 
chentlich zu machenden Ablieferung nicht im Bückstande gewesen 
sey, — was alles innerhalb 12 Stunden durch die hierzu geeigneten 
Beamten untersucht und beurkundet werden* mufs. 

2> in Betreff der Kautionen. , sowohl in Ansehung ihrer Gröfse, 
als der Art ihrer Bestellung und der Formliehkeiten bei dieser, . sind 
. in jedem Staate abweichende VorschVifteri ertheilt, von welchen, eben 
wegen ihrer Verschiedenheit und weil sie willkührfich sind, eine An- 
deutung nicht thunlich ist. In mehreren Staaten sind die Hautionen 
als eine finanzielle Ressource benuzt worden', was hin und wieder 



• • 
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gewöhnlich airi • S^Muise ««es Jeijert Monates «tatt finden, nicht 
seken auch aufsererderttKeh verfugt":w«rden. Bei diesen Re- 
visionen werden die Bächer in Absicht auf ihre richtige Füh- 
rung^ihre .Übereinstimmung unter einander und mit den Ein- 



noch der Fall, nicht ohne Inkonvenienzen, in Kleinen Staaten überhaupt 
nicht ausführbar ist. Eben so wenig möchte aber auch auf der. an- 
dern Seite rathsam sevn r »aus einer übelverstandpnen Philantropie 
dieselben zu niedrig*«» nornaren, indem die Kaution nicht bios # gei- 
gen wirkliche ?er\mtr euung , sondern *uch : gtfgen Verluste, die aus 
Nachlässigkeit entsf eben, Sicherheit und Deckung geben solle, eine 
allzuniedrig^ noranrte Haution aber, diese leztere leicht befördern 
kann. — . Ob die Kaution blos in baarem . Gelde oder theilweise oder 
ganz in Grundstucken und Häusern bestellt werden kann, das Ver- 
hältnifs beiües zu ihrem taxirt&n oder sonst ausgemittelteh Werth, in 
welchem dieselbe angenommen wird (*ftr Hälfte, .zu 2 Drittheil etc.), 
die Förmlichkeiten m Absicht- auf die Bestellung selbst, ihren Eintrag 
in die Hypoth^kenbücher, die Mitverpflichtung der Ehefrau etc.— ist, 
wie erwähnt, durch Gesetzgebung in jeden» Staate, geregelt. 

Am weitesten ..ausgedehnt ist das Kautionssystem in Frank- 
reich, woselbst auch die haaren Kautionen (die mit 6 pCt verzinst 
werden) am höchsten und für jede Gattung von Beamten besonders 
nermirt ( für einen Generalreceveur das -A der Einnahme ah direk- 
ten Steuern 5 für einen Bezirkseinnehmer ■£$ etc.), niid die zur Sicher- 
heit des Staates erforderlichen Vorkehrungen, in dem Code Napoleon 
gesetzlieh • vorgeschrieben sind. M. *» ; auch Dietitinnaire raisonne sür 
de* matikre* de Ugvslation «te» T. II. p. 145 folg. JSafserst niedrig 
dagegen sind diese Sätze z. B. in Baiern normirt XVerbrdnJ v. 
19.Febr.>819> woselbst für ihre numerische Grofse" 11' Klassen regulirt 
sind, und die^fcöchite Kantion bei einer Bruttoeinnahme von 5>ftfill. 
Guld. zu 3000 fl.: die niedrigste in der Uten Klasse für Einnahmen un- 
ter 500 fl*, zu 200 fl. bestimmt ist, «wischen welchen* Sätzen ein rich- 
tiges Verhältnifs nicht statt . zu finden • seheint. < — In Wu i* t e m b e r g 
ist dieselbe ftir^he Kassenheaihten und .Verwalter auf den löten Theil der 
etatsm#fsigen Jahreseinnahme, für die Unteroffizianten und Partikularrech- 
ner auf den * 24 ten Theil dieser Einnahme*,— ftirRechn.^Führer, welche 
vierteljährig abliefern , auf den halbjährige* Befrag dieser Eiriinthme , 
"für solche endlich die monatlich 'abliefern, euch den vierteljährigen 
Betnag derselben regulirt, dabei nachgelassen, dafs die Kaution ganz 
• irfit Grundstücken) die jedsjch das Anderthalbfache der Kaution 
betragen müssen, z. B. für 80Q fl. Kaution 1200 fl. Grundwerth), Ge- 
bäuden % C*Uvf des assekttrirteo Werthes), Privatobligationen ;C jedoch 



.* 
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nahmen und Ausgabebelegen geprüft und vergehen ; eben *o die 
Einnahme, die seit der lezren Revision und rückwärts in dem ver- 
flossenen Abschnitte des Jahres stattgehabt hat,' mit dem für di«^ 
sen Abschnitt nach Maßgabe des Etats sich ergeben den Soll,» 
die Ausgabe ebenfalls mit dem Soll und mit den Belegen ; die 
Richtigkeit der Kassenbestande durch ihre Vergleiqhung mit den 
gefertigten Abschlüssen; ihr Vorhandenseyn durch wirkliche 
Nachsicht derselben konstatirt, überhaupt Falles beobachtet, was 
die Überzeugung von der, Oridnungsmafsigkei* 4xnd. Richtigkeit 
der Geschäftsführung bei den Kassen gewähren kann. 

Über die Resultate dieser Revisionen , die, wo nicht be- 
sondere Beamten fitt dieselben, überhaupt für die spezielle 
Aufsicht auf die Kassen angeordnet sind, ( l ) gewöhnlich durch 
Mitglieder der Behörden, die den Kassen zunächst vorgesezt 
»ind, bewirkt werden, wird ein Brotokoll abgehalten, welches 
der Revident instruirt und*nebst den aus den Büchern * gefer- 
tigten Extrakten und Abschlüssen, der geeigneten Behörde zur 
Verfugung vorlegt. » 

In den meisten Staaten sind «die monatlichen Revisionen 
nur auf die Hauptkassen- beschränkt, wogegen in mehr ere*n an- 
deren für die Revision der Bezirks- und Elementarkassen, be— 
sondere Beamten angeordnet sind. ( a ) 



nur'im Werthe von | des Nominalbetrages) bestellt werden kann, 
Vorschriften, die Bestellung der Dieristkautionen betr. v. 22. Febr. 
1818. St, und Reg. Bl. No. 11. 

1) Wie g* B. in Frank reich die Gen.-Inspektoren und Inspek- 
toren des Staatsschatzes; —- In Preufsen und Kurhes-sen die 
Hassen- Departement sräthe etc. * 

2) Z. B, in 'Frankreich werden die Kassen der General- * und 
Bezirkseinnehmer, die -erstereh durch die Prafekten, die lästeren durch 
die Unterpräfekten monatlich, aufserdem aufserjordentlich durch die in der 
vorhergehenden Note erwähnten Inspektoren revidirt*, die Elementar- 
kassen der Komnuuisteuer~Erheber, durch den Maire, und aufseror- 
dentltch durch die Sjteuerkontroleurs; die Elementarkassen der be- 
sonderen finanziellen Regies aber, durch Verifikateren und andere be- 
sondere Agenten revidirt. Auch in. Kurhessen sind in der neue- 
sten Organisation, zum Behuf dieser Revisionen , besondere Kontro- 
leurs angeordnet« — Die Unterlassung der regelmäßigen Visitationen 
der Elementarkassen mufs, besonders in- Staaten in welchen keine. 
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* 

•' Aufcerordentüche Kasseyisitationen sind von den gewöhnli- 
chen nnr durch die Veranlassung; jene von Naturalbeständen, 
nur durch den Gegenstand, nicht aber in Ansehung der Ge- 
schäftsbehandlung verschieden, dje auch bei diesen, in der Haupt- 
sache die nämliche bleibt. 

§. 130, : ' 

Die Handlungen der Kassenbeamten .unä? die Resultate ih- 
rer Verwaltung in Absicht auf die vorschriftsmäfsige Vereinnah- 
mung 'und Verwendung der - Staatsgelder , werden in* R e c h - 
nun geh konsigftirty die am Schlüsse des Rechnungsjahres 
vorläufig, — in den für* eine Jede Gattung von Rechnungen 
hierzu gesetzlich festgesezten Terminen aber definitiv abge- - 
schlössen werden. ; 

Ihre formelle Einrichtung istwqn dem Systeme, öder der 
Methode das in Ansehung des Kassen- u. Rechnungswesens über- 
haupt vorgeschrieben ist; zum Theil auch von der Eagenthüm- 
lichkeit der Verwaltung abhängig, deren Resultate in Absicht 
auf Einnahme und Ausgabe, in denselben dargestellt werden, ' 
im Allgemeinen aber wesentliche Forderung: + , 

1) da£s eine jede Rechnung in Betreff des Rubrikensystems, ' 
mit dem Etat welcher bei derselben zum Grunde liegt, voll- 
kommen übereinstimmend eingerichtet seyn muls; 

2) daft dieseMjp einen jeden Einnahme-, eben so einen jeden 
Ausgabeposten einfach, deutlich und vollständig darstelle, 
und ohne Überladung mit Notizen, die für den Zweck der 
Rechnung, nämlich einer blos nu numerischen Darstellung* 
nicht wesentlich sind; 



Mittel - oder Rreiskatssen ^vorhanden sind , als ein wesentlicher Man- 
gel erachtet werden, theüs weil dieselben hierdurch au£er alle direkt 
einwirkenden Kontrofe Stehen, welche durch die Einsendung monat- 
licher Kassenrapporte oder Situationsetats nicht supplirt werden kann, 
indem die Richtigkeit von diesen, eben wegen dem Mangel einer Prü- 
fung an Ort und Stelle selbst, durch nichts konstatirt ist, theil s weil 
hierdurch die Gewinnung einer verldfsi gen monatlichen über- 
eicht des gesammten Kassenhaushaltes, was doch mit 
ein Hauptzweck der Revision der Hauptkasse ist, unthunljch wird. 

Aufserdem tritt noch der zweifache Nachtheil, dafs Reste sich leichter 
anhäufen) sodann: dafs in den Elementarkassen nicht selten bedeu- 
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3) &aü' eine jede Position in der Einnahme, total so 'eine 
jede in der Ausgabe, durch vollständige Beifügung «11er Be-r 
lege 2tt ihrer Rechtfertigung, begründet sey; 

i) Eine jede Abweichung von dein Etat, es sey Plus oder Mi- 
nus, vollständig nachgewiesen , überhaupt jeder Haüpt- 
• posten (Titel öder Kapitel) gegen den Etat balanzirt; 

.: 5) endlich, dalb dieselbe für den vorgeschriebenen Schluls- 
» termjp vollständig abgeschlossen sey. • 

Aufeer diesen, die Wesenheit der Rechnung selbst betreffen- 
den Erfordernissen, bestehen in Absicht auf ihre äussere 
Form« besondere Vorschriften , die ah • sich, willkürlich * * jedoch 
in. einer groben Anzahl von* Staaten, gleichförmig angeordnet 
sind, wie z. B. daft auf dem Titelblatte der Rechnung; die 
Verwaltung oder der Gegenstand derselben; der Tag ihres An- 
fanges, und» jener ihres Schlusses; der Name de« Rechnungsr- 
führefs; der Tag ihrer .Absendung und der Name der Behörde, 
an welche diese bewirkt' ist; die. Anzahl der. Belege, und wenn 
diese in mehreren Bänden bestehen, auch von diesen;— auf 
der Rüekseite desselben, iber angezeigt seyn^mufs, ob? womit? 
und in welchem Betrage? der Rechnungsführer Kaution . gelei- 
stet hat, und wann umd von wem das Dokument darüber auf- 
genommen, Und wo dasselbe deponirt ist« (*) 



lande Summen stangniren (wohl au' Spekulationen der Hassenbeamten 
dienen, während die Hattptkasse.m Verlegenheit ist, wie dieses durch 
Beispiele beurkundet werden könnte . 

1) Auch in dieser Beziehung sind die Einrichtungen in 
Frankreich eigenthümlich , wie au« nachstehender kurzen "Skiz- 
ze <ta\ Verfahrens in Absicht auf .die Recbnungsstellung und Legung 
.sichergibt, wejcbe gewisser raafsen vom« Ablaufe der ersten, sahn Tage im 
Jahr an, vorbereitet wird. Jeder Bezirkseinnehiner nämlich weis am t. 10l 
und 2lten Tage eines jeden Monates, zwei Abschriften seines Journals 
u. dergl., von der Balance, der Kpntj*,d0i Hauptbuches und t voa der 
Übersicht aller Einnahmen die in den verflosBaaen zehn Tagen statt ge- 
habt haben, fertigen von welchen derselbe die eine an den Generahonneh- 
mer des Departements, die anders an den. Staatsschatz einsenden mufs 
(an welchen der leztere ebenfalls alle sehn Tage die Abschrift seines 
Journals, am Schlüsse eines jeden .Monates eben, eine .selche seines 
Hauptbuches einzusenden verpflichtet ist.) Bei demSteetsschatae wer* 
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Für die Eilsendung der Rechnungen zum Behuf ihrer Prü- 
fung, Revision und Decharge, sind bestimmte Termine und deren 
Beobachtung bei Strafe vorgeschrieben , deren Erkennung durch 



den diese Abschriften, insbesondere jeneMer Balancen mit den Ta- 
lons von den von der Bezirksjtasse CDepartementsJtasse) ausgestellten 
Quittungen, welche der >Unterpräfekt von der erstem, der Präfekt 
von der lezteren monatlich an den Staatsehsatz einsenden müssen^ ver- 
glichen, *) unid hierdurch sowohl der Gen.-Einneh. ia«Absicht auf die 
Besjrkskassen, als der ^Staatsschatz in Ansehung der Departementskasse 
des.Generaleinnehmers > fortdauernd im Stande erhalten; der erstere, 
von der Richtigkeit der Geschäftsführung der ßezirksemnehmer; der 
Staatsschatz aber von jener der Generaleinnehmer sich zu überzeu- 
gen. — Die Schlufsrechnung des Jahres (ßtat finat) wird' nach einem 
allgemeinen Schema angelegt, das für «He Bezirks- Oind-flir alle De- 
partements^ Kassen gleichförmig gedruckt, und welche Gleichförmig- 
keit- daduroh tbunlich ist, dafs , wie^erwähnt, diese Kassen als blofse 
Bianahmekasaen^ keine Art von Ausgaben, zu verrechnen haben. In 
dieser Schlufsrechnung wiru* das Solleinkommen von direkten Steuern 
durch den Repartitionsetat derselben auf die Gemeinden der Bezirke, 
Cin der Departementsrechnung, auf die Bezirke des Departements), 
das Solleinkommen von den indirekten Abgaben und den Einnahmen 
aus den finanziellen regit • aber, durch «in Verzeiehnifs der Quit- 
tungen belegt , welche die Bezirkseinnehmer den Regiebeamtei* über 
die von ihnen pealisirten Ablieferungen ausgestellt haben, welches 
von 'den Chefs dieser Verwaltungen (Domänen und Enregistfement ; 
Dpuanen und indirekte Abgaben etc.) beglaubigt seyn mufs Diese 
Rechnung des Bezirkseinnehmers wird dreifach ausgefertigt und an 
den Generaleinnehmer (der seine eigene Rechnung an das Finanzmini- 
sterium einsendet, welches dieselbe nach ihrer vorläuügen Prüfung 
an. den Rechnungshof abgibt) übersandt, welcher nach vorläufiger 
Prüfung, das eine Exemplar dem Bezirkseinnehmer remittirt,, welches 
spdann, wenn keine Ausstellungen gemacht sind, demselben zur eins- 
weiligen, vorläufigen Decharge dient j das 2te an den Rechnungshof 
einsendet, das 3te aber zum Behuf seiner eigenen Rechnungsstellung 
hei sich behält. * 



*) Zur* Erläuterung wird bemerkt, dal* alle Quittungen der Besirk*einneh~ 
nier von (fem UnterprHfekten , jene, der Generaleinnehmer von dem Präfekten 
unter Prajudia; der Ungllttgkeit visirt seyn müssen, zu >wtchera Behuf bei 

. Jedem , dieser Beamten ein besoaderes Visaregister mit einem t a 1 o n ge- 
führt wird, auf welchem der Hauptinhalt der Quittung, die mit dem talon 
gleiche Nummer hat , notin wird , und welcher leztere in dem Register zu* 
rückbleibt. 
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die Rechnungskammer, deren Einzug aber durch die Finanzbe- 
hörden bewirkt wird. 

§. 131. 

Gegenstand und Zweck der (lediglich formellen) Revi- 
sion (') besteht in der Prüfung, und beziehungsweise in der 
Berichtigung des Kalküls , sowohl in der Rechnung selbst , als 
in den Belegen ; in der Prüfung dieser lezteren, sowohl in Ab- 
sicht auf ihre Beschaffenheit und Zulänglichkeit, als auch ihrer 
Ubereinstirnmung mit den 'Rechnungsposten, welche durch die- 
selben begründet und gerechtfertigt werden sollen ; Prüfung die- 
ser lezteren selbst, in Beziehung und Vergleichung mit dem 
Etat, welcher bei der Rechnung zum Grunde liegt, und den Ver- 
fügungen, welche in Beziehung auf Einnahme oder Ausgabe etwa 
besonders ettheilt seyn können ; endlich ein« solche, ob und in 
wie fern alle in Ansehung d«r Rechnungsführung und der Behand- 
lung des Kassen und Rechnungswesens bestehenden gesetzlicheil 
und reglementären Vorschriften gehörig und vollständig beob- 
achtet sind? Allgemein besteht hierbei die Vorschrift, dafs bei 
der Revision, weder in der Rechnung noch in den Belegen irgend 
etwas abgeändert werden darf, und dafs die Posten bei welchen 
eine Erinnerung statt findet, lediglich unterstrichen, oder, wo 



1) Nicht eine materielle Prüfung oder eine solche in Betreff 
der Verwaltungsanordnungen, M. s. o. $.22. — Kieschke in d, a. 
W., in welchem in Absicht auf das Rechnungsrevisionswesen viel Gu- 
tes und was Berücksichtigung verdient, enthalten ist, begreift zwar 
auch die Prüfung in materieller Hinsicht , in der Revision , ohne je- 
doch irgend eine Befugnifs zum ' Eingreifen in die Verwaltung der 
revidirenden Behörde einzuräumen, die vielmehr zur Abgabe der 
in materieller Beziehung gemachten Erinnerungen an die Staatskon- 
trole, und diese zur geeigneten Verhandlung mit den betreffenden 
Verwaltungsbehörden verpflichtet .seyn soll CS. 267 §. 40). Dieser 
an sich, und auch in der Beziehung, dafs die eigentliche Bestimmung 
der Bechnuogskammer nicht verrucht wird, zweclcmäfsige Vorschlag, 
sezt indessen das Daseyn einer Staats - % oder Generalkontrole in dem 
Verwaltungsorganismus zum voraus. Wo eine solche nicht besteht, 
erfüllt, freilich nicht so vollständig, die Vorlage der in materieller Be- 
ziehung gemachten Erinnerungen an den Regenten, das, was durch 
den Vorschlag bezweckt ist. 
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dieses in Absicht der richtig befundenen vorgeschrieben ist, auf 
eine andere Art bezeichnet, die. geinachten Erinnerungen (Rech- 
nungsbedenken , Monita etc.) aber in em besonderes Revisions- 
protokoll konsignirt werden. ( l ) Der allgemeine Geschäftsgang 
ist sodann, da£s dieses Protokoll, welches gewöhnlich von 
einem Revisor bei Abnahme, der Rechnung abgehalten und auf- 
gestellt wird, entweder von diesem, pde* nach vorgangiger 
Prüfung durch ein Mitglied der Rechnungskammer, von diesem 
in dem Kollegium vorgetragen, und über die Beibehaltung oder 
Verwerfung der .gemachten Erinnerungen ein Beschluß gefafst 
wjrd,- wonach die beibehaltenen dem Rechnungsführer zur Erledi- 
gung innerhalb einer bestimmten Frist zugefertigt werden. 

Nach Ablauf dieser Frist wird zur J u s t i f i k a t i o n geschritten, 
oder zur Prüfung und Entscheidung: in wie fern die Erläuterun- 
gen, welche der Rechnungsführer zur Erledigung der gemachten 
Aufstellungen oder Erinnerungen und' zur Rechtfertigung seiner 
Rechnung entweder schriftlich eingesandt, oder, wo sein persönli- 
ches Erscheinen bei der Behörde üblich ist, in dem iyerzu angesezten 
Termine vorgelegt hat, als genügend, oder aber als nicht erschöpfend 
und als unzulänglich zu betrachten sind? In dem ersten Fall 
wird ein finaler Abschlufs der Rechnung formirt und dem Rech- 
nungsführer eine De ch arge (Absolutörium, Quittung) ertheilt^ 
die entweder unter dem Abschlüsse- der Rechnung, oder auch 
als eine besondere Urkunde ausgefertigt wird. In dem Fall aber, 
dafs die Erläuterungen als nicht genügend beurtheilt werden, 
wird dem Rechnungsführer zur vollständigen Rechtferti- 
gung eine nochmalige Frist gestattet, oder abet «s werden 
ohne eine solche die gezogenen Defekte, von welchen das 
Finanzministerium zum Behuf weiterer Verfügung in Kennt— 
nifs gesezt wird, demselben zur Last gesezt, und die pecharge 
bedingt und mit Beziehung auf diese Belastung auegefertigt, wo- 



1) Die Gegenstände, aufweiche nach den allgemein bestehenden 
Vorschriften bei der Revision zu sehen ist, und die gewöhnliche Ge- 
jchäftsnehandmng , in Feder 1. c. §. 204 folg. Übrigens vergl. man 
auch die im §. 22 alfeg. Verord. und die (grofshtrz.) hessisclfe In- 
strukt. für die Jnstifikatur der Rechnungskammer v. 19. Okt. 1821 
CRggsbl. Nr. 51.) 
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. gegen 1" den meisten Staaten dem Rechnungsführer jedoch der 
Rek*r9 an die oberste Staatsbehörde, in einigen an das Appel- 
lationsgericht offen steht/ (*) * 

Die Form der Revisionsprotokolle ist willkürlich, entweder 
so, dafs die Ausstellungen und Erinnerungen in Form eines 
Protokolls redigirt, die Erläuterungen in einer besondern Ko- 
lonne beigefügt^ oder in Form eines Berichtes gefafst werden^ 
oder aber tabellarisch und so, dafs die abtaten, die Erläute- 
rungen derselben, der Antrag des Referenten, und die Entschei- 
dung -der Behörde, in neben einander laufenden Kolonnen nieder- 
geschrieben werden. 



Bei der Verschiedenheit der formellen Behandlung in den 
einzelnen Staaten, hat in dem vorstehendenden §* nur dasjenige 
Verfahren, welches mit minder wesentlichen Modifikationen, 
die hie* und da statt finden, als das allgemeinere beste- 
het , angedeutet werden können* Als- Beispiel der eben er- 
wähnten Verschiedenheit mag nachstehende Anzeige der Be- 
handlung des - Revisionswesens in r .Baiern und Frank- 
reich dienen," welches in mehrfacher Beziehung von jener 
in anderep Staaten eigenthümlich abweicht. 

In Bauern legen die Rentämter ihre Rechnungen bei 
den Kreisfinanzkammern ^ die von einer Zentraladxninistra- 



* 1) M. s, U Th. S. 112. Note 2. ^— ÜW das Revisionswesen (wohl 
auch Unwesen) vieles, das Beachtung verdient, in dem angeführten 
Werke von Kieschlte S. 271. §. 45 folg., insbesondere auch der 
Vorschlag der Trennung derjenigen Erinnerungen , welche die Kassen- 
fahrung und den R. F. treffen, von' denjenigen, welche nur die ver- 
waltende Behörde seihst erläutern kann (S. 277, 332), sodann, dafs 
nach einer zweiten Notatenbeantwortung, die Berichtigung der Rech- 
nung unbedingt erfolgen sollte (S. 333 §. 114), wodurch das Verschlep- 
pen dieser leztent allerdings am besten zu beseitigen ist. Dem ersten 
Vorschlage ist in mehreren Staaten durch die Anordnung, dafs die R. 
F. ihre Rechnungen durch ihre vorgesezte. Behörde an die Oberrech - 
nungAammer einsenden müssen, in so fern genügt, als diese Behörde 
zu ihrer Prüfung in administrativer Hin ich t und v zur Beifügung von 
Erläuterungen, Belegen etc. verpflichtet sind, welche den R. F. zunächst 
betreffen, und dieser daher auch nicht beschaffen kann. 



I 

t 
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tion rcsßortirenden Beamten, (Zoll- u. Postämter etc.) die 
ihrigen bei ihren Zentraladmmis Kationen,- in erster Instanz ab ; 
' beide bei dem obersten Rechnungshof in zweiter Instanz, bei 
welchem die Kreiskassen , die R. F. der Generaladministra- 
tionen und der Zentralstellen, sodann die Zentralstaatskasse, 
die ihrigen in erster und Lezter Instanz ablegen. - 

Jedes Rentamt nämlich überreicht seine Rechnung bei 
der Kreisfinanzkammer, bei welcher dieselbe durch * # das 
Rechnungskommissariat revidirt wird, welches die gemach- 
ten Monita der Finanzkammer vorlegt, von welcher diesel- 
ben nach vorgängiger Durchsicht und vorläufiger Berichtigung 
in Form und Wesenheit, dem Rechnungssteiler zur Beant-* 
wortung zugefertigt, welche leztere aber nach ihrem Eingange 
ebenfalls gaprüft wird, worauf die Superrevision und Justin- 
kation in nachstehender Art erfolgt. Ein von dem obersten 
Rechnungshofe abgeordneter Rath nämlich bildet^ mit Bei- 
ziehung de» Direktors der Finanzkammer, eines Ratheg und 
des Kreiskassirers an dem Sitze der Regierung eine Rech— 
»ungsawfnahmskomntission, vor welcher 4er Rech- 
nungsführer und Steiler sich persönlich einfinden , und die 
über seine Rechnungsablage gemachten Revisionen und Su- 
per-Revisionen beantworten mab ; die Kommission beschliefst 
über die Richtigkeit der Rechnung, oder die noch fernere 
Haftungen des Beamten , und sezt zugleich die Summe fest, 
über welche .derselbe sogleich mit der Kreiskasse abzurech- 
/ nen hat. , Der Abrechnungskommissär aber erstattet über 

diese Verhandlwig, unter Beilegung sämmtlicher Akten, 
Bericht an den obersten Rechnungshof, weichet demnächst 
üj>er die] definitive Erledigung erkennt« 

Die Rechnungen der Berg-, Hütten—, Salinen—, Zoll-* 
und Postämter, die Regierechnungen der Regies werden, 
wie vorstehend* erwähnt, in erster Instanz bei den Admini- 
strativsteller revidirt, sodann zur Superrevision und Justifika'— 
tion sammt den Revisionsakten an dftin obersten Rechnungshof 
eingesandt, bei welchem die erstero, nämlich die Superrevi- 
sion, durch ein Mitglied des Kollegiums bewirkt wird, welches 
in demselben über den Befund Vortrag erstattet, worauf die 
Justinkation oder die sonstigen Beschlüsse durch Mehrheit 
•der Stimmen in lezter Instanz ausgesprochen werden. 
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» 

Die Rechnungen der Krejskassen endlich, so wie jene 
der Schuldentilgung*-*, oder Zentralstaatskasse jetc, diesämmt— 
lieh in erster tmd lezter Instanz bei dem obersten* Rech- 
nungshof zur Erledigung kommen, werden von einem Rech— 
nungskommissär desselben revidirt, von einem Mitgliede 
des Kollegiums superrevidirt , die Revision»- und Super— 
revisionserinerungen der rechnenden Stelle oder- Kasse zur 
Beantwortung zugefertigt , über diese leztere von dem su— 
perrevidirenden Mitgliede in dem Kolleginm Vortrag gehalten, 
auf welchen ein Beschleus gefalst und derselbe in der vor- 
schriftsmäßigen Form ausgefertigt wird. Im Fall ein eidli- 
ches Absolutorium nicht ertheilt werden kann, bestimmt der 
eben erwähnte Beschluß die Frist, binnen welcher die über- 
haupt nicht oder nicht hinlänglich erledigte» Erinnerungen 
und Ausstellungen erledigt werden sollen, nach deren etwa 
fruchtlosen Ablaufe, der oberste Rechnungshof dem Finanz- 
ministerium davon Anzeige macht, damit dieses die geeig- 
neten Zwangsmaaisregeln vorkehre. 

Endlich werden die Resultate der Kreiskassenrechnun— 
gen, unter Leitung der Abrechnungskommission; von dem 
Kreisrechnungskommissariate in Übersichten, -welche alle 
jene Rubriken der Einnahmen und Ausgaben, die für die 
Generalfinanzrechnung erfordert werden , enthalten , zusam- 
mengetragen, von der erwähnten Kommission beglaubigt, 
und dem obersten Rechnungshofe vorgelegt, bei welchem 
eine ähnliche Zusammenstellung aus den zu seiner unmittel- 
baren Revision und Superrevision gehörigen Rechnungen ge- 
fertigt, und aus welcher, in Verbindung mit den aus den Re- 
sultaten aus den Kreis— und eben/ erwähnten übrigen Rech- 
nungen, die Generalhnanzrechnung (welche den Ständen 
vorgelegt wird) aufgestellt wird. (*) 

Noch abweichender von dem in der Mehrzahl von Staa— 



• » 

1) M. 9. Vortrag über die Staatseinnahmen, im Namen des 2teti 
Ausschusses der Kammer der Abgeordneten in* den Verhandlungen der 
2ten Kammer der Standerersammlung des Königreichs Baiern , im Jahr 
1822. 7te Beil. Bd. S. 80 folg. Über den im Ganzen gleichen Gang der 
Revision der Militärrechnung, Ebend. 6te Beil. Bd. S. 16. — M. vergl. 
auch Schmelzing II. S. 191 folg. 



. / 



. Jen gewöhnlichen* Verfahren , ist jenes in Frankreich, wo- 
selbst die Formen desselben mehr gerichtlich gebildet, so wie 
auch jene in Ansehung 4es inttnera Dienstes, von, den Ein- 
richtungen in andern Staaten verschieden sind. ' 

Für das gaitee Königreich besteht nur e^n einziger 
Rechnungshof,^ 1 ) bei welchem nieht nur die Rechnungen 
von allen Staatskassen, sondern au$h jene von den Depar- 

. tements un4 Kommunen für welche- $as Budget vom Könige 

,. vorzogen wird» aar. Prüfung und Decharge vorgelegt werden 

"müssen. Der Rechnungshof selbst. ist in mehrere Kammern 

.„abgetheilt, deren jede unter eineqpi besondern Präsidenten, 
aus einer Anzahl von Räthen (Matt res des Comptes) besteht, 

>ünd. wacher eine. »Anzahl von Rovigon (teferendaires) zu~ 

ige*heilt ist, aufsei di^aenv Personal f^ir die Revision selbst 

i aber,, ein Proaureur gineral und *in Grelleren chef bei 
i t demselben angestellt sinA - ? . 

- . Jeder Rechnungsführer ist verpflichtet, seine Rechnung 
in dem durch Gesetze oder Reglements ^stimmten . Termine 
bei dem Sekretariat des Rechnungshofes einzureichen, bei 
Vermeidung ^er für den entgegengesezten Fall gesetzlichen! 
Strafen., deren Veifrätigung de* Rechnungshof verfügt Die 
Revision der Rechnungen wird du$ch die Referendarien be- 
wirkt, die über. eine jede Rechnung zwei, verschiedene Pro- 
tokolle o4er Bericht^ ausarbeiten müssen*, von welchen der 
eine sich auf die f o r ra e 1 1 e Revision der Rechnung bezieht und 
aufdiese beschränkt ist, indem andern aberalle^ konsignirtwird 

, was in m a t e r*i eil e r Beziehung bei einer Rechnung zu bemerk 
ken seyn kann, {les Observation* qui peuvent resulur de la 
comparaison de Ja uature des recetißs avec les lois , et de la 
nature des depenses avec les Credit*^ h Im Fall die Revision 
einer Rechnung wegen ihres Umfanges die Arbeit mehrerer 
. , Referendarien erfordert, wird von dem Chefpräsidenten 
die nothwendig erachtete Anzahl, zugleich aber auch ein 
RejEerendar erster Klasse zur Aufsicht und speziellen Leitung 
ihrer. Arbeiten ernannt, welcher dieselbe demnächst in ein 
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1) Vorder Revolution haben in Prankreich 12 ftechhungskammern 
bestanden , dfo förmlich ah gerichtliehe Behörden konstituirt gewesen 
sind. '• • . * 

IL 15 



-. 222 

Ganzes vereinigt, ans derselben in der-Kammer den Vortrag 
erstattet, Welchem die übrigen bei demselben betheiligten 
Referendarien' ebenfalls beiwohnen. Ehe dieser statt findet, 
werden von d&m Präsidenten der betreffenden Kammer, die 
vorerwähnten beiden Berichte einigen Referendären zugetheilt, 
um ihre Richtigkeit und Vollständigkeit durch deren Verglei- 
chung mit der Rechnung zu prüfen , nach welcher Prüfung, 
lind nachdem der revldirende Referendar seinen Vortrag er- 
stattet hat, der Präsident ein Mitglied des Rechnungshofes er- 
nennt, zur ^Untersuchung und Prüfung: 

a) ob der Referenda* die Revision wirklich selbst bear- 
beitet hat? 

b) 6fy und in wiefern die Ausstellungen und Erinnerungen, 
welche derselbe niedergeschrieben hat, begründet sind? 

c) endlich, in wie fern die Revisionsarbeit vollständig und 
gründlich ist, zu welchem Ende derselbe einige Kapitel 
in der Rechnung selbst- prüfen und mit den Belegen 
vergleichen muls. • 

Der Vortrag, welchen demnächst dieses Mitglied (Maitre 
des Comptes) erstattet, und welchem der Referendar oder die 
Referendarien die den ersten erstattet' haben, beiwohnen, ist je— 
doch lediglich auf dasjenige beschränkt, was auf die f o r m eile 
Revision der Rechnung Bezug hat, (»wr tont ce qui est 
relatif d la ligne de seuletn'eHt.) Den zweiten Be— 
rieht mit den Bemerkungen in Betreff der Prüfung in mate- 
rieller Beziehung, übergibt derselbe dem ersten Präsidenten 
des Rechnungshofes', welcher am Schlüsse eines jeden Jah- 
res, gemeinschaftlich mit vier anderen vom Könige ernann- 
ten Kommissarien, dieselben prüft und sichtet, und diejeni- 
gen, welche diese Kommission als begründet oder beach- 
tungswerth erachtet, dem Könige vorlegt. 

Bei dem Vortrage hat der revidirenjje Referendar Aas erste, je- 
doeh lediglich konsultative Votum, nach ihm der referirende 
Rath welchem die übrigen nach Maafsgabe ihres Dienstalters fol- 
gen. Im Fall bei der Abstimmung einander entgegengesezte An- 
sichten sich äutsern, kann zu einer zweiten geschritten werden, 
nach deren Ausfall sodann der Beschlufs gefa&t un/L der Fi— 
inalabschlufft der Rechnung gezogen wird. Der Entwurf der 
Beschlüsse (Arrits) wird von dem vortragenden Referendar 



—mm jCXÖ 

redigirt, von ihm u»d von dem Präsenten der Kammer, in 
Welche? dieselben gefafst worden sind, unterzeichnet, und 
mit der Rechnung und allen Belegen an den Kanzleidi- 
rektor {Greffier en chef) abgegeben, welcher den Entwurf 
dem ersten oder Chefpräsidenttn zur gleichmäßigen Unter- 
zeichnung vorlegt, worauf die Expedition (in förmlicher Kanz- 
leiausfertigung) erfolgt. 

Die Beschlüsse des Rechnungshofes haben (in dem • 
AJaafse wie gerichtliehe Erkenntnisse) exekutorische Kraft, 
vorbehaltlich, jedoch des Rechtes zum Rekurs an den Staatsrath, 
der von dem Rechnungsführer, im Fall derselbe eine Verle- 
tzung der gesetzlich vorgeschriebenen Formen oder der Gesetze 
nachweisen ?u können glaubt, innerhalb drei Monaten ergriffen , 
werden kann und ergriffen werden mufs, und in Ansehung von 
welchem sodann wie bei allen* übrigen streitigen Verwaltungs-» 
fcachen verfahren wird. Eine gleiche Befugnifs zum Hekurs 
und aus dem, nämlichen. Fundamente steht, den Departements- 
ministem zu, die denselben mittelst Berichtes an den König 
einfuhren, der sodann an den Staatsrath abgegeben wird. 

Endlich kann der Rechnungshof selbst zu einer Revision 
seiner Beschlüsse und Erkenntnisse schreiten , entweder von 
Amtswegen, öder wenn ein Rechnungsführer eine solche 
nachsucht, und sein Gesuch durch die Vorlegung von Bele-1 
gen zur Rechtfertigung seiner Rechnung, c$e derselbe erst nach 
dem Erkenntnisse aufgefunden hat, begründet; endlich auch 
auf Requisition des Procureur gini cf 1, wegen Irrthü- 
mern, doppelten oder unrichtigen , Ansätzen, v die gelegenheit- 
lich der Revision anderer Rechnungen entdeckt. worden sind. • 
** Die Befugnisse und Pflichten dieses leztern, >y eiche 
derselbe nur im Wege der Requisition ausüben kann , sind 
nachstehende, nämlich; 

a) derselbe hat ein vollständiges Verzeichnis von allen 
^Rechnungsführern , deren Rechnungen zur Kompetenz 
des Rechnungshofes gehören, aufstellen zu lassen, auf 
die richtige Innehaltuhg der Einsendungstermine zu ach- 
ten, und im Fall einer Nachläsigkeit oder Versäumnifs, 
die Verhängung der gesetzlichen Strafen gegen die Säu- 
migen zu requiriren; 

b) darauf zu wachen, dafs die Kammern die vorschrifts- 
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miuVgen» Sitzungen halten, Se Referendalien . ihren 
Dienst erfüllen, und im entgegengesezten Fall, den er- 
sten Präsidenten am Remedar zu reqniriren ; 
c) sodann hat derselbe dem Finanzminister eine Expedi- 
tion der Erkenntnisse 1 des Rechnungshofes einzureichen, 
und im Fall in einer bereits dechargirten Rechnung Irr- 
thiimer, doppelte oder unrichtige Ansätze zum Nach- 
theil des Staatsschatzes, der Departements oder Gemein- 
den entdeckt werden, bei demselben eine Revision dieser 
Rechnung , und die Füllung eines Erkenntnisses einzu- 
leiten und zu betreiben ; . • 
ä) in allen Fällen, in welchen ein- Referendar gegen einen 
Rechnungsführer den -Verdacht einer betrüglichen An- 
rechnung oder Konkussion äulsert, mufs ehe ein Be~ 
schluls gefafst wird, der procureur ghteral in die Si- 
tzung berufen und müssen seine Anträge vernommen 
werden; 
e) was auch in allen 'Fällen , wo es , sich um Verfügung 
auf Gesuche um Löschung oder Transkription etc. von 
Hypotheken, welche die Rechnungsführer zur Sicherheit 
bestellt haben, handelt, geschehen mufs; 
f) endlich hat derselbe die Benignus, von allen Rechnun- 
gen, in Ansehung weicher er dieses für nothweiidig 
erachtet, Einsicht zu nehmen, -was der Rechnungshof 
demselben auch von Amtswegen auftragen kann. 
Endlich besteht die Vorschrift, da£s kein Referendar zwei— 
mal nach einander mit der Revision, kein Mitglied {Mctüred^C) 
zweimal nach einander mit dem Vortrage über die Rechnung des 
nämlichen Rechnungsführers beauftragt werdeu kann, so- 
dann, dafs vor. zurückgelegtem 30ten Lebensjahr, Niemand »um 
Mitglied des Rechnungshofes oder als procu.reur giniral % 
und vor zurückgelegtem 25ten Jahre, Niemand zum Referenda? 
ernannt werden kann. (*) 



1) M. 8. JLoi relative a $ Organisation de ta Cour des comptes, y* 
16. Sept. 1807 {Bull. d. *£. Nr. 161) und De'crei contenant Organisation, 
de la Cour des compies , y. 28- Sept. 1807, {Bull d. JU JN'r. 163). Beide 
auch in dem Second supplem. des Codes Napoleon etc. publies depuis Vas% 

4808 — 1810. Paris 1810, nebsf fon Motiven über das entere Gesetz 
abgedruckt 
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Rechenschaftsberichte. Unabhängig von den Rech- 
nungen über die Erhebung und gesetzliche Verwendung dex 
gtaatsrevenüen , werden in den meisten Staaten, besonders in 
solchen mit einer Repräsentativ Verfassung, von den Departe— 
mentschgfs Rechenschaftsberichte erstattet, cWch welch e, 
Darstellung und Rechtfertigung des, Ganges und der Resultate 
der Verwaltung bezweckt wird, (*) 

Dieselben bestehen in einer vollständigen und detaillirten 
Darstellung der , Anordnungen , die in Reziehung auf jeden der 
verschiedenen Verwaltungszweige eines jeden, Departements, 
Vorbereitet und eingeleitet, oder wirklich ausgeführt worden 
sind,, der Art wie, der Mittel durch welche diese Ausführung 
bewirkt worden ist, der günstigen oder ungünstigen Resultate, 
welche sich aus denselben entwickelt haben 1 , der Ursachen wel- 
che die Erreichung der erstehen erschwert , die lezteren herbei- 
geführt haben, der Mittel, die beziehungsweise zur Berförde— 
rung der ersteren und zur Beseitigung der lezteren vorgc-r 
lffehrt worden sind» »oder vorzukehren seyn möchten; sodann 
ip einer solchen der Bedürfnisse eines jeden Departements in le- 
gislativer und in andern Beziehungen, endlich des Ganges und 
der Geschäftslage im Innern eines jeden Departements, 

Insbesondere urnfafst jener des Pepartements des I n - 
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Eine modiffoirte Übertragung der vorstehenden Einrichtungen , iri 

dim Dt er et royal du 4. Aout 1810 relatif ä Ve'tablisaement d'une Cham- 
bre des compU* pour le royaume £dt fFestphalie) Gesetzbull» von. 1810 
Nr. 28. S. 404 folg.) und Beeret du 23. Oetob. 1810 ?oncernant Vorga- 
nisation inißrimre 4 e J a Chambrt des comp t es, Ebendas. Nr. 39. 

,1) Vorgeschrieben sind solche Berichte, z. B. in Frankreich, 
wo dieselben- unter der kais. Regierung auch jährlich erstattet worden 
. sind, seit der Restauration aber nicht mehr erstattet, wenigstens 
nicht mehr der Publizität übergeben werden; inPreufsen (Verord. . 
itf>er die veränd. Verfass. d. oberst. Staatsbeh. v. 1810.) in Baiern, 
(Hab. Ord. v. *5. April 1817); in Würtemberg (5. Edikt r« 18. 
Nov. 1817) etc. Als Beispiele : diese Berichte in Frankreich bis 1813,* 
im Moniteur abgedrukt; jene die in der .Nassauischen Ständeversamml. 
in den Jahren 1817, 1818 etc. vorgelegt worden sind ein dem Verord. 
BI. abgedruckt) ; mehrere der Ministerien in R u f s 1 a n d , abgedruckt 
jfi Storph, Rufsland unter Alexander I* etq. 
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nern eine Darlegung aller Verhältnisse, die in Absicht auf die 
Zu— oder auf Abnahme der Population, der Ur— und industriellen 
Produktion, überhaupt in Beziehung auf alle gewerblichen Ver- 
hältnisse, auf Handel etc., auf Anstalten zu ihrer Erweiterung» 
Beförderung, Vervollkommnung, überhaupt auf die öffentliche 
und Volkswirtschaft etc., Bezug haben ; jener des Finanzmi- 
nisteriums aber, aufser der Darstellung der Resultate der finan- 
ziellen Verwaltung für das. abgelaufene Jahr, zugleich einte rai- 
sonnirte Analyse aller Quellen des Staatseinkommens in Absicht 
auf ihre Benutzung und mögliche Erweiterung , oder zu besor- 
gende Verminderung; sodann eine solche des Staatsaufwandes, 
sowohl überhaupt als in seinen einzelnen Zweigen ; der absolu- 
ten und relativen Gröüse desselben, und der Thunlichkeit oder 
Unthunlicnkeit seiner Beschränkung, endlich die Rechtfertigung 
des Bedarfs für das bevorstehende Finanzjahr mit der Angabe 
der Mittel zu seiner Deckung, überhaupt Begründung der An- 
träge die in Absicht auf die Anordnung des finanziellen Staats- 1 
haushaltes , in dem mit diesem Bericht zugleich vorgelegten Fi— 
nanzgesetz enthalten sind. (*) 

* Verschieden von diesem Bericht, jedoch als ergänzendes 
Element an denselben sich anschließend, ist derjenige mit wel- 
chem der definitive Abschlufs eines Finanzjahres (Loi des comp- 
tes) zur gesetzlichen Genehmigung vorgelegt wird , in welchem 
die wirklichen Einnahmen und Ausgaben mit den Fixationen 
in dem Staatsbudget verglichen, die -Ursachen und Gründe der 
Abweichungen vollständig nachgewiesen, begründet und ge— 
gerechtfertigt seyn müssen , und welcher mit der Rechtfertigung 
der Verwaltung für das abgelaufene Finanzjahr, zugleich Schlufs— 
stein für dasselbe ist. 



1) Als Beispiele solcher Berichte, der vor 1814 in -Frankreich 
in jedem Jahr vorgelegte compte de Vadministration des finances mit 
dem dazu gehörenden compte du tressor de Vempire des francais) mit 

welchen verglichen, die Berichte, wie dieselben in mehreren teutschen 
Standevers, vorgelegt worden sind, weder in materieller, noch in for- 
meller Hinsicht, als genügend erscheinen möchten. 
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DRITTER ABS C%H N I T T. 

I 

Andeutungen übe* die iPornten für' die Behandlung und Ein- 
kleidung der vorzüglichsten Geschäftszweige»/ 

\ 

1) Über die formelle Geschaftsbehandlung, be- 

sonders in Kollegien *. ....*. §. 68 — 69, 

(Vergleichende Bemerkungen über die in mehreren 
Staaten bestehenden Vorschriften.) 

2) Über dieselben in dem Büreausysteme . . 1 §. 77. 

3) Über, die mechanischen Geschäftseinrichtungen in bei- 

den Systemeri. ....... ../....., §, 71—72. 

4) Über die allgemeinen Einkleidungsformen der 

* Geschäfte r §. 73 — 74. 

5) Zweige, die besondere Formen erfordern $.75. 

a) in dem Depart. der auswart. Angelegenheiten \ §. 76 — 80. 

fc) ki dem Justizdepart. ;....* §. 81 — 82. 

t) in dem Militärdepart. : • '§. 83. 

d) in dem Depart. des Innern ; §. 84. 4 

6) In dem Finanzdepartement; Bezeichnung der vor-' 

züglichsten Geschäftszweige, für welche dergl. statt 
finden 1 t J. 85. 

A. Für die. Domänenverwaltung..... j, 86. 

(Ob der Staat Domänen besitzen soll?) * 
a) für die Honservation der Domänen ; ....;...... J. 87 — 88» • 

i) in Beziehung auf die Benutzung derselben ; ^ . . J. 89 — 95. 

O in Beziehung auf die Verwaltung; . • $. 96 — 97. 

CÜber die Ursachen der Gröfse der Verwaltungs- 
kosten, Besonders in den südteut sehen Staaten, 
und die Mittel zu ihrer Verminderung). 

B. Für die Forstverwal.tung; ,.. $.98 — 99. 

COb der Staat die Forsten besser in Privateigen- 
tum übergehen lasse?) 

C. Für die Bergwerks-', Hütten- und Sali-» 

nenverwaltung; :....« $.100. 

•D. Für dieVerwalt. der direkten Steuern; 

ajtJeber die verschiedenen Besteuerungssysteme,. $. 101. 
CÜber die Vortheile und Nachtheile der indi- 
rekten Steuern.) i 
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i Inhalt. 

b) Formen für die Veranlagung der direkten 
Steuern; — Kadaster nach den verschiede- 
nen Systemen für die Grün d s t e u e r $« 102 — > 

' (Über die Hosten für das Kadaster..) 
f) Kadaster für die Gebäudesfeuer.. 1 ....... (. 107. 

d) Kadaster für die Gewerbsteuer §. 108 — 

*) Formen ftr die Evidenthaltung des Kadasters. $. HO. 
CÜber die Veränderlichkeit oder Un Veränder- 
lichkeit der Grundsteuer.) v 
f) desgleichen für den Einzug der direkten Steuern §. 111. 
(Ueber dit beste Methode für den Einzug die- 
ser Steuern). 

E. Formen für die Verwaltung, der indirekten Abgaben $. 112 — : 

{Ueber die Lästigkeit dieser Formen, und die an- 
gebliche Unthunlichkeit einer Etatlsirung dieser 
Abgaben.) 

F. Formen für das Etatswesen. 

a) Allgemeine Grundsatze für die Aufstellung der 

Etats; ...7... $. 116 — 1 

fc) Begründung derselben < S* 120. 

r) Etats für Sie Militär- und för die Schulden- 
Verwaltung. ...... $• *21 — V. 

(Ueber die verschiedenen Arten, Schulden zu 
i&ontrahiren . und die Einrichtungen in Be- 
treff ihrer Tilgung.) « 
d) Etatsentwürfe und Zeitdauer der Etats • $. *23. 

7) Ueber die Disposition, über die Staatskasse und <he * 

die Formen aus Anlafs derselben $ 124. 

(Ueber die Spezialität der in dem Staatsbudget 
ausgesezten Fonds.) ' 

8) Situationsetats , ........ v v £. 125. 

9) Abschlüsse, vorläufige und* definitive §• 126 — 12 

(lieber den Unterschied beider und die Notwen- 
digkeit desselben.) 

10) Formen für die Kassenverwaltung $• 128 — 12! 

11) Formen für die Justifikatien <ler Rechnungen... 5- *^0 — 131 

12) Rechenschaftsberichte der Departementschefs .... $. 132. 

VIERTER ABSCHNITT. 

Formulare für die formelle Behandlung und Einkleidung ein- 
zelner Geschäftszweige. 

a) Für die Veranschlagung der Domänen, .... zu $. 89 — 95. 
5) Für die* Aufstellung eines Kadasters für die 

Grundsteuer, '. zu §. Ip2 — 106. 

c) Für ein solches für die Gebäudesteuer , .. zu §. 107 

d) ^ » % » » »■ » Gewerbesteuer , . '• *u j. 108 — 109. 
O Für die Evidenthaltung des Kadasters, .... zu .§. HO 

/) Für das Etatswesen , ; "..'.. % *u J. 116 - 119. 

f) Für Situationsetats, - zu '§. 125, 
) Für die Abschlüsse, .\. I' *u $. 126 -r 127. 
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